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Protokoll

über die 46. Sitzung vom 10. Oktober 2012

Beginn: 10:01 Uhr

Präsident Guido Wolf:	Meine	Damen	und	Herren!	Ich	eröff-
ne	die	46.	Sitzung	des	15.	Landtags	von	Baden-Württemberg.	
Ich	darf	Sie	bitten,	Ihre	Plätze	einzunehmen.

Dienstlich	verhindert	ist	Herr	Abg.	Professor	Dr.	Reinhart.

Urlaub	für	heute	habe	ich	Herrn	Abg.	Dr.	Rapp	erteilt.

Krankgemeldet	sind	Frau	Abg.	Lindlohr,	Herr	Abg.	Raab	und	
Herr	Abg.	Schwehr.

Für	die	Zeit	von	etwa	13:00	bis	15:00	Uhr	hat	sich	aus	dienst-
lichen	Gründen	Herr	Minister	Dr.	Schmid	entschuldigt.	

Dienstlich	verhindert	sind	Frau	Ministerin	Warminski-Leit-
heußer	bis	12:00	Uhr	und	Herr	Minister	Friedrich.

Meine	Damen	und	Herren,	ich	freue	mich,	dass	heute	ein	Kol-
lege	Geburtstag	hat.	Ich	möchte	dem	Kollegen	Andreas	Stoch	
im	Namen	des	Hohen	Hauses	sehr	herzlich	dazu	gratulieren.

(Beifall	bei	allen	Fraktionen)

Meine	 Damen	 und	 Herren,	 eine	 Zusammenstellung	 der	
E i n g ä n g e 	 liegt	vervielfältigt	auf	Ihren	Tischen.	–	Sie	
nehmen	davon	Kenntnis	und	stimmen	den	Überweisungsvor-
schlägen	zu.	Es	ist	so	beschlossen.

*

Im	Eingang	befinden	sich:

1.	 Mitteilung	der	Landesregierung	vom	2.	Oktober	2012	–	Information	
über	Staatsvertragsentwürfe;	hier:	Entwurf	des	Staatsvertrags	über	
die	Übertragung	hoheitlicher	Aufgaben	zum	Betrieb	eines	gemeinsa-
men	Vollstreckungsportals	der	Länder	–	Drucksache	15/2441

	 Überweisung	an	den	Ständigen	Ausschuss

2.	 Mitteilung	der	Landesregierung	vom	2.	Oktober	2012	–	Bericht	der	
Landesregierung	nach	§	6	Absatz	4	Landesstatistikgesetz	(LStatG)	–	
Drucksache	15/2436

	 Kenntnisnahme,	keine	Ausschussüberweisung

*

Damit	treten	wir	in	die	Tagesordnung	ein.

Ich	rufe	Punkt 1	der	Tagesordnung	auf:	

Aktuelle Debatte – Schulden über Schulden – Die grün-
roten Pläne zur Umsetzung der Schuldenbremse – bean-
tragt von der Fraktion der FDP/DVP

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Schon	wieder	eine	ten-
denziöse	Überschrift!)

Das	Präsidium	hat	wie	üblich	für	die	Aktuelle	Debatte	eine	
Gesamtredezeit	von	40	Minuten	festgelegt.	Darauf	wird	die	
Redezeit	der	Regierung	nicht	angerechnet.	Für	die	einleiten-
den	Erklärungen	der	Fraktionen	und	 für	 die	Redner	 in	 der	
zweiten	Runde	gilt	jeweils	eine	Redezeit	von	fünf	Minuten.

(Unruhe	–	Glocke	des	Präsidenten)

Ich	möchte	auch	daran	erinnern	und	dazu	ermuntern,	die	Ak-
tuelle	Debatte	in	freier	Rede	zu	führen.

Das	Wort	für	die	Fraktion	der	FDP/DVP	erteile	ich	Herrn	Kol-
legen	Dr.	Rülke.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Er	hat	schon	wieder	ei-
nen	ganzen	Karteikasten	dabei!	Guck	mal!)

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke	FDP/DVP:	Herr	Präsident,	lie-
be	Kolleginnen	und	Kollegen!	Finanzminister	Schmid	hat	in	
der	letzten	Woche	die	Sparer	in	diesem	Land	in	zwei	Katego-
rien	aufgeteilt:	die	Verbalsparer	und	die	Realsparer.	Herr	Kol-
lege	Schmid,	es	wäre	interessant,	in	diesem	Haus	eine	gehei-
me	Abstimmung	zu	der	Frage	durchzuführen,	in	welche	Ka-
tegorie	Sie	gehören.

(Heiterkeit	bei	Abgeordneten	der	FDP/DVP	und	der	
CDU)

Noch	interessanter	wäre	es,	eine	Umfrage	bei	der	Bevölke-
rung	im	Land	zu	der	Frage	zu	machen:	Ist	der	Finanzminister	
jetzt	ein	Realsparer	oder	ein	Verbalsparer?	Wenn	man	sich	Ih-
re	mittel-	bis	langfristige	Finanzplanung	anschaut,	dann	ist	die	
Frage	leicht	zu	beantworten.	Sie	wollen	in	den	Jahren	2013	
und	2014		3,3	Milliarden	€	neue	Schulden	machen.	Bis	2020	
wollten	Sie	8,8	Milliarden	€	neue	Schulden	machen.	Nach-
dem	dieses	Vorhaben	öffentlich	wurde,	sind	Sie	dann	zurück-
gerudert.	Zunächst	war	von	einer	Schuldenaufnahme	von	6,7	
Milliarden	€	die	Rede,	jetzt	immerhin	noch	von	6,4	Milliar-
den	€.	Aber	Ihr	Ziel	war	die	Schuldenaufnahme	von	8,8	Mil-
liarden	€.	

Das	war	auch	kein	Versehen,	Herr	Finanzminister.	Denn	Sie	
haben	hochoffiziell	der	Opposition	einen	–	ich	zitiere	–	„Re-
ferentenentwurf	des	Ministeriums	für	Finanzen	und	Wirtschaft	
als	Gesprächsgrundlage	für	ein	Gesetz	zur	Verankerung	der	
Schuldenbremse	in	der	Landesverfassung“	zugeleitet.	Darin	
standen	8,8	Milliarden	€.	Das	war	Ihr	Ziel,	meine	Damen	und	
Herren.	Da	soll	noch	jemand	ernsthaft	die	Frage	formulieren:	
Handelt	es	sich	um	einen	Real-	oder	um	einen	Verbalsparer?

Auch	der	Vergleich	mit	anderen	Bundesländern	spricht	eine	
eindeutige	Sprache.	Bayern	tilgt	1	Milliarde	€,	Baden-Würt-
temberg	macht	3,3	Milliarden	€	neue	Schulden.	Thüringen	–	
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das	muss	man	sich	auf	der	Zunge	zergehen	lassen	–	will	til-
gen,	Baden-Württemberg	macht	3,3	Milliarden	€	neue	Schul-
den.	Sachsen:	ausgeglichener	Haushalt.	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Hört,	hört!	
–	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Was	ist	das	für	eine	

Geisterrede?)

Mecklenburg-Vorpommern	strebt	einen	ausgeglichenen	Haus-
halt	an.	

Meine	Damen	und	Herren,	mit	Ihnen,	Herr	Schmid,	als	Fi-
nanzminister	kommt	Baden-Württemberg	in	der	Haushalts-
politik	dahin,	wo	Bremen	in	der	Bildungspolitik	schon	ist.	So	
sieht	es	aus.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Abg.	Karl-
Wilhelm	Röhm	CDU:	Sehr	anschaulich!)

Sie	legen	dem	Landtag	von	Baden-Württemberg	einen	Haus-
halt	vor,	der	rechtswidrig	ist	und	der	Landeshaushaltsordnung	
widerspricht.	Die	Landeshaushaltsordnung	sieht	nämlich	vor,	
dass	bei	solchen	Steuereinnahmen,	wie	wir	sie	 im	Moment	
haben,	eine	Neuverschuldung	gesetzwidrig	ist.	Das	kümmert	
Sie	nicht,	bzw.	Sie	ändern	die	Landeshaushaltsordnung,	um	
von	einer	rechtswidrigen	in	eine	rechtskonforme	Situation	zu	
kommen.

Außerdem	haben	Sie	Ihre	Wählerinnen	und	Wähler	getäuscht,	
meine	Damen	und	Herren.	Denn	wenn	man	sich	anschaut,	was	
Sie	 in	Oppositionszeiten	alles	angekündigt	haben	–	sowohl	
Rot	als	auch	Grün	–,	dann	wird	sehr	deutlich,	dass	es	sich	bei	
diesem	Haushalt	um	Wählertäuschung	handelt,	meine	Damen	
und	Herren.

Es	ist	doch	möglich,	ausgeglichene	Haushalte	vorzulegen.	Das	
haben	CDU	und	FDP/DVP	in	den	Jahren	2008	und	2009	vor-
geführt.	So	ist	es.	

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 FDP/DVP	 und	 der	
CDU	–	Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	In	den	letz-
ten	 16	 Jahren!	 38	Milliarden	 €	 Schulden!	 –	Abg.	
Wolfgang	Drexler	SPD:	Alles	 verschoben!	 –	Abg.	
Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	Das	war	doch	wie	ein	
Lottogewinn	für	Sie	und	nichts	anderes!	–	Gegenruf	
des	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU	–	Unruhe)

Das	können	Sie	nicht	bestreiten.	Man	muss	sich	anschauen,	
wie	Sie	diesen	aktuellen	Haushalt	 in	die	Öffentlichkeit	ge-
bracht	haben,	meine	Damen	und	Herren:	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Die	letzten	Steuer-
einnahmen!)

Der	Auftritt	im	Oktober	vor	der	Landespressekonferenz	war	
schon	denkwürdig.	Zunächst	brauchen	Sie	einen	Ministerial-
beamten,	der	Ihnen	aus	den	Unterlagen	heraussucht,	wo	über-
haupt	die	angeblichen	Einsparungen	sind.

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	So	ist	es!)

Dann	stellen	Sie	plötzlich	überrascht	fest:	Nicht	800	Millio-
nen	€	haben	Sie	–	angeblich	–	eingespart,	sondern	nur	640	
Millionen	€.	Meine	Damen	und	Herren,	dieser	Auftritt	vor	der	
Landespressekonferenz	hat	nicht	an	einen	Regierungschef	und	

an	seinen	Stellvertreter	erinnert,	sondern	das	war	eher	eine	
Folge	aus	der	Serie	„Hannes	und	der	Bürgermeister“.	

(Heiterkeit	und	Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	Abge-
ordneten	der	CDU	–	Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	
Fragt	sich	nur,	wer	der	Hannes	ist!	–	Abg.	Wolfgang	
Drexler	und	Abg.	Walter	Heiler	SPD:	Haben	Sie	et-
was	gegen	Bürgermeister?	–	Abg.	Rita	Haller-Haid	
SPD:	Das	Niveau	sinkt	stündlich!	–	Unruhe	–	Glo-

cke	des	Präsidenten)

–	Ich	weiß,	dass	Sie	das	nicht	gern	hören.	Aber	man	muss	sich	
einmal	auf	der	Zunge	zergehen	lassen,	was	da	angeblich	für	
Einsparungen	sind.

(Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	Das	ist	die	popu-
lärste	Sendung!)

340	Millionen	€	nehmen	Sie	den	Kommunen	weg.	Das	kann	
man	ja	tun.	Aber	dann	zu	erklären,	das	sei	eine	Einsparung,	
das	ist	schon	ziemlich	dreist,	meine	Damen	und	Herren.	Das	
soll	eine	strukturelle	Einsparung	sein.	Bis	2016	läuft	die	Ver-
einbarung.	Wo	wird	denn	da	strukturell	gespart?

(Abg.	Muhterem	Aras	GRÜNE:	Wissen	Sie,	was	„struk-
turell“	bedeutet?)

Noch	besser,	meine	Damen	und	Herren:	120	Millionen	€	Aus-
schüttung	von	der	Landesbank	Baden-Württemberg	als	Ein-
sparung	zu	bezeichnen

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Das	ist	ja	
hanebüchen!)

und	dann	gleichzeitig	 zu	 erklären,	 das	 sei	 eine	 strukturelle	
Einsparung,	weil	das	in	jedem	Jahr	komme	–	–	So	wie	Sie	ein-
sparen,	erinnert	das	an	den	berühmten	Dreizentnermann,	der	
erklärt:	„Ab	heute	nehme	ich	ab.“	Und	jedes	Mal,	wenn	er	
sich	auf	die	Waage	stellt,	hält	er	sich	an	der	Wand	fest	und	er-
klärt:	„Guckt	mal,	schon	wieder	abgenommen.“	So	sparen	Sie	
ein,	meine	Damen	und	Herren.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Abg.	Rita	
Haller-Haid	SPD:	Schon	wieder	 so	 ein	Niveau!	 –	
Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	So	ist	aber	auch	Ihre	

Rede!	–	Weitere	Zurufe)

Dann	erklären	Sie	immer,	wir	würden	keine	Vorschläge	zur	
Haushaltskonsolidierung	machen.	Sie	wissen	genau,	welche	
Vorschläge	wir	machen.

(Abg.	Muhterem	Aras	 und	Abg.	Andreas	Schwarz	
GRÜNE:	Welche?)

Dazu	in	der	zweiten	Runde	mehr.	

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Welche?	Welche?	–	
Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Welche?)

Jetzt	will	ich	erst	einmal	hören,	was	Herr	Schmid	zu	sagen	
hat.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Zuruf	von	
der	CDU:	Bravo!	–	Abg.	Andreas	Stoch	SPD:	Diese	
Rede	war	Körperverletzung!	 –	Abg.	Hans-Ulrich	
Sckerl	GRÜNE:	Das	wird	auch	in	der	zehnten	Run-

de	nichts!	Das	wissen	wir	jetzt	schon!)
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Präsident Guido Wolf:	Für	die	CDU-Fraktion	spricht	Kol-
lege	Hauk.

(Unruhe)

–	Ich	darf	Sie	um	Ruhe	bitten.	

Abg. Peter Hauk	CDU:	Herr	Präsident,	meine	sehr	verehr-
ten	Damen	und	Herren!	Ich	zitiere	mit	Ihrer	Erlaubnis,	Herr	
Präsident:

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Nein!)

Darum, meine Damen und Herren, müssen wir bei die-
sem Haushalt damit beginnen, die Ausfahrt aus der Schul-
denspirale zu nehmen, und zwar heute und nicht erst nach 
der nächsten Landtagswahl, im Jahr 2012 oder 2013. 
Jetzt müssen wir Konsolidierungspfade beschließen, wenn 
wir den Staat nicht in die Handlungsunfähigkeit führen 
wollen.

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Kretschmann!)

Das	waren	Ihre	Worte,	sehr	geehrter	Herr	Ministerpräsident,	
in	diesem	Hohen	Haus	am	19.	Januar	2010.	

(Zurufe)

Das	ist	gerade	einmal	zwei	Jahre	her.	

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Was	interessiert	
mich	mein	Geschwätz	von	gestern?)

Jetzt	erklären	Sie:	„Ich	wüsste	nicht,	wie	das	gehen	soll.“	Rat-
losigkeit.	

(Heiterkeit	und	Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/
DVP	–	Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Sie	haben	ihn	halt	
nicht	befolgt!	–	Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Haben	

Sie	es	gemacht?)

Das	waren	Ihre	Worte	am	gestrigen	Tag:	„Ich	wüsste	nicht,	
wie	das	gehen	soll.“	Gleichzeitig	verbergen	Sie	aber	Ihre	Un-
fähigkeit	nicht	und	Ihren	Unwillen	nicht.	Sie	wissen,	wie	es	
geht,	aber	Sie	wollen	nicht.	Das	ist	der	ganz	entscheidende	
Punkt.	Sie	haben	nämlich	in	Bezug	auf	Edmund	Stoiber	und	
dessen	Einsparungen	im	bayerischen	Haushalt	auch	hinzuge-
fügt:	„Es	hat	ihn	die	Mehrheit	gekostet.“	

(Zuruf	der	Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU)

Meine	Damen	und	Herren,	das	ist	das	wahre	Motiv.	Sie	wis-
sen	schon,	was	Sie	tun	können,	aber	Sie	tun	es	nicht,	und	Sie	
wollen	es	nicht.	Das	ist	der	ganz	entscheidende	Punkt,	wes-
halb	wir	in	diese	Misere	fahren.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Ich	finde	schon,	dass	es	der	Gipfel	ist,	wenn	Sie	der	Opposi-
tion	dann	vorhalten,	jetzt	solle	sie	einmal	Vorschläge	machen.	
Die	Verfassung	sieht	eindeutig	vor,	dass	die	Landesregierung	
einen	Haushaltsentwurf	vorlegt.

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Das	haben	Sie	doch	
auch	immer	gesagt!)

Die	Landesregierung	 legt	 einen	Haushaltsentwurf	 vor.	Wir	
wollen	Sie	daran	erinnern,	Herr	Ministerpräsident,	dass	Sie	

damit	verpflichtet	sind,	diese	Lücken,	die	sich	finanzpolitisch	
auftun,	auch	zu	schließen.

Ich	zitiere	noch	einmal	–	vom	18.	Dezember	2007	–	Winfried	
Kretschmann:

Man hat als Opposition schon das Recht ..., zu hören, was 
Sie vorhaben, um diese Lücken zu füllen.

(Lachen	der	Abg.	Muhterem	Aras	GRÜNE)

Meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren,	genau	dieses	Recht	
nehmen	wir	in	Anspruch.	Wir	wollen	wissen,	wie	Sie	einen	
ausgeglichenen	Haushalt	 ohne	Schulden	 zustande	 bringen	
wollen.	Genau	das	ist	der	Punkt.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Sie	sagen	dann:	„Ich	wüsste	nicht,	wie	das	gehen	soll.“	Rat-
losigkeit	–	vermeintlich.	Unwillen	–	tatsächlich.	

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Der	 kann	 es	 einfach	
nicht!)

Dann	schieben	Sie	das	Thema	Schuldenbremse	vor.	Man	baut	
sich	seine	Gesetze,	wie	man	sie	braucht.	Dafür	gibt	es,	wenn	
man	so	will,	Vorläufer	und	auch	aktuelle	Zeitgenossen:	Süd-
amerika,	Venezuela.

(Heiterkeit)

Gerade	jetzt	ist	ein	Präsident	zum	dritten	Mal	wiedergewählt	
worden.	Er	hat	es	genau	vorgemacht:	Er	hat	die	Gesetze	so	
geschaffen,	wie	er	sie	braucht.	

(Zurufe)

Genau	nach	dieser	Vorgehensweise	verfahren	Sie.	Wir	haben	
nämlich,	Herr	Ministerpräsident	und	Herr	Finanzminister,	ei-
ne	Schuldenbremse,	und	diese	wollen	Sie	per	Gesetz	außer	
Kraft	setzen.

(Zurufe	von	den	Grünen	und	der	SPD:	Venezuela!	–	
Abg.	Andreas	Stoch	SPD:	Heute	ist	Kasperletheater!	
–	Weitere	Zurufe	–	Unruhe	–	Glocke	des	Präsiden-

ten)

Präsident Guido Wolf:	Ich	darf	Sie	um	Ruhe	bitten.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Claus	
Schmiedel	SPD:	Baden-Württemberg	mit	Venezuela	

vergleichen!)

Abg. Peter Hauk	CDU:	Dann	haben	Sie	der	Opposition	Ge-
spräche	angeboten.	Wir	waren	gutgläubig.	

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Was?	Das	kann	ja	gar	
nicht	sein!)

Der	erste	Termin	am	21.	Juni	ist	kurzfristig	geplatzt,	weil	der	
Finanzminister	ihn	ohne	Einbindung	der	vorgesehenen	Teil-
nehmer	gewählt	hat.	Dann	fand	vier	Wochen	später,	am	26.	Ju-
li,	ein	Gespräch	statt	–	kurz	vor	der	Sommerpause.	Wir	gin-
gen	damals	in	dem	festen	Willen	auseinander,	uns	Ende	Au-
gust,	Anfang	September	wieder	zu	treffen.	Wir	wussten	noch	
nicht,	dass	der	Finanzminister	in	dieser	Zeit	im	Urlaub	wei-
len	würde.

(Zuruf	der	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE)
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Meine	Damen	und	Herren,	Sie	erklären	 ja	selbst,	Sie	seien	
nicht	zu	Potte	gekommen,	weil	Zeitdruck	vorhanden	war.	Ent-
schuldigung:	Den	Zeitdruck	haben	Sie	selbst	zu	verantwor-
ten.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Dann	haben	Sie	am	14.	September	erneut	eingeladen.	Damals	
waren	schon	die	Haushaltseckwerte	bekannt.	Wir	haben	noch	
gute	Miene	 zum	bösen	Spiel	 gemacht;	 denn	 damit	waren	
schon	drei	Jahre	dieser	Legislaturperiode	von	Ihnen	und	den	
Regierungsfraktionen	weitestgehend	festgeklopft.

Wir	haben	eine	Forderung	gestellt:	Abbaupfad	nicht	bis	2020,	
sondern	früher.	Das	ist	möglich.	Herr	Ministerpräsident,	Sie	
sprechen	immer	von	Altlasten.	Entschuldigung:	Wir	sind	das	
Land	mit	 der	drittgeringsten	Verschuldung	 in	Deutschland.	
Mit	Ihnen	kommen	wir	ins	Mittel-	und	ins	hintere	Feld.	Das	
ist	doch	die	Wahrheit.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Dann	erfahren	wir	–	so	viel	zum	Thema	„Vertrauensvolle	und	
ernsthafte	Gespräche“	–	in	der	letzten	Woche	aus	der	Zeitung	
und	gestern	von	Ihnen	per	Fax,	dass	das	Landeskabinett	eine	
Veränderung	der	Landeshaushaltsordnung	beschließen	und	
die	bestehende	Schuldenbremse	außer	Kraft	setzen	will	–	

(Abg.	Andreas	Stoch	SPD:	Die	gibt	es	im	Grundge-
setz!)

eine	Schuldenbremse,	deren	Einführung	Sie	selbst	gefordert	
haben,	die	Sie	unterstützt	und	der	Sie	zugestimmt	haben.	Sie	
haben	sogar	selbst	gefordert,	dass	diese	Schuldenbremse	in	
die	Verfassung	aufgenommen	werden	müsste.

(Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	Mit	sofortiger	Wirkung	
damals!)

Sie	setzen	sie	außer	Kraft.	Das	ist	doch	die	Wahrheit.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Vol-
ker	Schebesta	CDU:	Unglaublich!)

Man	muss	sich	angesichts	dieser	Tatsache	schon	fragen:	Wo	
ist	der	alte	Kretschmann	geblieben?

(Lachen	der	Abg.	Muhterem	Aras	GRÜNE	–	Abg.	
Wolfgang	Drexler	SPD:	Na	ja!	–	Unruhe)

Wo	ist	der	überzeugte	Föderalist	geblieben,	der	den	Ländern	
die	Eigenständigkeit	erhalten	wollte,	der	Seite	an	Seite	mit	
Günther	Oettinger	für	eine	Schuldenbremse	im	Grundgesetz,	
für	eine	Schuldenbremse	in	der	Landesverfassung	gekämpft	
und	sich	dafür	eingesetzt	hat?	Wo	ist	derjenige	geblieben,	der	
die	Nachhaltigkeit,	die	finanzpolitische	Nachhaltigkeit,	 im-
mer	wie	eine	Monstranz	vor	sich	hergetragen	hat?	Wo	ist	denn	
derjenige	geblieben,	der	gefordert	 hat,	 dass	die	bestehende	
Landeshaushaltsordnungsbestimmung	in	die	Verfassung	auf-
genommen	werden	muss?

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Das	hat	er	nie	gesagt!)

Wo	ist	er	geblieben?

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Er	ist	jünger	gewor-
den!	–	Vereinzelt	Heiterkeit)

Meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren:	„Ich	wüsste	nicht,	
wie	das	gehen	soll.“

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Genau!)

Das	ist	Ihre	Antwort.	Aber,	Herr	Ministerpräsident,	das	reicht	
nicht.	Sie	sind	gewählt,	um	zu	handeln,	und	nicht	für	Ratlo-
sigkeit.

(Anhaltender	Beifall	bei	der	CDU	–	Beifall	bei	der	
FDP/DVP	–	Abg.	Edith	Sitzmann	GRÜNE	begibt	
sich	zum	Rednerpult.	–	Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜ-
NE:	Das	ist	der	Eingangsapplaus	für	Frau	Sitzmann!	
–	Gegenruf	des	Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Ich	ha-
be	noch	nie	erlebt,	wie	die	Opposition	der	Vorsitzen-

den	der	Grünen-Fraktion	so	zustimmt!)

Präsident Guido Wolf:	Für	die	Fraktion	GRÜNE	spricht	nun	
Kollegin	Sitzmann.

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Standing	Ovations	
der	CDU	für	die	Vorsitzende	der	Grünen!	–	Abg.	Pe-
ter	Hauk	CDU:	Jetzt	kommt	erst	einmal	eine	Bewer-

tung	der	Reden!)

Abg. Edith Sitzmann	GRÜNE:	Vielen	Dank,	Herr	Präsident.	
–	Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	herzlichen	Dank	für	den	
Beifall.	Beifall	im	Vorhinein	ist	ja	immer	ein	bisschen	gefähr-
lich,	denn	Sie	wissen	ja	nicht,	was	kommt.

(Zurufe	von	der	CDU:	Doch!	–	Abg.	Karl-Wilhelm	
Röhm	CDU:	Das	wissen	wir,	was	bei	Ihnen	kommt!	
–	Heiterkeit	–	Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Jetzt	kommt	
erst	einmal	eine	Bewertung	der	Reden!	–	Zuruf	des	
Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU	–	Unruhe	–	Glocke	

des	Präsidenten)

Eines	ist	natürlich	klar:	Das,	was	Sie	hier	gerade	geliefert	ha-
ben,	das	kennen	wir	schon	alles.	Das	versuchen	Sie	seit	Wo-
chen	hier	im	Land	zu	verbreiten.	Ich	werde	Ihnen	einmal	dar-
stellen,	dass	all	das,	was	Sie	gesagt	haben,	jeder	Grundlage	
entbehrt.

(Abg.	 Dr.	 Hans-Ulrich	 Rülke	 FDP/DVP:	 Ist	 das	
wahr?	Sie	machen	keine	Schulden?)

Sie	stellen	sich	hier	einfach	hin	–	–	Jetzt	sind	Sie,	die	CDU-
Fraktion,	anderthalb	 Jahre	 in	der	Opposition,	Herr	Kollege	
Hauk;	zuvor	waren	Sie	58	Jahre	in	der	Regierung.

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	58	gute	Jahre	für	
das	Land!	–	Weitere	Zurufe	von	der	CDU	und	der	

FDP/DVP)

In	diesen	58	Jahren	wurden	von	Ihnen	über	43	Milliarden	€	
an	Schulden	gemacht.	Diese	Schulden	haben	Sie	zu	verant-
worten.	

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Ich	möchte	nicht	
wissen,	wie	 es	 bei	 Ihnen	nach	58	 Jahren	 aussehen	

wird!)

Es	gibt	einen	gewaltigen,	milliardenschweren	Sanierungsstau.

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Ihr	seid	sogar	im	Schnitt	
darüber!)
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Es	gibt	Pensionsverpflichtungen	in	Höhe	von	70	Milliarden	€,

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Und	was	legen	Sie	
dafür	auf	die	Seite?	Gar	nichts!)

und	jetzt	stellen	Sie	sich	hier	hin	und	tun	so,	als	hätten	Sie	da-
mit	nichts	zu	tun.	Damit	kommen	Sie	nicht	durch,	meine	Da-
men	und	Herren.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Wir	haben	einen	CDU-Schuldenberg	in	Höhe	von	43,3	Mil-
liarden	€,	und	wir	zahlen	1,9	Milliarden	€	an	Zinsen	für	die-
sen	CDU-Schuldenberg.	Das	müssen	Sie	einfach	einmal	zur	
Kenntnis	nehmen.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Volker	
Schebesta	CDU:	Und	Ihre	Schulden	kosten	nichts?)

Dieser	Verantwortung	müssen	Sie	sich	stellen,	meine	Damen	
und	Herren.

Die	grün-rote	Landesregierung	hat	in	der	Zeit,	in	der	sie	jetzt	
regiert,	diesem	CDU-Schuldenberg	keinen	Euro	hinzugefügt.	
Das	ist	Fakt.	

(Beifall	 bei	 den	Grünen	 und	 der	 SPD	–	Abg.	Dr.	
Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Dann	machen	Sie	doch	

weiter	so!)

43	Milliarden	€	CDU-Schulden,	eine	Vielzahl	von	nicht	ge-
deckten	Schecks,	die	Sie	uns	hinterlassen	haben.	Ich	habe	das	
Beispiel	„Sanierungen“	genannt.	Nicht	umsonst	haben	wir	560	
Millionen	€	für	eine	Sanierungsrücklage	zurückgelegt,	um	die	
verrotteten	Straßen,	die	maroden	Hochschulen	und	die	sanie-
rungsbedürftigen	Brücken	endlich	wieder	flottzumachen.	Auch	
das	ist	Schuldenabbau	im	Interesse	des	Landes.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Helmut	
Walter	Rüeck	CDU:	Wenn	ihr	es	nur	tätet!	–	Abg.	Dr.	
Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Nehmt	doch	das	Geld	

und	verbaut	es!)

43	Milliarden	€	CDU-Schuldenberg,	1,9	Milliarden	€	Zinsen,	
und	Sie	stellen	sich	trotzig	hin	und	sagen:	„Wir	wollen	aber	
die	Null!“

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Das	hätten	sie	doch	
früher	machen	 können!	 –	 Zuruf	 des	Abg.	Volker	

Schebesta	CDU)

Auf	einmal	wollen	Sie	die	Null.	Wir	haben	eine	strukturelle	
Deckungslücke	aus	Ihrer	Regierungszeit	von	2,5	Milliarden	€,	
und	Sie	sagen	trotzig:	„Wir	wollen	jetzt	aber	die	Null.“

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	2008,	2009,	2011,	2012:	
null!)

Das	funktioniert	nicht.	Vor	allem	funktioniert	es	deshalb	nicht,	
liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	weil	Sie	selbst	bei	den	Haus-
haltsberatungen	2012	zu	dem,	was	wir	an	Investitionen	getä-
tigt	haben,	z.	B.	zum	Ausbau	der	frühkindlichen	Bildung	–	das	
waren	über	300	Millionen	€	mehr	im	letzten	Jahr;	in	diesem	
Jahr	sind	es	345	Millionen	€;	ab	2014	will	das	Land	68	%	der	
Betriebskosten	übernehmen	–,	gesagt	haben:	„Das	finden	wir	

gut.“	Sie	haben	den	Pakt	mit	den	Kommunen	jahrelang	nicht	
hinbekommen,	aber	Sie	haben	zugestimmt.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Wolf-
gang	Drexler	SPD:	So	ist	es!)

Aber	die	Gegenfinanzierung,	die	Erhöhung	der	Grunderwerb-
steuer,	haben	Sie	natürlich	abgelehnt.	

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Haben	sie	nicht	ge-
macht!)

Sie	haben	auch	unsere	Sparvorschläge	abgelehnt.	Sie	waren	
dagegen,	die	Tariferhöhung	bei	den	Beamten	und	Pensionä-
ren	zu	verschieben.	Sie	kritisieren,	wenn	wir	sagen:	Wir	müs-
sen	die	Eingangsbesoldung	absenken.	Da	sind	Sie	dagegen.	

(Staatssekretär	 Ingo	Rust:	Nicht	gegenfinanziert!	–	
Zurufe	von	der	CDU)

Also:	Bei	Mehrausgaben	sind	Sie	dabei,	bei	der	Gegenfinan-
zierung	kneifen	Sie.	Das,	was	Sie	machen,	ist	Politik	aus	der	
Pippi-Langstrumpf-Welt.	Sie	kennen	das:	

Zwei mal drei macht vier, 
widewidewitt und drei macht neune,  
ich mach mir die Welt, 
widewide wie sie mir gefällt. 

So	verfahren	Sie	in	der	Finanzpolitik	des	Landes,	meine	Da-
men	und	Herren.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Unruhe)

Wir	erwarten	von	Ihnen,	dass	Sie	die	Verantwortung	für	den	
CDU-Schuldenberg	übernehmen,	dass	Sie	sich	konstruktiv	an	
Debatten	beteiligen,	wie	wir	die	Deckungslücke	schließen	sol-
len,	dass	Sie	sich	konstruktiv	einbringen,	damit	wir	die	Schul-
denbremse	in	der	Landesverfassung	verankern	können.	Auch	
wenn	es	jetzt	einen	Gesetzentwurf	der	Landesregierung	gibt,	
den	die	Fraktion	GRÜNE	unterstützt	–	der	Weg	für	eine	ge-
meinsame	Änderung	der	Verfassung	ist	nach	wie	vor	offen,	
und	wir	hoffen,	dass	Sie	ihn	mit	uns	gemeinsam	gehen.	

Ich	danke	Ihnen.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Fried-
linde	Gurr-Hirsch	CDU:	Sie	hätten	es	doch	ausschla-

gen	können!)

Präsident Guido Wolf:	Für	die	SPD-Fraktion	spricht	Herr	
Kollege	Maier.

Abg. Klaus Maier	SPD:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	liebe	
Kolleginnen	und	Kollegen!	Wir	haben	jetzt	zwei	schöne	Re-
den	von	der	Opposition	gehört,

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Zurufe:	
Sehr	gut!)

einen	richtigen	Rülke,	Polemik,	Spott,	viel	Beifall	für	Herrn	
Hauk,	

(Zuruf:	Ja!)

aber	überhaupt	keine	Problemlösungsansätze,	null	Lösungs-
ansätze.	
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(Beifall	bei	der	SPD	und	den	Grünen	–	Abg.	Peter	
Hauk	CDU:	Die	kommen	doch	jetzt!)

Die	Überschriften	der	Aktuellen	Debatten	sind	auch	immer	
interessant.	„Schulden	über	Schulden“	ist	genau	die	richtige	
Überschrift	für	das	von	Ihnen	übernommene	Erbe.

(Beifall	bei	der	SPD	und	den	Grünen)

43,3	Milliarden	 €	 –	Frau	Sitzmann	hat	 es	 schon	gesagt	 –,	
23	Milliarden	€	obendrauf	in	anderen	Haushalten.	Ich	nenne	
als	Stichworte	nur	Neckarpri,	Sanierungsstau	und	Pensions-
lasten;	das	ist	ein	riesiges	Paket,	das	die	neue	Regierung	von	
Ihnen	übernommen	hat.	Jetzt	soll	diese	Regierung	der	Schul-
denmacher	sein.	Schauen	wir	doch	einmal	in	die	Wirklichkeit.	
Kreditermächtigung	für	2010	nicht	ganz	ausgeschöpft,	immer	
noch	Reserven,	um	die	Haushaltsreste	abzudecken.	Krediter-
mächtigung	für	2011	in	Höhe	von	560	Millionen	€	–	wir	ha-
ben	sie	im	Vierten	Nachtrag	schon	heruntergesetzt	–	nicht	in	
Anspruch	genommen.	

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Streicht	sie	doch!)

Das	war	also	ein	Jahr	mit	Nullneuverschuldung.	

Neuverschuldung	im	Jahr	2012:	null.	Es	gibt	nur	geringe	über-
planmäßige	Ausgaben;	das	muss	man	auch	einmal	festhalten.	
Früher	gab	es	relativ	hohe	derartige	Ausgaben.	Wir	haben	sie	
sehr	gering	gehalten;	darüber	haben	wir	erst	letztens	im	Aus-
schuss	beraten.	

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Wenn	ihr	so	
solide	seid,	warum	macht	ihr	dann	jetzt	neue	Schul-

den?)

Wir	haben	auch	eine	ausgezeichnete	Kassenliquidität;	von	den	
6	Millionen	€	haben	wir	erst	4	Millionen	€	umgeschuldet.	Die	
Liquidität	des	Landes	ist	hervorragend.	

Wer	ist	jetzt	hier	der	Schuldenmacher?	

(Beifall	 bei	 der	 SPD	und	 den	Grünen	 –	Abg.	Dr.	
Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Wie	geht	es	dann	wei-

ter?)

Wir	haben	aber	eine	schwierige	Ausgangslage	

(Oh-Rufe	von	der	CDU)

für	die	Zeit	bis	zum	Jahr	2020.	Wir	haben	ein	strukturelles	De-
fizit,	das	auch	Sie	noch	nie	in	den	Griff	bekommen	haben,	in	
Höhe	von	rund	2,5	Milliarden	€.	Wenn	man	das	bis	zum	Jahr	
2020	ohne	Konsolidierung	weiterlaufen	lassen	würde,	würde	
das	 insgesamt	einen	Betrag	von	21	Milliarden	€	ergeben	–	
21	Milliarden	€,	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Sie	machen	ja	nichts!)

die	man	braucht.	Ich	glaube,	es	ist	naiv,	zu	sagen:	Diese	Lü-
cke	kann	man	ganz	ohne	Schulden	schließen.	

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Mit	den	Steuereinnah-
men	schon!)

Wir	haben	dazu	ein	viel	zu	enges	Korsett.	Wir	haben	Verfas-
sungsrecht,	Bundesrecht,	wir	haben	vertragliche	Pflichten,	wir	
haben	das	Beamtenrecht,	

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Nicht	problematisie-
ren!	–	Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Lan-

deshaushaltsordnung!)

wir	haben	einen	wachsenden	Personalkörper,	und	unsere	Steu-
ereinnahmen	–	–

(Zuruf	des	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU)

Es	ist	ganz	einfach.	Wenn	man	Netto	mit	Brutto	verwechselt,	
dann	kommt	man	zu	hohen	Steuereinnahmen.	

(Beifall	bei	der	SPD	und	den	Grünen	–	Abg.	Dr.	Diet-
rich	Birk	CDU:	Ihr	habt	keinen	Mut!	Ihr	habt	die	Ho-

sen	voll!	So	ist	es!)

Die	Koalition	handelt.	Die	Koalition	hat	 ein	paar	wichtige	
Maßnahmen	ergriffen,	

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Welche?	–	Abg.	
Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Was	denn?)

um	systematisch	und	dauerhaft	zu	konsolidieren.	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Genau,	die	LBBW-Einnah-
men!)

Wir	haben	die	KHV	installiert,	

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Ach	so!)

einen	Lenkungskreis,	

(Unruhe	bei	der	CDU)

der	bei	diesem	Thema	auf	höchster	Ebene	arbeitet.	Es	gibt	ein	
Gutachten,	wie	man	verantwortlich	mit	diesem	Problem	um-
geht.

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Viel	Lyrik!)

Wir	werden	die	Schuldenbremse	in	der	LHO	entsprechend	an-
passen.	

(Zuruf	 von	 der	 CDU:	 Welche?	 –	 Abg.	 Volker	
Schebesta	CDU:	Erst	einmal	abschaffen!)

Dazu	laden	wir	Sie	alle	ein.	Wir	werden	die	Landesverfassung	
ändern	und	das	festschreiben.	Dann	haben	Sie	auch	das	Recht,	
das	 einzufordern.	 Sie	 sind	 herzlich	 eingeladen,	 bei	 dieser	
wichtigen	Sache	mitzumachen.

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Damit	 ist	 aber	
noch	kein	Euro	gespart!)

Es	gibt	Lösungsansätze.	Wir	brauchen	einen	Abbaupfad,	den	
wir	mit	dem	neuen	Haushaltsplanentwurf	für	2013	und	2014	
vorlegen.	Wir	werden	in	diesen	Jahren	1	Milliarde	€	einspa-
ren	oder	Mehreinnahmen	erzielen.	Mehreinnahmen	gehören	
zur	Konsolidierung	mit	dazu;	das	muss	man	ganz	deutlich	sa-
gen.	Wir	werden	im	Jahr	2013		1,3	Milliarden	€	kürzen	oder	
mehr	einnehmen,	und	wir	brauchen	dann	Schritt	für	Schritt	
bis	zum	Jahr	2020	immer	weniger	Schulden.	Wir	rechnen	mit	
insgesamt	6,4	Milliarden	€	und	sagen,	dass	das	eine	verant-
wortungsvolle	Politik	ist.	

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Schulden	machen,	das	
ist	verantwortungsvoll?)
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Wir	können	nicht	von	einem	Tag	auf	den	anderen	2,5	Milliar-
den	€	im	Jahr	oder	21	Milliarden	€	in	sechs	Jahren	streichen.	
Wir	würden	dadurch	Strukturen	unseres	Landes	zerstören.	

Wir	haben	schon	einige	mutige	Entscheidungen	getroffen.	Ich	
nenne	einfach	das	Stichwort	Lehrerstellen.	Da	sind	Sie	nie	he-
rangegangen.	Sie	haben	immer	nur	draufgesattelt.	Wir	drehen	
den	Spieß	jetzt	herum.	

(Lachen	und	lebhafte	Unruhe	bei	der	CDU	und	der	
FDP/DVP	–	Zuruf	 des	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	

CDU)

Wir	haben	den	Mut,	weitere	Schritte	beim	Personal	zu	gehen.	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Sie	haben	nie	mehr	
Lehrer	 gefordert!	Das	 stimmt!	Da	waren	Sie	 noch	

nicht	da!	Klassenteiler	25!	SPD!)

Wir	haben	die	Stellenabbauprogramme	weitergeführt	und	vie-
le	kleine	Sparmaßnahmen	in	allen	Ministerien	durchgeführt.	
Wir	sind	auch	daran,	strukturelle	Veränderungen	zu	erarbei-
ten;	das	reicht	von	der	IT	bis	zu	den	Verwaltungsstrukturen.	
Das	ist	also	ein	riesiges	Paket	von	Aufgaben,	das	sich	die	Re-
gierung	vorgenommen	hat.	

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Das	merken	wir!)

Ich	frage	jetzt	einfach,	um	noch	einmal	zur	Ausgangsfrage	zu-
rückzukommen:	Wo	sind	die	Sparvorschläge	der	Opposition?	
Mit	den	Studiengebühren	allein	–	wenn	Sie	die	wieder	ein-
führen	wollen	–	kommen	Sie	nicht	arg	weit.	

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Sie	müssen	schon	ein-
mal	vorlegen!)

Wo	sind	die	Taten,	die	den	großen	Worten	folgen,	und	warum	
sind	diese	Taten	nicht	schon	in	der	früheren	Regierungszeit	
erfolgt?	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU)

In	Richtung	FDP/DVP	darf	ich	sagen:	Herr	Rülke,	mit	Steu-
ersenkungen	–	das	ist	ja	euer	Programm	–	werden	wir	das	Pro-
blem	nicht	lösen.	

Zur	CDU:	Auch	der	Bund	braucht	einen	Abbaupfad.	Auch	der	
Bund	kann	nicht	von	einem	Tag	auf	den	anderen	die	Nullver-
schuldung	ausrufen.	Der	Bund	hat	in	diesem	Jahr	20	Milli-
arden	€	 neue	Schulden	 in	 seinen	Haushaltsentwurf	 für	 das	
nächste	Jahr	hineingeschrieben.	

(Zuruf	des	Abg.	Peter	Hauk	CDU)

Auch	dort	geht	es	Stufe	für	Stufe	nach	unten.	

Ich	rufe	Sie	einfach	auf:	Machen	Sie	mit!	Wir	wollen	das	Pro-
blem	angehen.	Wir	wollen	die	Schuldenbremse	in	die	Verfas-
sung	hineinschreiben.	Dann	gibt	es	Rechtssicherheit.	Wir	wol-
len	eine	breite	Diskussion	in	der	Bevölkerung,	um	hierfür	gro-
ßes	Verständnis	bei	den	Bürgerinnen	und	Bürgern	des	Landes	
zu	finden.	Das	ist	ein	schwerer	Weg.	Sie	sind	herzlich	einge-
laden,	ihn	mitzugehen.	

(Beifall	bei	der	SPD	und	den	Grünen	–	Abg.	Karl-
Wilhelm	Röhm	CDU:	Da	würde	 ich	 nicht	mitma-

chen!)

Präsident Guido Wolf:	Für	die	Landesregierung	spricht	Herr	
Minister	für	Finanzen	und	Wirtschaft	Dr.	Schmid.

Minister für Finanzen und Wirtschaft Dr. Nils Schmid:	
Herr	Präsident,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren!	Die-
se	Debatte	zeigt	wieder	einmal	eindeutig:	Diejenigen,	die	han-
deln,	regieren,	und	die,	die	große	Töne	spucken,	sitzen	in	der	
Opposition,	und	zwar	zu	Recht.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Lachen	bei	
der	CDU	–	Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Das	mag	ja	

sein,	aber	ihr	liefert	nicht!)

Denn	das	 ist	 der	Unterschied	 zwischen	Schwarz-Gelb	und	
Grün-Rot:	Sie	sind	die	Verbalsparer,	wir	sind	die	Realsparer.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Karl-
Wilhelm	Röhm	CDU:	Bravo!	Bravo!)

Sie	haben	uns	ein	strukturelles	Defizit	von	2,5	Milliarden	€	
hinterlassen;	wir	bauen	dieses	Defizit	Schritt	für	Schritt	soli-
de,	konsequent	ab.

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Mit	Landes-
bankausschüttungen!)

Wir	haben	2011	die	Nullneuverschuldung	erreicht,	wir	haben	
2012	die	Nullneuverschuldung	erreicht.	Wir	haben	in	diesen	
Jahren	mit	dem	Doppelhaushalt	 insgesamt	600	Millionen	€	
indirekte	Verschuldung	abgebaut,	indem	wir	in	die	Sanierung	
des	Landesvermögens	investiert	haben.	Wir	bauen	also	Schul-
den	ab,	meine	sehr	geehrten	Damen	und	Herren.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Andre-
as	Schwarz	GRÜNE:	So	ist	es!)

Wissen	Sie:	Sie	reden	vom	Schuldenabbau	und	davon,	dass	
alles	 nicht	 schnell	 genug	 gehen	 kann.	Aber	wenn	 es	 zum	
Schwur	kommt,	dann	schlagen	Sie	sich	in	die	Büsche.	Das	
beste	Beispiel	ist	die	Debatte	über	die	Schuldenbremse.	Wir	
haben	zum	fraktionsübergreifenden	Dialog	eingeladen.

(Lachen	 des	Abg.	 Peter	Hauk	CDU	–	Abg.	 Peter	
Hauk	CDU:	Ja!)

Wir	wollen	die	Schuldenbremse	in	der	Landesverfassung	ver-
ankern,	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Sankt-Nimmer-
leins-Tag!)

weil	wir	überzeugt	sind,	dass	die	grundgesetzliche	Schulden-
bremse	ein	wirkungsvolles	Mittel	der	Politik	ist.	Wir	haben	
Sie	zu	mehreren	Gesprächen	eingeladen,	

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Warum	ha-
ben	Sie	dann	jetzt	schon	das	Gesetz	eingebracht?	–	
Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Sie	waren	doch	gar	nicht	da!	

–	Zuruf	des	Abg.	Volker	Schebesta	CDU)

und	Sie	spielen	nur	auf	Zeit.	Sie	waren	nicht	in	der	Lage,	sehr	
geehrter	Herr	Hauk,	die	Vorlagen,	die	wir	Ihnen	vorgelegt	ha-
ben,	zu	lesen.	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Sie	waren	doch	gar	 nicht	
da!)
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Sie	sind	in	die	Gespräche	hineingegangen	und	haben	behaup-
tet,	Sie	hätten	das	Zahlenwerk	zum	Finanzplan	2020	nicht,	
obwohl	Sie	es	hatten.

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	So	ist	es!)

Sie	haben	im	Gespräch	mit	dem	Ministerpräsidenten	behaup-
tet,	Sie	hätten	nicht	den	Vorschlag	der	Regierung	zur	Verfas-
sungsänderung.	

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Sie	haben	ihn	doch	stän-
dig	verändert!)

Sie	hatten	ihn	schon	seit	vielen	Wochen.	Das	zeigt:	Ihnen	geht	
es	gar	nicht	um	die	Schuldenbremse,	 Ihnen	geht	es	darum,	
sich	aus	der	Verantwortung	für	dieses	Land	zu	stehlen.	Das	ist	
die	Wahrheit.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Die	Gretchenfrage	ist,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Her-
ren	–	das	ist	die	Frage,	die	auch	die	baden-württembergischen	
Bürgerinnen	und	Bürger	interessiert	–:	Will	die	CDU,	will	die	
FDP/DVP	ernsthaft	eine	Schuldenbremse	in	der	Landesver-
fassung	haben,	ja	oder	nein?	

(Abg.	 Peter	Hauk	CDU:	 Ja,	wir	 haben	 eine,	Herr	
Schmid!	Wir	haben	eine!	–	Gegenruf	des	Abg.	Hans-
Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	Verfassung!	–	Abg.	Volker	
Schebesta	CDU:	Sie	haben	doch	vorhin	gesagt,	Sie	
hätten	die	Null	geschafft!	–	Zuruf	des	Abg.	Matthias	

Pröfrock	CDU)

Wenn	Sie	dann	immer	behaupten,	wir	würden	mit	diesen	2,5	
Milliarden	€,	was	das	strukturelle	Defizit	betrifft,	danebenlie-
gen,	dann	müssen	Sie	diesen	Vorwurf	doch	einmal	belegen,	
dann	müssen	Sie	 einmal	 sagen,	was	 an	dieser	Berechnung	
falsch	ist.	Sie	haben	es	bis	heute	nicht	belegt,	und	deshalb	ge-
hen	wir	hier	im	Landtag	von	Baden-Württemberg	gemeinsam	
davon	aus,	dass	es	–	leider	–	ein	strukturelles	Defizit	von	2,5	
Milliarden	€	gibt.

(Staatssekretär	Ingo	Rust:	Das	hat	die	alte	Regierung	
schon	festgestellt!)

Das	ist	ein	Defizit,	das	sich	aufgrund	von	Entscheidungen	der	
Vorgängerregierungen	aufgebaut	hat.	So	ist	es	nun	einmal	mit	
der	Haushaltspolitik:	Es	ist	ein	schwerer	Tanker,	der	nicht	von	
heute	auf	morgen	umgesteuert	werden	kann.	Die	Zahlen	spre-
chen	ja	für	sich.	

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Sie	haben	doch	vor-	
hin	gesagt,	Sie	hätten	die	Null	geschafft!	–	Abg.	Dr.	
Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Sie	haben	sich	doch	
auf	die	Schultern	geklopft,	Sie	hätten	es	geschafft!)

43	Milliarden	€	Schulden	haben	wir	geerbt,	70	Milliarden	€	
Pensionslasten	und	2,5	Milliarden	€	strukturelles	Defizit.	Das	
ist	das	Ergebnis	von	58	Jahren	CDU-Regierungsverantwor-
tung	in	diesem	Land,	und	diese	Wahrheit	müssen	Sie	endlich	
einmal	anerkennen.

(Beifall	 bei	 den	Grünen	und	der	SPD	–	Zuruf	 des	
Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU)

Bei	dieser	Haushaltsstruktur	ist	es	gar	keine	Frage,	dass	man,	
wenn	die	Steuereinnahmen	außergewöhnlich	hoch	sind,	ein-

mal	oder	vielleicht	auch	zweimal	in	Folge	eine	Punktlandung	
hinbekommt.	Das	haben	Sie	in	Ihrer	Regierungszeit	geschafft	
–	Chapeau!	–,	wir	haben	es	in	unserer	Regierungszeit	auch	
geschafft.

(Zuruf	des	Abg.	Volker	Schebesta	CDU	–	Zuruf	der	
Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU)

Aber	das	Problem	dieses	Haushalts	ist	eben	die	strukturelle	
Belastung,	weil	Sie	uns	Vorhaben	hinterlassen	haben,	die	nicht	
ordentlich	durchfinanziert	worden	sind.	Ich	nehme	einmal	das	
wichtigste	Beispiel,	 die	 sogenannte	Qualitätsoffensive	Bil-
dung,

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Jetzt	bauen	
Sie	doch	die	ganzen	Lehrerstellen	wieder	ab!)

bis	2012	durchfinanziert.	Deshalb	hatten	wir	natürlich	weni-
ger	Probleme,	2011	und	2012	die	Nullneuverschuldung	zu	er-
reichen.	Aber	ab	2013	fehlen	allein	für	die	Qualitätsoffensive	
Bildung	über	200	Millionen	€,	weil	Sie	das	nicht	solide	durch-
finanziert	haben,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren.

(Beifall	 bei	 den	Grünen	und	der	SPD	–	Zuruf	 des	
Abg.	Winfried	Mack	CDU)

An	diesem	Beispiel	sieht	man,	dass	die	jetzige	Regelung	in	
§	18	LHO	untauglich	ist,	

(Oh-Rufe	von	Abgeordneten	der	CDU	–	Abg.	Peter	
Hauk	CDU:	Weil	Sie	keine	Schulden	machen	kön-
nen!	–	Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	In	der	Oppositi-
on	war	die	Schuldenbremse	recht!	–	Abg.	Dr.	Hans-
Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	In	der	Opposition	hatten	Sie	

zugestimmt!)

weil	sie	falsche	Anreize	setzt.	Sie	setzt	Anreize	für	kurzfristi-
ges	Sparen,	aber	nicht	für	strukturelle	Einsparungen.	Sie	wer-
den	die	Vorgaben	nach	§	18	LHO	immer	nur	mit	Rücklagen	
und	mit	einmaligen	Steuermehreinnahmen	erfüllen	können.	
Sie	werden	aber	durch	§	18	LHO	diesen	Haushalt	nicht	 in	
Ordnung	bringen	können.	Deshalb	muss	das	geändert	werden.	

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen	
–	Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Das	haben	Sie	jetzt	

gemerkt,	da	Sie	in	der	Regierung	sind!)

Wir	machen	damit	ernst.	Wir	haben	einen	ambitionierten	Spar-
plan.	

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Ja	wo	denn?	–	Abg.	
Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Das	muss	aber	ein	

Geheimplan	sein!)

Denn	2,5	Milliarden	€	bis	zum	Jahr	2020	abzutragen	ist	eine	
Herkulesaufgabe.	Der	beste	Beleg	dafür,	dass	wir	es	ernst	mei-
nen,	ist	unser	Entwurf	zum	Doppelhaushalt	2013/2014.	

Bevor	ich	auf	die	strukturellen	Einsparungen	eingehe,	stelle	
ich	zunächst	einmal	fest:	Wir	haben	in	diesem	Doppelhaus-
halt	 im	Jahr	2013		752	Millionen	€	und	im	Jahr	2014	über	
1	Milliarde	€	eingespart	und	damit	die	Deckungslücke	inso-
weit	geschlossen	–	leider	nur	zum	Teil	über	strukturelle	Ein-
sparungen;	das	bedauern	wir	–,	

(Zuruf	des	Abg.	Volker	Schebesta	CDU)
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aber	wir	müssen	feststellen,	dass	strukturelles	Sparen	einen	
etwas	längeren	Anlauf	braucht.	Deshalb	haben	wir	eine	Kom-
mission	eingesetzt,	die	die	Haushaltsbereiche	weiter	durch-
forstet.	

(Oh-Rufe	von	Abgeordneten	der	CDU)

Wir	haben	schon	die	ersten	Ziele	erreicht,	denn	wir	haben	über	
550	Millionen	€	im	Jahr	2013	und	über	640	Millionen	€	im	
Jahr	2014	strukturell	eingespart.	

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Strukturell?	
Von	den	Kommunen	und	von	der	Landesbank!)

Damit	 liegen	wir	 in	dem	Abbaupfad	bis	2020	sehr	gut	und	
können	deshalb	zuversichtlich	sagen,	dass	wir	davon	ausge-
hen,	dass	wir	bis	zum	Jahr	2020	nur	noch	knapp	6,4	Milliar-
den	€	Schulden	aufnehmen	müssen,	weil	wir	eben	in	diesem	
Doppelhaushalt	schon	überproportional	strukturelle	Einspa-
rungen	verankern	können.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Winfried	
Mack	CDU:	Der	Beifall	wird	immer	schwächer!)

Wenn	wir	strukturell	sparen	wollen,	dann	können	wir	die	kom-
munalen	 Finanzen	 nicht	 außen	 vor	 lassen.	Deshalb	 ist	 es	
selbstverständlich,	dass	wir	mit	den	kommunalen	Landesver-
bänden	–	übrigens	im	Einvernehmen	–	einen	Konsolidierungs-
beitrag	für	den	Rest	der	Legislaturperiode	vereinbart	haben.	

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Sehr	richtig!)

Wir	müssen	dann	für	die	nächste	Legislaturperiode	einen	neu-
en	Anlauf	unternehmen.	

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Das	hat	mit	
Sparen	nichts	zu	tun!)

Auch	bei	dem	Anteil,	den	die	Kommunen	an	den	Ausgaben	
des	Landes	haben,	ist	es	selbstverständlich,	dass	die	Kommu-
nen	 einen	Konsolidierungsbeitrag	 leisten	müssen.	Das	 ist	
selbstverständlich	ein	Sparbeitrag.	Ich	bin	den	kommunalen	
Landesverbänden	außerordentlich	dankbar,	 dass	 es	uns,	 im	
Gegensatz	zu	Ihnen,	gelungen	ist,	dies	einvernehmlich	hinzu-
bekommen.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Wer	strukturell	sparen	will,	kommt	an	einem	großen	Block,	
an	den	Personalausgaben,	nicht	vorbei.	Deshalb	haben	wir	in	
einem	ersten	Schritt	einen	personalintensiven	Verwaltungs-
körper	durchleuchtet.	Da	ist	in	der	Tat	die	Frage,	wie	wir	hin-
sichtlich	der	Anzahl	 der	Lehrerstellen	 auf	 die	 rückläufigen	
Schülerzahlen	reagieren.	

Wir	kehren	um.	Wir	kehren	den	Trend	bei	der	Zahl	der	Lehrer-
stellen	um	

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Wieder	 zur	Verschul-
dung!)

und	sind	bereit,	strukturell	bei	den	Lehrerstellen	zu	sparen,	in-
dem	wir	bis	2020		11	600	Lehrerstellen	abbauen.	Ich	hätte	er-
wartet,	dass	Sie	das	nicht	blockieren,	indem	Sie	sagen,	Herr	
Rülke,	Sie	hätten	das	anders	gemacht	und	wären	später	ein-
gestiegen,	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP)

oder	indem	Sie,	Herr	Wacker,	sagen:	„Das	ist	Bildungspolitik	
unter	dem	Diktat	des	Finanzministeriums.“	Nein,	das	ist	ver-
antwortungsvolle	Politik,	die	gute	Bildung	auf	solider	finan-
zieller	Grundlage	erarbeiten	will.	

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Mal	schauen,	ob	man	
das	in	den	Schulen	genauso	sieht!	–	Zuruf	des	Abg.	

Dr.	Dietrich	Birk	CDU	–	Unruhe)

Sie	haben	die	Chance,	hier	zuzustimmen.	Denn	wenn	wir	nicht	
an	die	Lehrerstellen	herangehen,	dann	werden	wir	die	Null-
neuverschuldung	bis	 2020	nicht	 hinbekommen.	Sie	 sind	 ja	
nicht	einmal	dazu	bereit.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Wir	sind	auch	bereit,	bei	den	allgemeinen	Personalkosten	Ein-
schnitte	vorzunehmen,	die	uns	nicht	 leichtfallen;	aber	auch	
dazu	kommt	von	Ihrer	Seite:	„Oh,	so	kann	man	mit	den	Be-
amten	nicht	umgehen.“

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Das	sagen	auch	die	Be-
amten!)

Ich	erwarte	von	Ihnen,	dass	Sie	die	Karten	auf	den	Tisch	le-
gen.	Bekennen	Sie	sich	entweder	zu	unseren	Sparvorschlä-
gen,	oder	bringen	Sie	eigene	ein.	Sonst	werden	wir	diese	Kon-
solidierung	nicht	hinbekommen.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Volker	
Schebesta	CDU:	Jedenfalls	nicht	in	der	Art,	wie	Sie	

mit	den	Beamten	sprechen!)

Wenn	Sie	dann	der	Illusion	nachhängen,	man	könnte	schon	in	
diesem	Doppelhaushalt	2,5	Milliarden	€	auf	einen	Schlag	ein-
sparen,	dann	müssen	Sie	das	schon	einmal	konkret	belegen;	
denn	2,5	Milliarden	€	einzusparen	bedeutet	wahlweise	entwe-
der	die	gesamte	 Innenverwaltung	 inklusive	der	Polizei	und	
der	 in	 den	Regierungspräsidien	Beschäftigten	 zu	 entlassen	
oder	alle	Lehrerinnen	und	Lehrer	an	den	Grund-,	Haupt-	und	
Werkrealschulen	sowie	Gymnasien	zu	entlassen.	Das	wollen	
Sie	doch	nicht	ernsthaft	erreichen.	

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Den	Vorschlag	mit	den	
Regierungspräsidien	 hat	Herr	Schmiedel	 gemacht,	

nicht	wir!)

Übrigens	geht	das	rechtlich	auch	gar	nicht.	Deshalb	sage	ich:	
Wenn	Sie	unseren	Konsolidierungspfad	nicht	für	plausibel	und	
realistisch	halten,	wenn	Sie	ehrgeiziger	sind,	dann	müssen	Sie	
diesen	Ehrgeiz	auch	konkret	unterlegen.	Sie	müssen	nicht	mit	
eigenen	Sparvorschlägen	antreten,	wenn	Sie	den	von	uns	vor-
geschlagenen	Weg	bis	zum	Jahr	2020	für	realistisch	halten.	
Damit	habe	ich	gar	kein	Problem.	Wer	aber	hier	die	Backen	
aufbläst,	der	muss	auch	liefern,	meine	sehr	verehrten	Damen	
und	Herren.	

(Beifall	 bei	 den	Grünen	und	der	SPD	–	Zuruf	 des	
Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU)

Sie	 reden	von	der	Nullverschuldung	wie	 ein	Schlangenbe-
schwörer.	Es	ist	aber	nichts	dahinter,	weil	Sie	außer	der	Wie-
dereinführung	der	Studiengebühren	–	das	gestehe	ich	Ihnen	
zu	–	keine	konkrete	Unterlegung	eines	ehrgeizigen	Konsoli-
dierungspfads	erreicht	haben.	Deshalb	sage	ich:	Was	Sie	hier	
abliefern,	ist	pure	Heuchelei.	Große	Klappe,	nichts	dahinter.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)
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In	dem	Bereich,	in	dem	Ihre	Parteien	Verantwortung	tragen,	
nämlich	 in	 der	Bundesregierung,	machen	Sie	 auch	munter	
weiter	Schulden.	Im	Jahr	2013	sind	es	18,8	Milliarden	€.	Für	
das	Jahr	2014	planen	Sie	mit	13,1	Milliarden	€.	Wenn	das	ei-
ne	solide	Finanzpolitik	sein	soll,	dann	wissen	die	Bürgerin-
nen	und	Bürger	schon,	wem	sie	mehr	vertrauen	können:	lie-
ber	Grüne	und	SPD,	lieber	Trittin	und	Steinbrück	als	Rülke	
und	Hauk.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Sie	sollten	endlich	einsehen	–	und	in	dieser	Hinsicht	den	Leu-
ten	nicht	weiter	Sand	in	die	Augen	streuen	–,	dass	es	bei	der	
Frage	der	Haushaltskonsolidierung	um	Ausgabenreduzierung	
geht.	Wir	sind	erste	mutige	Schritte	gegangen.	Wir	werden	
dranbleiben.	Wir	werden	in	einem	Nachtragshaushalt	für	das	
Jahr	2014	weitere	strukturelle	Einsparungen	vornehmen.	

Haushaltskonsolidierung	funktioniert	in	einem	entwickelten	
Industriestaat	aber	nur	dann,	wenn	man	auch	die	Einnahme-
situation	verbessert.	Deshalb	war	es	schon	bezeichnend,	dass	
Sie	der	Einnahmeverbesserung	 für	eine	wichtige	Zukunfts-
aufgabe	–	Grunderwerbsteuererhöhung	 für	den	Ausbau	der	
	U-3-Betreuung	–	nicht	zugestimmt	haben,	obwohl	dies	uner-
lässlich	für	die	Kommunen	und	für	den	Wirtschaftsstandort	
Baden-Württemberg	war.	

Wer	eine	leistungsfähige	Betreuungsinfrastruktur	hat,	wer	als	
Bürgermeister	dankbar	diese	zusätzlichen	Landesmittel	 an-
nimmt,	der	sollte	sich	auch	hier	zu	der	Grunderwerbsteuerer-
höhung	bekennen	und	nicht	aus	der	Verantwortung	wegtau-
chen,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren.	

(Beifall	 bei	 den	Grünen	und	der	SPD	–	Zuruf	 des	
Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU)

Wenn	wir,	die	Landesregierung,	davon	ausgehen,	dass	unse-
re	Landesbank,	die	LBBW,	strukturell,	also	über	das	langjäh-
rige	Mittel,	keine	Verluste,	sondern	Gewinne	macht,	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP)

dann	hoffe	ich	doch,	dass	Sie	dies	anerkennen.	Für	uns	ist	die	
LBBW	ein	Gewinnbringer	und	kein	Verlustbringer,	wie	Sie	
es	insinuieren	wollen,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Her-
ren.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Schließlich	wissen	wir	ganz	genau,	dass	wir	mit	Blick	 auf		
die	Einnahmeseite	der	notwendigen	Konsolidierung	im	Land	
nicht	alleinstehen,	weil	wir	im	föderalen	System	leider	zu	we-
nig	Möglichkeiten	haben,	die	Einnahmen	aus	eigener	Kraft	
zu	erhöhen.	

Deshalb	ist	klar,	dass	wir	für	den	Pfad	bis	2020	Weichenstel-
lungen	in	der	Bundespolitik	brauchen,	die	es	uns	ermöglichen,	
die	Lasten	stärker	auf	die	starken	Schultern	zu	verlagern.	Des-
halb	wird	sich	die	Landesregierung	dafür	einsetzen,	dass	der	
Spitzensteuersatz	erhöht	wird.	Angesichts	des	heilsamen	Drucks	
der	Schuldenbremse	bin	ich	zuversichtlich,	dass	wir	spätes-
tens	 nach	 der	Bundestagswahl	 –	 erste	Anzeichen	 aus	 dem	
Saarland	deuten	darauf	hin,	dass	dies	vielleicht	auch	schon	
vor	der	Bundestagswahl	der	Fall	sein	wird	–	eine	breite	Mehr-
heit	im	Bundesrat	für	die	notwendige	Erhöhung	des	Spitzen-

steuersatzes	haben	werden,	weil	die	Länder	der	Bundesrepu-
blik	Deutschland	–	egal,	ob	im	Osten	oder	im	Westen,	egal,	
ob	von	CDU,	SPD	oder	Grün	regiert	–	eine	stärkere	Einnah-
mebasis	brauchen.	Deshalb	wird	es	im	Bundesrat	eine	breite	
Mehrheit	dafür	geben.	Wir	werben	dafür,	weil	Haushaltskon-
solidierung	eben	immer	auch	bedeutet,	die	Einnahmeseite	zu	
verbessern.	Alles	andere	ist	ein	Wolkenkuckucksheim	und	un-
realistisch.	

(Beifall	 bei	 den	Grünen	 und	 der	 SPD	–	Abg.	Dr.	
Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Für	Sie!)

Meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren,	die	Regierung	ist	
mit	Unterstützung	der	Fraktion	GRÜNE	und	der	Fraktion	der	
SPD	unterwegs.	Wir	 sind	 die	 ersten	mutigen	Schritte	 zur	
Trendumkehr	gegangen,	

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Zaghafte!)

indem	wir	schon	im	Doppelhaushalt	2013/2014	Abbauschrit-
te	durchgeführt	haben.	Sie	müssen	erst	einmal	belegen,	dass	
Sie	allein	diese	Abbauschritte	überhaupt	mittragen	und	sich	
nicht	aus	der	Verantwortung	stehlen.

Einmal	mehr	ist	deutlich	geworden:	Die	Realsparer	sind	bei	
den	Grünen	und	bei	der	SPD.	

(Anhaltender	 lebhafter	Beifall	bei	den	Grünen	und	
der	SPD)

Präsident Guido Wolf:	 Für	 die	 Fraktion	 der	 FDP/DVP	
spricht	Kollege	Dr.	Rülke.

(Abg.	Walter	Heiler	SPD:	Jetzt	kommen	die	Sparvor-
schläge!	Da	sind	wir	einmal	gespannt!	–	Gegenruf	
des	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Von	Ihrem	Hin-

termann	haben	wir	sie	ja	nicht	gehört!)

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke	FDP/DVP:	Jetzt	kommen	sie.

(Unruhe	–	Glocke	des	Präsidenten)

Herr	Präsident,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen!	Heute	wur-
de	die	Opposition	erneut	aufgefordert,	Sie	dabei	zu	unterstüt-
zen,	die	Schuldenbremse	in	die	Landesverfassung	zu	bringen.	
Mit	dem	Kollegen	Hauk	kann	ich	feststellen:	Wir	haben	die-
se	Gespräche	geführt;	sie	waren	auf	gutem	Weg.	Wir	hatten	
eine	Fortsetzung	vereinbart.	Wir	hatten	zunächst	Vertraulich-
keit	vereinbart.	

Jetzt,	nachdem	Sie	den	Prozess	torpediert	hatten,	können	wir	
eindeutig	sagen	–	der	Kollege	Hauk	kann	es	bestätigen	–:	Wir	
waren	kompromissbereit.	Wir	waren	bereit,	uns	irgendwo	mit	
Ihnen	zu	treffen.	Unsere	Position	war:	Wir	sind	in	der	Lage,	
wie	Bayern	oder	wie	Thüringen	zu	einer	Nullneuverschuldung	
zu	kommen.	Wenn	man	sich	mit	einer	Regierung	verständi-
gen	will,	 ist	man	kompromissbereit.	Aber	diesen	Weg	zum	
Kompromiss	haben	Sie	aufgegeben.	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	So	ist	es!)

Der	Ministerpräsident	hat	uns	am	gestrigen	Tag	ein	scheinhei-
liges	Fax	geschickt:	„Wie	ist	es?	Machen	Sie	mit?	Man	müss-
te	sich	doch	verständigen	können.“	Gleichzeitig	haben	Sie	im	
Kabinett	beschlossen:	Wir	bringen	unseren	eigenen	Gesetz-
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entwurf	ein,	von	dem	wir	genau	wissen,	dass	die	Opposition	
ihn	niemals	mittragen	kann.	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	So	ein	Stil!	
–	Zuruf	von	der	CDU:	Das	ist	stillos!)	

So	suchen	Sie,	meine	Damen	und	Herren,	Kompromisse.	So	
kann	man	mit	uns	keine	Verfassung	ändern.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Zuruf	des	
Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU)

Nun	zu	den	Rednern	der	Regierungskoalition,	dem	Kollegen	
Maier	und	der	Kollegin	„Pippi	Langstrumpf“.	

(Lachen	bei	Abgeordneten	der	Grünen	–	Vereinzelt	
Beifall	bei	der	CDU	–	Abg.	Muhterem	Aras	GRÜNE:	
So	eine	Unverschämtheit!	–	Staatssekretär	Ingo	Rust:	
Frechheit!	–	Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Was	
für	ein	Niveau!	–	Zuruf	der	Abg.	Beate	Böhlen	GRÜ-

NE)	

–	Habe	ich	sie	zitiert,	oder	hat	Frau	Sitzmann	sie	zitiert?	

Sie	 haben	 uns	 gebetsmühlenartig	 immer	 vorgeworfen,	wir	
würden	 keine	Sparvorschläge	machen.	Meine	Damen	und	
Herren	von	Grün	und	Rot,	

(Zuruf	des	Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE)

wer	hat	denn	die	Abschaffung	der	Studiengebühren	beschlos-
sen	und	dadurch	den	Haushalt	mit	170	Millionen	€	strukturell	
belastet,	wir	oder	Sie?	

(Abg.	Walter	Heiler	SPD:	Jetzt,	weiter?)

Wer	hat	ein	mit	dem	Beamtenbund	abgesprochenes	Konzept	
zur	Schaffung	freiwilliger	Lebensarbeitszeitkonten	über	160	
Millionen	€	im	Jahr	gekippt,	wir	oder	Sie?	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Genau!	–	
Zuruf	des	Abg.	Claus	Schmiedel	SPD)

Wer	 hat	 das	 Stellenabbauprogramm	 des	 Doppelhaushalts	
2010/2011	zeitlich	gestreckt,	wir	oder	Sie?	

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Was	ist	denn	das?	Ver-
steckte	Kreditaufnahme!	–	Abg.	Wolfgang	Drexler	
SPD:	Das	war	 eine	 versteckte	Kreditaufnahme!	 –	

Weitere	Zurufe	von	der	SPD)

Wer	hat	Hunderte	von	neuen	Stellen	in	den	Ministerien	ge-
schaffen,	wir	oder	Sie?	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU)

Wer	hat	an	den	Gymnasien	unsinnige	Doppelstrukturen	von	
G	8	und	G	9	geschaffen,	wir	oder	Sie?	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU)

Wer	bevorzugt	die	Gemeinschaftsschule	bei	der	Lehrerversor-
gung	

(Unruhe	–	Glocke	des	Präsidenten)

gegenüber	allen	anderen	Schultypen,	wir	oder	Sie?

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Abg.	Sa-
scha	Binder	SPD:	So	ein	Quatsch!)

Wer	will	eine	unsinnige	und	regional	unausgewogene	Polizei-
reform,	die	Hunderte	von	Millionen	verschwendet,	wir	oder	
Sie?

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Zurufe	von	
der	SPD	und	des	Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE)

Wer	verzichtet	freiwillig	auf	eine	Milliardensumme	aus	einem	
ausverhandelten	Steuerabkommen	mit	der	Schweiz,	wir	oder	
Sie,	meine	Damen	und	Herren?	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Abg.	Wolf-
gang	Drexler	SPD:	Wer	schützt	Steuerbetrüger,	wir	

oder	Sie?)

Zählen	Sie	doch	einmal	zusammen:	Mit	all	diesen	Sparvor-
schlägen	bzw.	Einnahmeverbesserungsvorschlägen,	 die	 die	
Opposition	macht,	 können	Sie	 Ihren	Haushalt	 schon	heute	
ausgleichen,	meine	Damen	und	Herren.	Es	ist	doch	schlicht	
die	Unwahrheit,	wenn	Sie	behaupten,	wir	würden	hier	keine	
Vorschläge	machen.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Zurufe	der	
Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE	und	Wolfgang	Drex-

ler	SPD)

Meine	Damen	und	Herren,	Realsparer	gibt	es	in	dieser	Regie-
rung	keinen	einzigen.	Aber	in	der	Sparte	„Verbalsparer“	sind	
Kretschmann	und	Schmid	Anwärter	auf	eine	Oscarnominie-
rung.	So	sieht	es	aus,	meine	Damen	und	Herren.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Abg.	Wolf-
gang	Drexler	 SPD:	Das	war	 „Pippi“,	 jetzt	 kommt	

„Strumpf“!)

Präsident Guido Wolf:	Für	die	CDU-Fraktion	spricht	Kol-
lege	Peter	Hauk.

Abg. Peter Hauk	CDU:	Herr	Präsident,	meine	sehr	verehr-
ten	Damen	und	Herren!	Der	Finanzminister	spricht	davon,	es	
sei	Konsens	in	diesem	Haus,	dass	ein	strukturelles	Defizit	von	
2,5	Milliarden	€	bestehe.	Herr	Finanzminister,	wir	haben	Sie	
aufgefordert,	dieses	 strukturelle	Defizit	genau	zu	benennen	
und	zu	beziffern	und	auch	entsprechend	aufzugliedern.	Fehl-
anzeige!

(Zuruf	von	der	CDU:	Nullnummer!)

Wir	haben	Sie	aufgefordert

(Abg.	Ingo	Rust	SPD	steht	an	einem	Saalmikrofon.	
–	Zuruf	von	der	SPD:	Herr	Präsident!)

–	nein,	ich	lasse	im	Augenblick	keine	Zwischenfrage	zu	–,	

(Lachen	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Ingo	
Rust	SPD:	Er	will	es	nicht	wissen!)

ein	Personaldeckungskonzept	zu	liefern,	das	vor	allem	Ihre	
neuen	Aufgaben,	die	Sie	selbst	beschlossen	haben,	mit	ein-
schließt.	Fehlanzeige!	

Wir	haben	Sie	aufgefordert,	ein	Durchschnittsjahr	abzubilden,	
das	ein	normales	Jahr	widerspiegelt,	weil	Sie	in	den	Jahren,	
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die	keine	normalen	Jahre	sind,	Schuldenrechte	in	Anspruch	
nehmen	würden.	Sie	haben	vorgeschlagen,	einen	Durchschnitt	
über	einen	Zeitraum	von	30	Jahren	zu	bilden.	Meine	Damen	
und	Herren,	das	Wirtschaftswachstum	über	30	Jahre	für	ein	
Durchschnittsjahr	 zugrunde	zu	 legen	würde	bedeuten,	dass	
man	vor	allem	die	nach	der	Wiedervereinigung	eingetretene	
Sonderkonjunktur	in	den	Neunzigerjahren	mit	einbezieht.	Wir	
haben	gesagt,	das	kommt	nicht	infrage.	

Sie	sind	von	Ihrem	Vorschlag	zum	Abbaupfad	bis	zum	Jahr	
2019	am	Ende	kein	Jota	abgerückt.	Der	Kollege	Rülke	hat	es	
bereits	erwähnt:	Am	gestrigen	Tag	haben	Sie	eigenmächtig,	
ohne	mit	der	Opposition	zu	sprechen,	beschlossen,	sich	neue	
Verschuldungsrechte	zu	erwerben	und	die	Verschuldung	von	
3,3	Milliarden	€,	die	Sie	jetzt	in	den	Haushaltseckwerten	vor-
gesehen	haben,	auch	entsprechend	umzusetzen.

Ist	das	ein	seriöses,	ein	ehrliches	Unterfangen,	um	die	Veran-
kerung	einer	Schuldenbremse	 in	der	Landesverfassung,	 für	
die	Sie	die	Opposition	brauchen,	zu	erreichen?	Ist	das	wirk-
lich	seriös?	Ist	das	ehrlich?

(Zuruf	von	der	CDU:	Nein!)

Weit	gefehlt.	Weit	gefehlt!

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Bei	Ihnen	herrscht	Ratlosigkeit.	Ihre	einzige	Antwort	ist:	Zeit-
bedarf,	

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Und	Urlaub!)

man	hätte	mehr	Zeit	erwarten	müssen.	

Sie	sagen	im	Hinblick	auf	die	Beamten:	„Es	geht	halt	nicht	
anders.	Wir	müssen	dort	jetzt	irgendwo	eingreifen.“	Sie	sind	
anderthalb	 Jahre	 an	 der	Regierung,	 und	 in	 den	 anderthalb		
Jahren	haben	Sie	es	nicht	fertiggebracht,	einen	vernünftigen	
Kompromiss	zu	erzielen.	Wir	haben	in	der	letzten	Legislatur-
periode	in	den	Verhandlungen	mit	den	Beamten	eine	Struk-
turreform	erzielt,	die	noch	heute	wirkt,	die	strukturell	Hun-
derte	Millionen	Euro	einspart.	Das	hätten	wir	von	Ihnen	er-
wartet:	einen	sinnvollen	Kompromiss.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Dr.	
Dietrich	Birk	CDU:	Genau!	–	Abg.	Alfred	Winkler	

SPD:	Gut	gebrüllt,	Löwe!)

Aus	Ratlosigkeit	werfen	Sie	uns	vor,	keine	Sparvorschläge	zu	
bringen.	Entschuldigung,	lieber	Herr	Finanzminister,	ich	will	
eines	einmal	klar	sagen:	Wir	haben	nicht	einmal	einen	Haus-
haltsplan.	

(Zuruf	der	Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU)

Sie	enthalten	uns	den	Haushaltsplan	vor	und	legen	nur	ein	paar	
zugeworfene	Zahlen,	die	Sie	„Eckwerte“	nennen,	vor.	

(Staatssekretär	Ingo	Rust:	Was?)

Den	Haushaltsplan	liefern	Sie	nicht,	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP)

jedenfalls	wird	er	wie	üblich	erst	ein	paar	Tage	vor	der	Ersten	
Beratung	eintreffen.

(Staatssekretär	Ingo	Rust:	Das	war	schon	immer	so!)

So	wird	es	doch	sein.	Dann	erwarten	Sie	von	uns	Sparvor-
schläge,	ohne	dass	wir	den	Haushaltsplan	kennen	und	ohne	
dass	wir	ein	Personaldeckungskonzept	haben;	das	enthalten	
Sie	uns	gleichermaßen	vor.	Sie	liefern	nicht	die	Transparenz,	
die	Sie	immer	eingefordert	haben.

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Genau	so	
ist	es!)

Zu	sagen:	„Wir	wussten	gar	nicht,	was	früher	passiert	ist“,	ist	
doch	blanker	Hohn.	Dann	haben	Sie	damals	als	Opposition	
versagt.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	des	Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	
Rülke	FDP/DVP)

Meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren,	ich	will	einmal	mit	
der	Mär	von	Ihren	Vorschlägen	struktureller	Art	aufräumen.	
Sie	haben	für	sich	selbst	die	Messlatte	niedrig	angesetzt.	Nied-
rige	Messlatte	heißt:	3,3	Milliarden	€	neue	Schulden.	Sie	ha-
ben	sich	eine	weitere	Messlatte	eingeräumt,	nämlich	struktu-
relle	Einsparungen	von	550	Millionen	€	im	Jahr	2013	und	800	
Millionen	€	im	Jahr	2014.	Was	ist	denn	daraus	geworden?	Was	
wird	denn	strukturell	tatsächlich	eingespart?	Strukturell	spa-
ren	Sie	bei	den	Wehrlosen	und	bei	den	Armen	ein,	

(Widerspruch	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

nämlich	beim	Landeserziehungsgeld.	Sie	sparen	bei	denjeni-
gen,	die	sich	nicht	wehren	können.

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP)

Das	ist	die	Wahrheit.	Dort	erwarten	Sie	den	geringsten	Wider-
stand.

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Ja!)

Dann	kommen	Sie	noch	mit	der	Mär,	die	nicht	stimmt,	zu	der	
Anrechnung	auf	Hartz	IV.	

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Ja!)

Meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren,	es	geht	bei	einkom-
mensschwachen	Familien	nicht	ausschließlich	um	Familien,	
die	Hartz	IV	beziehen.	

Übrigens	 stimmt	 auch	die	Begründung	nicht.	Es	 gibt	 auch	
noch	andere,	die	vom	Landeserziehungsgeld	profitieren.	Nicht	
alle,	die	vom	Landeserziehungsgeld	profitieren,	sind	Hartz-
IV-Bezieher;	das	ist	der	geringste	Teil.

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Aber	es	sind	keine	Grü-
nen-Wähler!	–	Gegenruf	des	Abg.	Andreas	Schwarz	

GRÜNE:	Alles	CDU-Wähler?)

Aber	dort	sparen	Sie	ein.	

Der	zweite	Bereich:	Das	ist	jetzt	in	der	Tat	ein	Ansatz,	näm-
lich	die	Frage	der	Lehrerstelleneinsparung.	Die	Einsparung	
von	2	000	Lehrerstellen	in	den	nächsten	beiden	Jahren	bringt	
in	der	Summe	etwa	100	Millionen	€,	vielleicht	auch	110	Mil-
lionen	€.	Das	ist	strukturell.	Das	war	es	aber.	Ihre	Messlatte	
waren	 550	Millionen	 €	 strukturelle	Einsparungen	 im	 Jahr	
2013,	 800	Millionen	 €	 strukturelle	Einsparungen	 im	 Jahr	
2014.	
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Meine	Damen	und	Herren,	Sie	sprechen	von	einem	Abbau-
pfad.	Wo	 ist	 denn	der	Abbau?	Nicht	 einmal	die	von	 Ihnen	
selbst	gesteckte	Messlatte	erreichen	Sie.	

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Landesbank!)

Und	dann	kommen	Sie	wieder	zur	Landesbank.	Ich	meine,	
über	die	Begriffsdefinition	von	„Einsparungen“	und	„Einnah-
men“	kann	man	füglich	streiten.

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Und	„struk-
turell“!)

Aber	 jetzt	 frage	 ich	Sie	doch	einmal,	Herr	Finanzminister:	
Kommen	denn	diese	120	Millionen	€	neu?	Wurden	die	nicht	
vielleicht	etwa	schon	im	Jahr	2010,	im	Jahr	2011	und	auch	in	
diesem	Jahr	bezahlt?	Sind	die	denn	neu,	wenn	Sie	diese	als	
neue	Zurechnung	strukturell	rechnen?	

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Unseres	Wissens	
nicht!)

Sind	die	denn	neu?	Ist	es	so?	Ja	eben	nicht!	Es	ist	eben	nicht	
so,	denn	die	Landesbank	zahlt	für	die	Garantie,	für	die	Bürg-
schaft,	die	wir	ihr	als	Eigentümer	gegeben	haben,	seit	Jahren	
Avalprovisionen.	Das	ist	doch	die	Wahrheit.

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP)

Ich	sage	noch	einmal	eines	dazu:	Die	größte	Unverfrorenheit	
ist,	dass	Sie	uns	die	sogenannten	Altlasten	vorwerfen.	Das	ist	
die	alte	Leier.	

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Aber	zutreffend!	–	
Zuruf	der	Abg.	Muhterem	Aras	GRÜNE)

Tatsache	 ist:	Wir	 haben	die	 drittgeringste	Verschuldung	 in	
Deutschland.	

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	In	einem	pros-
perierenden	Flächenland!)

Nach	diesem	Doppelhaushalt	sind	wir	im	Mittelfeld,	und	nach	
den	6,6	Milliarden	€,	die	Sie	sich	an	neuen	Schulden	einräu-
men	wollen,	sind	wir	am	hinteren	Ende	in	Deutschland.	Das	
ist	die	Wahrheit.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Sie,	Herr	Ministerpräsident,	der	Sie	ein	überzeugter	Födera-
list	sind,	sollten	sich	auch	dem	Wettbewerb	im	Föderalismus	
stellen.	Der	Wettbewerb	sieht	nämlich	so	aus:	Mecklenburg-
Vorpommern	keine	neuen	Schulden,	schwarze	Null;	

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Wer	regiert	denn	da?)

Thüringen	keine	neuen	Schulden,	 schwarze	Null;	Sachsen-
Anhalt	keine	neuen	Schulden,	schwarze	Null;	Sachsen	keine	
neuen	Schulden,	schwarze	Null;	und	Bayern	Schuldentilgung.	

(Abg.	Muhterem	Aras	GRÜNE:	Rücklagen	aus	den	
Vorjahren!)

Das	ist	die	Wahrheit	in	Deutschland.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Überall	dort,	wo	die	Union	regiert,

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Im	Bund!)

gelingen	die	Schuldenbremse	und	der	Schuldenabbau.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	An-
dreas	Schwarz	GRÜNE:	Wie	erklären	Sie	 sich	die	
Kreditaufnahme	im	Bund?	–	Abg.	Wolfgang	Drexler	
SPD:	In	Mecklenburg-Vorpommern	haben	Sie	noch	

nie	regiert!)

Und	dort,	wo	Sozialdemokraten	und	Grüne	das	Sagen	haben,	
herrscht	finanzpolitisches	Chaos.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Karl-
Wilhelm	Röhm	CDU:	Bravo!)

Präsident Guido Wolf:	Für	die	Fraktion	GRÜNE	spricht	die	
Kollegin	Sitzmann.

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Mit	grüner	Politik	rote	
Zahlen	schreiben!	–	Heiterkeit	des	Abg.	Dr.	Hans-Ul-

rich	Rülke	FDP/DVP)

Abg. Edith Sitzmann	GRÜNE:	Mit	grüner	Politik	schwarze	
Zahlen	schreiben,	heißt	es,	Herr	Kollege	Mack.	

(Lachen	bei	Abgeordneten	der	CDU	und	der	FDP/
DVP	–	Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	Das	hat	

der	Kollege	Mack	noch	nicht	kapiert!)

Herr	Präsident,	meine	Damen	und	Herren!	Jetzt	haben	Sie	sich	
richtig	in	Rage	geredet,	Herr	Hauk,	aber	das	macht	das,	was	
Sie	gesagt	haben,	auch	nicht	richtig.

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Was?	Wie	bitte?)

Alle,	die	sich	ein	bisschen	auskennen,	wissen,	dass	Sie	alles	
kunterbunt	durcheinanderwerfen	und	falsche	Behauptungen	
aufstellen.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD)

Wenn	wir	nämlich	den	baden-württembergischen	CDU-Schul-
denberg	von	43,3	Milliarden	€	nehmen	und	die	70	Milliar-
den	€	Pensionsverpflichtungen,	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Die	Sie	im	Jahr	2013	drü-
cken!	Genau!)

die	wir	im	Land	haben	und	für	die	Sie	nur	eine	minimale	Vor-
sorge	getroffen	haben,	

(Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	So	ist	es!)

dazurechnen,	dann	stehen	wir	im	Länderranking	ziemlich	weit	
hinten

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	So	sieht	es	aus!)

und	nicht	vorn,	wie	Sie	hier	behauptet	haben.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Also	eine	falsche	Aussage,	denn	es	geht	um	43,3	Milliarden	€	
plus	70	Milliarden	€.	Eigentlich	muss	man	auch	all	die	milli-
ardenschweren	Sanierungsstaus	noch	mit	dazurechnen.	

(Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	So	ist	es!)
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Dann	geht	 Ihr	wunderbares	Ranking	überhaupt	 nicht	mehr	
auf.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD	
–	Zurufe,	u.	a.	des	Abg.	Alfred	Winkler	SPD)

Tatsache	ist,	dass	dieser	CDU-Schuldenberg	zustande	kommt,	
weil	Sie	über	Jahrzehnte	mehr	ausgegeben	haben,	als	das	Land	
eingenommen	hat.	Sie	haben	einfach	immer	die	Lücke	zwi-
schen	den	Einnahmen	und	den	Ausgaben	mit	neuen	Schulden	
gedeckt.	So	einfach	haben	Sie	es	sich	gemacht.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD	
–	Staatssekretär	Ingo	Rust:	So	ist	es!	Ganz	einfach!)

Jetzt	meinen	Sie:	„Schwamm	drüber.	Jetzt	setzen	wir	uns	ein-
mal	hin,	schauen,	wie	die	anderen	damit	umgehen,	und	for-
dern	trotzig	eine	Null.“	Das	funktioniert	nicht,	meine	Damen	
und	Herren.	

(Abg.	Andreas	Deuschle	CDU:	Schließen	Sie	nicht	
von	sich	auf	andere!)

Der	Vergleich	mit	Bayern	hinkt.	Erstens	hat	Bayern	nur	halb	
so	viele	Schulden	pro	Kopf	wie	Baden-Württemberg.

(Abg.	Walter	Heiler	 SPD:	Aha!	 –	Zuruf	 des	Abg.	
Günther-Martin	Pauli	CDU)

Das	ist	Ihr	CDU-Schuldenberg.	

(Abg.	Günther-Martin	Pauli	CDU:	Äpfel	mit	Birnen!)

Zweitens	haben	die	Bayern	Beteiligungen	in	Höhe	von	7	Mil-
liarden	€	verkauft.	Sie	haben	sie	nicht	in	einer	Stiftung	ange-
legt,	sondern	in	Rücklagen.

(Zuruf	von	der	SPD:	Ja!)

Aus	den	Rücklagen	nehmen	sie	halt	Geld	heraus,	um	keine	
Schulden	 zu	machen,	 und	 zusätzlich	 100	Millionen	 €,	 um	
Schulden	zurückzuführen.

(Staatssekretär	 Ingo	Rust:	 So	 ist	 es!	 –	Abg.	 Peter	
Hauk	CDU:	1	Milliarde	€!)	

Mit	der	Schließung	einer	strukturellen	Deckungslücke	hat	dies	
nichts	zu	tun,	Herr	Kollege	Hauk.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD	
–	Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Null	Komma	null!	–	

Zuruf:	Bravo!)

Insofern:	Dieses	 tolle	 bayerische	Beispiel	 hinkt.	Wenn	 Ihr	
Spruch	„Wo	die	Union	 regiert,	werden	keine	Schulden	ge-
macht“	gelten	würde,	hätten	wir	die	CDU-Schuldenberge	hier	
in	Baden-Württemberg	nicht.	Das	ist	eine	Tatsache.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Wir	haben	jetzt	mit	einem	Abbaupfad	begonnen	–	550	Milli-
onen	€	im	Jahr	2013.

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Ja,	wo	denn?	–	Abg.	Fried-
linde	Gurr-Hirsch	CDU:	Ein	virtueller	Abbaupfad!)

In	jedem	weiteren	Jahr	kommen	250	Millionen	€	strukturel-
ler	Abbau	hinzu.	Wir	werden	das	Ziel	„Keine	neuen	Schulden	

ab	dem	1.	Januar	2020“	in	der	Landeshaushaltsordnung	fest-
legen.	Es	steht	Ihnen	und	uns	weiterhin	offen,	eine	Schulden-
bremse	auch	in	der	Landesverfassung	zu	verankern.

Von	wegen,	irgendwelche	Gespräche	seien	abgebrochen	oder	
torpediert	worden	–	das	ist	falsch.	Wir	sind	jederzeit	bereit,	
mit	Ihnen	über	eine	Änderung	der	Landesverfassung	und	über	
die	Festschreibung	der	Schuldenbremse	zu	verhandeln.	Sie	
haben	weiteren	Informationsbedarf	angemeldet.	Diese	Infor-
mationen	werden	Sie	selbstverständlich	bekommen.	Es	gibt	
keinen	Zeitdruck,	dass	wir	bis	zu	einem	bestimmten	Datum	
die	Verfassung	ändern	müssten.	Insofern	steht	uns	dieser	Weg	
offen.	Diesen	Weg	sollten	wir	auch	gemeinsam	gehen,	meine	
Damen	und	Herren.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Sie	haben	auch	noch	behauptet,	dass	es	einen	vernünftigen	
Pakt	mit	den	Beamten	gegeben	hätte,	mehrere	Hundert	Mil-
lionen	Euro	an	strukturellen	Einsparungen.	Das	ist	uns	nicht	
bekannt.	Sagen	Sie	einmal,	welche	konkreten	Maßnahmen

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Ich	habe	es	
doch	vorhin	genannt!)

zu	diesen	strukturellen	Einsparungen	geführt	haben,	Herr	Kol-
lege.

(Staatssekretär	Ingo	Rust	und	Abg.	Wolfgang	Drexler	
SPD:	Das	war	Verschuldung!	–	Abg.	Claus	Schmie-

del	SPD:	Versteckte	Kreditaufnahme!)

Das	war	Verschuldung.	Man	hat	die	Sonderzahlungen	in	das	
monatliche	Gehalt

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Arbeitszeitkon-
to!)

einbezogen	und	hat	sie	damit	pensionsfähig	gemacht.	Von	Ein-
sparungen	keine	Rede.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD	
–	Zuruf	des	Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD)

Ihre	Behauptung	ist	falsch,	und	Sie	sollten	sich	noch	einmal	
informieren.	Auch	das,	was	Sie	hier	alles	aufgezählt	haben,	
Herr	Kollege	Rülke,	war	doch	äußerst	schwach.

(Lachen	des	Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP	
–	Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Ist	das	al-

les,	was	Ihnen	dazu	einfällt?)

Lassen	Sie	mich	zum	Schluss	noch	darstellen,	wo	denn	diese	
Deckungslücke	herkommt.	Sie	tun	immer	so,	als	gäbe	es	sie	
jetzt	ganz	plötzlich.	Es	gibt	sie	nicht	plötzlich,	es	gibt	sie	seit	
vielen,	vielen	Jahren.	 Ich	habe	es	gesagt.	Sie	haben	 immer	
mehr	ausgegeben,	als	eingenommen	wurde.

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Haben	Sie	
geschlafen?	–	Gegenruf	des	Abg.	Walter	Heiler	SPD:	
Haben	Sie	das	 früher	nicht	mitbekommen?	–	Abg.	
Winfried	Mack	CDU:	Das	stimmt	doch	gar	nicht!)

–	Natürlich	stimmt	das.	Sie	können	doch	einmal	Ihre	eigenen	
mittelfristigen	Finanzplanungen	anschauen,	oder	fragen	Sie	
Herrn	Kollegen	Stratthaus.	Er	kann	es	Ihnen	aus	dem	Kopf	
sagen,
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(Zuruf	von	der	CDU:	Nein,	nein!	–	Vereinzelt	Hei-
terkeit)

dass	Sie	jedes	Jahr	eine	milliardenschwere	Deckungslücke	in	
der	Finanzplanung	hatten.	Das	kann	man	schwarz	auf	weiß	
nachlesen.

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD	zur	CDU:	So	 ist	 es!	
Wenn	Sie	es	bis	heute	nicht	bemerkt	haben,	dann	ist	

es	problematisch!)

Informieren	Sie	sich	einmal,	Herr	Kollege.	Wenn	Sie	es	ein-
fach	haben	wollen,	dann	 schauen	Sie	einfach	 in	die	Denk-
schrift	2010	des	Landesrechnungshofs.	Das	Jahr	2010	betrifft	
Ihre	Regierungszeit.	In	der	Denkschrift	steht:

In der mittelfristigen Finanzplanung klafft auch 2012 und 
2013 eine Deckungslücke von über zwei Milliarden Euro 
jährlich,

(Zurufe)

und dies bei weiteren neuen Schulden, die bereits einge-
plant sind.

Das	war	Ihre	Finanzpolitik,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Zurufe	von	
der	CDU:	Es	gibt	höhere	Steuereinnahmen!	–	Abg.	

Peter	Hauk	CDU	meldet	sich.)

Der	Rechnungshof	ist	damals,

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Damals	waren	es	34	Milli-
arden	€	Einnahmen,	heute	sind	es	42	Milliarden	€!)

2010,	davon	ausgegangen:	Nach	der	Kreditlinie	der	mittelfris-
tigen	Finanzplanung	ist	bis	2013	mit	einer	Neuverschuldung	
von	7	bis	8	Milliarden	€	zu	rechnen.

(Zurufe	von	den	Grünen	und	der	SPD)

Also,	liebe	Kollegen,	da	kann	man	doch	nur	froh	sein,	dass	es	
einen	Regierungswechsel	gegeben	hat.	Denn	so	ist	die	Neu-
verschuldung	deutlich,	deutlich	niedriger.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD	
–	Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Jetzt	wird	es	abstrus!)

–	Herr	Kollege,	 solange	Sie	 sich	weigern,	 die	Realität	 zur	
Kenntnis	zu	nehmen,	gilt	für	Sie	–	das	wiederhole	ich	noch	
einmal	–	das	Pippi-Langstrumpf-Prinzip:	Sie	machen	sich	die	
Welt	heute	so,	wie	sie	Ihnen	gefällt.	Sie	stehlen	sich	aus	der	
Verantwortung,	Sie	verweigern	sich	den	Tatsachen.	Da	wün-
sche	ich	bei	dieser	Geisterfahrt	weiter	viel	Vergnügen.

(Beifall	 bei	 den	Grünen	und	der	SPD	–	Zuruf	 des	
Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD)

Präsident Guido Wolf:	Für	die	SPD-Fraktion	spricht	Kolle-
ge	Maier.

Abg. Klaus Maier	SPD:	Noch	ein	paar	Anmerkungen	zu	den	
Rednern	von	der	Opposition.

Herr	Rülke,	was	Bayern	betrifft,	füge	ich	noch	drei	Dinge	hin-
zu:	Die	Bayern	haben	mit	der	Polizeireform	eine	tief	greifen-
de	Reform	gemacht.

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Die	ist	ge-
nauso	schiefgegangen	wie	Ihre!)

Acht	Präsidien	–	weitaus	mehr	als	bei	uns.	Das	war	mit	einer	
der	Schritte	für	die	Konsolidierung.	Bei	uns	zerreißen	Sie	die	
Polizeireform.	Also,	Sie	widersprechen	sich.

Bayern	hat	in	dieser	Legislaturperiode	eine	Nullrunde	für	die	
Beamten	gemacht.

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	So	ist	es!)

Das	ist	eine	harte	Sache.	Sie	sitzen	in	der	Liederhalle	bei	den	
Beamten	und	reiben	sich	die	Hände.	Ja,	das	passt	auch	nicht	
ganz	zusammen!

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Jetzt,	Herr	Rülke!	–	
Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Herr	Rülke,	was	sagen	

Sie	jetzt?)

Bayern	hat	nicht	nur	Rücklagen	der	Banken	aufgelöst,	es	hat	
auch	einen	großen	Teil	der	Pensionsrückstellungen	aufgelöst	
und	für	die	Rückzahlung	von	Schulden	vorgesehen.	Also,	Ta-
schenspielertricks	könnten	wir	auch	machen,

(Abg.	Günther-Martin	Pauli	CDU:	Das	könnt	ihr	nicht!)

aber	das	ist	sicherlich	nicht	ganz	fair.

Dann	 zur	 freiwilligen	Lebensarbeitszeit	 der	Beamten.	Da	
muss	man	natürlich	aufpassen.	Das	ist	eine	schöne	Sache;	da	
kann	man	geschwind	irgendeine	Einsparung	erzielen.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Ein	verstecktes	Darle-
hen!)

Aber	dann	müsste	man	eigentlich	eine	Rückstellung	hierfür	
bilden.	Das	 sind	wieder	 die	 versteckten	Schulden,	 die	wir	
schon	vorhin	angesprochen	hatten.	Das	ist	eine	Politik,	die	wir	
nicht	mehr	machen	wollen.

(Beifall	bei	der	SPD	und	den	Grünen)

Gemeinschaftsschule:	60	zusätzliche	Stellen	in	einem	ersten	
Schwung.	Leute,	das	ist	 im	Verhältnis	zu	dem,	was	wir	bei	
den	Lehrern	machen,	ein	ganz	kleiner	Tropfen.	Auch	damit	
reißen	wir	den	Haushalt	und	die	Verschuldung	nicht	heraus.

Dann	zur	Einnahmeseite.

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Das	kann	man	so	lassen!)

Sie	waren	 immer	 gegen	 die	 Finanztransaktionssteuer.	Die	
kommt	jetzt.

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Wer	sagt	denn	das?)

Das	 ist	 eine	Sache,	 die	 jetzt	 auf	Bundesebene	 läuft.	Heute	
Morgen	hieß	es	in	der	„Stuttgarter	Zeitung“:	Elf	Staaten	sind	
dabei,	man	startet	jetzt	mit	diesem	Tableau.	Also,	es	geht!

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen	
–	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Die	Zei-
tung	 ist	 kein	Gesetzgeber!	 –	Zuruf	 des	Abg.	Peter	

Hauk	CDU)

Und	dann	noch	eine	ganz	klare	Aussage	der	SPD.
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(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Was	 hat	
denn	die	Staatsverschuldung	mit	der	Finanztransak-

tionssteuer	zu	tun?)

–	Es	geht	um	die	Einnahmen.	Ich	bin	gerade	bei	der	Einnah-
meseite.

(Unruhe	–	Glocke	des	Präsidenten)

Abkommen,	die	Steuerbetrüger	begünstigen,	unterschreiben	
wir	nicht.

(Beifall	bei	der	SPD	und	den	Grünen)

Herr	Hauk,	zum	Thema	„Schuldenbremse	in	der	Landesver-
fassung“	ein	seriöses	Angebot:	Wir	haben	gestern	noch	in	der	
Fraktion	einen	Beschluss	gefasst.

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Welchen?)

Wir	haben	den	Beschluss	gefasst,	diese	Schuldenbremse	 in	
die	Landesverfassung	aufzunehmen.

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Aber	erst	mal	wollt	ihr	
sie	streichen!	–	Zuruf:	Die	gibt	es	in	der	Landeshaus-

haltsordnung!)

–	Ich	bin	gerade	bei	der	Landesverfassung.	–	Sie	sind	alle	ein-
geladen,	mitzumachen.	Das	ist	doch	eine	tolle	Sache,	wenn	
jetzt	ein	Deckel	da	ist,

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Wir	haben	schon	ei-
nen	Deckel!)

wenn	der	Bürger	sieht:	So	weit	geht	es;	dieser	Deckel	ist	drauf	
und	kann	nicht	verändert	werden.

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Wir	haben	einen	De-
ckel	in	der	Landeshaushaltsordnung!)

Das	ist	gegenüber	der	anderen	Lösung	der	große	Vorteil:	Ver-
änderungen	der	Landesverfassung	können	wir	nur	gemeinsam	
vornehmen.

(Unruhe)

Nach	wie	vor	gilt	also	diese	herzliche	Einladung.

Nun	noch	zum	Haushalt:	Die	Zeit	reicht	nicht,	um	den	Haus-
haltsentwurf	ganz	durchzudiskutieren.

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Man	kann	nicht	
über	etwas	diskutieren,	was	nicht	da	ist!)

Aber	den	Haushaltsentwurf	2013/2014	bekommen	Sie	so	früh,	
wie	noch	nie	ein	Haushalt	da	war.	Der	wird	nämlich	noch	vor	
Weihnachten	eingebracht.

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen)

In	Mecklenburg-Vorpommern	regiert	die	SPD;	da	heißt	der	
Ministerpräsident	Sellering.	Schön,	dass	Sie	die	dortige	Poli-
tik	auch	loben.

Danke	schön.

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen)

Präsident Guido Wolf:	Für	die	Regierung	spricht	der	Minis-
ter	für	Finanzen	und	Wirtschaft	Dr.	Schmid.

Minister für Finanzen und Wirtschaft Dr. Nils Schmid:	
Herr	Präsident,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren!	Ich	
war	jetzt	mächtig	gespannt	auf	die	Vorschläge	aus	der	zwei-
ten	Runde.	Ich	muss	leider	feststellen:	Das,	was	Sie,	Herr	Rül-
ke,	produziert	haben,	war	wieder	einmal	viel	heiße	Luft.	

(Abg.	Martin	Rivoir	SPD:	Ja!)

Steuerabkommen	mit	der	Schweiz:	Sie	haben	doch	sicher	ver-
standen,	dass	es	eine	Einmalzahlung	geben	soll.	

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Er	denkt,	jede	Woche	
kommt	das!)

Das	ist	sicher	keine	strukturelle	Einsparung,	meine	sehr	ver-
ehrten	Damen	und	Herren.	

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Gerade	vor-
hin	haben	Sie	 etwas	von	Einnahmeverbesserungen	

erzählt!)

–	Es	geht	darum,	dass	wir	strukturell	auf	der	Einnahme-	und	
auf	der	Ausgabenseite	ansetzen,	und	eine	strukturelle	Einnah-
meverbesserung	bekommen	wir	nur	über	eine	echte	Steuer-
politik,	nicht	über	dieses	Abkommen.	

(Beifall	 bei	 den	Grünen	 und	 der	 SPD	–	Abg.	Dr.	
Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Deshalb	 verzichten	

Sie!)

Dann	behaupten	Sie,	das	Lebensarbeitszeitkonto	sei	eine	gran-
diose	Maßnahme	gewesen.	

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Das	war	der	größte	
Fehler!)

Ich	sage	Ihnen:	Das	Lebensarbeitszeitkonto	funktioniert	so:	
Heute	zahlen	die	Beamten	ein,	und	später	muss	das	Land	ih-
nen	etwas	auszahlen.	Das	ist	doch	nichts	anderes	als	Verschul-
dung	und	Verschieben	in	die	Zukunft.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Wolf-
gang	Drexler	SPD:	So	ist	es!)

Ich	möchte	zu	dem	Verfahren	bei	der	Verfassungsänderung	
noch	eines	klarstellen.	Herr	Hauk,	das,	was	Sie	da	machen,	ist	
wirklich	unredlich.	Sie	haben	alle	Informationen	bekommen,	
Sie	haben	die	Informationen	bloß	nicht	gelesen.	Wir	mussten	
bei	den	Gesprächen	dauernd	nacharbeiten,	weil	Sie	gar	nicht	
im	Film	waren	und	nicht	wussten,	worum	es	ging.	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Das	ist	ja	unsäglich!)

Sie	haben	noch	bei	dem	Gespräch	mit	dem	Ministerpräsiden-
ten	behauptet,	Sie	hätten	nichts	bekommen.	

(Abg.	Andreas	Stoch	SPD:	Nichts	verstanden!)

Das	Gegenteil	ist	der	Fall,	und	das	will	ich	hier	in	aller	Öf-
fentlichkeit	noch	einmal	klarstellen.	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Einen	Referentenentwurf!	–	
Gegenruf	des	Abg.	Andreas	Stoch	SPD:	Was	denn	

sonst?)
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Sie	kümmern	sich	nicht	um	die	Sache.	Ihnen	geht	es	nur	dar-
um,	bei	der	Verfassungsänderung	auf	Zeit	zu	spielen,	weil	Sie	
letzten	Endes	eine	Schuldenbremse	in	der	Landesverfassung	
gar	nicht	haben	wollen.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Claus	
Schmiedel	SPD:	So	sieht	es	aus!	–	Zuruf	des	Abg.	Dr.	

Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP)	

Zu	den	LBBW-Einkünften	will	 ich	noch	einmal	 festhalten:	
Wir	gehen	davon	aus,	dass	in	der	langjährigen	Entwicklung	
deshalb	strukturell	die	Ertragssituation	der	nunmehr	so	auf-
gestellten	LBBW	so	ist,	dass	wir	diese	120	Millionen	€	be-
kommen,	

(Zuruf	des	Abg.	Peter	Hauk	CDU)

die	bislang	eben	nicht	 in	der	mittelfristigen	Finanzplanung	
verankert	sind.	Deshalb	ist	es	ein	strukturelles	Mehr	gegen-
über	den	bisherigen	Plänen.

(Lachen	des	Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP	
–	Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Aber	Sie	 haben	 es	 doch	
schon!	–	Zuruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/

DVP)

–	Nein!	Schauen	Sie	sich	die	Zahlen	an.

(Unruhe	–	Glocke	des	Präsidenten)

Wir	hatten	sie	in	der	Vergangenheit	nicht	in	dieser	Höhe.	Des-
halb	ist	es	richtig,	da	sich	die	LBBW	zu	meiner	Zufriedenheit	
gut	entwickelt,	dass	wir	höhere	Ansätze	annehmen	können.

Deshalb	sollten	Sie,	meine	Damen	und	Herren	von	der	Oppo-
sition,	jetzt	nicht	den	Eindruck	erwecken,	als	wäre	die	LBBW	
ein	dauerhafter	Verlustbringer.	Das	wäre	ein	völlig	irreführen-
der	Eindruck.	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Das	sagt	kein	Mensch!	Im	
Gegenteil,	das	Geld	haben	Sie	schon	längst	jedes	Jahr	

erhalten!)

Zu	dem	ehrlichen	Vergleich	über	die	Ländergrenzen	hinweg	
gehört	schon,	dass	man	auch	die	Sondersituation	in	Ostdeutsch-
land	berücksichtigt	–	eben	nicht	ein	Aufbauen	von	Pensions-
verpflichtungen	über	Jahrzehnte	hinweg.	Deshalb	tun	sich	al-
le	ostdeutschen	Länder	etwas	leichter,	die	Nullneuverschul-
dung	zu	erreichen.	Das	ist	auch	gut	so,	weil	sie	aufgrund	des	
Auslaufens	 der	 Solidarpaktmittel	 eigentlich	 in	 eine	Über-
schusssituation	kommen	müssen,	damit	sie	2019	nicht	erneut	
die	Hand	aufhalten	müssen.	Ich	begrüße	sehr,	dass	die	ost-
deutschen	Bundesländer	da	auf	einem	guten	Weg	sind,	

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Besser	als	
Sie!	–	Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	Aber	mit	dem	

Hintergrund!)

egal,	in	welcher	konkreten	Zusammensetzung	sie	regiert	wer-
den.	Aber	es	ist	eine	andere	Ausgangslage	von	den	strukturel-
len	Vorbelastungen	her.	

(Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	So	ist	es!)

Der	Vergleich	mit	Bayern	ist	in	mehrfacher	Hinsicht	falsch.	
Wir	haben	schon	auf	die	Verwendung	der	Vermögenserlöse	
hingewiesen.	Ich	will	darauf	hinweisen,	dass	Bayern	die	Kom-

munen	deutlich	knapper	hält,	als	Baden-Württemberg	dies	tra-
ditionell	macht.

(Abg.	Wolfgang	Drexler	SPD:	So	ist	es!)

Insofern	weiß	ich	nicht,	ob	das	ein	gutes	Beispiel	sein	sollte.

Der	 letzte	Punkt	 ist:	Bayern	hat	eine	Zinslast,	die	um	etwa	
1	Milliarde	€	geringer	 ist	 als	die	von	Baden-Württemberg,	
weil	Sie	in	der	Vergangenheit	so	viele	Schulden	gemacht	ha-
ben.	Das	ist	die	Wahrheit,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	
Herren.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Präsident Guido Wolf:	Mir	liegen	keine	weiteren	Wortmel-
dungen	vor.	Damit	ist	die	Aktuelle	Debatte	beendet.

Ich	rufe	Punkt 2	der	Tagesordnung	auf:	

(Unruhe	–	Glocke	des	Präsidenten)

Aktuelle Debatte – Grüne Citymaut-Pläne in Baden-Würt-
temberg – Pendler, Mittelstand und Einzelhandel in Ge-
fahr – beantragt von der Fraktion der CDU

(Zuruf:	Citymaut	in	Geislingen!)

Auch	hier	gilt	insgesamt	eine	Gesamtredezeit	von	40	Minu-
ten	und	eine	Redezeit	von	jeweils	fünf	Minuten	pro	Redner	
in	der	ersten	und	zweiten	Runde.	Ich	darf	wiederum	darum	
bitten,	möglichst	in	freier	Rede	zu	debattieren.

Für	die	Fraktion	der	CDU	spricht	Frau	Kollegin	Razavi.

Abg. Nicole Razavi	CDU:	Herr	Präsident,	meine	sehr	geehr-
ten	Damen	und	Herren!	Das	Thema	Citymaut	ist	ein	wirklich	
topaktuelles	Thema.	Ich	weiß	nicht,	wie	es	Ihnen	geht,	aber	
ich	bin	schon	etwas	darüber	verwundert,	welche	Wellen	ein	
solches	verkehrspolitisch	eigentlich	unscheinbares	Thema	in	
den	letzten	Tagen	geschlagen	hat.	Seien	wir	doch	einmal	ehr-
lich:	Es	geht	hier	nicht	um	die	Citymaut;	es	geht	hier	eigent-
lich	doch	um	die	Glaubwürdigkeit	dieser	Regierung	und	der	
Grünen	als	Partei	und	als	Fraktion,	und	es	geht	um	die	Halb-
wertszeit	Ihrer	Aussagen,	und	zwar	vor	und	nach	der	Ober-
bürgermeisterwahl	hier	in	Stuttgart.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU)

Jetzt	erst	einmal	der	Reihe	nach:	Die	Citymaut	ist	eine	uralte	
Lieblingsidee	der	Grünen.	Sie	steht	auch	in	Ihrem	Regierungs-
programm	–	ich	zitiere	–:	

Mit der Einführung einer Citymaut wollen wir Städten 
und Ballungsräumen ermöglichen, den Individualverkehr 
zugunsten des ÖPNV umzustrukturieren. 

In	einem	anderen	Regierungsprogramm	steht	das	Gegenteil:	

Wir lehnen Vorschläge zur Einführung einer Pkw-Maut 
oder einer Citymaut in Baden-Württemberg ab. Diese 
Mautkonzepte schränken Mobilität nach den finanziellen 
Möglichkeiten der Verkehrsteilnehmenden ein und schlie-
ßen sozial Schwächere von individueller Mobilität aus.

Das	könnte	von	der	CDU	sein,	ist	es	aber	nicht.	

(Heiterkeit	des	Abg.	Hans-Martin	Haller	SPD)

Es	ist	von	der	SPD.	Und	Sie	haben	recht.	

(Beifall	bei	der	CDU)
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Denn	Fakt	ist	erstens:	Die	Citymaut	ist	unsozial.	Sie	trifft	die,	
die	auf	das	Auto	angewiesen	sind,	die	ohnehin	schon	belastet	
sind,	die	sich	anstrengen,	die	ihre	Familie	ernähren,	und	zwar	
nach	den	Forderungen	der	Grünen	 jährlich	mit	mindestens	
1	500	€.	Das	frisst	schon	fast	das	Kindergeld	auf.	Nach	der	
Erhöhung	der	Grunderwerbsteuersatzes	und	der	Abschaffung	
des	Landeserziehungsgelds	hat	dieser	Griff	in	die	Tasche	des	
kleinen	Mannes	allerdings	bei	den	Grünen	System.	

(Lachen	der	Abg.	Edith	Sitzmann	GRÜNE)

Aber	die	grüne	Klientel,	meine	Damen	und	Herren,	interes-
siert	diese	Politik	nicht;	Ihre	Anhänger	können	sich	diese	zu-
sätzliche	Belastung	eben	locker	leisten.	

Zweitens:	Die	Citymaut	ist	wirtschaftlich	falsch	und	schadet	
unseren	Städten.	Wer	das	nicht	begreift,	hat	auch	die	Struktur	
unseres	Landes	 nicht	 verstanden.	 In	 unseren	Städten	wird	
nicht	nur	Latte	getrunken,	sondern	eben	auch	gearbeitet.	

(Lachen	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Zuruf	der	
Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE	–	Weitere	Zurufe	von	

der	CDU	und	den	Grünen	–	Unruhe)

Der	Einzelhandel	schafft	Arbeitsplätze	und	braucht	die	Kauf-
kraft	aus	dem	Umland.	Eine	Verlagerung	auf	die	grüne	Wie-
se	wollen	wir	nicht,	und	auch	Gemeindetag	und	Städtetag	leh-
nen	die	Citymaut	ab.	

(Beifall	bei	der	CDU	–	Zuruf:	Bravo!)

Schließlich	drittens:	Die	Citymaut	ist	verkehrspolitischer	Un-
sinn.	Wir	 brauchen	 keine	 grüne	Bevormundung	 und	 kein	
Klein-Klein,	sondern	ein	verkehrspolitisches	Gesamtkonzept,	
auch	hinsichtlich	der	Finanzierung.	

(Abg.	Edith	Sitzmann	GRÜNE:	Pkw-Maut	für	alle,	
oder	was?)

Die	Grünen	wollen	den	Verkehr	 in	den	Städten	reduzieren,	
aber	zulasten	des	Umlands	und	der	Menschen,	die	dort	leben.	
Stuttgart	mit	seiner	Talkessellage	ist	das	beste	Beispiel	dafür.	
Sie	wollen	Verkehrssysteme	entlasten,	und	der	Verkehrsmi-
nister	verweigert	den	Infrastrukturausbau,	

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Was?	Das	stimmt	
doch	überhaupt	nicht!)

ob	bei	Stuttgart	21,	ob	bei	Ausschreibungen	im	Schienenper-
sonennahverkehr	oder	bei	der	Planung	und	dem	Bau	neuer	
Straßen.	Auch	bei	 der	Verkehrslenkung	kommen	Sie	 nicht	
weiter.	Meine	Damen	und	Herren,	all	das	ist	doch	völlig	kon-
zeptionslos.	

(Beifall	bei	der	CDU	–	Zuruf	des	Abg.	Karl	Zimmer-
mann	CDU)

Trotzdem	bleiben	Sie,	Herr	Minister,	sich	und	Ihrer	Partei	treu,	
wenn	Sie	in	Ihrer	eigenen	Pressemitteilung	vom	April	dieses	
Jahres	die	Citymaut	fordern	und	schreiben,	dass	im	Südwes-
ten	vor	allem	Stuttgart	–	neben	Mannheim,	Karlsruhe,	dem	
Raum	Tübingen	–	die	besten	Voraussetzungen	für	die	Citymaut	
habe.	Ich	zitiere:	

Die Höhe der Maut müsse mindestens auf dem Niveau ei-
nes ÖPNV-Tagestickets liegen. 

Da	haben	wir	es.	Das	sind	eben	mindestens	diese	6,10	€,	die	
Sie	selbst	ins	Spiel	gebracht	haben	und	von	denen	Sie	heute	
nichts	mehr	wissen	wollen.	

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Am	Freitag	schon	noch!)

Aber	nicht	nur	das.	Laut	Ihrer	Pressemitteilung	können	Sie	
sich	auch	radikalere	Varianten	wie	ein	Zwangsticket	für	alle	
Bewohner	 eines	Großraums	vorstellen.	Citymaut,	Nahver-
kehrsabgabe,	Zwangsticket	–	in	welchem	Land	leben	wir	hier	
denn	eigentlich?	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU	–	Abg.	Friedlin-
de	Gurr-Hirsch	CDU:	Zwangsstaat!)

Am	vergangenen	Donnerstag,	am	4.	Oktober,	haben	Sie	die	
Forderung	bei	der	Verkehrsministerkonferenz	mit	Unterstüt-
zung	 Ihrer	 grünen	Kollegen	wiederholt	 und	 erneut	 auf	 die	
Agenda	gebracht.	Sie	haben	auch	gleich	prominente	Unter-
stützung	bekommen	–	von	den	Grünen,	von	Claudia	Roth,	die	
die	Citymaut	ebenfalls	 für	sinnvoll	hält.	 Ihr	Nachfolger	als	
Vorsitzender	des	Verkehrsausschusses,	Herr	Hofreiter,	sagt:	
Grüne	zeigen	sich	für	den	Vorschlag	offen.	

Und	dann	geht	es	plötzlich	los	mit	den	Kapriolen:	Erst	lässt	
Herr	Schmiedel	seinen	Koalitionspartner	am	Freitag	einmal	
wieder	über	dpa	wissen,	was	er	davon	hält,

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Sehr	gut!)

dass	nämlich	eine	Citymaut	für	die	Finanzierung	von	Straßen-
bau	absoluter	Blödsinn	ist.	Recht	haben	Sie!

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Karl	
Zimmermann	CDU:	Jawohl!	Sehr	gut!)

Und	während	sich	der	Verkehrsminister	im	„ZDF-Morgenma-
gazin“	am	Freitag	noch	dafür	ausspricht,	beteuert	der	Spre-
cher	des	Ministerpräsidenten	am	Freitagnachmittag,	die	Lan-
desregierung	habe	gar	keine	entsprechenden	Pläne.

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Genau	so	ist	es!)

Am	Sonntag	meldet	sich	Boris	Palmer	über	die	FAZ.	Er	ist	
auch	für	eine	Citymaut.	

(Abg.	Edith	Sitzmann	GRÜNE:	Leider	 ist	 er	nicht	
Teil	der	Regierungsfraktionen!)

Und	dann	läuft	gestern	Nachmittag	zu	allem	Überfluss	nach	
17:00	Uhr	die	Meldung	über	den	Ticker:	Die	Fraktionen	von	
SPD	und	Grünen	sind	gegen	die	Citymaut.	Die	Regierungs-
fraktionen	erteilen	Minister	Hermann	mit	 seiner	Forderung	
eine	Absage.	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Seiltänzer!)

Da	kann	ich	nur	sagen:	Um	Himmels	willen,	was	ist	das	ei-
gentlich	für	ein	Chaos?	

(Lachen	bei	den	Grünen)

Die	Fraktion	GRÜNE	bricht	das	Wahlversprechen	ihrer	eige-
nen	Partei,	der	Ministerpräsident,	die	Landesregierung	und	
beide	Regierungsfraktionen	fallen	ihrem	Verkehrsminister	in	
den	Rücken.	Er	ist	ausnahmsweise	noch	der	einzig	Aufrech-
te	bei	diesem	ganzen	Thema.
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(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Und	wird	von	Ih-
nen	sogar	unterstützt!)

Frau	Sitzmann,	das	ist	wirklich	eine	„Villa	Kunterbunt“,	wie	
Sie	sie	vorhin	beschrieben	haben.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Dr.	
Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Ein	Tollhaus!)

Aber	ich	kann	nur	sagen:	Ist	das	eine	Überraschung?	Nein.	
Das	ist	wirklich	keine	Überraschung.	Was	dahintersteckt,	liegt	
auf	der	Hand.	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Chaos	pur!)

Zehn	Tage	vor	der	Oberbürgermeisterwahl	in	Stuttgart	haben	
Sie	kalte	Füße	bekommen,	und	vor	dieser	Debatte	erst	recht.

(Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	Quatsch!)

Sie	haben	gemerkt,	dass	die	Mehrheit	der	Bürger	von	Ihrer	
Verkehrspolitik	nichts	hält,	

(Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	Bei	Ihnen	liegen	
vor	der	OB-Wahl	doch	die	Nerven	blank!)

dass	in	Stuttgart	die	Citymaut	abgelehnt	wird,	und	Sie	schre-
cken	nicht	davor	zurück,	aus	purem	Opportunismus	jetzt	ei-
ne	180-Grad-Wende	hinzulegen,	 Ihre	Partei	und	 Ihren	Ver-
kehrsminister	zu	düpieren	–	ein	rein	taktisches	Manöver,	durch-
sichtig	und	unglaubwürdig.	So,	wie	die	Grünen	jetzt	ihr	vor	
der	Landtagswahl	gegebenes	Wahlversprechen	brechen,	wer-
den	sie	es	auch	nach	der	OB-Wahl	in	Stuttgart	tun.	In	Wahr-
heit	halten	Sie	an	Ihren	Grundüberzeugungen	fest.

(Abg.	Hans-Ulrich	 Sckerl	GRÜNE:	 Ja,	 selbstver-
ständlich!)

Überraschend	ist:	Boris	Palmer	und	Winne	Hermann,	das	sind	
die	letzten	Aufrechten.	

(Lachen	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Die	machen	morgen	Abend	auch	noch	eine	Veranstaltung	zu	
diesem	Thema	in	Tübingen.	Aber	wir	wollen	jetzt	wissen:	Was	
gilt	eigentlich	in	dieser	Regierung,	was	gilt	bei	den	Grünen,	
und	was	gilt	nach	dem	21.	Oktober?	

(Abg.	Edith	Sitzmann	GRÜNE:	Das	wissen	Sie	seit	
August!)

Herr	Minister,	wir	sind	wirklich	gespannt.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Präsident Guido Wolf:	Für	die	Fraktion	GRÜNE	spricht	Kol-
lege	Schwarz.

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Jetzt	wird	es	mo-
ralisch!)

Abg. Andreas Schwarz	GRÜNE:	Herr	Präsident,	liebe	Kol-
leginnen	und	Kollegen,	meine	Damen	und	Herren!	Die	Aktu-
elle	Debatte	der	CDU	kann	man	mit	einem	Satz	beenden:	Die	
Einführung	einer	Citymaut	steht	nicht	auf	der	Agenda	der	Lan-
desregierung.

(Lachen	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Ni-
cole	Razavi	CDU:	Seit	wann?	 –	Abg.	Peter	Hauk	
CDU:	Ja	seit	wann?	–	Weitere	Zurufe	–	Unruhe)

Das	 hat	 Ihnen	 die	Landesregierung	 bereits	mitgeteilt.	Die	
Fraktion	der	FDP/DVP	hat	am	19.	Juli	2011	hierzu	einen	An-
trag	–	Drucksache	15/302	–	eingereicht,	und	ich	zitiere	aus	
der	Stellungnahme	zu	Ziffer	7	dieses	Antrags	–	da	ist	die	Lan-
desregierung	gefragt	worden,	wie	 sie	 die	Einführung	 einer	
Citymaut	bewertet	–:	

Die Einführung einer Citymaut ist ... kein Thema der Lan-
desregierung in Baden-Württemberg.

(Beifall	der	Abg.	Edith	Sitzmann	GRÜNE	–	Zurufe	
von	 der	CDU,	 u.	 a.:	 Ja,	weil	 das	Herr	 Schmiedel	

sagt!)

Somit	ist	völlig	klar,	wie	die	Lage	hier	in	Baden-Württemberg	
ist.	Es	gibt	keine	Pläne	zur	Einführung	einer	Citymaut,	und	
die	Citymaut	steht	auch	nicht	auf	der	Tagesordnung	hier	im	
Landtag	und	bei	den	Fraktionen.

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Was	ist	morgen	
mit	 der	 Veranstaltung?	 –	 Zuruf	 des	Abg.	 Volker	

Schebesta	CDU)

Gleichwohl,	die	Citymaut	ist	immer	wieder	Diskussionsge-
genstand	in	Fachkreisen	in	ganz	Europa.

(Zurufe	 der	Abg.	Volker	 Schebesta	CDU	und	Dr.	
Friedrich	Bullinger	FDP/DVP)

Schauen	Sie	nach	London	2003,	nach	Stockholm	2006,	nach	
Mailand	2008.	Dort	haben	die	kommunalen	Gremien	–	

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Und	Stuttgart	2012!)

die	kommunalen	Gremien!	–	die	Citymaut	beschlossen.	Na-
türlich	war	die	Citymaut	auch	Gegenstand	der	Verkehrsminis-
terkonferenz	in	Cottbus.	Es	ist	ja	völlig	vernünftig,	dass	sich	
die	Verkehrsminister	Gedanken	über	die	Citymaut	machen.	
Wer,	wenn	nicht	die	Verkehrsminister,	muss	sich	Gedanken	
darüber	machen,	wie	Verkehrsinfrastruktur	finanziert	wird,	
wie	man	das	Thema	Verkehrslenkung	und	auch	Themen	wie	
„Reduzierung	 von	Feinstaub	 und	Lärm“,	 „Entlastung	 von	
Menschen	und	Umwelt	von	Emissionen“	bearbeiten	kann?

Daher	ist	es	auch	völlig	normal,	dass	sich	unser	Verkehrsmi-
nister	an	dieser	Debatte	beteiligt	hat.	Das	ist	richtig.	

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Er	hat	6,10	€	ge-
sagt!)

Er	steht	mit	diesem	Ansinnen	nicht	allein	da.	

(Abg.	Nicole	Razavi	CDU:	Sie	haben	ihn	alleinge-
lassen!)

Andere	Verkehrsminister	haben	sich	mehrfach	dafür	ausge-
sprochen,	dass	es	keine	Denkverbote	geben	dürfe.	

(Beifall	bei	den	Grünen)

Wenn	man	 sich	 jetzt	 die	Citymaut	 im	Einzelnen	 anschaut,	
muss	man	sagen:	Dabei	ist	vieles	im	Unklaren.	Da	ist	vieles	
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gar	nicht	spruchreif.	Es	ist	ja	noch	nicht	einmal	klar,	wer	über-
haupt	 eine	Citymaut	 erheben	darf	–	 ich	denke	etwa	an	die	
Bundesfernstraßen.

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	6,10	€	hat	er	gesagt!)

Die	Kollegin	nennt	als	Beispiele	Geislingen	und	Stuttgart.	

(Abg.	Nicole	Razavi	CDU:	Das	habe	 ich	nicht	ge-
bracht!)

Durch	Geislingen	führt	die	B	10.	Da	darf	das	Land	gar	keine	
Citymaut	erheben.	

(Heiterkeit	des	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU	–	
Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Ist	Geislingen	als	

City	zu	bezeichnen?)

Das	 ist	 eine	Bundesstraße.	Für	 diese	Bundesstraße	hat	 der	
Bund	die	Gesetzgebungskompetenz.	Der	Bund	hat	ja	schon	
ein	Gesetz	 über	Straßenbenutzungsgebühren	 erlassen.	Das	
Land	hat	hier	gar	keine	Gesetzgebungskompetenz.	Schon	al-
lein	deswegen	wird	es	in	Baden-Württemberg	keine	Citymaut	
geben.	

Ich	kann	daher	zum	ersten	Teil	des	Titels	der	von	Ihnen	bean-
tragten	Aktuellen	Debatte	ganz	klar	sagen:	Es	gibt	keine	Plä-
ne	für	eine	Citymaut	in	Baden-Württemberg.	Die	grün-rote	
Landesregierung	und	die	sie	tragenden	Fraktionen	haben	kei-
ne	Pläne	für	die	Einführung	einer	Citymaut.	

(Beifall	 bei	 den	Grünen	 und	 der	 SPD	–	Abg.	Dr.	
Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Gehört	der	Verkehrs-
minister	 nicht	 dazu?	 –	Abg.	Peter	Hauk	CDU:	 Ist	
Winfried	Hermann	 jetzt	 noch	Regierungsmitglied	

oder	nicht?)

Jetzt,	Herr	Hauk,	zum	zweiten	Teil	des	Titels	der	von	Ihnen	
beantragten	Aktuellen	Debatte:	„Pendler,	Mittelstand	und	Ein-
zelhandel	 in	Gefahr“	 haben	Sie	 es	 genannt.	Da	muss	man	
schon	einmal	die	Frage	stellen:	Wer	ist	denn	hier	überhaupt	
in	Gefahr?	

(Abg.	Daniel	Andreas	Lede	Abal	GRÜNE:	Stuttgart	
ist	in	Gefahr!)

Wir	müssen	uns	die	Frage	stellen:	Wer	schadet	den	Pendlern	
und	dem	Mittelstand?	Wenn	die	Pendler,	der	Einzelhandel	und	
der	Mittelstand	in	Gefahr	sind,	wie	Sie	sagen,	dann	liegt	das	
daran,	dass	der	Bund,	die	CDU/CSU-FDP-getragene	Bundes-
regierung,	die	Mittel	für	den	Bundesfernstraßenbau	in	Baden-
Württemberg	kürzt.	Darin	liegt	doch	die	eigentliche	Gefahr.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Wenn	Sie	von	einer	Gefahr	sprechen,	dann	besteht	diese	darin,	
dass	der	Bund	die	Projekte	auf	den	Sankt-Nimmerleins-Tag	
verschiebt,	indem	er	die	Mittel	für	den	Fernstraßenbau	streicht.	
Darin	sehen	wir	die	eigentliche	Gefahr.	Diesen	Punkt	gilt	es	
zu	kritisieren.	Sie	müssen	nicht	den	Landesverkehrsminister	
kritisieren,	sondern	Sie	müssen	die	Bundesregierung	und	den	
CSU-Bundesverkehrsminister	dafür	kritisieren,	dass	sie	die	
Mittel	für	Baden-Württemberg	nicht	bereitstellen.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Peter	
Hauk	CDU:	Schwacher	Beifall!)

Ich	möchte	aus	einem	Schreiben	des	Bundesverkehrsminis-
ters	vom	3.	August	2012	zitieren.	Er	sagte,	er	sehe	„derzeit	
keine	Spielräume	für	Neubeginne	von	Bedarfsplanmaßnah-
men	in	Baden-Württemberg“.	

(Zuruf:	Geben	Sie	es	uns!)

Das	ist	eine	klare	Absage	des	Bundes	an	den	Fernstraßenbau	
in	Baden-Württemberg.	

(Zuruf	der	Abg.	Edith	Sitzmann	GRÜNE)

Dieses	Themas	sollten	Sie	sich	annehmen.	

(Zuruf	des	Abg.	Winfried	Mack	CDU)

Die	Citymaut	wird	nicht	kommen,	weil	die	rechtlichen	und	
technischen	Voraussetzungen	nicht	gegeben	sind.	

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Aber	es	wurde	gerade	
doch	 genau	 das	Gegenteil	 gesagt!	 –	Gegenruf	 der	
Abg.	Nicole	Razavi	CDU:	Er	lenkt	vom	Thema	ab,	

aber	wir	haben	das	gemerkt!)

Daher,	Herr	Kollege	Mack,	müsste	die	heutige	Aktuelle	De-
batte	 vielmehr	 den	Titel	 haben:	 „Mittelkürzung	 der	CDU/
CSU-FDP-getragenen	Bundesregierung	für	den	Bundesfern-
straßenbau	in	Baden-Württemberg	–	Gefahr	für	Pendler,	Bür-
ger	und	Mittelstand“.	

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Winfried	
Mack	CDU:	„Wie	belüge	ich	die	Wähler?“)

Präsident Guido Wolf:	Für	die	SPD-Fraktion	spricht	Herr	
Kollege	Schmiedel.	

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Da	ist	Not	am	
Mann,	wenn	er	kommt!	–	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullin-
ger	FDP/DVP:	Das	 ist	der	eigentliche	Verkehrsmi-

nister!)

Abg. Claus Schmiedel	SPD:	Herr	Präsident,	liebe	Kollegin-
nen	und	Kollegen!	

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Die	Geheimwaf-
fe!)

Sie	haben	schon	zitiert:	Die	Koalitionsfraktionen	haben	 im	
Koalitionsvertrag	festgelegt,	dass	es	in	Baden-Württemberg	
unter	ihrer	Regierungsverantwortung	keine	Citymaut	geben	
wird.	

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	„Unter	un-
serer“	oder	„unter	ihrer“?)

Insofern	jagen	Sie	hier	einem	Gespenst	hinterher.	

(Zuruf	des	Abg.	Winfried	Mack	CDU)

Die	Nähe	des	Themas	zur	OB-Wahl	haben	Sie	selbst	betont.	
Man	konnte	auch	in	der	Zeitung	lesen,	dass	Sie	das	im	Vor-
feld	der	OB-Wahl	noch	einmal	thematisieren	sollten.	Aber	das	
ist	natürlich	ein	Rohrkrepierer,	weil	Sie,	wie	gesagt,	ein	Ge-
spenst	einzufangen	versuchen,	das	keine	reale	Grundlage	hat.	
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(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Ich	würde	
den	Verkehrsminister	nicht	als	Gespenst	bezeichnen!)

Sie	haben	mich	zitiert:	Eine	Citymaut	einzuführen,	um	damit	
den	Straßenbau	 zu	finanzieren,	 sei	 der	 allergrößtmögliche	
Blödsinn.	Das	 stimmt;	 denn	 es	 geht	 in	 der	 Stadt	 Stuttgart	
nicht,	dass	man	dem	Stau,	der	täglich	in	die	Stadt	hinein	und	
aus	 der	Stadt	 heraus	 entsteht,	 dadurch	begegnet,	 dass	man	
mehr	Straßen	baut.	Wo	will	man	diese	denn	bauen?	Das	Pro-
blem	besteht	doch	vielmehr	darin,	dass	neben	den	Straßen,	die	
verstopft	sind,	auch	die	S-Bahnen	und	die	Busse	voll	sind.	
Das	heißt,	wir	haben	ein	Kapazitätsproblem	im	öffentlichen	
Personennahverkehr.	

Deshalb	müssen	wir	darüber	reden.	Wenn	wir	über	Menschen	
reden,	die	in	die	Stadt	Stuttgart	pendeln,	müssen	wir	darüber	
diskutieren,	wie	wir	die	Kapazitäten	des	ÖPNV	erhöhen	und	
wie	wir	die	hierzu	erforderlichen	Mittel	bekommen.	Das	ist	
die	richtige	Fragestellung.	

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen)

Wie	ist	das	„Gespenst“	nun	aufgetaucht?	Die	Verkehrsminis-
terkonferenz	hat	 in	Cottbus	getagt.	Grundlage	war	 die	Be-
schlussempfehlung	der	Kommission	„Zukunft	der	Verkehrs-
infrastrukturfinanzierung“.	Alle,	egal	ob	Rote,	Schwarze	oder	
Grüne,	 haben	die	Vorschläge	 zur	Kenntnis	 genommen	und	
keinen	Vorschlag	verworfen,	weil	die	Not	riesengroß	ist.	Es	
wurde	gesagt:	Wir	müssen	über	die	Energiesteuer,	die	Kraft-
fahrzeugsteuer	reden,	über	die	Ausweitung	der	Lkw-Maut	auf	
Bundesstraßen,	über	die	Ausweitung	der	Maut	auf	alle	Stra-
ßen;	wir	müssen	über	eine	Infrastrukturabgabe	für	alle	ande-
ren	Kraftfahrzeuge,	über	eine	Citymaut,	über	eine	Nahver-
kehrsabgabe	usw.	reden.	Wir	müssen	also	über	alle	denkba-
ren	Instrumente	reden.	Warum?

Es	ist	nicht	nur	so,	dass	der	Bundesverkehrsminister	dem	Lan-
desverkehrsminister	quasi	untersagt,	neue	Straßenbauprojek-
te	bzw.	Bundesstraßenbauprojekte	in	Baden-Württemberg	an-
zugehen.	Vielmehr	sagt	er	gleichzeitig	Folgendes:	Die	Reali-
sierung	der	bereits	begonnenen	Projekte	dauert	noch	viele	Jah-
re	länger.	

Wir	haben	einen	Bedarf	in	Höhe	von	900	Millionen	€,	nur	um	
die	begonnenen	Bundesfernstraßenprojekte	in	Baden-Würt-
temberg	zu	realisieren.	Nach	der	alten	Planung	bekommen	wir	
450	Millionen	€	bis	2016.	Nach	der	neuen	Planung	fallen	noch	
einmal	120	Millionen	€	weg.	Das	heißt,	bis	2016	können	wir	
nur	ein	Drittel	der	bereits	begonnenen	Maßnahmen	zu	Ende	
führen.	Das	ist	die	Katastrophe	schlechthin,	die	droht.	

(Abg.	 Nicole	 Razavi	 CDU:	Was	 hat	 das	 mit	 der	
Citymaut	zu	tun?	Sie	lenken	doch	ab!)

Die	drohende	Katastrophe	ist	nicht	nur,	dass	keine	Maßnah-
men	mehr	begonnen	werden,	sondern	auch,	dass	bereits	be-
gonnene	Baustellen	abgebrochen	werden,	weil	die	Bundesre-
gierung	in	Berlin	die	notwendigen	Gelder	verweigert.	

(Beifall	bei	der	SPD	und	den	Grünen)

Wenn	Sie	noch	Bedarf	haben,	können	wir	in	der	zweiten	Run-
de	darüber	reden,	welchen	Schaden	der	weitere	Ausbau	des	
ÖPNV	dadurch	nimmt,	dass	auch	die	Mittel	nach	dem	Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz	rückläufig	sind,	dass	Un-

sicherheit	besteht,	ob	man	überhaupt	noch	Projekte	beginnen	
kann,	weil	nicht	sicher	ist,	ob	man	auch	bis	2019	fertig	ist.	

(Abg.	Nicole	Razavi	CDU:	Das	ist	doch	die	Debatte	
von	heute	Abend!)

Auch	da	besteht	 völlige	Unklarheit,	 und	 es	 droht	 auch	 ein	
Stillstand.	

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen	von	der	CDU,	wenn	Sie	Ih-
re	Verantwortung	für	die	Verkehrsinfrastruktur	in	Baden-Würt-
temberg	ernst	nehmen	würden,	dann	müssten	Sie	sich	an	un-
sere	gemeinsame	Resolution	erinnern,	die	wir	einstimmig	im	
Landtag	beschlossen	haben.	Wir	brauchen	mehr	Geld	aus	Ber-
lin,	um	unseren	Aufgaben	gerecht	zu	werden.	Sie	ducken	sich	
jedoch	weg.	

(Zuruf	des	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU)

Wenn	jetzt	aber	weniger	kommt,	müssen	wir	auf	die	Barrika-
den	gehen	und	losmarschieren.	Ein	Brüller	nach	Berlin:	„So	
geht	es	nicht!“	Dann	sind	wir	wieder	Seite	an	Seite,	und	dann	
geht	es	auch	in	die	richtige	Richtung.

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen	
–	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Thema	verfehlt!	

Setzen,	Sechs!)

Präsident Guido Wolf:	 Für	 die	 Fraktion	 der	 FDP/DVP	
spricht	Kollege	Haußmann.

Abg. Jochen Haußmann	FDP/DVP:	Sehr	geehrter	Herr	Prä-
sident,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen!	Wenn	man	in	der	Ge-
schichte	zurückschaut,	dann	stellt	man	fest,	dass	es	die	ger-
manischen	Stämme	waren,	die	in	Europa	die	ersten	Gebühren	
verlangt	haben,	und	zwar	für	das	Passieren	von	Bergpässen.	
Im	Mittelalter	waren	es	dann	die	Grundherren,	die	von	Kauf-
leuten	und	Einwohnern	einen	Wegezoll	für	die	Benutzung	der	
Straßen	verlangten.	

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Raubritter!)

Noch	im	Jahr	1806	belegte	Napoleon	die	Querung	der	Main-
brücke	 zwischen	Wertheim	und	Kreuzwertheim	mit	 einem	
Wegezoll.

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Jetzt	will	die	FDP/
DVP	ein	Geschichtsseminar	geben!)

–	Herr	Kollege	Schwarz,	jetzt	lernen	Sie	noch	etwas	aus	dem	
Geschichtsbuch.	–	Dies	geschah,	bevor	Wertheim	dem	Groß-
herzogtum	Baden	einverleibt	wurde.	

Vor	über	150	Jahren	hat	der	Deutsche	Zollverein	die	Wege-
zölle	abgeschafft,	

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Liberales	Ge-
dankengut!)

weil	man	festgestellt	hat,	dass	die	wirtschaftliche	Entwick-
lung	durch	Wegezölle	nachhaltig	gestört	wird.	

Im	21.	Jahrhundert	hat	die	grüne	Partei	in	Baden-Württem-
berg	dies	auf	Seite	92	ihres	Wahlprogramms	für	die	Landtags-
wahl	2011	wieder	aufgegriffen.	
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(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Das	war	das	Kleinge-
druckte!	–	Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Wir	ha-
ben	gehofft,	das	liest	niemand!	Aber	er	liest	es	tat-
sächlich!	–	Gegenruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rül-

ke	FDP/DVP:	Er	ist	der	Einzige!)

Insofern	haben	wir	–	Herr	Kollege	Schwarz,	Sie	haben	es	dan-
kenswerterweise	angesprochen	–	gleich	 im	Juli	2011	einen	
Antrag	gestellt	und	nachgefragt:	Wie	sieht	es	denn	mit	der	
Citymaut	aus?	Verkehrsminister	Hermann	hat	die	Antwort	ge-
geben	–	Sie	haben	es	gesagt	–:	„Die	Citymaut	ist	kein	Thema	
der	grün-roten	Koalition.“	Wir	waren	ausdrücklich	dankbar,	
Herr	Kollege	Schmiedel,	dass	Ministerpräsident	Kretschmann	
am	17.	April	in	der	„Süddeutschen	Zeitung“	mit	der	Aussage	
zitiert	wurde,

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP)

seine	Grünen	seien	schon	immer	eine	Autofahrerpartei	gewe-
sen.	

(Lachen	 der	Abg.	 Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU	–	
Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Ein	Radfahrer	ist	
das!	–	Gegenruf	des	Abg.	Heribert	Rech	CDU:	Rad-

fahrer,	ja!)

Insofern	haben	wir	gedacht,	das	Thema	sei	an	und	für	sich	er-
ledigt.	Nun	hat	aber	unser	Verkehrsminister	bei	der	Verkehrs-
ministerkonferenz	in	der	letzten	Woche	in	Cottbus	sozusagen	
in	„Robin-Hood-Wegezollmanier“	die	Citymaut	wieder	aus-
gepackt	und	zum	Thema	gemacht.	Das	hat	uns	insofern	ge-
wundert,	als	gesagt	wurde,	das	Thema	sei	an	und	für	sich	er-
ledigt.	Kollege	Schmiedel	und	Kollegin	Sitzmann	haben	in	
der	gestrigen	Presseerklärung	betont,	in	Baden-Württemberg	
gebe	 es	 keine	Citymaut.	 Insofern	 sind	wir	 tatsächlich	 ge-
spannt,	was	der	Verkehrsminister	bei	der	Tübinger	Veranstal-
tung	zum	Thema	„Kostenlose	Busbenutzung,	Finanzierung	
durch	eine	Citymaut“	sagt.	Vielleicht	werden	wir	heute	in	die-
sem	Hohen	Haus	entsprechend	aufgeklärt.	

(Zuruf	des	Abg.	Winfried	Mack	CDU)

Wir	haben	das	Thema	deswegen	gewählt,	weil	wir	auch	nicht	
verstehen,	dass	hier	ein	Hin	und	Her	kommt.	Uns	von	der	Op-
position	könnte	das	zunächst	egal	sein.	Aber	wir	sehen	das	
Ganze	eben	mit	Sorge,	weil	eine	Citymaut	den	Wirtschafts-
standort	Baden-Württemberg	massiv	belasten	würde.	Sie	wür-
de	den	Einzelhandel	belasten.	

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Sie	kommt	doch	nicht,	
Herr	Kollege!)

Die	Pendler	würden	belastet.	

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Der	Handwer-
ker,	der	in	die	Stadt	fährt!)

Es	gibt	hier	nicht,	so	wie	es	in	London	der	Fall	ist,	einen	Ring	
um	Stuttgart	oder	um	Tübingen.	Es	gibt	hier	eine	Belastung	
für	den	Mittelstand,	 für	das	Handwerk.	 Ich	habe	es	einmal	
überschlagen:	Wenn	es	so	kommen	würde,	wie	es	der	Ver-
kehrsminister	gern	hätte	–	–	Wir	wollen	ja	im	nächsten	und	
im	übernächsten	Jahr	den	Landtag	sanieren.	Die	Handwerker	
bringen	ihr	Material	wahrscheinlich	nicht	mit	dem	ÖPNV	her-
bei,	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Pferdekar-
ren!)

sondern	mit	dem	Pkw	oder	dem	Lkw.	Wenn	Sie	das	einmal	
hochrechnen,	würden	Sie	für	die	Sanierung	des	Landtags	auf	
eine	Citymaut	von	etwa	50	000	bis	100	000	€	für	die	Hand-
werksunternehmen	kommen.	Da,	denke	ich,	wird	es	dem	Mit-
telstandsbeauftragten	der	Landesregierung	die	Schweißperlen	
auf	die	hohe	Stirn	treiben.	

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Und	dem	Präsidenten!	
–	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Der	lehnt	

auch	Werbeschauen	ab!)

Das	heißt,	eine	Citymaut	ist	für	den	Wirtschaftsstandort	Ba-
den-Württemberg	in	höchstem	Maß	gefährlich.	Ich	bitte,	dass	
auch	der	Verkehrsminister	hier	noch	einmal	klarstellt,	dass	die	
Citymaut	für	Baden-Württemberg	kein	Thema	ist.	

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU)

Im	Übrigen	sollte	man	vielleicht	auch	einmal	dazusagen,	was	
in	Baden-Württemberg	in	vielen	Bereichen	ohnehin	schon	an	
Solidarbeitrag	geleistet	wird.	Ich	nenne	nur	den	Länderfinanz-
ausgleich,	aber	auch	die	Umsatzsteuer-	und	die	Gewerbesteu-
eranteile	sowie	die	Sozialversicherungssysteme.	Die	Autofah-
rer	erbringen	bundesweit	inzwischen	57	Milliarden	€	an	Steu-
ern	für	die	Bereitstellung	im	Haushalt.	Inzwischen	hat	man	
das	Gefühl,	dass	die	Städte	und	Gemeinden	schon	eine	heim-
liche	Citymaut	in	Form	der	Radarfallen	

(Heiterkeit	bei	Abgeordneten	der	FDP/DVP	und	der	
CDU)

und	der	Tempowarner	einführen.	Wenn	man	liest,	was	es	an	
Millioneneinnahmen	in	diesem	Bereich	gibt,	hat	man	schon	
das	Gefühl:	Da	wird	die	Citymaut	sozusagen	mobil	eingeführt.

(Abg.	Muhterem	Aras	GRÜNE:	So	viel	zu	TOP	1!)

Ich	glaube,	dass	wir	mit	dieser	Politik	und	überhaupt	der	Dis-
kussion	über	eine	Citymaut	das	nachhaltige	Vertrauen	auch	in	
die	Politik	stören.	Deswegen	sage	ich:	Hände	weg	von	die-
sem	Thema,	Hände	weg	von	dieser	Verkehrspolitik.	Andern-
falls	wird	die	Verkehrspolitik,	wird	diese	Verkehrsinfrastruk-
tur	ihr	Waterloo	erleben	und	möglicherweise	unser	Verkehrs-
minister	ins	Exil	nach	Tübingen	kommen.	

Danke	schön.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Abg.	Hans-
Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	Meine	Güte!	–	Zuruf	der	Abg.	

Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU)

Präsident Guido Wolf:	Für	die	Landesregierung	spricht	Herr	
Verkehrsminister	Winfried	Hermann.	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Ein	Red-
nerpult	ohne	Maut!)

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann:	Herr	Präsident,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Her-
ren!	Liebe	Frau	Razavi,	selten	so	viel	Honig	aus	Ihrem	Topf.	

(Abg.	Nicole	Razavi	CDU:	Kann	ich!)

Mein	Mund	klebt	schier,	um	darauf	zu	antworten.	
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(Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	Das	war	vergif-
teter	Honig!	–	Gegenruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	

Rülke	FDP/DVP:	Von	der	Villa	Reitzenstein!)

Aber	Sie	haben	ja	sehr	deutlich	gemacht,	dass	es	das	Anlie-
gen	Ihrer	Aktuellen	Debatte	war,	einen	Beitrag	zur	OB-Wahl	
zu	leisten.	Den	haben	Sie	geleistet.	Danke	schön!	Aber	die	an-
deren	Rednerinnen	und	Redner	haben	Gott	sei	Dank	das	The-
ma,	das	Sie	eigentlich	angeschnitten	haben,	ernst	genommen.	
Ich	finde,	das	Thema	als	solches	ist	ernst	zu	nehmen.

Weil	Sie	mich	noch	einmal	ausdrücklich	angesprochen	haben	
und	sogar	für	meine	Geradlinigkeit	und	Aufrichtigkeit	gelobt	
haben,	

(Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	Auch	das	war	
vergiftet!)

will	ich	Sie	noch	einmal	daran	erinnern:	Ich	habe	schon	vor	
einem	halben	Jahr	gesagt:	Wir	Grünen	haben	positives	Ver-
ständnis	für	das	Instrument	der	Citymaut.	Aber	wir	haben	uns	
im	Rahmen	der	Koalitionsverhandlungen	darauf	verständigt,	
dass	dies	nicht	in	den	Koalitionsvertrag	aufgenommen	wird.	
Die	SPD	war	da	anderer	Meinung,	und	deswegen	steht	es	auch	
nicht	drin.	

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Das	steht	in	Ihrer	Pres-
semitteilung	nicht	drin!	–	Zuruf	der	Abg.	Nicole	Ra-

zavi	CDU)

Zweitens	–	deswegen	ist	es	in	der	Pressemitteilung	noch	ein-
mal	 klargestellt	worden	 –:	Eine	Citymaut	wird	weder	 der	
Oberbürgermeister	von	Stuttgart	noch	der	Oberbürgermeister	
von	Tübingen,	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP)

noch	der	Verkehrsminister	des	Landes	Baden-Württemberg	
und	schon	gar	nicht	dieser	Landtag	einführen.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD)

Denn	–	das	 ist	 sozusagen	das	kleine	Einmaleins	der	politi-
schen	Zuständigkeit	–	das	kann	nur	der	Deutsche	Bundestag	
mit	Mehrheit	beschließen.

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Das	 stimmt	doch	gar	
nicht!	Ein	Blick	ins	Grundgesetz	erleichtert	die	Rechts-

findung!)

Er	selbst	kann	auch	nicht	allein	beschließen,	ob	in	Stuttgart	
oder	Geislingen	oder	wo	auch	immer	eine	Citymaut	einge-
führt	wird,	sondern	dann	müsste	es	immer	auch	der	jeweilige	
Gemeinderat	mit	Mehrheit	beschließen.	So	ist	das	Konstrukt	
gedacht.	Es	steckt	auch	ein	gewisser	Charme	darin,	den	Kom-
munen	eine	Möglichkeit	zu	geben,	ihnen	aber	nichts	überzu-
stülpen.

Jetzt	aber	zum	Hintergrund	der	Debatte:	Warum	reden	Sie,	
Herr	Hauk,	über	die	Vignette?	

(Zuruf	des	Abg.	Peter	Hauk	CDU)

Ich	könnte	sie	auch	„Hauk-Maut“	nennen.	

(Heiterkeit	und	Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	
und	der	SPD)

Ist	die	„Hauk-Maut“	kostenlos?	Ist	das	eine	Art	Rückgabein-
strument	für	die	armen,	gebeutelten	Autofahrer,	durch	das	sie	
Geld	vom	Staat	bekommen,	damit	sie	fahren	können?	Oder	
wollen	Sie	nicht	auch	kassieren?

(Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	Abzocke!)

Und	was	kostet	sie	denn?	Wenn	sie	überhaupt	etwas	einspie-
len	soll,	müssen	Sie	an	einen	Betrag	in	Höhe	von	50,	100	oder	
200	€	denken,	

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Es	geht	um	die	
Citymaut!)

damit	überhaupt	ordentliche	Einnahmen	erzielt	werden,	die	
benötigt	werden,	um	die	großen	Lücken	im	Verkehrsbereich	
zu	schließen.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD	
–	Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Nicht	ablenken!	–	Abg.	
Claus	Schmiedel	SPD:	 „Hauk-Maut“!	Mein	 lieber	

Mann!)

Warum	redet	Hauk	über	Maut?	Weil	Hauk	zumindest	erkannt	
hat,	dass	im	Bereich	der	Verkehrsinfrastruktur	eine	gravieren-
de	Unterfinanzierung	besteht.

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Warum	redet	Hermann	über	
Maut?	Das	wollen	wir	von	Ihnen	wissen!)

Warum	sagen	die	Verkehrsminister	aller	Bundesländer	–	egal,	
ob	grün,	rot,	schwarz	oder	ganz	schwarz	–:	„Wir	blicken	auf	
gewaltige	Finanzierungslücken,	 sei	 es	 im	Schienenverkehr,	
sei	es	im	ÖPNV,	sei	es	bei	der	Sanierung	von	Straßen,	und	
zwar	auf	allen	staatlichen	Ebenen,	bei	den	Kommunen	und	
den	Ländern	wie	beim	Bund“?

(Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	So	ist	es!)

Welche	Erfahrung	haben	alle	Landesverkehrsminister	seit	Jah-
ren	gemacht?	Das	ist	die	Erfahrung,	dass	Jahr	für	Jahr	die	Mit-
telausstattung	des	Verkehrsbereichs	im	Haushalt	nicht	wächst,	
sondern	gedeckelt	wird,	wenn	sie	Glück	haben,	oder	teilwei-
se	zurückgefahren	wird.	Übrigens	haben	auch	Sie	in	den	Jah-
ren	Ihrer	Regierungszeit	systematisch	etwa	die	Sanierungs-
mittel	im	Straßenbau	heruntergefahren,	und	zwar	auf	ein	Maß,	
das	dazu	geführt	hat,	dass	Ihnen	der	Landesrechnungshof	ge-
sagt	hat:	„So	findet	Vermögensverzehr	im	Bereich	der	Stra-
ßeninfrastruktur	statt.	Das	kann	so	nicht	weitergehen.“

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD	
–	Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Warum	wollen	Sie	jetzt	

die	Citymaut?)

Wenn	also	die	Einsicht	vorhanden	ist,	dass	es	ein	Finanzie-
rungsproblem	gibt	–	–	Übrigens	gibt	es	nicht	nur	ein	Finan-
zierungsproblem.	Es	gibt	ja	auch	reale	Stauprobleme	in	den	
Ballungsräumen.	Es	gibt	jeden	Morgen	Staus.	Hier	im	Groß-
raum	Stuttgart	gibt	es	–	etwa	auf	der	A	81	und	der	B	27	–	re-
gelmäßig	Staus.	Wenn	man	erkennt,	dass	es	solche	Probleme	
gibt,	die	es	zu	lösen	gilt,	dann	halte	ich	eine	Debatte,	die	nach	
dem	Motto	läuft:	„Immer	wenn	einer	einen	Vorschlag	macht,	
sagen	die	anderen,	das	wäre	aber	Abkassieren,	das	wäre	ganz	
gemein“,	für	nicht	zielführend.	Da	muss	ich	sagen:	So	wer-
den	wir	nicht	weiterkommen.	Vielmehr	müssen	wir	auch	die-
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sem	Problem	ins	Auge	sehen	und	sagen,	was	wir	hier	tun	kön-
nen.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	–	Glocke	des	
Präsidenten)

Präsident Guido Wolf:	Herr	Minister,	gestatten	Sie	eine	Zwi-
schenfrage	der	Kollegin	Razavi?

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann:	Nein.	Sie	darf	sie	gern	im	Anschluss	an	meine	Rede	
stellen,	wenn	sie	dann	noch	nicht	beantwortet	ist.

(Vereinzelt	Heiterkeit	–	Zuruf	der	Abg.	Nicole	Raza-
vi	CDU)

Warum	haben	die	Verkehrsminister	vor	einem	Jahr	einstim-
mig	beschlossen,	die	Kommission	„Zukunft	der	Verkehrsin-
frastrukturfinanzierung“	einzurichten?	Der	Kollege	Daehre,	
der	Exverkehrsminister	von	Sachsen-Anhalt,	der	der	CDU	an-
gehört,	hat	ausdrücklich	und	persönlich	Wert	darauf	gelegt,	
dass	ich	daran	teilnehme,	dass	ich	da	mitwirke.	Auch	der	der	
SPD	angehörende	Kollege	Vogelsänger	aus	Brandenburg	hat	
ausdrücklich	Wert	 darauf	 gelegt,	 dass	 ich	daran	 teilnehme.	
Dies	geschieht,	weil	man	die	Absicht	hat,	dass	in	dieser	Kom-
mission	alle	politischen	Farben	vertreten	sind,	damit	klar	wird,	
dass	es	nicht	nur	um	ein	Problem	irgendeiner	Partei	geht,	son-
dern	um	ein	grundlegendes	Finanzierungsproblem	in	der	Bun-
desrepublik	Deutschland,	was	die	Verkehrsinfrastruktur	anbe-
langt.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD)

Nun	 fragen	Sie:	Was	 hat	 das	 jetzt	 alles	mit	 der	Citymaut		
zu	tun?	Das	hat	damit	zu	tun,	dass	Sie	auf	Bundesebene	das	
GVFG	nicht	fortschreiben	und	wir	schon	heute	nicht	wissen,	
wie	die	 großen	Verkehrsprojekte	 im	Schienenpersonennah-
verkehr	überhaupt	noch	finanziert	werden	können.	

(Zuruf	von	den	Grünen:	So	ist	es!)

Es	hat	damit	zu	tun,	wie	ich	seit	letzter	Woche	weiß,	dass	der	
aus	Baden-Württemberg	 stammende	Bundesfinanzminister	
Schäuble	von	der	CDU	plant,	die	Zahlungen	nach	dem	Ent-
flechtungsgesetz	auf	50	%	abzusenken.	Das	bedeutet,	von	den	
geringen	bzw.	zu	geringen	Mitteln,	die	wir	bekommen,	noch	
einmal	einen	Abstrich	zu	machen.	Das	wird	uns	gravierende	
Probleme	im	Bereich	des	Nahverkehrs,	aber	auch	im	Straßen-
bau	bringen.	Da	sind	alle	Ihre	Verbesserungswünsche,	die	Sie	
zuhauf	äußern,	Makulatur.	

Nebenbei	will	 ich	Ihnen	auch	einmal	sagen:	Sie	haben	uns	
heute	gegeißelt,	weil	wir	nach	Ihrer	Ansicht	nicht	genügend	
sparen.	Aber	wenn	ich	all	Ihre	in	Briefen	und	Anträgen	zum	
Bereich	Straßenbau	gestellten	Forderungen	aus	den	Reihen	
der	Opposition	erfüllen	würde,	könnte	ich	locker	das	struktu-
relle	Haushaltsdefizit	auf	Jahre	beibehalten.	Mit	anderen	Wor-
ten:	Das	wäre	dann	dauerhaft	da.	Das	heißt,	Sie	fordern	im	
Straßenbereich	immer	mehr	–	übrigens	auch	im	Schienenbe-
reich	–,	 aber	 immer,	wenn	über	Finanzierung	nachgedacht	
wird,	sagen	Sie	Nein,	außer	bei	der	„Hauk-Maut“,	wobei	wir	
nicht	genau	wissen,	wie	hoch	sie	wäre.	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Das	sollten	wir	bei	der	„Her-
mann-Maut“	wissen!)

Die	Kommission	jedenfalls	hat	gesagt	–	Herr	Kollege	Schmie-
del	hat	es	zitiert	–:	Wir	müssen	weg	von	den	Denk-	und	Dis-
kussionstabus.	Wenn	immer	jedes	Instrument	kaputt	geschos-
sen	wird,	wird	es	nie	zu	einer	Lösung	kommen.

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Das	hat	doch	gerade	Ihre	ei-
gene	Fraktion	kaputt	geschossen!)

Ein	Konsens	der	Verkehrsministerkonferenz	ist:	Wenn	im	Lan-
deshaushalt	die	Schuldenbremse	kommt,	wenn	 im	Bundes-
haushalt	die	Schuldenbremse	kommt,	dann	ist	es	doch	ziem-
lich	unwahrscheinlich,	dass	in	den	nächsten	zehn,	20	Jahren	
mehr	Geld	in	den	Verkehrssektor	fließt	als	bisher.	Also	müs-
sen	wir	darüber	nachdenken,	wie	wir	zusätzliche	Finanzie-
rungsquellen	erschließen.	Da	muss	man	über	alle	Instrumen-
te	wenigstens	diskutieren	und	nachdenken.	Das	ist	der	Zweck	
dieser	Debatte.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD)

Es	kann	hier	weder	Denk-	noch	Diskussionsverbote	geben.	
Deswegen	sind	alle	Instrumente	im	Kasten	drin.	Die	Verkehrs-
ministerkonferenz	hat	uns	einstimmig	beauftragt,	zur	nächs-
ten	Sitzung	und	zum	Endbericht	alle	diese	Instrumente,	auch	
die	Citymaut,	 hinsichtlich	 ihrer	verkehrlichen,	wirtschaftli-
chen,	ökologischen	und	sozialen	Wirkung	zu	überprüfen	und	
zu	bewerten.	Da	ist	klar:	Jedes	dieser	Instrumente	führt	zu	so-
zialen	Problemen	oder	löst	soziale	Probleme,	löst	Verkehrs-
probleme	oder	verschärft	 sie.	Es	gibt	 z.	B.	 bei	 der	 „Hauk-
Maut“	das	Problem,	dass	alle	gleich	viel	zahlen,	die	Mehrfah-
rer	und	die	Wenigfahrer,	diejenigen,	die	ein	spritfressendes	
Auto	haben,	und	diejenigen,	die	einen	Kleinwagen	haben.	Da	
zahlen	also	die	kleinen	Leute	genauso	viel	wie	die	mit	fetten	
Autos.	Da	könnte	man	auch	sagen,	das	ist	sozial	ganz	und	gar	
unverträglich.	Es	hat	keinerlei	Lenkungswirkung.

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Bei	Ihren	6,10	€	ist	es	
doch	genauso!	–	Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Was	ist	denn	

der	Unterschied	zu	6,10	€	in	Stuttgart?)

–	Die	6,10	€	sind	eine	Zahl,	die	einfach	so	gegriffen	worden	
ist,	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Ach	so?	–	Abg.	Friedlinde	
Gurr-Hirsch	CDU:	So	macht	ihr	das?)

die	ich	jedenfalls	nie	gefordert	habe.	Sorry!	Die	habe	ich	nie	
genannt.	Wenn	man	noch	nicht	einmal	so	weit	ist,	dass	man	
weiß,	wie	was	strukturiert	ist,	dann	kann	man	auch	nicht	sa-
gen,	was	es	kostet.

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Sie	haben	es	doch	gesagt!	–	
Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Die	haben	doch	Sie	er-

funden!)

Insofern	ist	das	irgendwie	medial	konstruiert.	Ich	habe	nur	ge-
sagt,	das	muss	auch	in	einem	Verhältnis	zu	den	Kosten	des	
ÖPNV	stehen.

Der	Kollege	Schmiedel	hat	zu	Recht	darauf	hingewiesen:	Wie	
wollen	 denn	 die	Kommunen	 in	 den	 nächsten	 Jahren	 den	
	ÖPNV	ausbauen,	wenn	sie	immer	weniger	Mittel	bekommen?	
Wie	wollen	wir	eine	Verbesserung	der	Stausituation	erzielen,	
wenn	es	keine	Verbesserung	im	ÖPNV	gibt?	
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Wenn	bei	solchen	Debatten	von	mittelalterlichen	Maut-	und	
Zollhäusern	gesprochen	wird,	dann	muss	ich	sagen:	Kollege,	
da	sind	Sie	weit	hinter	der	technologischen	Entwicklung.	In	
Europa	 gibt	 es	 inzwischen	 in	 20	Städten	 unterschiedliche	
Citymautsysteme.

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Genau!	Wie	wollen	Sie	
denn	Ihre	Citymaut	erheben?)

Es	gibt	z.	B.	in	Frankreich	in	über	80	%	der	Städte	eine	Nah-
verkehrsabgabe.	Immer	haben	diese	Systeme	bestimmte	Funk-
tionen:	erstens	lenkende	Wirkung	beim	Verkehr,	zweitens	Ver-
besserung	der	Finanzierung	des	ÖPNV-Ausbaus.

(Beifall	bei	den	Grünen)

Ich	finde,	wir	tun	uns	–	–

(Glocke	des	Präsidenten)

Präsident Guido Wolf:	Herr	Minister,	war	die	Ankündigung,	
Zwischenfragen	am	Schluss	zuzulassen,	generell	gemeint?

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann:	Die	war	generell,	ja.	–	Ich	bin	auch	gleich	am	Ende,	
und	dann	können	Sie	die	Frage	stellen.

Ich	will	mit	all	diesen	Beispielen	nur	sagen:	In	anderen	Län-
dern	wird	 systematisch	über	 die	Zukunft	 der	Finanzierung	
nachgedacht	und	in	der	Verkehrsministerkonferenz	auch,	und	
zwar	parteiübergreifend.	Wir	haben	am	Schluss	einstimmig	
den	angesprochenen	Beschluss	gefasst.	Ich	finde,	wir	tun	uns	
wirklich	nichts	Gutes,	wenn	wir	diese	Diskussion	nicht	füh-
ren.	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Sie	haben	sie	doch	geführt!)

Wir	müssen	vielmehr	offen	und	ehrlich	über	die	verschiede-
nen	Instrumente	reden,	und	wir	müssen	dann	auch	über	Ver-
kehrskonzepte	reden.

(Zuruf	der	Abg.	Nicole	Razavi	CDU)

Ich	sage	Ihnen	eines:	Verkehrspolitik	ist	nicht	nur	eine	Frage	
des	Geldes,	sondern	beinhaltet	auch	die	Frage:	Wie	lenkt	man	
durch	Einnahmen,	und	welche	anderen	Konzepte	hat	man?	
Insofern	war	 ich	 immer	ein	Anhänger	 eines	ganzheitlichen	
Konzepts,	und	insofern	glaube	ich	auch,	dass	es	die	Aufgabe	
eines	Verkehrsministers	ist,	in	die	Zukunft	zu	denken.	Denn	
ich	bin	derjenige,	der	täglich	mit	den	riesigen	Finanzproble-
men	befasst	ist,	mehr	als	jeder	andere	hier	im	Hause.

(Zurufe	von	der	CDU)

Aber	Sie	 können	 das	 vermutlich	 –	wenigstens	 zum	Teil	 –	
nachvollziehen.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Glocke	des	
Präsidenten)

Präsident Guido Wolf:	Frau	Kollegin	Razavi.

Abg. Nicole Razavi	CDU:	Das	einzig	Erhellende	an	 Ihren	
Ausführungen	war	jetzt,	dass	Sie	die	Diskussion	weiter	füh-
ren	werden,	während	Ihre	eigene	Fraktion	das	Thema	eigent-

lich	für	beendet	erklären	wollte.	Das	habe	ich	jetzt	verstan-
den.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU	und	des	Abg.	Dr.	
Friedrich	Bullinger	FDP/DVP)

Aber	ansonsten	ist	das	Durcheinander	noch	größer	als	vorher.	
Sie	reden	zum	einen	davon,	dass	Sie	mit	der	Citymaut	Stra-
ßen	finanzieren	wollen.	Dann	reden	Sie	davon,	dass	die	Citymaut	
dem	Nahverkehr	zugutekommen	soll.

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Wo	ist	die	Frage?	
Frage!)

Ich	will	jetzt	einfach	von	Ihnen	wissen:	Wofür	sind	die	Ein-
nahmen	aus	der	Citymaut?	Sie	sollen	nicht	ablenken	und	von	
Pkw-Maut	sprechen,	sondern	Sie	sollen	uns	erklären,	wie	Sie	
sich	die	Citymaut	vorstellen.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	CDU	–	Zuruf:	Ge-	
nau!	–	Abg.	Muhterem	Aras	GRÜNE:	Es	gibt	keine	
Citymaut!	–	Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	Im	Proto-

koll	nachlesen!)

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann:	Wir	haben	in	der	Verkehrsministerkonferenz	durchaus	
darüber	nachgedacht,	was	man	mit	den	Einnahmen	aus	den	
verschiedenen	Instrumenten	macht.	Da	kommt	z.	B.	der	Vor-
schlag	aus	Kreisen	der	CDU:	Alle	Einnahmen,	die	wir	erzie-
len,	müssen	auf	jeden	Fall	in	den	Straßenbau	fließen,	Straße	
also	durch	Straßenmaut	finanziert.	Das	nennt	man	dann	„ge-
schlossener	Kreislauf“.	

(Abg.	Nicole	Razavi	CDU:	Sagen	Sie	doch,	was	Sie	
machen	wollen!)

Aber	es	gibt	auch	Minister	in	der	Verkehrsministerkonferenz	
–	wenn	Sie	das	Papier	lesen,	wissen	Sie,	dass	es	die	Mehrheit	
ist	–,	die	 sagen:	Wir	brauchen	ein	 integriertes	Konzept.	Es	
kann	nicht	funktionieren,	dass	man	sozusagen	mit	der	Stra-
ßenmaut	viel	Geld	generiert	und	es	wieder	in	dieses	System	
steckt	und	gleichzeitig	den	ÖPNV	nicht	ausbauen	kann.	Das	
wird	 nicht	 funktionieren.	Man	muss	 das	 zusammen	 sehen.	
Deswegen	wird	es	auch	weiter	eine	Diskussion	darüber	ge-
ben,	wie	wir	in	Zukunft	den	ÖPNV,	den	Ausbau	des	lokalen	
Verkehrs	finanzieren	können.

Die	Citymaut	–	um	das	auch	noch	einmal	klar	zu	sagen	–	hat	
sozusagen	von	ihrer	Konzeption	her	die	Idee,	dass	sie	von	ei-
ner	Kommune	oder	auch	von	mehreren	Kommunen	gestaltet	
werden	kann	und	diese	dann	sagen	können,	was	sie	mit	den	
Einnahmen	tun.	Das	heißt,	es	wird	auch	kommunal	entschie-
den,	was	man	mit	den	Einnahmen	macht;	es	wird	nicht	von	
mir	 und	nicht	 von	 Ihnen	 entschieden,	 sondern	 das	 können	
dann	die	Kommunen	machen.	Als	Gesetzgeber	kann	man	nur	
sagen:	„Es	ist	nur	für	Straßen“,	und	dann	darf	man	nichts	an-
deres	machen.	Aber	meine	Vorstellung	ist,	dass	die	Kommu-
nen	dann	 freie	Hand	bekommen,	damit	 ihre	Verkehrsinfra-
strukturprobleme	zu	lösen.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	–	Abg.	Win-
fried	Mack	CDU:	Aha!	–	Abg.	Nicole	Razavi	CDU:	

Vielen	Dank!	–	Glocke	des	Präsidenten)

Präsident Guido Wolf:	Gestatten	Sie	eine	weitere	Zwischen-
frage,	eine	Frage	des	Kollegen	Jägel?



2568

Landtag	von	Baden-Württemberg	–	15.	Wahlperiode	–	46.	Sitzung	–	Mittwoch,	10.	Oktober	2012

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann:	Ja.

Abg. Karl-Wolfgang Jägel	CDU:	Herr	Minister,	wir	leben	
in	einem	Land,	in	dem	viele	Menschen	von	Mercedes,	Audi

(Zuruf	von	den	Grünen:	Porsche!)

und	Porsche	leben,	in	dem	diese	Firmen	auch	ihre	Steuern	be-
zahlen.	Was	meinen	Sie	in	diesem	Zusammenhang	mit	Ihrer	
Aussage	„fette	Autos“?

(Beifall	 bei	Abgeordneten	der	CDU	und	der	FDP/
DVP	–	Zuruf	von	der	CDU:	Sehr	gut!	–	Zurufe	der	
Abg.	 Karl	 Zimmermann	 CDU	 und	 Dr.	 Friedrich	

Bullinger	FDP/DVP)

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann:	„Fette	Autos“	ist	eine	Metapher	für	ein	zu	groß	gera-
tenes	individuelles	Transportmittel.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	des	Abg.	
Martin	Rivoir	SPD)

Es	ist	einfach	ein	Problem	ökologischer	und	letztendlich	auch	
wirtschaftlicher	Art,	dass	wir	ein	Verkehrssystem	haben,	 in	
dem	vergleichsweise	viele	Gefäße,	die	groß	sind,	die	 teuer	
sind	und	viel	Sprit	verbrauchen,	von	einer	Person	gefahren	
werden.	Das	ist	nicht	wirtschaftlich,	und	das	ist	auch	nicht	zu-
kunftsfähig.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	–	Zuruf:	Das	
war	Kommunismus!	–	Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Das	
gibt	Zitate!	–	Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Ein	

Porsche	ein	„Gefäß“!)

Noch	etwas	zum	Thema	„Wohlstand	und	Lebensqualität“:	Ich	
möchte	doch	noch	einmal	daran	erinnern	dürfen,

(Zurufe,	u.	a.	Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	Es	geht	
um	Arbeitnehmer!	–	Unruhe	–	Glocke	des	Präsiden-

ten)

dass	wir	 in	Stuttgart	und	 in	vielen	anderen	Städten	Baden-
Württembergs	ein	Problem	mit	der	Luftverschmutzung	haben.	
Wir	haben	ein	Riesenproblem.	Seit	Jahren	werden	Grenzwer-
te	nicht	eingehalten,	die	von	der	EU	vorgeschrieben	sind.	Es	
gibt	einen	Rechtsanspruch,	dass	die	Behörden	dafür	sorgen,	
dass	die	Feinstaubgrenzwerte	eingehalten	werden.	Wir	haben	
das	bisher	nicht	geschafft.	

Deswegen	ist	es	nicht	nur	eine	Frage	der	Einnahmen	und	nicht	
nur	eine	Frage	der	Verkehrslenkung,	sondern	auch	eine	Fra-
ge	der	Gesundheit	und	des	Wohlbefindens	in	Städten,	weshalb	
man	über	solche	Fragen	der	Finanzierung	und	der	Verbesse-
rung	des	ÖPNV	nachdenken	muss.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	–	Abg.	Man-
fred	Lucha	GRÜNE:	Gut!	Prima!	–	Abg.	Peter	Hauk	
CDU:	Weshalb	man	über	solche	Fragen	der	Finan-
zierung	nachdenken	muss!	Das	wollen	wir	nur	ein-
mal	festhalten!	So	viel	zu	den	Beschlüssen	von	SPD	
und	Grünen	gestern!	–	Gegenruf	der	Abg.	Brigitte	
Lösch	GRÜNE:	War	das	eine	Zwischenfrage?)

Präsident Guido Wolf:	Für	die	Fraktion	GRÜNE	spricht	Kol-
lege	Schwarz.

(Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	Jetzt	kommt	wieder	das	
Gegenteil!)

Abg. Andreas Schwarz	GRÜNE:	Herr	Präsident,	liebe	Kol-
leginnen	und	Kollegen!	Noch	einige	Ergänzungen:	Der	Kol-
lege	Mack	hat	die	Frage	nach	der	Verfassung	und	den	recht-
lichen	Rahmenbedingungen	 angesprochen.	 Ich	möchte	 aus	
der	Drucksache	13129	der	16.	Wahlperiode	des	Deutschen	
Bundestags	Herrn	Verkehrsminister	Ramsauer	zitieren:

Mit dem Erlass des Autobahnmautgesetzes ... und des 
Fernstraßenbauprivatfinanzierungsgesetzes ... hat der 
Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz für den Be-
reich der Bundesfernstraßen umfassend Gebrauch ge-
macht.

Somit	ist	völlig	klar	–	damit	ist	das,	was	der	Minister	gesagt	
hat,	auch	vollkommen	zutreffend	–:	Der	Bund	hat	die	Gesetz-
gebungskompetenz	hierfür,	und	das	Land	hat	keine	Gesetzge-
bungskompetenz.

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Unsinn!	 –	Abg.	Peter	
Hauk	CDU:	Aber	nicht	für	die	Citymaut!)

Dieser	Hinweis	war	noch	einmal	wichtig,	damit	die	rechtli-
chen	Fragen	hier	auch	ausgeräumt	sind.

Wenn	Sie	noch	einmal	zurückblicken	–	–

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Das	stimmt	doch	gar	nicht!)

–	Ich	kann	es	Ihnen	ja	nachher	geben,	dann	können	Sie	es	le-
sen.

Blicken	wir	noch	einmal	zurück:	Wir	haben	im	Februar	bei	
der	dritten	Lesung	des	Haushalts	hier	gemeinsam	eine	Reso-
lution	verabschiedet	–	Drucksache	15/1262	–,	in	der	wir	die	
Landesregierung	ersucht	haben,	die	Bundesregierung	aufzu-
fordern,	

die Investitionsmittel für den Bundesfernstraßenbau in 
Baden-Württemberg sowie für Schienenwege und Was-
serstraßen bedarfsgerecht zu erhöhen.

Ich	würde	mir	wünschen,	dass	Sie	diesen	Weg,	dem	Sie	da-
mals	auch	zugestimmt	haben,	mitgehen.	Die	Kollegen	Schmie-
del	und	Hermann	haben	die	Baustellen,	die	es	gibt,	dargelegt:	
Bundesfernstraßenbau,	auslaufende	GVFG-Finanzierung	für	
die	Stadtbahn-	und	S-Bahn-Projekte,	und	die	dritte	Baustelle	
sind	die	Regionalisierungsmittel.	Wenn	Sie	diesen	Weg	mit-
gehen	und	den	Verkehrsminister	unterstützen,	um	die	Mittel	
bedarfsgerecht	nach	Baden-Württemberg	zu	holen,	dann	mar-
schieren	wir	Seite	an	Seite.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD)

Präsident Guido Wolf:	 Für	 die	 Fraktion	 der	 FDP/DVP	
spricht	Kollege	Haußmann.

Abg. Jochen Haußmann	FDP/DVP:	Sehr	geehrter	Herr	Prä-
sident,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen!	Gestatten	Sie	mir	zu-
nächst	einmal	folgende	Anmerkung:	Wenn	ein	Verkehrsmi-
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nister	eines	Bundeslands,	in	dem	jeder	siebte	Arbeitsplatz	in	
der	Automobilindustrie	ist	oder	von	ihr	abhängig	ist,	von	„fet-
ten	Autos“	spricht,

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Und	von	„Gefä-
ßen“!)

so	ist	das	ein	richtiger	Eklat.

(Zuruf	von	den	Grünen)

Es	ist	eine	Unverschämtheit	in	Bezug	auf	die	Arbeitsplätze,	
auf	die	Bereiche,	die	hier	viel	Wertschöpfung	erbringen,	die	
Steuereinnahmen	erbringen	und	Arbeitsplätze	schaffen.	Das	
kann	ich	nicht	nachvollziehen,	und	da	erwarte	ich	–	–

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Abg.	Pe-
ter	Hauk	CDU:	Obwohl	wir	doch	ökologisch	Vorrei-
ter	sind!	–	Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	Er	ist	halt	ge-

gen	die	Autos!	Das	muss	man	sagen!)

Es	ist	ja	nicht	so,	dass	wir	nicht	über	andere	Wege	nachden-
ken	würden.	Da	gehen	wir	mit,	und	darüber	haben	wir	auch	
schon	diskutiert.	Ich	denke	da	etwa	an	intelligente	Verkehrs-
lenkung,	an	intelligente	Verkehrssteuerungssysteme,	an	PPP-	
oder	ÖPP-Modelle;	ich	denke	an	den	Vorschlag	einer	Auto-
bahnvignette,	die	schnell	eingeführt	werden	könnte,	 sodass	
man	nicht	warten	müsste,	bis	die	Mauttechnik	entsprechend	
weit	wäre.	

Wir	denken	an	Themen	wie	Standardabsenkung,	und	wir	den-
ken	daran,	dass	man	in	manchen	Fällen	fragen	kann:	Muss	die	
Fahrbahn	unbedingt	so	breit	sein,	muss	es	vierspurig	sein,	oder	
geht	es	nicht	auch	zweispurig?	

Da	sind	wir	also	mit	dabei.	Aber	wir	halten	es	für	schädlich,	
wenn	man	immer	wieder	das	Thema	Citymaut	auf	die	Agen-
da	setzt.

Wenn	beklagt	wird,	dass	der	Bund	wenig	tue,	dann	sind	wir	
bei	Ihnen.	Wir	haben	die	Resolution	mit	beschlossen.	Aber	
man	muss	dann	schon	auch	glaubwürdig	bleiben.	Ich	erinne-
re	daran,	dass	im	gleichen	Atemzug,	ohne	dass	man	die	kom-
munalen	Landesverbände	fragt,	im	Rahmen	des	Umweltver-
bunds	Mittel,	die	von	Berlin	kommen,	einfach	zugunsten	des	
ÖPNV	umgeschichtet	werden

(Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	Genau!)

und	im	kommunalen	Straßenbau	Jahr	für	Jahr	–	2014	sind	es	
über	30	Millionen	€	–	erhebliche	Mittel	fehlen.

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU	–	Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	So	ist	es!	Ge-

nau!)

Und	wer	hat	das	gemacht?	Der	Verkehrsminister	hat	es	ge-
macht.

Dann	muss	ich	auch	sagen:	Diese	Diskussion	über	die	Citymaut	
ist	 auch	 deshalb	 nicht	 glaubwürdig,	weil	 gleichzeitig	 trotz	
Steuereinnahmen	in	Rekordhöhe	die	Mittel	für	den	Neubau	
von	Landesstraßen	reduziert	werden,

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Das	stimmt	doch	
überhaupt	nicht!)

nämlich	auf	38	Millionen	€.	–	Vielleicht	werden	es	45	Milli-
onen	€.	In	den	letzten	zehn	Jahren	lag	der	Haushaltstitel	für	
den	Neubau	selbst	bei	schwieriger	Haushaltslage,	Herr	Kol-
lege	Schwarz,	bei	55	Millionen	€.

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Warum	zahlen	wir	
jetzt	Ausgaben	aus	den	Konjunkturprogrammen	zu-

rück?)

Da	ist	es	also	nicht	glaubwürdig,	wenn	jemand	sagt:	„Ich	muss	
neue	Wege	finden“,	selbst	aber	nichts	tut.	Wer	hat	so	gehan-
delt?	Verkehrsminister	Hermann	hat	das	so	gemacht.

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	So	ein	Quatsch!)

Wenn	wir	 schon	bei	der	Verkehrspolitik	 sind:	Ein	weiteres	
Beispiel	dafür,	wie	der	Verkehrsminister	in	Baden-Württem-
berg	Politik	für	den	Mittelstand	betreibt,	ist	die	Busförderung.	
Damit	wurde	seit	Jahrzehnten	Mittelstandspolitik	betrieben.

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Richtig!)

Wider	besseres	Wissen	hat	man	dort	2012	die	falschen	Grund-
lagen	gelegt.	Das	führt	dazu,	dass	es	in	diesem	Jahr	deutlich	
weniger	Busbestellungen	gibt.	Das	Thema	„Euro	6“	kam	eben	
viel	zu	früh.

(Beifall	des	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP	
–	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Richtig!)

Ein	weiterer	Punkt	dazu.	

(Glocke	des	Präsidenten)

Präsident Guido Wolf:	Herr	Kollege	Haußmann,	gestatten	
Sie	eine	Zwischenfrage	des	Kollegen	Schwarz?

Abg. Jochen Haußmann	FDP/DVP:	Gern,	ja.

Abg. Andreas Schwarz	GRÜNE:	Herr	Kollege	Haußmann,	
ist	Ihnen	bekannt,	dass	die	grün-rote	Landesregierung	für	die	
Busförderung	10	Millionen	€	in	den	Haushalt	eingestellt	hat,	
während	die	vorherige	Landesregierung	nur	einen	Betrag	von	
5	Millionen	€	bereitgestellt	hatte?

Abg. Jochen Haußmann	FDP/DVP:	Herr	Kollege	Schwarz,	
das	ist	mir	durchaus	bekannt.

(Zuruf	des	Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE)

Ich	sage	Ihnen	dazu:	Die	5	Millionen	€	hätten	sogar	gereicht,	
wenn	wir	die	Ansätze	gewählt	hätten,	die	Sie	gewählt	haben.	
Die	werden	reichen,	weil	Euro-6-Busse	erst	ab	2013	lieferbar	
sind.

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	So	ist	es!)

Wenn	ich	die	Haushaltslage	des	Landes	anschaue,	dann	kann	
ich	sagen:	Die	schwarz-gelbe	Landesregierung	wusste,	dass	
man,	wenn	es	eng	wird,	auch	strukturell	sparen	kann,	im	Ge-
gensatz	zu	Ihnen.	Aber	wenn	man	einen	Milliardenüberschuss	
im	Haushalt	hat,	dann	kann	man	noch	einmal	5	Millionen	€	
draufpacken.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Abg.	Hans-
Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	Märchenstunde!)
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Ein	weiterer	Punkt:	Wir	haben	in	der	letzten	Sitzung	des	Ver-
kehrsausschusses	über	die	Absenkung	der	CO2-Grenzwerte	
diskutiert.

(Abg.	Andreas	 Schwarz	GRÜNE:	Das	 steht	 doch	
morgen	auf	der	Tagesordnung!)

–	Das	steht	morgen	auf	der	Tagesordnung,	aber	der	Herr	Ver-
kehrsminister	hat	es	angesprochen.	–	Es	wurde	nicht	darauf	
eingegangen,	dass	der	Verkehrsminister	bestrebt	ist,	die	Grenz-
werte	noch	weiter	abzusenken.	Ich	muss	sagen:	Wenn	ein	Mi-
nister	Mittelstandspolitik,	Unternehmenspolitik	 und	Politik	
für	die	Menschen	im	Land	so	betreibt,	dass	man	in	Baden-
Württemberg	möglichst	keine	Fahrzeuge	mehr	produzieren	
kann,	dann	habe	ich	ein	schlechtes	Gefühl	für	das	Land	Ba-
den-Württemberg.

Danke	schön.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Abg.	Bärbl	
Mielich	GRÜNE:	Das	ist	eine	unfassbare	Unterstel-

lung!)

Präsident Guido Wolf:	Für	die	CDU-Fraktion	spricht	noch-
mals	Frau	Kollegin	Razavi.

Abg. Nicole Razavi	CDU:	Noch	 zwei	Bemerkungen	 zum	
Schluss.	Herr	Schwarz,	Sie	sind	einfach	falsch	informiert.	Die	
Länder	können	sehr	wohl	

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Für	Bundesfern-
straßen	eine	Maut	einführen?)

gesetzlich	die	Citymaut	einführen.

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Für	Bundesfern-
straßen?)

–	Sie	versuchen	zwanghaft,	von	der	Citymaut	abzulenken.	Das	
ist	Ihnen	heute	nicht	gelungen.	Das	ist	das	Problem.	

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Ich	versuche	über-
haupt	nicht	abzulenken!)

Die	Länder	können	sehr	wohl	die	gesetzliche	Grundlage	für	
die	Citymaut	schaffen.

(Abg.	Muhterem	Aras	 GRÜNE:	Wollen	 sie	 aber	
nicht!)

Deswegen	hat	der	zuständige	Minister	in	Bayern	auch	klar	ge-
sagt,	dass	das	Land	Bayern	den	Kommunen	nicht	die	Ermäch-
tigung	geben	wird,	die	Citymaut	einzuführen.	Nur	so	viel.	Sie	
sollten	schon	bei	den	Tatsachen	bleiben.

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE	hält	ein	Schriftstück	
hoch.	–	Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Hier!	 Ihr	

Verkehrsminister!)

Viel	wichtiger	ist	mir	der	letzte	Satz	des	Ministers	von	vor-
hin.	Ich	weiß	nicht,	ob	alle	diesen	Satz	gehört	haben.	Er	hat	
sinngemäß	gesagt:	Deswegen	ist	es	weiterhin	sinnvoll,	über	
solche	Finanzierungskonzepte	nachzudenken	und	zu	disku-
tieren.	Das	heißt,	er	hat	alles	konterkariert,	was	Rot	und	Grün	
gestern	Abend	beschlossen	haben,	nämlich	das	Ende	der	De-
batte	über	die	Citymaut.	Er	hat	alles	wieder	aufgemacht.

(Abg.	Muhterem	Aras	GRÜNE:	So	ein	Quatsch!)

Ich	muss	sagen:	Das	ist	wirklich	ehrlich,	Herr	Minister.	

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Klaus	
Herrmann	CDU:	 Ideologe	bleibt	 sich	 treu!	 –	Abg.	
Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE	zur	CDU:	Eure	Lage	ist	
schon	verzweifelt	nach	dem	letzten	Sonntag!	Ich	ver-

stehe	das	ja!)

Präsident Guido Wolf:	Für	die	SPD-Fraktion	spricht	Kolle-
ge	Schmiedel.

Abg. Claus Schmiedel	SPD:	Herr	Präsident,	liebe	Kollegin-
nen	und	Kollegen!	Egal,	wer	zuständig	ist:	Der	Landtag	wird	
keine	Citymaut	beschließen,	die	Regierung	wird	keine	Citymaut	
beschließen.

(Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	Sie	 sind	 schon	öfter	
umgefallen!)

Deshalb	wird	es	auch	keine	Citymaut	in	Baden-Württemberg	
geben.	Ganz	einfach.

Beschlusslage	der	Verkehrsministerkonferenz	ist	–	da	sind	Ih-
re	Verkehrsminister	genauso	dabei	wie	unser	Verkehrsminis-
ter	Hermann	–,	zu	sagen:	Wir	stehen	wirklich	unter	dem	Druck,	
über	neue	Finanzierungsinstrumente	nachzudenken.	Und	die	
werden	jetzt	alle	bewertet.	

Wir	haben	eine	Bewertung,	was	die	Citymaut	anbelangt.	Die	
Citymaut	kommt	für	uns	nicht	infrage,	weil	die	Nachteile	mas-
siv	überwiegen.	Nachdenken	muss	man	über	das	Instrument	
der	Nahverkehrsabgabe,	die	nicht	die	Fahrt	zur	Grundlage	der	
Finanzierung	macht;	vielmehr	gibt	es	unterschiedliche	Kon-
zepte.	Einige	Länder	nehmen	die	Lohnsumme	als	Maßstab,	
weil	es	auch	um	Pendler	und	Unternehmen	geht.	

(Abg.	 Peter	Hauk	CDU:	Aha!	Also	 neue	Steuern!	
Neue	Abgaben!	–	Gegenruf	des	Abg.	Andreas	Schwarz	

GRÜNE:	Er	hat	es	immer	noch	nicht	kapiert!)

–	Sie	verstehen	„Wirtschaft“	wirklich	nicht,	Herr	Hauk.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD	–	Zuruf	des	Abg.	
Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP)

Wir	haben	die	Diskussionen	geführt.	Sie	haben	gedacht,	Sie	
könnten	die	Grunderwerbsteuer	zu	einem	Politschlager	ma-
chen.	Auch	das	war	ein	Rohrkrepierer.	Warum?	Weil	die	Un-
ternehmen	begriffen	haben,	dass	funktionierende	Betreuungs-
angebote	für	sie	viel	wichtiger	sind	als	eine	einmalige	höhe-
re	Grunderwerbsteuer.

(Zuruf	der	Abg.	Muhterem	Aras	GRÜNE)

Deshalb	ist	es	für	die	Unternehmen	auch	viel	wichtiger,	dass	
die	Arbeitnehmerinnen	und	Arbeitnehmer	verlässlich	in	die	
Firma	kommen	und	nicht	im	Stau	stehen	oder	in	ÖPNV-Ver-
kehrsmitteln	keinen	Platz	haben,	als	möglicherweise	eine	Be-
teiligung	an	solchen	Systemen.	Ich	nehme	keine	abschließen-
de	Bewertung	vor,	sondern	sage	nur:	Es	gilt	dasselbe	wie	vor-
hin	für	die	Haushaltsdebatte:	Sie	verschließen	sich	hinsicht-
lich	der	Infrastrukturfinanzierung	in	Baden-Württemberg	jeg-
licher	Realität	–	jeglicher	Realität!

(Beifall	bei	der	SPD	und	den	Grünen)
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Deshalb	gibt	es	eine	Debatte	dergestalt:	Wir	müssen	über	neue	
Finanzierungsinstrumente	nachdenken.	Ich	möchte	aber	noch	
einmal	daran	erinnern,	dass	für	uns,	und	zwar	quer	durch	al-
le	Fraktionen,	prioritär	sein	sollte,	dass	die	Gelder,	die	insbe-
sondere	für	den	Straßenbau	auf	Bundesebene	noch	ausgege-
ben	werden,	dort	ausgegeben	werden,	wo	sie	am	dringends-
ten	erforderlich	sind.	Das	ist	halt	im	Süden,	im	Westen	und	
im	Südwesten	in	ganz	besonderer	Weise	der	Fall	und	nicht	im	
Osten	und	auch	nicht	im	Norden.	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Da	sind	wir	uns	doch	einig!)

–	Ja,	aber	ich	höre	von	Ihnen	nichts.	Sie	regieren	doch	in	Ber-
lin.	Auch	wir	können	Briefe	schreiben,	aber	das	hilft	wenig.	
Sie	müssten	doch	–	das	wäre	Ihre	Pflicht	–	deutlich	machen,	
dass	die	vorhandenen	Gelder	sinnvollerweise	dort	eingesetzt	
werden,	wo	sie	benötigt	werden,	um	Staus	zu	bekämpfen.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD	und	der	Grünen)

Jetzt	können	Sie	die	Leier	immer	noch	einmal	wiederholen,	
aber	die	Fakten	widerlegen	das	halt	einfach.	Verkehrsminis-
ter	Hermann	hat	in	seiner	Amtszeit	verhältnismäßig	mehr	Stra-
ßen	gebaut	als	Sie	zuvor.	

(Widerspruch	 bei	 der	CDU	–	Abg.	Nicole	Razavi	
CDU:	Er	hat	freigegeben,	was	wir	gebaut	haben!)

Denn	er	hat	alle	Mittel,	die	abgreifbar	waren,	auch	abgegrif-
fen.	Es	geht	nicht	darum,	ob	wir	mehr	Straßen	ausbauen	wol-
len	oder	dort,	wo	es	notwendig	ist,	neue	Straßen	bauen	wol-
len,	sondern	es	geht	darum,	für	ausreichende	Mittel	zu	sorgen.	
Da	verweigern	Sie	sich	jeglicher	Mithilfe	in	Berlin.	Denn	dort	
müssten	Sie	Ihren	Parteifreunden	kräftig	auf	die	Füße	treten.	

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen)

Präsident Guido Wolf:	Mir	liegen	keine	weiteren	Wortmel-
dungen	vor.	Damit	ist	dieser	Tagesordnungspunkt	erledigt.	

Ich	rufe	Punkt 3	der	Tagesordnung	auf:	

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz zu dem Zweiten Abkommen zur Änderung des 
Abkommens über die Zentralstelle der Länder für Ge-
sundheitsschutz bei Arzneimitteln und Medizinprodukten 
– Drucksache 15/1957

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Ar-
beit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren – 
Drucksache 15/2374

Berichterstatter: Abg. Florian Wahl

Das	Präsidium	hat	für	die	Allgemeine	Aussprache	eine	Rede-
zeit	von	fünf	Minuten	je	Fraktion	festgelegt.	

In	der	Allgemeinen	Aussprache	erteile	ich	Herrn	Abg.	Teufel	
von	der	CDU-Fraktion	das	Wort.	

Abg. Stefan Teufel	CDU:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	ge-
ehrte	Kolleginnen	und	Kollegen!	Die	CDU-Fraktion	stimmt	
dem	Gesetz	zu	dem	Zweiten	Abkommen	zur	Änderung	des	
Abkommens	über	die	Zentralstelle	der	Länder	 für	Gesund-
heitsschutz	bei	Arzneimitteln	und	Medizinprodukten	zu.	Ei-
ne	optimale	Gesundheitsvorsorge	ist	ein	zentrales	Anliegen	
der	Menschen	im	Land	und	auch	in	Baden-Württemberg.	Die	

Koordinierung	der	Qualität	und	Sicherheit	von	Medizinpro-
dukten	ist	ein	wichtiger	Prozess	in	unserem	Gesundheitswe-
sen.	Unser	Gesundheitswesen	ist	nicht	nur	ein	wichtiger	Wirt-
schaftsfaktor,	sondern	zählt	auch	zu	den	wichtigen	Standort-
faktoren	in	Deutschland.	Die	Koordinierung	sowie	die	Akkre-
ditierung	der	Qualitätskriterien	 sind	 eine	 bedeutende,	 aber	
auch	eine	wichtige	Aufgabe	der	Zentralstelle.	Sie	wird	auch	
im	weltweiten	Wettbewerb	immer	wichtiger.	Die	europäische	
Verordnung	zur	verbindlichen	gemeinschaftlichen	Marktüber-
wachung	von	Medizinprodukten	 erachten	wir	 als	 sinnvoll.	
Den	Aufgabenzuwachs	bei	der	ZLG	begrüßt	die	CDU-Frak-
tion.	

Herzlichen	Dank.	

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Das	Wort	 erteile	 ich	
Frau	Abg.	Mielich.	

Abg. Bärbl Mielich	GRÜNE:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	
sehr	geehrte	Damen	und	Herren!	Wir	sind	natürlich	auch	der	
Meinung,	dass	dieses	Gesetz	ein	sehr	wichtiges	ist.	Es	geht	
darum,	dass	es	letztendlich	angepasst	und	auch	erweitert	wird.	
Es	geht	 um	eine	Zentralstelle	 der	Länder	 für	Gesundheits-
schutz	bei	Arzneimitteln	und	Medizinprodukten.	Diese	Zen-
tralstelle	insgesamt	ist	in	unseren	Augen	eine	sehr	sinnvolle	
Einrichtung.	Es	geht	vor	allem	um	Qualitätssicherungssyste-
me	bei	nicht	aktiven	Medizinprodukten,	und	es	geht	z.	B.	auch	
um	die	Akkreditierung	im	Bereich	der	In-vitro-Diagnostik.	

Das	alles	sind	Bereiche,	die	sehr	wichtig	sind.	Qualitätssiche-
rung	ist	sehr	wichtig,	aber	auch	Qualitätskontrolle	und	letzt-
lich	Transparenz	sind	sehr	wichtig.	Das	heißt,	es	geht	bei	die-
sem	Abkommen	natürlich	auch	darum,	dass	z.	B.	im	Bereich	
der	Internet-Medikamentierungen	eine	deutliche	Qualitätssi-
cherung	und	eine	deutliche	Qualitätskontrolle	vorangebracht	
werden	sollen,	die	dazu	führen,	dass	es	mehr	Patientensicher-
heit	gibt.

Ich	will	hier	noch	einmal	daran	erinnern,	dass	es	den	Skandal	
mit	den	Brustimplantaten	der	Firma	PIP	gab.	Bis	endlich	heraus-
gekommen	ist,	welche	falschen	Produkte	den	Frauen	einge-
setzt	worden	sind,	war	wirklich	schon	sehr	viel	Schaden	ent-
standen;	Frauen	sind	daran	ja	auch	gestorben.	

Das	heißt,	wir	erhoffen	uns	von	diesem	Abkommen,	dass	es	
insgesamt	dazu	führt,	dass	wir	mehr	Qualitätssicherung,	mehr	
Qualitätskontrolle	haben	und	dass	diese	Qualitätskontrolle	vor	
allem	im	Bereich	des	Internets	greift.	Darum	freuen	wir	uns	
sehr,	dass	es	jetzt	die	Änderung	und	die	Anpassung,	aber	eben	
vor	allem	diese	Erweiterung	gibt.

Schönen	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	SPD-Fraktion	
erteile	ich	Herrn	Abg.	Wahl	das	Wort.

Abg. Florian Wahl	SPD:	Herr	Präsident,	sehr	geehrte	Kolle-
ginnen	und	Kollegen!	Am	15.	Dezember	2011	haben	die	Re-
gierungschefinnen	und	Regierungschefs	der	16	Bundesländer	
das	Änderungsabkommen	über	die	Zentralstelle	der	Länder	
für	Gesundheitsschutz	bei	Arzneimitteln	und	Medizinproduk-



2572

Landtag	von	Baden-Württemberg	–	15.	Wahlperiode	–	46.	Sitzung	–	Mittwoch,	10.	Oktober	2012
(Florian Wahl) 

ten	unterzeichnet.	Damit	wird	verschiedenen	Neuregelungen	
von	europa-	und	bundesrechtlichen	Vorgaben	Rechnung	ge-
tragen.

Das	Ziel	ist	ein	besserer	Gesundheitsschutz	für	die	Bürgerin-
nen	und	Bürger	auch	in	Baden-Württemberg.	Diesen	sicher-
zustellen	ist	eine	zentrale	gesundheitspolitische	Aufgabe,	und	
es	ist	eine	Aufgabe,	die	maßgeblich	bei	den	Ländern	liegt.	Die	
Einrichtung	der	ZLG	hat	sich	jedoch	bewährt,	um	Synergien	
bestmöglich	zu	nutzen	und	ein	einheitliches	Vorgehen	zu	ge-
währleisten.	Man	kann	sie	praktisch	als	einen	gemeinsamen	
Adapter	der	Länder	bezeichnen.

Durch	die	Kompetenzerweiterung	 ihrer	Aufgaben	wird	die	
ZLG	die	Möglichkeit	haben,	im	Auftrag	der	Länder	Angebo-
te	von	Arzneimitteln	und	Medizinprodukten	auch	im	Internet	
zu	recherchieren.	Sie	kann	bei	Verdacht	auf	Manipulation	oder	
Fälschung	direkt	mit	 den	 Institutionen	der	Strafverfolgung	
kommunizieren	und	auch	auf	europäischer	Ebene	koordinie-
rend	aktiv	werden.

Diese	Anpassung	ist	angesichts	–	die	Kollegin	Mielich	hat	es	
schon	gesagt	–	verschiedener	Skandale	mit	Arzneimitteln	und	
Medizinprodukten	in	der	Vergangenheit	notwendig.	Sicher-
heit	und	Qualität	von	Medizinprodukten	müssen	heute	und	in	
Zukunft	Markenzeichen	des	deutschen	Gesundheitssystems	
sein.

Schön,	dass	wir	uns	bei	diesem	Thema	hier	im	Haus	so	einig	
sind.	Die	SPD-Fraktion	stimmt	dem	Gesetzentwurf	natürlich	
zu.

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Fraktion	der	
FDP/DVP	erteile	ich	Herrn	Abg.	Haußmann	das	Wort.

Abg. Jochen Haußmann	FDP/DVP:	Sehr	geehrter	Herr	Prä-
sident,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen!	Auch	wenn	der	Na-
me	des	Gesetzes	durchaus	umständlich	klingt,	ist	es	ein	sinn-
volles	Gesetz,	und	ich	glaube,	der	Inhalt	ist	hier	ganz	entschei-
dend.	Der	Zentralstelle	der	Länder	für	Gesundheitsschutz	bei	
Arzneimitteln	und	Medizinprodukten	werden	zusätzliche	Auf-
gaben	übertragen.	Das	Abkommen	nimmt	Neuregelungen	auf-
grund	des	geänderten	Medizinproduktegesetzes,	des	Erlasses	
des	Akkreditierungsstellengesetzes	und	des	Inkrafttretens	der	
EU-Verordnung	zur	Akkreditierung	und	Marktüberwachung	
vor.

Neben	der	Aktualisierung	von	Aufgaben	werden	auch	neue	
Aufgaben	übertragen.	Ebenso	werden	Empfehlungen	der	Fi-
nanzministerkonferenz	zur	Zusammenführung	der	Zuständig-
keiten	im	Bereich	der	nicht	aktiven	und	aktiven	Medizinpro-
dukte	bei	einer	Behörde	umgesetzt.	

Es	sind	also	vielzählige	Aufgaben,	die	die	Zentralstelle	neu	
zu	übernehmen	hat.	Das	wurde	von	meiner	Vorrednerin	und	
meinen	Vorrednern	bereits	angesprochen.	

Der	Sozialausschuss	hat	dem	Plenum	einstimmig	empfohlen,	
diesen	Gesetzentwurf	 anzunehmen.	 Insofern	wird	 auch	die	
FDP/DVP-Landtagsfraktion	zustimmen.	

Herzlichen	Dank.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Regierung	er-
teile	ich	Frau	Sozialministerin	Altpeter	das	Wort.

Ministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frau-
en und Senioren Katrin Altpeter:	Sehr	geehrter	Herr	Präsi-
dent,	liebe	Kolleginnen,	liebe	Kollegen,	meine	sehr	geehrten	
Damen	und	Herren!	Die	Zentralstelle	der	Länder	für	Gesund-
heitsschutz	bei	Arzneimitteln	und	Medizinprodukten	ist	eine	
von	den	Bundesländern	getragene	Einrichtung.	Die	ZLG	hat	
das	Ziel,	den	in	Deutschland	erreichten	Stand	an	Qualität	und	
an	Sicherheit	von	Medizinprodukten	zu	erhalten	und	zu	ver-
bessern.	

Sie	hat	im	Rahmen	der	Aufgabenstellung	darauf	Einfluss	zu	
nehmen,	dass	auch	unter	den	europäischen	Wettbewerbsbe-
dingungen	sichere	Produkte	auf	den	Markt	gelangen.	Die	ge-
setzlichen	Grundlagen	hierfür	sind	die	EU-Richtlinien	über	
aktive	Implantate,	über	Medizinprodukte	und	über	In-vitro-
Diagnostika	sowie	das	Medizinproduktegesetz.

(Abg.	Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU:	Brustimplantate!)

–	Bitte?

(Abg.	Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU:	Implantate!)

–	Implantate,	genau.	–	Im	Zuge	der	Deregulierung	wurden	die	
ehemals	staatliche	Zulassung	von	Produkten	und	die	Überwa-
chung	der	Hersteller	unabhängigen,	kompetenten,	überwie-
gend	privaten	Prüfstellen	übertragen.	Voraussetzung	sind	je-
doch	immer	die	staatliche	Akkreditierung,	die	Benennung	und	
Überwachung	nach	international	standardisierten	Vorgaben.	

In	Deutschland	ist	die	Umsetzung	des	Medizinproduktegeset-
zes	nach	dem	Grundgesetz	eine	Aufgabe	der	Länder.	Die	ZLG	
vollzieht	dabei	die	Aufgaben	der	Länder	hinsichtlich	der	An-
erkennung	und	der	Benennung.	Dazu	gehören	insbesondere	
die	Bereiche	Anerkennung	und	Überwachung	von	Prüflabo-
ratorien	und	Zertifizierungsstellen	in	den	Bereichen	Medizin-
produkte	und	In-vitro-Diagnostika.	

Um	das	dafür	erforderliche	besondere	fachliche	Know-how	
nicht	in	jedem	Bundesland	neu	aufbauen	zu	müssen	und	auch	
auf	europäischer	Ebene	geschlossen	agieren	zu	können,	wur-
de	die	ZLG	eingerichtet:	Im	Arzneimittelbereich	übernimmt	
die	ZLG	Koordinierungsaufgaben	der	Länder	 insbesondere	
hinsichtlich	der	EU-Ebene.	

Ich	glaube,	das	ist	ein	ganz	gutes	Beispiel,	wie	Synergien	op-
timal	genutzt	werden	können,	wie	Koordinierungsaufgaben	
im	Arzneimittelbereich	aktualisiert	werden	können.	Wir	tra-
gen	 dieser	Neuordnung	mit	 dem	vorliegenden	Abkommen	
Rechnung.	

Ich	 darf	mich	 dafür	 bedanken,	 dass	 sowohl	 im	Sozialaus-
schuss	als	auch	hier	heute	in	der	Zweiten	Beratung	des	Ge-
setzentwurfs	 das	 ganze	Haus	Zustimmung	 signalisiert.	 Ich	
denke,	das	ist	ein	gutes	Zeichen	nach	außen,	weil	durch	die-
ses	Gesetz	die	Bürgerinnen	und	Bürger	insgesamt	noch	bes-
ser	als	bisher	geschützt	werden.

Herzlichen	Dank.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	sowie	des	Abg.	
Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU	–	Abg.	Manfred	Lucha	

GRÜNE:	Sehr	gut!)
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Stellv. Präsident Wolfgang Drexler: Da	in	der	Allgemeinen	
Aussprache	keine	weiteren	Wortmeldungen	vorliegen,	kommen	
wir	in	der	Zweiten	Beratung	zur 	 A b s t i m m u n g 	 über	
den	Gesetzentwurf	Drucksache	15/1957.	Abstimmungsgrund-
lage	ist	die	Beschlussempfehlung	des	Ausschusses	für	Arbeit	
und	Sozialordnung,	Familie,	Frauen	und	Senioren,	Drucksa-
che	15/2374.	Der	Ausschuss	empfiehlt	Ihnen,	dem	Gesetzent-
wurf	unverändert	zuzustimmen.	

Ich	rufe	auf

Artikel	1	

Gesetz	 zu	dem	Zweiten	Abkommen	zur	Änderung	
des	Abkommens	über	die	Zentralstelle	der	Länder	für	
Gesundheitsschutz	bei	Arzneimitteln	und	Medizin-

produkten

Wer	Artikel	1	zustimmt,	den	bitte	ich	um	das	Handzeichen.	–	
Wer	ist	dagegen?	–	Wer	enthält	sich?	–	Damit	ist	Artikel	1	ein-
stimmig	so	beschlossen.	

Ich	rufe	auf

Artikel	2	

Inkrafttreten,	Bekanntmachungen

Wer	Artikel	2	zustimmt,	den	bitte	ich	um	das	Handzeichen.	–	
Wer	ist	dagegen?	–	Wer	enthält	sich?	–	Damit	ist	Artikel	2	ein-
stimmig	so	beschlossen.

Die	Einleitung

lautet:	„Der	Landtag	hat	am	10.	Oktober	2012	das	folgende	
Gesetz	beschlossen:“.

Die	Überschrift

lautet:	„Gesetz	zu	dem	Zweiten	Abkommen	zur	Änderung	des	
Abkommens	über	die	Zentralstelle	der	Länder	 für	Gesund-
heitsschutz	bei	Arzneimitteln	und	Medizinprodukten“.	–	Sie	
stimmen	der	Überschrift	zu.	

Wir	kommen	zur

S c h l u s s a b s t i m m u n g

Wer	dem	Gesetz	im	Ganzen	zustimmt,	den	bitte	ich,	sich	zu	
erheben.	–	Wer	ist	dagegen?	–	Wer	enthält	sich?	–	Damit	ist	
diesem	Gesetz	einstimmig	zugestimmt.	Vielen	Dank.	

Damit	ist	Tagesordnungspunkt	3	erledigt.	

Ich	rufe	Punkt 4	der	Tagesordnung	auf:	

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz zur Aufhebung des Fahrberechtigungsgesetzes – 
Drucksache 15/1960

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für 
Verkehr und Infrastruktur – Drucksache 15/2331 

Berichterstatter: Abg. Dr. Patrick Rapp

(Unruhe)

–	Vielleicht	können	Sie	die	Gespräche	nach	außerhalb	des	Ple-
narsaals	verlegen.	

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Aber	 nur	 viel-
leicht!)

Das	Präsidium	hat	für	die	Allgemeine	Aussprache	eine	Rede-
zeit	von	fünf	Minuten	je	Fraktion	festgelegt.	

Ich	erteile	Herrn	Abg.	Epple	für	die	CDU-Fraktion	das	Wort.	

Abg. Konrad Epple	CDU:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	mei-
ne	Kolleginnen	und	Kollegen,	sehr	geehrte	Damen	und	Her-
ren!	Zu	diesem	Thema	wurde	im	Landtag	zwar	schon	alles	
gesagt,	aber	noch	nicht	heute.	Deshalb	ist	es	mir	ein	Bedürf-
nis,	für	die	Ehrenamtlichen	in	unserem	Land	noch	einmal	da-
rauf	 hinzuweisen,	 dass	wegen	der	 guten	Vorarbeit	 unserer	
Bundesregierung	und	der	 schwarz-gelben	Landesregierung	
das	Fahrberechtigungsgesetz	nun	endlich	aufgehoben	werden	
kann.	

Damit	ist	der	Weg	frei	für	eine	Verordnung,	die	regelt,	unter	
welchen	Bedingungen	 die	 ehrenamtlich	Tätigen	 zukünftig	
Einsatzfahrzeuge	mit	einem	zulässigen	Gesamtgewicht	von	
bis	zu	7,5	t	steuern	dürfen.	Herr	Minister,	denken	Sie	diesbe-
züglich	aber	bitte	auch	an	das,	was	Sie	uns	am	10.	November	
2011	versprochen	haben:	

Wir bleiben an der Sache, und wir sind so schnell wie die 
Feuerwehr. 

Ich	weiß,	dass	in	diesem	Haus	niemand	mehr	davon	überzeugt	
werden	muss.	Wir	ziehen	alle	am	gleichen	Schlauch.	

(Heiterkeit	–	Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU	und	
der	FDP/DVP	–	Abg.	Andreas	Stoch	SPD:	Solange	

wir	nicht	auf	demselben	stehen!)

–	Dann	nehmen	Sie	den	Fuß	runter.

(Heiterkeit)

Mit	dem	sogenannten	Feuerwehrführerschein	wollen	wir	er-
reichen,	dass	sich	unsere	Ehrenamtlichen	bei	Feuerwehren,	
beim	Katastrophenschutz,	bei	technischen	Diensten	und	beim	
Rettungsdienst	weiter	für	unsere	Gesellschaft	engagieren	kön-
nen,	ohne	dass	dabei	für	Träger	und	Organisationen	hohe	Kos-
ten	entstehen.	

Wie	schon	bei	der	ersten	Lesung	bitte	ich	heute	auch	um	Klä-
rung,	um	eine	Klarstellung	in	der	neuen	Verordnung.	Denken	
Sie	bitte	auch	an	die	Engagierten	im	freiwilligen	sozialen	Jahr	
und	im	Bundesfreiwilligendienst,	wie	Sie	es	uns	in	der	ersten	
Lesung	zugesagt	haben.	Diese	müssen	den	Ehrenamtlichen	
gleichgestellt	werden,	damit	es	sich	für	die	Verbände	lohnt,	
sie	an	den	Fahrzeugen	auszubilden.	

Auch	auf	die	rechtlichen	Bedenken	der	Verbände	weise	ich	
noch	einmal	hin.	Bitte	klären	Sie	den	rechtlichen	Rahmen	für	
den	Fall,	dass	ein	zu	Unterrichtender	während	einer	Ausbil-
dungsfahrt	 einen	Unfall	–	möglicherweise	mit	Verletzten	–	
verursacht,	der	Ausbilder	dies	zwar	erkennt,	aber	nicht	ein-
greifen	kann.	Fordern	Sie	deshalb	beim	Bund	im	Interesse	un-
serer	Verbände	Rechtssicherheit	ein!

Wie	schon	in	der	ersten	Lesung	fordere	ich	Sie,	Herr	Minis-
ter	Hermann,	heute	noch	einmal	auf,	uns	endlich	den	Fahr-
plan	mitzuteilen,	wann	die	Verordnung	erlassen	wird,	damit	
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die	betroffenen	Verbände	wissen,	wann	sie	mit	der	Ausbildung	
beginnen	können.

Am	Ende	darf	ich	uns	allen	noch	gratulieren,	dass	wir	mit	die-
sem	Gesetz	einen	Beitrag	zum	Bürokratieabbau	leisten	und	
das	Ehrenamt	im	Land	fördern.	

Vielen	Dank.

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Fraktion	GRÜ-
NE	erteile	ich	das	Wort	Herrn	Abg.	Filius.

Abg. Jürgen Filius	GRÜNE:	Herr	Präsident,	liebe	Kollegin-
nen	und	Kollegen,	meine	Damen	und	Herren!	Zur	Vorberei-
tung	meiner	heutigen	Rede	habe	ich	das	Protokoll	der	Land-
tagssitzung	am	19.	Juli	2012	gelesen	und	festgestellt:	Alles,	
was	schon	damals	Thema	war,	gilt	heute	noch	unverändert.	
Es	freut	mich,	dass	über	alle	Fraktionen	hinweg	eine	breite	
Einigkeit	herrscht,	einen	Gesetzentwurf	insbesondere	des	Ver-
kehrsministeriums	zu	unterstützen.	

Der	vorberatende	Ausschuss,	der	Verkehrsausschuss,	hat	ein-
stimmig	die	Verabschiedung	empfohlen.	Die	Rückmeldungen,	
die	ich	aus	den	Reihen	des	THW	und	der	Feuerwehr,	aus	mei-
nem	Wahlkreis	und	aus	dem	ganzen	Land	bekommen	habe,	
bringen	eindeutig	und	einhellig	zum	Ausdruck,	dass	der	vor-
liegende	Gesetzentwurf	 eine	 gute	Regelung	beinhaltet	 und	
dass	dem	Gesetzentwurf	deshalb	zugestimmt	werden	sollte.	

Ich	will	betonen	–	das	ist	ganz	wichtig	–,	dass	mit	der	Aufhe-
bung	des	Fahrberechtigungsgesetzes	ein	wichtiger	Beitrag	zur	
Unterstützung	 aller	 ehrenamtlichen	Feuerwehrleute,	THW-
Aktiven	und	anderen	Engagierten	der	Rettungsdienste	geleis-
tet	wird.	Ich	schließe	hier	–	das	wurde	vorhin	auch	vom	Kol-
legen	Epple	gesagt	–	die	im	freiwilligen	sozialen	Jahr	Tätigen	
und	diejenigen,	die	im	Bundesfreiwilligendienst	dabei	sind,	
ebenfalls	mit	ein.

Wir	reden	nicht	nur	vom	Bürokratieabbau,	sondern	wir	ma-
chen	ihn	auch.	Deswegen	freuen	wir	uns,	dass	über	diese	bun-
desrechtliche	Regelung	die	Möglichkeit	geschaffen	worden	
ist,	auf	dem	Verordnungsweg	die	Fahrberechtigung	im	Ret-
tungswesen	unbürokratisch	zu	regeln.	Unverändert	richtig	und	
konsequent	 ist	 es,	 auf	das	Fahrberechtigungsgesetz	 zu	ver-
zichten	und	auf	dem	Verordnungsweg	eine	Regelung	für	Ein-
satzfahrzeuge	bis	zu	einem	Gesamtgewicht	von	7,5	t	zu	tref-
fen.	

Der	Begriff	„Feuerwehrführerschein	für	alle“	war	bei	der	Ers-
ten	Beratung	noch	ein	Thema,	das	auch	aus	den	Reihen	der	
CDU	angesprochen	wurde.	Man	muss	sicherstellen	–	das	ist	
ganz	wichtig	–,	dass	gerade	in	Stresssituationen,	wenn	junge	
Fahrerinnen	und	Fahrer	mit	Sondersignal	–	Blaulicht	und	Mar-
tinshorn	–	zum	Einsatz	fahren,	zum	Schutz	von	ihnen	selbst,	
aber	natürlich	auch	gegenüber	Dritten	die	notwendige	Sicher-
heit	am	Steuer	gewährleistet	wird.	Denn	wenn	man	sich	durch	
die	Sondersignalregelungen	einfach	über	die	Regelungen	der	
Straßenverkehrsordnung	hinwegsetzen	kann	und	darf,	müs-
sen	natürlich	die	Sicherheit	und	eine	qualifizierte	Ausbildung	
ganz	im	Vordergrund	stehen.	

Auch	wenn	bei	der	Opposition	eine	große	Einigkeit	vorliegt,	
was	den	Inhalt	angeht,	so	habe	ich	doch	das	Gefühl,	dass	man	

an	der	Form	herummacht,	indem	man	sagt,	es	habe	zu	lange	
gedauert.	Da	geht	es	natürlich	darum,	den	Verkehrsminister	
möglicherweise	wieder	zu	kritisieren.	Aber	ich	kann	sagen:	
Dafür	besteht	überhaupt	kein	Grund.	Denn	die	Regelungen	
für	Einsatzfahrzeuge	bis	zu	einem	Gesamtgewicht	von	7,5	t	
sind	schneller	umgesetzt	worden	als	die	damaligen	Regelun-
gen	der	Vorgängerregierung	für	Einsatzfahrzeuge	bis	zu	ei-
nem	Gesamtgewicht	von	4,75	t.	Man	muss	also	auch	hier	klar	
sagen,	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP)

dass	im	Interesse	aller	den	Worten	sehr	schnell	Taten	gefolgt	
sind.	

Vielen	Dank	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	SPD-Fraktion	
erteile	ich	Herrn	Abg.	Funk	das	Wort.	

Abg. Thomas Funk	SPD:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	mei-
ne	sehr	verehrten	Kolleginnen	und	Kollegen!	Heute	ist	ein	gu-
ter	Tag	 für	Baden-Württemberg.	Denn	wir	 gehen	den	Weg	
zum	Feuerwehrführerschein	konsequent	weiter	und	schaffen	
heute	eine	Gesetzeshülse	ab,	derer	es	nicht	mehr	bedarf.

Ich	denke,	es	war	von	Anfang	an	Konsens	im	Haus:	Wer	eh-
renamtlich	Leben	rettet,	soll	darauf	vertrauen	können,	die	not-
wendige	 Eignung	 zum	 Führen	 entsprechender	 Fahrzeuge	
schnell	und	kostengünstig	zu	erlangen.	Der	Bund	hat	nun	die	
Möglichkeit	eines	vereinfachten	Verfahrens	eröffnet.	Eine	ge-
setzliche	Hülse	ist	nicht	mehr	nötig.	Wir	schaffen	also	ein	al-
tes	Gesetz	ab	und	werden	es	alsbald	durch	eine	Fahrberechti-
gungsverordnung	ersetzen.	

In	dieser	Frage	gibt	es	keinen	Dissens,	weder	auf	Bundesebe-
ne	noch	auf	Landesebene.	Deswegen	ist	das	ein	gutes	Signal	
für	alle	ehrenamtlich	Tätigen.	Alle	freiwilligen	Einsatzkräfte	
können	darauf	vertrauen,	dass	sie	in	Zukunft	unkompliziert	
und	nahezu	kostenneutral	 eine	Fahrausbildung	 für	Einsatz-
fahrzeuge	bis	zu	einem	Gesamtgewicht	von	7,5	t	erhalten	kön-
nen.	

Zum	Zweiten	–	ich	habe	es	schon	angesprochen	–:	Wir	heben	
ein	Gesetz	auf,	ersetzen	es	durch	eine	Verordnung	und	leisten	
damit	auch	einen	Beitrag	zum	Bürokratieabbau.	

Indem	wir	das	alles	tun,	geben	wir	auch	den	freiwillig	Täti-
gen	den	entsprechenden	Rückenwind	und	das	Signal:	Wir	ste-
hen	hinter	euch	und	hinter	eurer	Arbeit.	Das	Schönste	an	die-
sem	Gesetzesvorhaben	ist,	dass	es	über	alle	Fraktionen	hin-
weg	in	großer	Einigkeit	hier	im	Haus	auf	den	Weg	gebracht	
werden	konnte.	Dafür	möchte	ich	mich	auch	bei	meinen	Vor-
rednern	und	den	Fraktionen	herzlich	bedanken.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD,	der	CDU	und	der	
Grünen)

Bedanken	darf	ich	mich	auch	bei	Verkehrsminister	Hermann	
für	die	solide	Vorarbeit,	für	ein	ausführliches	Anhörungsver-
fahren,	das	auch	offene	Fragen	ein	Stück	weit	beantworten	
hilft	in	der	Hoffnung,	dass	wir	die	Erkenntnisse	dann	bald	in	
die	Form	einer	Verordnung	gießen	können.	
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Ich	bin	mir	sicher:	Die	Aufhebung	des	Gesetzes	wird	heute	
eine	 breite	Mehrheit	 finden.	Deswegen	darf	 ich	 für	meine	
Fraktion	auch	sagen:	Wir	stehen	hinter	den	ehrenamtlich	Tä-
tigen	und	werden	der	Gesetzesaufhebung	selbstverständlich	
zustimmen.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Das	Wort	für	die	FDP/
DVP-Fraktion	darf	ich	Herrn	Abg.	Haußmann	erteilen.

(Abg.	Walter	Heiler	SPD:	Er	ist	heute	oft	dran!	Flei-
ßig!)

Abg. Jochen Haußmann	FDP/DVP:	Sehr	geehrter	Herr	Prä-
sident,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen!	Mit	dem	Gesetz	zur	
Aufhebung	des	Fahrberechtigungsgesetzes	sorgen	wir	nicht	
nur	 für	schlankere	Verwaltungsstrukturen,	sondern	wir	ver-
bessern	auch	die	Situation	für	unsere	Freiwilligendienste,	für	
die	Feuerwehr,	für	den	Katastrophenschutz,	für	das	Techni-
sche	Hilfswerk	und	für	die	Rettungsdienste.

Dank	der	Neuregelung	des	betreffenden	Bundesgesetzes	kön-
nen	Ehrenamtliche	bei	den	freiwilligen	Feuerwehren	und	den	
Rettungsdiensten	spezielle	Fahrberechtigungen	für	Einsatz-
fahrzeuge	bis	7,5	t	statt	wie	bisher	bis	4,75	t	erwerben.	Ange-
sichts	der	Herausforderungen	unserer	Freiwilligendienste	ist	
dies	ein	wichtiger	und	richtiger	Schritt.	Ein	Landesgesetz	ent-
fällt	und	wird	durch	eine	Landesverordnung	ersetzt.	

Im	Ausschuss	 hat	 das	Verkehrsministerium	bestätigt,	 dass	
auch	die	sonstigen	Freiwilligendienste	in	den	Genuss	der	Son-
derregelung	zum	Erwerb	des	Führerscheins	für	Fahrzeuge	bis	
7,5	t	kommen.	Auch	die	Ausbildung	für	den	sogenannten	Feu-
erwehrführerschein	ist	bereits	festgelegt,	so	die	Information	
im	Ausschuss.	

Es	bleibt	zu	hoffen,	dass	die	Ehrenamtlichen	in	unseren	Frei-
willigendiensten	die	neue	Möglichkeit	aktiv	in	Anspruch	neh-
men,	zum	Wohl	aller	Menschen	in	Baden-Württemberg.	

Wir	werden	dieser	Aufhebung	des	Gesetzes	zustimmen	und	
verbinden	unsere	Zustimmung	mit	einem	herzlichen	Dank	an	
alle	ehrenamtlich	Tätigen	in	den	Freiwilligendiensten.

Danke	schön.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	sowie	Abgeordneten	der	
CDU,	der	Grünen	und	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Das	Wort	für	die	Lan-
desregierung	erteile	ich	Herrn	Verkehrsminister	Hermann.

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann:	Herr	Präsident,	meine	Damen	und	Herren!	Sehr	ge-
ehrter	Herr	Epple,	Sie	haben	ein	schönes	Bild	gewählt:	Alle	
haben	am	gleichen	Schlauch	gezogen.	Wichtig	ist	allerdings,	
darauf	zu	achten,	dass	auch	niemand	draufsteht.

(Vereinzelt	Heiterkeit	–	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	
FDP/DVP:	In	die	gleiche	Richtung!	–	Abg.	Karl-Wil-
helm	Röhm	CDU:	Das	hängt	vom	Gewicht	ab!)

–	Man	muss	in	die	gleiche	Richtung	ziehen,	und	es	hängt	vom	
Gewicht	ab.	–	Ich	will	Ihnen	sagen:	Ein	bisschen	stehen	Sie	
auf	dem	Schlauch,	

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Wenn	wir	
bei	Ihnen	auf	dem	Schlauch	stehen,	kann	es	nie	scha-

den!)

weil	Sie	schon	zum	zweiten	Mal	sagen,	wir,	die	Landesregie-
rung,	seien	nicht	schnell	genug.	Jetzt	kann	ich	Ihnen	aber	sa-
gen:	Man	kann	halt	nicht	den	zweiten	Schritt	vor	dem	ersten	
machen.	

(Abg.	 Dr.	 Friedrich	 Bullinger	 FDP/DVP:	Wasser	
marsch!)

Die	Aufhebung	des	Gesetzes	ist	die	Voraussetzung	dafür,	dass	
wir	eine	Verordnung	erlassen	können.	Deswegen	kann	sie	jetzt	
noch	nicht	hier	im	Landtag	vorliegen	oder	an	der	Öffentlich-
keit	sein.	Aber	seien	Sie	sicher:	Wir	haben	sie	schon	erarbei-
tet.	

Zu	Ihrer	Frage:	Wie	geht	es	denn	weiter,	wie	schnell	geht	es	
weiter?	Wir	werden	vermutlich	in	14	Tagen	mit	dieser	Ver-
ordnung	ins	Kabinett	gehen,	und	sie	kann	dann	zum	1.	De-
zember	in	Kraft	treten.	Das	ist	unsere	Ankündigung.

(Beifall	 bei	 den	Grünen	 sowie	Abgeordneten	 der	
CDU	und	der	SPD)

Der	zweite	Punkt,	der	von	mehreren	Rednern	immer	wieder	
angesprochen	worden	ist,	ist	die	Frage:	Für	wen	gilt	es?	Wir	
werden	per	Erlass	regeln,	dass	das	freiwillige	soziale	Jahr	wie	
auch	die	Bundesfreiwilligendienste	 gleichermaßen	Berück-
sichtigung	finden.	Auch	das	ist,	glaube	ich,	eine	gute	Rege-
lung,	die	alle	unterstützen	können.	Uns	ist	es	wichtig,	dass	wir	
mit	dieser	Regelung	den	Freiwilligen	helfen,	sehr	kostengüns-
tig	einen	Führerschein	für	die	angesprochenen	Fahrzeuge	zu	
machen.	Es	ist	allerdings	auch	klar:	Das	gilt	nur	für	die	Eh-
renamtlichen	und	nicht	für	die	Professionellen.	

Wir	gehen	davon	aus,	dass	die	Organisationen	selbstständig	
wählen,	ob	sie	eine	professionelle	Ausbildung	und	Prüfung	
machen	oder	ob	sie	das	in	eigener	Regie	machen.	Wir	gehen	
außerdem	davon	aus,	dass	sie	es	sehr	verantwortungsvoll	ma-
chen	–	wir	wollen,	dass	die	jungen	Leute	keine	Fahrfehler	ma-
chen	–,	dass	also	durch	eine	gute	Ausbildung	das	verantwor-
tungsvolle	Führen	dieser	Fahrzeuge	im	Freiwilligendienst	ge-
währleistet	ist.	

Sie	sehen	also,	meine	Damen	und	Herren:	Alles	ist	auf	gutem	
Weg.	Ich	möchte	mich	dafür	bedanken,	dass	wir	doch	über-
wiegend	alle	am	gleichen	Schlauch	gezogen	haben,	auch	in	
die	gleiche	Richtung.	Übrigens	haben	wir	das	in	einem	Jahr	
geschafft,	während	es	beim	letzten	Mal	bei	der	Vorgängerre-
gierung	anderthalb	Jahre	gedauert	hat.	

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD	
–	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Wasser	marsch!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Liebe	Kolleginnen	und	
Kollegen,	in	der	Allgemeinen	Aussprache	liegen	keine	weite-
ren	Wortmeldungen	vor.	
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Wir	kommen	daher	in	der	Zweiten	Beratung	zur 	 A b s t i m -
m u n g 	 über	den	Gesetzentwurf	Drucksache	15/1960.	Ab-
stimmungsgrundlage	ist	die	Beschlussempfehlung	des	Aus-
schusses	für	Verkehr	und	Infrastruktur,	Drucksache	15/2331.	
Der	Ausschuss	empfiehlt	Ihnen,	dem	Gesetzentwurf	zuzustim-
men.	

Ich	rufe	auf

§	1

Aufhebung	des	Fahrberechtigungsgesetzes

Wer	§	1	zustimmt,	den	bitte	ich	um	das	Handzeichen.	–	Wer	
ist	dagegen?	–	Wer	enthält	sich?	–	Damit	ist	§	1	einstimmig	
so	beschlossen.

Ich	rufe	auf

§	2

Inkrafttreten

In	§	2	des	Gesetzentwurfs	ist	der	Termin	des	Inkrafttretens	of-
fengeblieben	und	konnte	auch	bei	der	Ausschussberatung	noch	
nicht	ergänzt	werden.	Wie	die	Landesregierung	inzwischen	
mitgeteilt	hat,	soll	das	Gesetz	zum	1.	Dezember	2012	in	Kraft	
treten.	

Wer	§	2	mit	dieser	Ergänzung	zustimmt,	den	bitte	ich	um	das	
Handzeichen.	–	Wer	ist	dagegen?	–	Wer	enthält	sich?	–	Damit	
ist	§	2	einstimmig	so	beschlossen.

Die	Einleitung

lautet:	„Der	Landtag	hat	am	10.	Oktober	2012	das	folgende	
Gesetz	beschlossen:“.

Die	Überschrift

lautet:	„Gesetz	zur	Aufhebung	des	Fahrberechtigungsgeset-
zes“.	–	Sie	stimmen	der	Überschrift	zu.

Wir	kommen	zur

S c h l u s s a b s t i m m u n g

Wer	dem	Gesetz	im	Ganzen	zustimmt,	den	bitte	ich,	sich	zu	
erheben.	–	Wer	ist	dagegen?	–	Wer	enthält	sich?	–	Somit	ist	
dem	Gesetz	einstimmig	zugestimmt.

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	bevor	wir	in	die	Mittags-
pause	eintreten,	darf	ich	noch	auf	Folgendes	hinweisen:	Zu	
Beginn	der	Mittagspause	findet	die	Preisverleihung	zum	Fo-
towettbewerb	„Politiker	und	Politikerinnen	fotografieren	Frei-
zeiten“	des	Landesjugendrings	statt.	Einige	Abgeordnete	des	
baden-württembergischen	Landtags	haben	bei	diesem	Foto-
wettbewerb	selbst	mitgewirkt.	Die	im	Rahmen	des	Wettbe-
werbs	entstandenen	Fotos	werden	heute	in	der	Eingangshalle	
ausgestellt.	Ich	lade	Sie	zu	der	Preisverleihung	und	dem	an-
schließenden	Empfang	recht	herzlich	ein.

Wir	setzen	die	Sitzung	um	13:45	Uhr	fort.

(Unterbrechung	der	Sitzung:	12:35	Uhr)

*

(Wiederaufnahme	der	Sitzung:	13:46	Uhr)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Liebe	Kolleginnen	und	
Kollegen!	Die	unterbrochene	Sitzung	des	Landtags	von	Ba-
den-Württemberg	wird	fortgesetzt.

Ich	rufe	Punkt 5	der	Tagesordnung	auf:	

Regierungsbefragung

Sie	kennen	die	neue	Regelung	zu	der	Regierungsbefragung:	
Die	Regierung	gibt	nun	keine	einleitende	Erklärung	mehr	zu	
einem	Thema	der	letzten	Kabinettssitzung	ab.	Ausschließlich	
die	Fraktionen	können	Themen	benennen.

Für	die	erste	Frage	erteile	ich	Herrn	Abg.	Haller	für	die	SPD-
Fraktion	das	Wort.

(Abg.	Hans-Martin	Haller	SPD	begibt	sich	zu	einem	
Saalmikrofon.)

Herr	Haller,	Sie	können	die	Begründung	dieser	Frage	auch	
vom	Rednerpult	aus	vornehmen.	Die	Zusatzfragen	kommen	
dann	 aus	 dem	Plenum	heraus.	Aber	Sie	 können	 auch	vom	
Saalmikrofon	aus	sprechen,	wenn	Sie	möchten.

F o l g e n 	 d e r 	 M i t t e l k ü r z u n g e n 	 d e s	
B u n d e s 	 f ü r 	 u n s e r e 	 V e r k e h r s i n f r a -
s t r u k t u r

Abg. Hans-Martin Haller	SPD:	 Ich	 fühle	mich	unter	den	
Kollegen	im	Plenum	wohler	als	in	der	Nähe	des	Präsidenten.

(Vereinzelt	Heiterkeit	–	Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	
Es	sind	so	viele	da!	–	Abg.	Thomas	Blenke	CDU:	Er	

wäre	gern	volksnah,	wenn	Volk	da	wäre!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Sehr	gut.	–	Bitte.

Abg. Hans-Martin Haller	SPD:	Herr	Präsident!	Ich	frage	die	
Landesregierung	zu	dem	Thema,	das	bereits	zuvor	in	der	Ak-
tuellen	Debatte	angesprochen	wurde,	nämlich	der	Absicht	des	
Herrn	Bundesverkehrsministers	Ramsauer,	die	Mittel	für	den	
Straßenbau	in	Baden-Württemberg	erheblich	zurückzuführen,	
erstens:	Was	genau	beinhaltet	diese	Aussage	von	Herrn	Ram-
sauer?	Zweitens:	Welche	Auswirkungen	hat	das	konkret	auf	
die	im	Bau	befindlichen	Autobahnabschnitte,	und	welche	Au-
tobahnbaumaßnahmen	können	dadurch	erst	später	begonnen	
werden?	Dasselbe	frage	ich	bezogen	auf	die	Bundesstraßen:	
Welche	werden	im	Bau	verzögert?	Mit	dem	Bau	welcher	Maß-
nahmen	kann	nicht	begonnen	werden?

Das	zunächst	als	erster	Teil.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Minister.	
Sie	haben	fünf	Minuten	Redezeit	für	die	Antwort.

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident!	Herzlichen	Dank,	Herr	
Abg.	Haller,	für	die	Frage.	In	der	Tat	bin	ich	besser	vorberei-
tet,	als	wenn	Sie	mich	ganz	überrascht	hätten.	Denn	ich	habe	
angenommen,	dass	mir	diese	Frage	heute	Morgen	bei	der	Ak-
tuellen	Debatte	gestellt	wird.	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Sie	lassen	doch	keine	Fra-
gen	zu!)
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Deswegen	habe	ich	auch	den	Brief	des	Bundesverkehrsminis-
ters	dabei,	der	mich	doch	ziemlich	überrascht	hat	und	der	auch	
das	Haus	überrascht	hat.	Wir	haben	ja	dem	Bundesverkehrs-
minister	unseren	Priorisierungsvorschlag	mit	der	Erklärung,	
der	Erläuterung,	warum	wir	das	so	einschätzen,	zugeschickt.	
Wenn	Sie	sich	erinnern:	Wir	haben	bei	den	20	baureifen	Maß-
nahmen	ein	Fünferpaket,	ein	zweites	Fünferpaket	und	ein	Zeh-
nerpaket,	 das	wir	 nicht	 terminiert	 hatten.	Das	 eine	war	 für	
2014,	das	andere	für	2015	und	das	letzte	mittelfristig.	So	hat-
ten	wir	das	angesprochen.	Daraufhin	kam	im	August	die	über-
raschende	Antwort.	In	der	Antwort	schreibt	der	Minister	u.	a.:	

Die von Ihnen vorgenommene Priorisierung der Bundes-
fernstraßen begrüße ich.

Dies	schreibt	er	unabhängig	von	unserer	Bewertung,	die	wir	
vorgenommen	haben.

Er	schreibt	weiter:

Unabhängig vom Ergebnis der Priorisierung möchte ich 
jedoch darauf hinweisen, dass ich – trotz der Mittelver-
stärkung durch das Infrastrukturbeschleunigungspro-
gramm – derzeit keine Spielräume für Neubeginne von 
Bedarfsplanmaßnahmen in Baden-Württemberg sehe. Ne-
ben der Vielzahl der insbesondere im Rahmen der Kon-
junkturprogramme begonnenen Maßnahmen ist dies in 
erster Linie den zum Teil erheblichen Kostensteigerungen 
bei Bundesfernstraßenmaßnahmen in Baden-Württem-
berg geschuldet.

Ich	will	das	jetzt	nicht	noch	weiter	zitieren.

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Das	wäre	 vielleicht	 doch	
ganz	interessant!)

–	Dazu	sage	ich	gleich	noch	etwas.	–	Danach	kommt	die	Pas-
sage:

Nach der neuen Finanzplanung stehen dem Land Baden-
Württemberg für den Zeitraum 2012 bis 2016 jedoch bis-
her lediglich rund 450 Millionen € für Bedarfsplanmaß-
nahmen zur Verfügung, ...

Inzwischen	haben	wir	die	Liste	im	Detail.	Das	bedeutet,	im	
Jahr	2013	haben	wir	statt	bisher	115	Millionen	€	plus	18	Mil-
lionen	€	neue	Ansätze	im	Umfang	von	90	Millionen	€	plus	
18	Millionen	€.	Das	bedeutet	ein	Minus	von	25	Millionen	€.	
Ich	mache	es	nicht	so	detailliert;	das	können	Sie	nicht	nach-
vollziehen.	Im	Jahr	2014	sind	es	nur	noch	65	–	–

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Bei	Ihnen	kommt	es	schon	
auf	das	Komma	an!)

–	Ich	kann	es	Ihnen	auch	mit	der	Nachkommastelle	vorlesen.	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Ja!)

Im	Jahr	2014	betragen	die	neuen	Ansätze	nur	noch	65	Milli-
onen	€	vom	Bund	für	neue	Maßnahmen.

Zur	Erinnerung:	Wir	hatten	in	der	mittelfristigen	Finanzpla-
nung	130	Millionen	€	gesetzt.	Da	haben	Sie	von	der	Opposi-
tion	immer	gesagt:	„Nein,	nein,	das	waren	in	all	den	Jahren	
230	Millionen	€;	es	war	viel	mehr.“	Dann	habe	ich	gesagt:	Wir	
gehen	einen	vorsichtigen	Weg.	

Jetzt	 sind	 es	 statt	 130	Millionen	€	65	Millionen	€	 im	 Jahr	
2014;	2015	sind	es	56	Millionen	€	und	2016		61	Millionen	€.	
Das	ist	jeweils	deutlich	weniger,	als	der	Mittelansatz	des	Bun-
des	bisher	war.	Ich	muss	es	schon	einmal	sagen:	Es	ist	ein	ein-
maliger	Vorgang,	dass	der	Bund	uns	auf	unsere	Fragen	nach	
den	aktuellen	Zahlen	zwei	Monate	zuvor	Zahlen	gegeben	hat,	
die	er	zwei	Monate	später	drastisch	korrigiert,	nämlich	so,	wie	
ich	es	vorhin	gesagt	habe.

Wenn	ich	die	Zahlen	zusammenrechne,	dann	geht	–	das	muss	
ich	einfach	sagen	–	von	den	ohnehin	knappen	Mitteln,	mit	de-
nen	wir	kalkuliert	haben,	noch	einmal	etwas	herunter.

Jetzt	kommen	CDU-Abgeordnete	und	sagen:	„Der	Hermann	
soll	sich	mal	nicht	so	‚aufamseln‘.	Er	bekommt	ja	mehr	Geld	
für	die	Sanierung.“	Das	ist	interessant.	Nur	der	Bund	jedoch	
entscheidet	–	Herr	Köberle	weiß	das	ganz	genau	–,	wie	viele	
Mittel	er	 für	die	Sanierung	und	wie	viele	Mittel	er	 für	den	
Neubau	bereitstellt.	Wir	bekommen	insgesamt	deutlich	weni-
ger	Mittel.	Wir	bekommen	für	Neubaumaßnahmen	sehr	viel	
weniger	Mittel,	und	wir	bekommen	ein	bisschen	mehr	für	die	
Sanierung.	Im	Saldo,	insgesamt,	sind	das	jedoch	weniger	Mit-
tel.	Die	Situation	verschlechtert	sich	also	dramatisch.

Deswegen	sagt	der	Verkehrsminister	auch:	Ich	kann	auch	Ih-
ren	Zeitplan	nicht	bestätigen.	Wenn	gesagt	wird,	2014,	2015	
gehe	es	los:	von	wegen!	Im	Moment	hat	er	Probleme,	die	lau-
fenden	Baumaßnahmen	–	damit	sind	alle	Maßnahmen	bei	Au-
tobahnen	und	Bundesfernstraßen	gemeint	–	 zu	finanzieren.	
Ehrlich	gesagt	ist	für	mich	auch	noch	nicht	klar,	wie	wir	das	
schaffen	sollen,	wenn	wir	jetzt,	im	Moment,	Baumaßnahmen	
laufen	haben,	die	sich	in	einer	Größenordnung	von	250	bis	
280	Millionen	€	pro	Jahr	bewegen.	Dabei	handelt	es	sich	um	
Kosten	für	laufende	Projekte,	die	Sie	begonnen	haben	und	die	
ich	fortführe.	Finanzieren	Sie	dies	einmal	durch,	wenn	solche	
Ansagen	gemacht	wurden!

Jetzt	verstehen	Sie	vielleicht	auch,	warum	ich	etwas	angefasst	
bin,	wenn	man	bei	Finanzierungsdebatten	gleich	Nein	sagt.	
Das	ist	gerade	aus	solchen	Gründen	so.	Ich	beschimpfe	den	
Bundesverkehrsminister	deswegen	nicht;	er	macht	den	Haus-
halt	nicht.	Vielmehr	ist	es	die	jetzige	Mehrheit	im	Bundestag,	
die	nicht	für	höhere	Mittelzuweisungen	gesorgt	hat.	Ich	sage:	
Dazu	brauchen	wir	eine	andere	Grundlage;	denn	die	derzeiti-
ge	Mittelzuweisung	hat	verheerende	Auswirkungen	auf	die	
Baustellen	in	Baden-Württemberg.

Ich	kann	Ihnen	sagen,	dass	bei	der	Verkehrsministerkonferenz	
einige	offene	Worte	gefallen	sind,	die	in	eine	Richtung	gin-
gen,	die	lautet:	Ich	weiß	nicht,	ob	wir	noch	ein	Programm	lau-
fen	lassen	können,	das	heißt:	„Möglichst	schnell	zu	Ende	bau-
en“,	oder	ob	wir	stattdessen	nicht	eher	sagen	müssten:	„An-
gesichts	der	knappen	Mittel	solltet	ihr	langsamer	bauen,	Leu-
te,	denn	sonst	fällt	es	auf,	dass	wir	kein	Geld	haben.“

(Zuruf	des	Abg.	Paul	Nemeth	CDU)

Das,	finde	ich,	ist	eine	fatale	und	verheerende	Situation.	Da	
haben	Sie	Verantwortung	–	nicht	Sie	hier	in	Baden-Württem-
berg,	aber	die	entsprechenden	Bundestagsfraktionen	haben	da	
eine	große	Verantwortung,	und	sie	haben	diese	Verantwortung	
bisher	nicht	angenommen,	sondern	nur	viel	gescholten.

Ich	muss	an	dieser	Stelle	sagen:	Der	größte	Schreier	in	die-
sem	Zusammenhang	 ist	 der	Landesvorsitzende	 Ihrer	Partei	
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und	Vorsitzende	der	CDU-Landesgruppe,	Herr	Strobl.	Der	
sitzt	in	Berlin	an	den	Schalthebeln	der	Macht,	hat	einen	direk-
ten	persönlichen	und	politischen	Draht	zum	Finanzminister	
und	hat	in	diesen	Fragen	nichts	hinbekommen.	Stattdessen	be-
schimpft	 er	 die	Landesregierung,	 dass	 sie	 keine	Mittel	 für	
Bundesprojekte	vorhalte.

Ich	sage	noch	eines	dazu,	Herr	Haller:	Ich	nehme	an,	dass	–	–	
Herr	Haller!

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Der	hört	nicht	zu!	
–	Zuruf:	Der	ist	nicht	da!	–	Glocke	des	Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Herr	Minister,	ich	muss	
Sie	darauf	hinweisen,	dass	es	vielleicht	noch	weitere	Fragen	
gibt.	Die	Beantwortungszeit	 beträgt	 jeweils	 höchstens	 fünf	
Minuten.

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann:	Gut.	–	Ich	bedanke	mich.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Sie	dürfen	vorn	stehen	
bleiben.	Es	gibt	sicherlich	noch	Fragen.	–	Herr	Abg.	Haller,	
bitte.

Abg. Hans-Martin Haller	SPD:	Noch	einmal,	Herr	Minis-
ter:	Sie	konnten	jetzt	keine	einzelnen	Projekte	nennen.	Dafür	
habe	ich	ein	bisschen	Verständnis.	Bedeuten	aber	diese	Ver-
zögerungen	–	die	nach	der	Logik	ja	entstehen	müssen	–	nicht	
auch	eine	Verteuerung?	Es	führt	ja	zu	Verteuerungen,	wenn	
Projekte	nicht	zügig	durchgezogen	werden.	Das	ist	die	erste	
Frage.

Die	nächste	Frage:	Es	gibt	 ja	die	Forderung	der	CDU,	bei-
spielsweise	in	Südwürttemberg,	1	Milliarde	€	mehr	aus	dem	
Bundeshaushalt	zur	Verfügung	zu	stellen.	Ich	verstehe	aller-
dings	nicht,	wie	Abgeordnete	Forderungen	an	sich	selbst	stel-
len	können,	Mittel	zu	erhöhen.	Wie	beurteilen	Sie	eine	solche	
Situation?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Minister.

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann:	Richtig	ist	aus	meiner	Sicht:	Je	länger	Baustellen	be-
stehen,	desto	teurer	sind	sie,	und	zwar	sowohl	beim	Bauen	als	
auch	hinsichtlich	des	ökonomischen	Schadens,	den	sie	anrich-
ten.	Denn	jede	Baustelle	bedeutet	Staus,	Verzögerungen	und	
Unfälle.	Je	länger	es	dauert,	desto	schlechter	ist	am	Ende	die	
Kosten-Nutzen-Bilanz.

Was	die	Forderung	der	Bundestagsabgeordneten	anbelangt,	
bin	ich	oft	verwundert.	Wenn	Bundestagsabgeordnete	an	mich	
schreiben,	ich	solle	mehr	Geld	für	Bundesfernstraßen	ausge-
ben,	dann	frage	ich	mich	allen	Ernstes:	Wissen	die	eigentlich,	
in	welchem	Parlament	sie	sitzen?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Die	nächste	Frage,	Herr	
Abg.	Köberle.

Abg. Rudolf Köberle	CDU:	Herr	Minister,	glauben	Sie	nicht,	
dass	es	sinnvoller	wäre,	dieses	Frage-Antwort-Spiel,	das	wir	
jetzt	machen,	zu	einem	späteren	Zeitpunkt	fortzusetzen?	Es	
gibt	eine	Zeit	vor	und	eine	Zeit	nach	der	Haushaltsaufstellung.	

(Zuruf	des	Abg.	Daniel	Andreas	Lede	Abal	GRÜNE)

Ich	würde	sagen,	angesichts	der	konkreten	Zahlen	betreffend	
den	Landesstraßenbau	hat	sich	der	Einsatz	der	SPD	gelohnt,	
und	man	wird	jetzt	die	Ansätze	anders	kommentieren	müssen,	
als	man	das	vor	wenigen	Wochen	getan	hat.

Eigentlich	wiederholt	sich	auf	Bundesebene	genau	das,	was	
wir	im	letzten	Jahr	hatten,	nämlich	ein	Ringen	um	notwendi-
ge	Sparmaßnahmen	auf	der	einen	Seite	und	notwendige	Aus-
gaben	auf	der	anderen	Seite	mit	einem	Ergebnis	für	den	Stra-
ßenbau,	das	wesentlich	besser	aussah	als	bei	der	Diskussions-
lage	vor	der	Verabschiedung	des	Haushalts.

Zweite	Frage:	Hielten	Sie	es	in	diesem	Zusammenhang	für	
sinnvoll,	wenn	Sie	Ihr	Engagement	vor	allem	in	Richtung	Ih-
rer	Parteikollegen	in	Berlin	richten	würden?	Es	ist	schon	ei-
genartig,	wenn	die	grüne	Seite	hier	im	Land	mehr	Geld	vom	
Bund	fordert	–	völlig	zu	Recht;	wir	tun	es	ja	auch	–,	sich	Ih-
re	Parteifreundinnen	und	Parteifreunde	aber	dann,	wenn	es	
zur	Nagelprobe	kommt,	gegen	die	Milliarde	ausgesprochen	
haben.	

(Abg.	Martin	Rivoir	SPD:	Wer	regiert	denn	da?)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Minister.

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann:	Mir	war	nicht	bewusst,	dass	die	Äußerung	einiger	grü-
ner	Verkehrspolitiker	das	Zünglein	an	der	Waage	für	die	Ent-
scheidung	der	Koalition	in	Berlin	ist.	

(Zuruf	des	Abg.	Peter	Hauk	CDU)

Denn	Sie	haben	bei	Ihrer	Frage	gerade	so	getan,	als	würden	
sozusagen	drei	Verkehrspolitiker	von	den	Grünen	darüber	ent-
scheiden,	ob	es	mehr	oder	weniger	Geld	gibt.	So	ist	es	wohl	
nicht,	sondern	in	Berlin	haben	CDU,	CSU	und	FDP	die	Ver-
antwortung,

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Noch!)

und	sie	haben	es	nicht	geschafft,	genügend	Mittel	zur	Verfü-
gung	zu	stellen,	und	zwar	für	alle	Bereiche	der	Infrastruktur.

Meine	Kollegen	von	den	Grünen	sagen	immer	wieder:	„Wenn	
du	so	vorpreschst	mit	dem	Fordern	von	Geld,	weißt	du,	wem	
es	nützt?“	Dann	sage	ich:	Ja,	das	weiß	ich.	Es	nützt	vor	allem	
der	Verkehrsinfrastruktur.	Wir	müssen	 trotzdem	auch	dafür	
sorgen,	dass	Projekte	überprüft	werden	und	nicht	jedes	Pro-
jekt,	das	vor	20	oder	30	Jahren	geplant	wurde,	heute	noch	ge-
baut	wird,	 sondern	 dass	man	umdenkt,	 nachdenkt	 und	 ab-
speckt.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD)

Wenn	man	das	tut,	bleibt	am	Ende	noch	viel	übrig,	was	man	
bauen	und	sanieren	muss.	Das	kostet	deutlich	mehr	als	das,	
was	wir	zurzeit	haben.

Herr	Köberle,	ich	freue	mich,	wenn	es	in	diesem	Jahr	wieder	
ein	Bundestagswahl-	und	Konjunkturprogramm	gibt,	bei	dem	
es	1	Milliarde	€	mehr	gibt.	Ich	nehme	gern	den	Anteil,	den	
Baden-Württemberg	bekommt.	Wir	können	ihn	brauchen.	

Diese	Art	von	Wahlprogrammfinanzierung	ist	 jedoch	leider	
keine	kontinuierliche	Finanzierung	von	Verkehrsinfrastruk-
tur,	weil	die	über	längere	Jahre	läuft.	

(Zuruf:	Das	ist	richtig!)
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Das	Problem	ist	doch,	dass	wir	jetzt	Projekte	haben,	die	im	
ersten	und	zweiten	Jahr	aus	dem	Konjunkturprogramm	oder	
aus	dem	Impulsprogramm,	also	aus	einem	großen	Programm,	
anfinanziert	werden.	Die	folgenden	zweistelligen	Millionen-
beträge	können	Sie	nicht	mehr	stemmen,	weil	sie	im	norma-
len	Haushalt	nicht	abgebildet	sind,	aber	Sie	haben	eine	ange-
fangene	Baustelle.	Das	meine	ich.	Das	ist	keine	solide,	nach-
haltige	Finanzierung	von	Verkehrsinfrastruktur.	Ich	möchte,	
dass	das	dauerhaft	besser	wird.

Jetzt	will	ich	noch	etwas	zu	den	Kostensteigerungen	sagen,	
weil	Herr	Mack	gesagt	 hat,	Kostensteigerungen	 in	Baden-
Württemberg	seien	interessant.	Ja,	die	gibt	es	in	Baden-Würt-
temberg.	Aber	ich	weise	darauf	hin,	dass	es	diese	Kostenstei-
gerungen	nicht	gibt,	weil	wir	jetzt	an	der	Regierung	sind,	son-
dern	das	Vorhandensein	von	Kostensteigerungen	verweist	da-
rauf,	 dass	 die	 Projekte	 über	 Jahre	 hinweg	 nicht	 sorgfältig	
nachgerechnet	wurden,	dass	man	immer	mit	alten	Zahlen	ge-
rechnet	hat,	um	keine	problematische	Diskussion	zu	bekom-
men.

Wir	haben	jetzt	endlich	einmal	geschaut,	wie	die	Kostenwahr-
heit	aussieht.	Wir	haben	jetzt	deutlich	höhere	Preise,	und	zwar	
nicht	etwa	deshalb,	weil	in	dem	einen	Jahr	so	viel	mehr	Geld	
ausgegeben	worden	wäre,	sondern	deshalb,	weil	in	einem	Jahr	
nachgerechnet	wurde,	was	schon	ausgegeben	worden	ist.	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Vielen	Dank.	–	 Jetzt	
kommt	Kollege	Binder	von	der	SPD.	

Abg. Sascha Binder	SPD:	Herr	Minister	Hermann,	sind	Sie	
mit	mir	der	Meinung,	dass	im	Gegensatz	zu	den	Haushaltsbe-
ratungen	im	Bund	Mehrausgaben	bei	Neubau	und	Erhalt	be-
reits	im	Regierungsentwurf	der	grün-roten	Landesregierung	
enthalten	sind	im	Sinne	dessen,	was	Herr	Köberle	gesagt	hat:	
„Es	gibt	eine	Situation	vor	und	nach	Haushaltsberatungen“?	
Wir	haben,	wenn	ich	es	richtig	weiß,	bereits	im	Regierungs-
entwurf	mehr	für	den	Straßenbau	eingesetzt.	

(Zuruf	des	Abg.	Rudolf	Köberle	CDU)

Dann	noch	eine	Frage:	Erhöht	sich,	wenn	wir	in	Baden-Würt-
temberg	Baustellen	nicht	fertigstellen	können,	dadurch	auch	
das	Stauaufkommen?	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Minister.	

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann:	Zur	letzten	Frage:	Mindestens	ein	Drittel	aller	Staus	
gehen	auf	Baustellen	zurück.	Woher	kommt	das?	Weil	man	
quasi	den	Verkehr	von	80	000,	100	000	oder	120	000	Autos	
pro	Tag	auf	einer	Autobahn	jetzt	auf	der	halben	Fläche	durch-
schleusen	muss.	Das	bedeutet	eine	Verlangsamung	des	Ver-
kehrs,	und	das	erzeugt	 in	der	Regel	 in	den	Morgenstunden	
oder	am	Freitag	oder	am	Montagmorgen	Staus,	und	das	ärgert	
die	Leute.	Deshalb	bin	ich	der	Meinung:	So	schnell	wie	mög-
lich	fertigbauen.	Deswegen	brauchen	wir	auch	dringend	die	
von	uns	eingeplanten	Mittel.	Das	ist	sozusagen	das	beste	Stau-
bekämpfungsprogramm	vor	Ort.	

Zu	der	Frage	des	Entwurfs	von	Haushalten:	Vielen	Dank,	Herr	
Binder,	vielen	Dank	für	die	gute	Unterstützung	beider	Regie-
rungsfraktionen.	Ich	kann	sagen,	dass	ich	dadurch	einen	am-
bitionierteren	Haushaltsentwurf	habe,	der	jetzt	ins	Parlament	

eingebracht	wird,	als	der	Bundesverkehrsminister	einen	vor-
weisen	kann.	Er	kommt	nämlich	mit	sehr	viel	schlechteren	
Zahlen	ins	Rennen.	Ich	bin	gespannt,	was	da	parlamentarisch	
noch	geht.	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Vielen	Dank.	–	Eine	
weitere	Frage	des	Herrn	Abg.	Köberle.	

Abg. Rudolf Köberle	CDU:	Herr	Minister,	Sie	haben	vorhin	
angemerkt,	dass	es	ausschließlich	Sache	des	Bundes	sei,	zu	
entscheiden,	wie	 die	Geldsumme,	 die	 insgesamt	 ins	Land	
kommt,	zwischen	Neubaumaßnahmen	und	Sanierungsmaß-
nahmen	aufgeteilt	wird,	um	zwei	große	Schwerpunkte	zu	nen-
nen.	Sie	müssen	aber	wissen,	dass	es	immer	diese	Aufteilung	
und	diese	Bundesvorgabe	gab,	es	dann	aber	immer	Verhand-
lungsergebnis	war	und	letztendlich	auch	Ausdruck	des	Lan-
deswillens	war,	wie	 letztendlich	 gewichtet	wurde.	Andere	
Länder	haben	ähnliche	Finanzierungsprobleme	wie	wir.	Auch	
Bayern	hätte	nach	den	Bundesvorgaben	kein	Fenster	für	Neu-
beginne,	auch	Nordrhein-Westfalen	hätte	es	nicht,	verhandelt	
aber	intensiv,	will	neu	bauen	und	kommt	auch	zu	einer	ge-
meinsamen	Entscheidung	mit	dem	Bund,	dass	neu	gebaut	wer-
den	kann.	

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Hört,	hört!)

Deshalb	 ist	es	 schon	eine	entscheidende	Frage:	Wollen	Sie	
neu	bauen,	oder	wollen	Sie	nicht	neu	bauen?	Manchmal	lohnt	
ein	Blick	in	den	Koalitionsvertrag,	und	es	gibt	auch	viele	Äu-
ßerungen	von	Ihrer	Seite,	die	wir	kennen,	dass	Sie	eben	nicht	
neu	bauen	wollen.	

Deshalb	geht	auch	die	Rechnung	mit	dem	Zahlenspiel,	das	Sie	
vor	der	abschließenden	Haushaltsentscheidung	ständig	auf-
machen,	nicht	auf,	dass	Sie	überall	draußen	im	Land	sagen	
können:	„An	uns	liegt	es	überhaupt	nicht;	wir	haben	ja	eine	
Priorisierungsliste	vorgelegt“	–	übrigens	erst	ab	2014,	obwohl	
wir	für	einen	Neubaubeginn	2012	kämpfen	sollten,	wenn	wir	
es	tun	wollen.	Aber	Sie	sollten	schon	einmal	klar	sagen:	Wol-
len	Sie	das	Bundesgeld	 schwerpunktmäßig	 für	Erhaltungs-
maßnahmen	ausgeben,	oder	wollen	Sie	es	auch	so	machen,	
wie	man	es	über	Jahre	und	Jahrzehnte	bei	ähnlichen	Finanzie-
rungsstrukturen	und	Vorgaben	des	Bundes	gemacht	hat,	dass	
es	auch	immer	wieder	möglich	wird,	mit	dringend	notwendi-
gen	Neubaumaßnahmen	zu	beginnen?	

Jede	Maßnahme,	die	bundesweit	einmal	begonnen	wurde,	ist	
auch	vom	Bund	durchfinanziert	worden.	Es	gab	noch	nie	ei-
ne	Maßnahme,	die	abgebrochen	worden	wäre	und	für	die	sinn-
los	Geld	ausgegeben	worden	wäre.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Minister.	

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann:	Lieber	Herr	Köberle,	die	neue	Landesregierung	baut,	
seit	sie	die	Regierungsverantwortung	übernommen	hat,	aus	
und	neu,	und	zwar	genau	das,	was	bisher	begonnen	worden	
ist.	Insofern	muss	ich	Ihnen	wirklich	sagen:	Als	Ausschuss-
vorsitzender	hätten	Sie	es	mehrfach	wahrnehmen	können.	Wir	
bauen	aus	und	neu,	und	zwar	laufend.	

(Abg.	Rudolf	Köberle	CDU:	Neubeginn!)
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Es	kann	nur	um	die	Frage	gehen,	ob	wir	zusätzliche	Neube-
ginne	machen.	Dazu	gibt	es	eine	ganz	klare	Antwort	dieser	
Landesregierung.	Wir	sagen:	Wir	bauen,	sobald	wir	die	Gel-
der	in	Sicht	haben	und	verantwortlich	beginnen	können.	Wenn	
wir	sehen,	dass	es	durchfinanziert	ist,	fangen	wir	an.	Deshalb	
gibt	es	die	Priorisierung.	Dazu	haben	wir	gesagt:	Die	ersten	
fünf	kommen	im	Jahr	2014,	die	zweiten	im	Jahr	2015.	Das	ist	
unser	Vorschlag.	Das	wäre	 auf	der	Grundlage	 einer	durch-
schnittlichen	Finanzierung	von	mindestens	130	Millionen	€	
auch	möglich.

Ich	will	Ihnen	schon	einmal	sagen:	Wir	haben	jetzt	bei	der	
B	30	in	Ravensburg	endlich	einmal	Klartext	geredet	und	ha-
ben	auch	gesagt:	Wir	machen	die	B	31	am	Bodensee	weiter.	
Da	haben	wir	wirklich	etwas	vorgelegt	und	haben	einen	kla-
ren	Vorschlag	 gemacht.	Da	 jetzt	 zu	 sagen,	wir	wollten	 gar	
nicht,	ist	–	so	finde	ich	–	wirklich	ziemlich	daneben.	Denn	wir	
haben	ganz	klargemacht,	was	wir	wollen	und	wie	wir	uns	vor-
stellen,	wie	es	finanziert	wird.	

Allerdings	hat	–	jetzt	zitiere	ich	noch	einmal	den	Bundesver-
kehrsminister	–	der	Bundesverkehrsminister	gesagt:	„Moment	
einmal,	du	bekommst	das	Geld	gar	nicht	in	der	angenomme-
nen	Höhe;	du	bekommst	viel	weniger.“	Wer	ist	dann	schuld?	
Der	Bund!	

Zu	der	Frage,	wie	die	Gewichtung	ist,	was	die	Bayern	machen	
und	wie	es	im	Verhältnis	zum	Bund	ist,	kann	ich	nur	sagen:	
Der	Bundesverkehrsminister	und	auch	alle	seine	Staatssekre-
täre	haben	in	mehreren	Briefen,	in	persönlichen	Gesprächen	
und	jetzt	auch	wieder	bei	der	Verkehrsministerkonferenz	ge-
sagt:	„Die	Linie,	dass	wir	 in	den	nächsten	Jahren	das	Geld	
überwiegend	für	den	Erhalt	der	Straßen	und	für	den	Abbau	
des	Sanierungsstaus	brauchen,	ist	die	richtige	Linie.“	

Ich	war	schon	überrascht,	wie	häufig	sozusagen	O-Töne	Her-
mann	aus	dem	Mund	des	Bundesverkehrsministers	und	dem	
seiner	Staatssekretäre	gekommen	sind	und	wie	jetzt	auch	dort	
erkannt	worden	ist,	dass	man	auf	Dauer	bei	der	Verkehrsin-
frastruktur	 nicht	 nur	 zulasten	der	Substanz	Politik	machen	
kann	und	dass	es	nichts	bringt,	immer	neue	Spatenstiche	zu	
machen,	wenn	man	nicht	weiß,	wie	man	den	Sanierungsstau	
bei	Brücken,	bei	Tunneln,	bei	den	bisherigen	Autobahnen	und	
Bundesstraßen	lösen	kann,	weil	man	in	diesem	Bereich	eben	
Geld	braucht,	damit	die	vorhandene	Verkehrsinfrastruktur	auf	
Dauer	gut	funktioniert	und	auch	modern	ist	und	bleibt.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Volker	
Schebesta	CDU:	Genau	so	ist	es!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	 Eine	weitere	Frage,	
Herr	Abg.	Rivoir.

Abg. Martin Rivoir	SPD:	Herr	Minister,	der	Kollege	Schnei-
der	–	er	ist	jetzt	leider	nicht	hier	–	hat	neulich	in	einer	Presse-
mitteilung	verkündet,	es	wäre	nur	eine	Frage	des	guten	Wil-
lens

(Abg.	Daniel	Andreas	Lede	Abal	GRÜNE:	Er	macht	
gerade	Bankgeschäfte!)

–	ja,	er	macht	vielleicht	gerade	Bankgeschäfte,	genau	–,	dass	
jährlich	500	Millionen	€	an	Bundesmitteln	für	Bundesfern-
straßen	–	z.	B.	für	die	Ortsumgehung	in	Unlingen	–	ins	Land	

fließen	würden,	und	auch	in	den	letzten	Jahren	seien	Mittel	in	
dieser	Höhe	nur	für	den	Neubau	in	das	Land	geflossen.	Dazu	
hätte	ich	einfach	noch	einmal	die	Frage,	ob	Sie	diese	Einschät-
zung	teilen,	auch	was	die	Vergangenheit	betrifft.

Dann	möchte	ich	doch	noch	darauf	aufmerksam	machen,	dass	
wir	auf	der	Albhochfläche	unter	dieser	Regierung	gerade	ein	
30	km	langes	Autobahnstück	völlig	neu	bauen.	Es	ist	also	in	
der	Tat	so,	dass	hier	mächtig	und	gut	gebaut	wird.	Meine	Fra-
ge	wäre	nun,	ob	dieses	Neubaustück	der	A	8	auch	von	Spar-
maßnahmen	des	Bundes	betroffen	ist.

Die	dritte	Frage,	die	ich	noch	hätte,	wäre,	wie	es	denn	im	Mo-
ment	mit	dem	Albaufstieg	bei	Mühlhausen	aussieht,	der	ja	in	
der	Planung	ist	und	zu	dem	Ihnen	die	IHK	Ulm	auch	vorwirft,	
dass	Sie	das	nicht	voranbringen	würden.	Wie	ist	denn	der	ak-
tuelle	Stand	der	Dinge	beim	Albaufstieg	von	Mühlhausen	bis	
zur	Albhochfläche?	

Vielen	Dank.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Minister.

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann:	Ich	habe	diese	Äußerungen	in	Oberschwaben	schon	
mehrfach	gehört.	Ich	halte	das	für	eine	Art	Voodoo-Konzept:	
Du	musst	nur	den	guten	Willen	haben,	dann	fließt	Geld.	

Es	mag	sein,	dass	es	in	manchen	Ländern	auf	dieser	Erde	so	
funktioniert,	aber	bei	uns	nach	meinen	Beobachtungen	nicht,	
auch	wenn	Sie	noch	so	oft	rufen,	noch	so	lange	Listen	ma-
chen.	Sie	müssen	konkret	Politik	machen,	Sie	müssen	mehr	
Geld	im	Haushalt	zur	Verfügung	stellen,	damit	wir	vorankom-
men.

Der	Betrag	von	500	Millionen	€	liegt	weit	über	dem,	was	über	
viele	Jahre	überhaupt	zur	Verfügung	stand.	Wir	hatten	über	all	
die	Jahre	so	zwischen	200	Millionen	€	und	maximal	280	Mil-
lionen	€	für	Aus-	und	Neubau	–	in	all	den	Jahren.	Nur	für	Son-
dermaßnahmen	ging	es	einmal	ein	bisschen	hoch,	sonst	eher	
herunter.	Es	ist	bei	Weitem	nicht	so	wie	behauptet.	

Unlingen	ist	so	ein	Fall:	Es	handelt	sich	um	eine	lange	ver-
sprochene	Umgehungsstraße.	Sie	 ist	schon	seit	Langem	im	
Vordringlichen	Bedarf	und	ist	 jetzt	bei	uns	nach	hinten	ge-
rutscht,	aber	nicht,	weil	sie	völlig	unwichtig	wäre,	sondern	
weil	es	ein	Unterschied	ist,	ob	ich	8	000	Fahrzeuge	auf	der	
Umgehungsstraße	habe	oder	25	000.	Das	ist	einer	der	gravie-
renden	Punkte,	warum	das	eine	nach	hinten	und	das	andere	
nach	vorn	gekommen	ist.

Richtig	 ist:	Der	Ausbau	der	A	8	 läuft.	 Ich	werde	alles	 tun,		
damit	 es	 auf	 diesen	Hauptachsen	 nicht	 zu	Verzögerungen	
kommt.	Das	darf	nicht	passieren.	Dort	wäre	der	Verkehr	am	
meisten	beeinträchtigt	und	beschädigt.

Zum	Thema	Albaufstieg	muss	ich	sagen:	Die	Finanzierung	ist	
wirklich	ein	Riesenproblem.	Für	dieses	Großprojekt	werden	
inzwischen	etwa	500	Millionen	€	angesetzt.	Hierzu	muss	ich	
sagen:	Angesichts	 eines	 angesetzten	Neubauvolumens	 von	
60	Millionen	€	bis	70	Millionen	€	pro	Jahr	kann	man	sich	aus-
rechnen,	wie	lange	es	komplett	den	ganzen	Haushalt	Baden-
Württembergs	für	Neubaumaßnahmen	blockieren	würde,	wenn	
wir	 so	 ein	Projekt	 angingen.	Außer	 diesem	Projekt	würde	
sonst	nichts	mehr	passieren.	
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Deswegen	muss	ich	sagen:	So	etwas	kann	nicht	mehr	aus	dem	
Kontingent	von	Baden-Württemberg	finanziert	werden.	Das	
muss	 als	 europäische	Achse,	 als	 deutsche	Achse	behandelt	
werden	und	muss	außerhalb	unseres	Kontingents	vom	Bund	
separat	finanziert	werden,	egal,	mit	welcher	Form	der	Finan-
zierung.	Wir	müssen	da	vorankommen.	Das	ist	für	mich	eines	
der	Engpassprojekte,	eines	der	Projekte,	bei	denen	ich	es	am	
ärgerlichsten	finde,	dass	wir	heute	noch	keine	Fertigstellung	
haben.	Da	haben	viele	jahrzehntelang	zu	wenig	getan.	

Danke.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Eine	weitere	Zusatzfra-
ge	des	Herrn	Abg.	Haller.	

Abg. Hans-Martin Haller	SPD:	Herr	Minister,	die	Verkehrs-
infrastruktur	hängt	ja	nicht	nur	von	den	Mitteln	ab,	die	quasi	
auf	den	Bundesverkehrswegeplan	bezogen	sind,	sondern	auch	
von	GVFG-Mitteln.	Wie	bewerten	Sie	aktuell	die	Wahrschein-
lichkeit,	dass	GVFG-Mittel	auch	nach	2019	zur	Verfügung	
stehen?	Gibt	es	dafür	bereits	Anzeichen?	Wie	schätzen	Sie	an-
gesichts	der	derzeitigen	Aussage,	es	sei	fragwürdig,	ob	diese	
Finanzierungsmöglichkeit	weiter	so	bestehen	werde,	die	Mög-
lichkeiten	der	Weiterentwicklung	insbesondere	für	den	SPNV	
ein?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Minister.

Minister für Verkehr und Infrastruktur Winfried Her-
mann:	Die	Verkehrsminister	aller	Länder	sind	schwer	beun-
ruhigt	und	spüren	die	Auswirkung	der	Aussage	des	Bundes:	
„2019	ist	Schluss.“	Das	wirkt	sich	schon	heute	aus,	weil	die	
meisten	Schienenpersonennahverkehrsprojekte	über	zehn	Jah-
re	laufen.	Der	Bund	sagt	jetzt:	„Wenn	ihr	nicht	in	der	Lage	
seid,	das	Projekt	bis	2019	abzuwickeln,	dann	bekommt	ihr	da-
für	gar	kein	Geld,	es	sei	denn,	das	Land	übernimmt	die	Bürg-
schaft	bzw.	die	Kosten.“	Es	ist	aber	unmöglich,	dass	wir,	das	
Land,	die	Kosten	für	Projekte	übernehmen,	die	im	Einzelfall	
über	50	Millionen	€	kosten.	Dafür	haben	wir	kein	Geld.	Das	
muss	der	Bund	zumindest	anteilig	bezahlen.	

Das	führt	dazu,	dass	wir	in	Bayern,	Baden-Württemberg	und	
Nordrhein-Westfalen	beobachten,	dass	es	praktisch	einen	At-
tentismus	gibt,	z.	B.	bei	S-Bahn-Ausbauprojekten;	die	Leute	
vor	Ort	wollen	sie,	man	braucht	sie,	doch	wir	können	nicht	
starten.	

Jetzt	 ist	etwas	 Interessantes	passiert:	Die	Verkehrsminister-
konferenz	hat	Baden-Württemberg	–	also	mich	–,	Bayern	und	
Nordrhein-Westfalen	beauftragt,	dass	diese	drei	Bundeslän-
der	 einen	 gemeinsamen	Gesetzentwurf	 zur	Aufhebung	der	
Frist	2019	erarbeiten	und	ihn	im	Bundesrat	einbringen.	Das	
ist	einstimmig	beschlossen	worden.	Alle	Vertreter	–	auch	von	
der	CDU,	von	der	FDP	und	von	der	SPD	–	haben	zugestimmt,	
dass	wir	einen	solchen	Entwurf	erarbeiten.	Ich	habe	die	gro-
ße	Hoffnung,	dass	dann,	wenn	wir	alle	mit	vereinten	Kräften	
die	jeweiligen	Bundestagsfraktionen	entsprechend	dazu	brin-
gen,	diesem	Gesetzentwurf,	wenn	er	den	Bundesrat	passiert	
hat,	zugestimmt	wird.	Dann	hätten	wir	einen	richtigen	Fort-
schritt	erzielt;	denn	das	ist	aus	meiner	Sicht	zwingend.	Das	
GVFG-Bundesprogramm	muss	nach	dem	Jahr	2019	zwingend	
fortgeführt	werden.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	sowie	des	Abg.	
Rudolf	Köberle	CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Vielen	Dank,	Herr	Mi-
nister.	–	Es	liegen	keine	weiteren	Fragen	vor.	Alle	Fragen	der	
ersten	Fragerunde	sind	nun	beantwortet	worden.	

Wir	kommen	jetzt	zum	zweiten	Frageblock.	–	Herr	Abg.	Wa-
cker	für	die	CDU-Fraktion,	bitte.	

S c h u l s t a n d o r t e

Abg. Georg Wacker	CDU:	Herr	Präsident,	liebe	Kollegin-
nen	und	Kollegen!	Seit	Beginn	dieser	Legislaturperiode	er-
fahren	wir	eine	gravierende	Veränderung	der	Schullandschaft	
in	Baden-Württemberg.	

(Abg.	Hans-Martin	Haller	SPD:	Das	ist	dringend	nö-
tig!)

Auch	durch	Beschlüsse	dieser	Landesregierung	werden	die	
Schülerströme	an	unseren	Schulen	 immer	unkalkulierbarer.	
Beispielsweise	durch	den	Wegfall	der	verbindlichen	Grund-
schulempfehlung	wird	das	Werkrealschulsterben	 im	 ländli-
chen	Raum	beschleunigt.	

Die	Zahl	der	Eingangsklassen	ist	unkalkulierbar	geworden,	
gerade	weil	es	 in	den	Eingangsklassen	an	den	Realschulen	
und	Gymnasien	mehr	Schüler	zu	Beginn	des	neuen	Schuljah-
res	gegeben	hat,	obwohl	wir	einen	demografischen	Wandel	
haben.	Auch	dies	ist	eine	Auswirkung	der	Beschlüsse	der	neu-
en	Landesregierung.	Aber	 die	 Privilegierung	 der	Gemein-
schaftsschule	 hat	 natürlich	 auch	Auswirkungen	 auf	 andere	
Schulstandorte.	Vor	allem	dort,	wo	diese	Gemeinschaftsschu-
len	entstehen,	sind	in	besonderem	Maß	die	Nachbarkommu-
nen	betroffen.	

Der	Ministerpräsident	hat	auf	einer	Regierungspressekonfe-
renz	am	17.	Juli	dieses	Jahres	in	aller	Deutlichkeit	ein	Kon-
zept	 der	 regionalen	Schulentwicklung	 angekündigt.	Dieses	
soll	im	Oktober	beschlossen	und	verkündet	werden.	Dabei	hat	
er	sehr	deutlich	betont	–	Zitat	–:

Das wird natürlich zu Schulschließungen führen. 

Er	hat	die	Einzügigkeit	infrage	gestellt	und	auch	deutlich	ge-
sagt,	dass	Konzentrationen	auf	dem	Land	unabdingbar	seien.	

Meine	Damen	und	Herren,	deswegen	möchten	wir	von	der	zu-
ständigen	Ressortministerin	wissen,	inwieweit	es	jetzt	schon	
ein	Konzept	der	regionalen	Schulentwicklung	gibt.	Wir	haben	
bereits	Oktober.	Insofern	warten	alle	im	Land	–	vor	allem	die	
betroffenen	Kommunen	–	darauf,	 dass	 entsprechende	Leit-
planken	gezogen	werden.	

Aufgrund	der	Aussagen	des	Ministerpräsidenten	kann	man	
den	Eindruck	haben,	diese	Landesregierung	wolle	vor	allem	
die	 kleinen	Schulstandorte	 in	 den	 ländlichen	Räumen	 zer-
schlagen.	Dieses	Konzept	werde	zu	Schulschließungen	füh-
ren,	 sagte	der	Ministerpräsident	bei	 seiner	Pressekonferenz	
am	17.	Juli	dieses	Jahres	in	aller	Deutlichkeit.	

(Abg.	Rita	Haller-Haid	SPD:	Das	ist	eine	Fragestun-
de!	–	Abg.	Reinhold	Pix	GRÜNE:	Keine	Tratschstun-

de!)
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Dies	hat	natürlich	vorrangig	Auswirkungen	auf	die	Einspa-
rungen;	denn	der	Ministerpräsident	hat	in	diesem	Zusammen-
hang	auch	gesagt,	damit	wolle	man	die	Einsparung	von	rund	
11	000	Lehrerstellen	erbringen.

Frau	Ministerin,	ich	frage	Sie:	Wie	weit	sind	Sie	mit	der	Er-
arbeitung	eines	Konzepts	der	regionalen	Schulentwicklung?	
Haben	Sie	dabei	auch	die	relevanten	Partner	einbezogen,	näm-
lich	die	Kommunen,	die	Vertreter	vor	Ort,	die	Wirtschaft,	die	
Eltern	und	die	Lehrerverbände?	Was	ist	Ihr	konkretes	Ziel?	
Geht	es	darum,	möglichst	große	Schuleinheiten	zu	schaffen	
mit	dem	Ziel,	kleine	Schulstandorte	zu	zerschlagen,	oder	wol-
len	Sie	–	was	zielführender	wäre	–	regionale	Strukturen	schaf-
fen	und	dabei	insbesondere	die	Besonderheiten	des	ländlichen	
Raums	berücksichtigen?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Liebe	Kolleginnen	und	
Kollegen,	 ich	möchte	 eine	Bemerkung	machen.	Wir	haben	
keine	Fragestunde,	sondern	eine	Regierungsbefragung.	In	den	
Richtlinien	steht,	dass	die	Abgeordneten	bis	zu	drei	Minuten	
lang	Bemerkungen	 voranstellen	 können,	 um	 zur	 Frage	 zu	
kommen.	Ich	sage	das	nur	deshalb,	damit	alle	auf	dem	glei-
chen	Informationsstand	sind.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU	–	Abg.	Volker	
Schebesta	CDU:	Genau!)

Das	Wort	hat	jetzt	Frau	Kultusministerin	Warminski-Leitheu-
ßer.

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Herr	Präsident,	meine	sehr	verehrten	Da-
men	und	Herren!	Es	ist	richtig,	dass	wir	die	regionale	Schul-
entwicklungsplanung	im	Land	in	Angriff	nehmen	werden.	Es	
wird	eine	gesetzliche	Regelung	geben,	die	festschreibt,	wie	
dieser	Prozess	vonstattengeht.	

Um	es	explizit	zu	sagen,	Herr	Wacker:	Es	wird	nicht	so	sein,	
dass	wir,	das	Land,	ein	 fertiges	Konzept	zum	Umgang	mit	
Schulstandorten	erstellen.	Vielmehr	werden	wir	einen	Prozess	
beschreiben,	der	klare	Zuständigkeiten	beinhaltet	und	in	den	
selbstverständlich	in	einem	qualifizierten	Beteiligungs-	und	
Diskussionsprozess	alle	Betroffenen	einbezogen	werden.	Wir	
werden	einen	Prozess	beschreiben,	der	 letztlich	dazu	führt,	
dass	man	in	den	Regionen	–	übrigens	nicht	nur	im	ländlichen	
Raum,	sondern	in	allen	Regionen	–	zu	klaren	Entscheidungen	
kommt,	wie	mittelfristig	eine	gute	Schulstruktur	insbesonde-
re	im	weiterführenden	Bereich	aussehen	soll;	denn	in	diesem	
Bereich	haben	wir	doch	folgende	Fakten:	

Es	zeigen	sich	zurückgehende	Schülerzahlen,	und	es	zeigt	sich	
ein	verändertes	Schulübergangsverhalten.	Das	bedeutet	–	die	
Zahlen	sind	nicht	neu	–,	dass	klar	ist	und	eigentlich	immer	
schon	klar	war,	 dass	wir,	wenn	wir	weiterführende	Schul-
standorte	gerade	im	ländlichen	Raum	erhalten	wollen,	Ent-
scheidungen	darüber	zu	treffen	haben,	wie	dies	konkret	aus-
sehen	kann.	

Um	einmal	Zahlen	zu	nennen:	Im	aktuellen	Schuljahr	haben	
etwa	25	%	der	Haupt-	und	Werkrealschulen	keine	eigenstän-
dige	fünfte	Klasse	mehr	gebildet.	

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Das	hat	etwas	mit	dem	
Organisationserlass	und	der	Anwendung	von	Ihnen	

zu	tun!)

Das	hat	auch	etwas	damit	zu	tun,	dass	einfach	immer	weniger	
Kinder	da	sind.

Es	 liegt	 auf	 der	Hand,	 dass	man	Antworten	 darauf	 finden	
muss,	wie	wir	gerade	im	ländlichen	Raum	eine	pädagogisch	
leistungsfähige	und	vor	allem	gut	erreichbare	Schulstruktur	
erhalten	können.	Es	ist	klar	–	das	steht	im	Bargel-Gutachten,	
das	ist	aber	auch	eine	Erwägung	des	gesunden	Menschenver-
stands	–,	dass	man,	wenn	man	das	dreigliedrige	Schulsystem	
so	aufrechterhält,	wenn	man	also	drei	weiterführende	Schu-
len	mit	Schülern	füllen	muss,	bei	zurückgehenden	Schüler-
zahlen	nicht	mehr	so	viele	Standorte	in	der	Fläche	halten	kann	
wie	in	der	Vergangenheit.	

Deshalb	ist	die	Gemeinschaftsschule	als	integrierte	Sekundar-
schule	 die	Antwort	 darauf,	wie	man	gerade	 im	 ländlichen	
Raum	eine	pädagogisch	leistungsfähige	und	gut	erreichbare	
Schulstruktur	im	weiterführenden	Bereich	erhalten	kann,	die	
–	das	ist	das	Wesentliche	–	für	alle	Schülerinnen	und	Schüler	
auch	im	ländlichen	Raum	die	Chance	eröffnet,	jeden	weiter-
führenden	Schulabschluss	zu	erreichen.

Die	Gemeinschaftsschule	hat	deshalb	auch	ein	sehr	großes	In-
teresse	hervorgerufen.	42	sind	jetzt	am	Start,	und	wir	haben	
im	Augenblick	um	die	 100	 Interessenbekundungen	 für	 die	
zweite	Tranche.	

Wie	sieht	im	Augenblick	–	das	war	auch	die	Frage	des	Herrn	
Abg.	Wacker	–	der	Prozess	der	regionalen	Schulentwicklung	
aus,	wie	sieht	das	Konzept	aus?	Wir	werden	spätestens	nach	
den	Herbstferien	eine	Kabinettsvorlage	mit	den	Eckpunkten	
des	Prozesses	verabschieden.	So	weit	sind	wir	schon.	Wir	sind	
in	der	Regierung	im	Augenblick	noch	in	den	letzten	Abstim-
mungen.

Was	schon	jetzt	feststeht,	ist:	Es	wird	eine	gesetzliche	Rege-
lung	geben,	die	die	Schulentwicklungsplanung	als	Prozess	ins	
Gesetz	schreibt,	damit	wir	eine	Verlässlichkeit	im	Prozess	ha-
ben.	Es	ist	klar,	dass	wir,	das	Land,	Fragen	beantworten	müs-
sen,	was	die	Standards	angeht,	das	heißt,	was	Schulgrößen	an-
geht	–	insbesondere	für	neu	zu	errichtende	Schulen	–	und	vor	
allem	was	pädagogische	Qualität	angeht.	

Das	ist	der	Prozess	–	so,	wie	ich	ihn	im	Augenblick	beschrei-
ben	kann.	Ich	bitte	um	Verständnis,	dass	die	Regierung	erst	
dann	das	Konzept	vorstellt,	wenn	es	auch	endgültig	beschlos-
sen	ist.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Vielen	Dank,	Frau	Mi-
nisterin.	–	Für	die	Fraktion	GRÜNE	eine	Zusatzfrage,	Frau	
Abg.	Boser.

Abg. Sandra Boser	GRÜNE:	Sehr	geehrte	Frau	Ministerin,	
herzlichen	Dank	für	die	ersten	Ausführungen.	–	Können	Sie	
etwas	dazu	sagen,	wie	das	Thema	„Regionale	Schulentwick-
lungsplanung“	bundesweit	gesehen	wird	und	wie	das	andere	
Länder	bisher	geregelt	haben?	Warum	liegt	in	Baden-Würt-
temberg	bis	heute	keine	regionale	Schulentwicklungsplanung	
vor,	und	wie	bewerten	Sie	das	Verhalten	der	alten	Landesre-
gierung	in	diesem	Zusammenhang?

Herzlichen	Dank.	

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Frau	Abg.	Boser,	in	der	Tat	haben	wir	es	
in	Baden-Württemberg	sehr,	sehr	lange	versäumt,	eine	Schul-
entwicklungsplanung	auf	den	Weg	zu	bringen.
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(Abg.	Muhterem	Aras	GRÜNE:	Wir	nicht!	Die	da-
maligen!)

–	Genau.	–	Es	 ist	 in	allen	Bundesländern	üblich,	Schulent-
wicklungsplanung	zu	betreiben.	Teilweise	legt	die	kommuna-
le	Ebene	als	Schulträger	Schulentwicklungspläne	vor,	teilwei-
se	macht	das	das	Land	–	in	welcher	Kombination	auch	immer.	

Es	ist	vernünftig,	Schulentwicklungsplanung	zu	machen.	Na-
türlich	muss	man	dann	auch	die	Frage	beantworten:	Wie	geht	
man	mit	kleinen	Standorten	um?	Aber	diese	Frage	muss	man	
auf	jeden	Fall	beantworten;	die	kann	man	nicht	aussitzen.	Je	
eher	man	sich	mit	dieser	Frage	beschäftigt,	desto	besser	lässt	
sich	eine	gute	Lösung	finden	–	beispielsweise	durch	Koope-
ration	oder	durch	Errichten	von	Gemeinschaftsschulen.	

Wir	stehen	heute	ganz	klar	unter	einem	gewissen	Zugzwang,	
weil	wir	in	Baden-Württemberg	bisher	keine	Schulentwick-
lungsplanung	gemacht	haben.	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Vielen	Dank.	–	Eine	
weitere	Zusatzfrage,	Herr	Abg.	Dr.	Kern.

Abg. Dr. Timm Kern	FDP/DVP:	Frau	Ministerin,	ich	bleibe	
dabei:	Es	wäre	gut	gewesen,	Sie	hätten	zuerst	eine	Schulent-
wicklungsplanung	gemacht	und	anschließend	die	Verbindlich-
keit	der	Grundschulempfehlung	infrage	gestellt	bzw.	die	Ge-
meinschaftsschule	eingeführt.	Aber	Sie	sind	für	einen	ande-
ren	Weg	eingestanden,	haben	einen	anderen	Weg	beschritten.

Ich	habe	noch	eine	Frage	zu	einem	Teilbereich;	dazu	haben	
Sie	noch	nichts	gesagt.	Die	Ankündigung,	dass	auch	kleinere	
Berufsschulstandorte	geschlossen	werden	könnten,	hat	natür-
lich	zu	einer	starken	Verunsicherung	in	diesem	Bereich	ge-
führt.	Da	hier	unterschiedliche	Berufe	und	auch	Betriebe	als	
duale	Partner	betroffen	sind,	wäre	es	für	uns	sehr	interessant,	
zu	erfahren,	ob	und,	wenn	ja,	wie	die	Landesregierung	die	du-
alen	Partner	bzw.	die	Wirtschaft	–	also	Handwerkstag,	Ver-
bände,	die	Industrie-	und	Handelskammern	–	in	diesen	Pro-
zess	einzubeziehen	gedenkt.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Ministerin,	bitte.

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Was	das	Thema	„Duale	Ausbildung“	an-
geht,	 sind	wir	uns	mit	den	Verbänden	völlig	darüber	einig,	
dass	wir	uns	die	Klassengrößen	genau	anschauen	müssen.	Da	
gilt	es	einfach	abzuwägen.	Das	Problem	ist	ja	auch	nicht	neu.	
Ich	verweise	auf	das	berühmte	Beispiel	einer	Klasse	mit	an-
gehenden	Bäckern,	die	nur	noch	fünf	Teilnehmer	hat,	weil	in	
der	Region	nicht	so	viele	Auszubildende	hinzukommen.	Ähn-
liches	gilt	beispielsweise	 für	das	sonstige	Ernährungshand-
werk.

Diese	Fragen	müssen	wir	beantworten.	Ich	habe	bisher	den	
Dialog	mit	der	Wirtschaft,	mit	den	Verbänden	als	sehr	konst-
ruktiv	empfunden.	Ich	sage	es	noch	einmal:	Es	geht	nicht	in	
erster	Linie	darum,	einzusparen,	sondern	wir	müssen	Struk-
turfragen	beantworten.	Es	muss	auch	eine	bestimmte	Quali-
tät	sichergestellt	werden.	Es	liegt	auf	der	Hand:	Bei	Kleinst-
schuleinheiten	kann	man	einfach	nicht	mehr	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	und	Abg.	Leopold	Grimm	
FDP/DVP	unterhalten	sich	vor	dem	Abgeordneten-

platz	des	Abg.	Dr.	Timm	Kern	FDP/DVP.)

–	jetzt	muss	Herr	Kern	einen	ganz	langen	Hals	machen	–	das	
Angebot	in	der	Ausdifferenziertheit	machen,	die	man	braucht.

Wie	wird	dieser	Prozess	ablaufen?	Es	ist	völlig	klar,	dass	wir,	
wenn	wir	uns	mit	der	dualen	Ausbildung	und	den	entsprechen-
den	Schulen	beschäftigen,	die	Verbände,	die	Kammern	sehr	
eng	in	den	Prozess	einbeziehen	werden.	Das	gehört	für	mich	
nicht	nur	zur	Bestandsaufnahme	des	tatsächlichen	Status	quo.	
Es	ist	klar:	Bevor	man	anfängt,	Handlungsempfehlungen	zu	
einem	Bereich	auszusprechen,	macht	man	eine	Bestandsauf-
nahme,	man	legt	bestimmte	Maßstäbe	an.	Da	werden	wir	die	
Verbände,	die	Kammern	sehr	eng	mit	einbeziehen.	Denn	das	
Wichtige	ist	ja,	dass	wir	die	Ausbildungsfähigkeit	sichern	und	
auf	der	anderen	Seite	das	Ganze	in	die	regionalen	Fachkräf-
tegewinnungskonzepte,	die	es	schon	gibt	und	die	sehr	weit	ge-
diehen	sind,	mit	einbetten.	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Vielen	Dank,	Frau	Mi-
nisterin.	–	Eine	Zusatzfrage,	Frau	Abg.	Kurtz.

Abg. Sabine Kurtz	CDU:	Frau	Ministerin,	Sie	haben	jetzt	
davon	gesprochen,	 dass	Sie	 die	Schulentwicklungsplanung	
auf	eine	gesetzliche	Grundlage	stellen	wollen.	Könnten	Sie	
uns	einmal	erläutern,	in	welchen	Zeitdimensionen	wir	uns	das	
vorstellen	müssen?	Bis	wann,	meinen	Sie,	ist	das	Gesetz	auf	
den	Weg	gebracht?	Wie	lange	dauern	dann	die	Vorbereitun-
gen,	bis	diese	Schulentwicklungsplanung	flächendeckend	um-
gesetzt	werden	kann?	Wie	lange,	glauben	Sie,	dauert	dann	die-
ser	Planungsprozess?	Und	wie	stellen	Sie	sich	das	Zusammen-
spiel	dieses	Planungsprozesses	mit	dem	Regierungshandeln	
in	der	Zwischenzeit	vor?

(Zuruf	des	Abg.	Georg	Nelius	SPD)

Vor	allem	würde	ich	das	gern	noch	in	einem	weiteren	Zusam-
menhang	sehen:	Können	Sie	einmal	die	Fristen	für	die	Bean-
tragung	und	die	Genehmigung	der	neuen,	weiteren	Gemein-
schaftsschulen	nennen?	Wie	ist	das	alles	auf	einer	Zeitschie-
ne	zu	betrachten?

Vielen	Dank.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Frau	Ministerin.

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Ja,	auch	das	will	ich	Ihnen	gern	beant-
worten.	

Die	gesetzliche	Regelung	 ist	deshalb	erforderlich,	weil	der	
Landesgesetzgeber	eine	klare	Ermächtigungsgrundlage	braucht,	
um	 solche	grundlegenden	Entscheidungen	 zu	 treffen,	 z.	B.	
wenn	es	um	Schulstandorte	geht.	

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Schließungen!)

Wir	sind	da	durchaus	sehr	fantasievoll.	Wir	sehen	das	jetzt	am	
Genehmigungsverfahren	für	die	Gemeinschaftsschulen.	Die	
örtliche	Ebene	ist	deutlich	weiter.	Die	Bürgermeister	reden	ja	
miteinander,	sie	machen	selbst	Vorschläge,	wie	man	Schüler-
ströme	zusammenbringen	kann.	

Wie	kann	das	ablaufen?	Das	Gesetzgebungsverfahren	erfolgt	
bis	etwa	Mitte	nächsten	Jahres.	 Ich	 rechne	damit,	dass	wir	
dann	 tatsächlich	 zum	Schuljahr	 2014/2015	flächendeckend	
über	 das	 ganze	Land	die	 entsprechenden	Planungen	 abge-
schlossen	haben.	Das	kann	sehr	schnell	gehen.	

(Zuruf	des	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU)
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Ihre	Frage	ging	aber	in	die	Richtung:	Was	macht	ihr	denn	jetzt	
eigentlich	mit	all	den	Neuerrichtungen,	mit	den	Neugenehmi-
gungen,	während	 die	Planungen	noch	 nicht	 abgeschlossen	
sind?	Das	ist	eine	ganz	wichtige	Erwägung,	die	wir	selbstver-
ständlich	auch	angestellt	haben.	Klar	ist,	dass	wir	die	Maßstä-
be,	die	wir	letztlich	dann	im	Abschluss	an	diesen	Planungs-
prozess	anlegen,	

(Unruhe	–	Zuruf:	Pst!)

die	Maßstäbe	zu	Schulgrößen	–	Zweizügigkeit,	Mindestschü-
lerzahl	–,	auch	jetzt	schon	bei	den	Genehmigungen	von	neu-
en	Schulen	anwenden	werden,	einfach	um	zu	einem	fairen	und	
strukturierten	Prozess	zu	kommen.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Vielen	Dank.	–	Eine	
Zusatzfrage,	Herr	Abg.	Mack.

Abg. Winfried Mack	CDU:	Frau	Ministerin,	Sie	haben	heu-
te	zum	ersten	Mal	ein	Gesetz	angekündigt,	auf	dessen	Basis	
Schulschließungen	möglich	sein	sollen,	also	ein	„Schulschlie-
ßungsgesetz“	für	Baden-Württemberg.

(Widerspruch	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Zuruf	
von	der	SPD:	Zu	billig!	–	Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	
GRÜNE:	Oje!	–	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/

DVP:	Das	ist	die	Kurzform!)

–	Ich	verstehe	den	Grund	Ihrer	Erregung.

(Zurufe	von	den	Grünen	und	der	SPD,	u.	a.:	Nichts	
verstanden!)

Jetzt	habe	ich	in	der	Zeitung	gelesen,	dass	die	Regierungs-
fraktionen	vor	der	Sommerpause	beschlossen	hätten,	dass	wei-
terführende	Schulen,	die	keine	40	Schüler	pro	Klassenstufe	
zusammenbringen,	geschlossen	werden	sollen.	Erstens:	Wird	
das	diesem	„Schulschließungsgesetz“	zugrunde	gelegt?	Und	
zweitens:	Gilt	das	dann	auch	für	die	Gemeinschaftsschulen,	
von	denen	jetzt	eine	erste	Tranche	beschlossen	wurde?	Denn	
dort	gibt	es	sehr	viele	Schulen,	deren	Schülerzahl	pro	Klas-
senstufe	zwischen	20	und	30	liegt.	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Frau	Ministerin.	

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Herr	Abgeordneter,	ich	möchte	Sie	wirk-
lich	bitten,	bei	den	Fakten	zu	bleiben.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Ich	wiederhole	das,	was	ich	gesagt	habe.	Wir	werden	eine	re-
gionale	Schulentwicklungsplanung	anstellen,	die	letztlich	ein	
Planungsprozess	 ist,	 um	 zu	 betrachten,	wie	wir	 in	Baden-
Württemberg	eine	leistungsfähige	Schulinfrastruktur	nachhal-
tig	und	mittelfristig,	das	heißt	mindestens	über	die	nächsten	
zehn	Jahre,	sichern	können.	Diese	Planung	werden	wir	anstel-
len	und	werden	das	Ganze,	damit	der	Bürger	genau	weiß,	was	
passiert,	gesetzlich	verankern.	In	diesem	Prozess	werden	wir	
uns	gemeinsam	mit	den	Schulträgern	und	allen	Beteiligten	al-
le	Schulstandorte	anschauen	und	zu	dem	Ergebnis	kommen,	
an	welcher	Stelle	eine	Schule	entsteht	oder	welche	Schule	er-
halten	bleibt;	ganz	einfach.	

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Dann	geht	es	doch	um	
Schulschließungen!)

Um	es	noch	einmal	deutlich	zu	machen:	Mit	einer	integrier-
ten	weiterführenden	Schulform	–	einer	Gemeinschaftsschule	
oder	aber	auch	Verbundschullösungen	–	können	wir	–	das	hat	
bereits	Herr	Bargel	 vor	 einigen	 Jahren	 ausgerechnet	 –	 die	
meisten	Schulstandorte	im	ländlichen	Raum	halten	oder,	an-
ders	ausgedrückt,	für	die	meisten	Gemeinden	im	ländlichen	
Raum	eine	weiterführende	Schulart	halten.	Es	wird	jetzt	eine	
Frage	des	Prozesses	vor	Ort	sein,	was	als	Ergebnis	heraus-
kommt.

Es	ist	klar,	dass	Sie,	wenn	Sie	nur	noch	kleinste	Schuleinhei-
ten	haben	–	es	geht	nur	um	den	weiterführenden	Bereich	–,	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Wie	definieren	Sie	den?	–	
Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	39	sind	kleinste	Ein-

heiten!)

die	Pädagogik	nicht	mehr	abbilden	können,	die	Sie	brauchen.	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Die	Pädagogik	kann	
ich	immer	abbilden!)

–	Nein,	Sie	können	die	Ausdifferenziertheit	nicht	abbilden,	
Herr	Röhm.	Das	wissen	Sie	genau.	

Das	bedeutet	immer,	dass	letztlich	auch	die	örtliche	Gemein-
schaft	keine	Sicherheit	über	den	Schulstandort	hat.	Diese	Si-
cherheit	stellen	wir	her.	Wir	werden	gemeinsam	mit	den	Kom-
munen	die	Entscheidungen	sorgfältig	angehen,	damit	wir	ei-
ne	gute,	sichere	Schulstruktur	in	Baden-Württemberg	halten.	
Damit	beantworten	wir	eine	Frage,	an	die	Sie	sich	bisher	nicht	
herangetraut	haben.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Abg.	Boser,	Zu-
satzfrage.

Abg. Sandra Boser	GRÜNE:	Frau	Ministerin,	können	Sie	in	
diesem	Zusammenhang	noch	etwas	dazu	sagen,	wie	sich	die	
Situation	der	Haupt-	und	Werkrealschulen	in	diesem	Bereich	
in	den	vergangenen	Jahren	entwickelt	hat	und	wie	die	aktuel-
le	Situation	bei	der	Einrichtung	von	fünften	Klassen	an	den	
Werkrealschulen	ist,	was	für	Auswirkungen	dies	auch	für	das	
örtliche	Bildungsangebot	hat,	wenn	hier	nicht	eine	Verände-
rung	mit	eingebracht	wird?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Frau	Ministerin.

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Ich	will	das	gern	beantworten.	Die	An-
meldezahlen	an	den	Werkrealschulen	und	Hauptschulen	sind	
kontinuierlich	zurückgegangen.	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Das	 ist	 ja	völlig	
überraschend!)

–	Das	hat	etwas	damit	zu	tun,	dass	einfach	die	Menschen	in	
diesem	Land	–	–

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Weil	Sie	sie	kaputt	
gemacht	haben!)

–	Wir	haben	gar	nichts	kaputt	gemacht.	Sie	müssen	einfach	
zur	Kenntnis	nehmen,	dass	die	Menschen	in	diesem	Land	–	
das	 sind	 nämlich	 die	Abnehmer,	 das	 sind	 die	Kunden	von	
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Schulen	–	sich	nicht	zwingen	lassen,	eine	Schule	zu	besuchen.	
Die	haben	nämlich	einen	freien	Willen	und	nehmen	sich	tat-
sächlich	die	Freiheit,	ihre	Kinder	an	der	Schule	anzumelden,	
die	sie	für	gut	halten

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD)

oder	von	der	sie	sich	versprechen	–	um	es	zu	präzisieren,	

(Zuruf	des	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU)

damit	es	nicht	wieder	heißt,	 ich	hätte	gesagt,	die	Werkreal-
schulen	seien	schlecht	–,	dass	ihre	Kinder	zumindest	die	Chan-
ce	 auf	 einen	mittleren	Schulabschluss,	 einen	Realschulab-
schluss	haben,	ohne	die	Schule	zu	verlassen.

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Dafür	gibt	es	ja	die	
Realschule!)

Das	ist	Fakt.	Unsere	Aufgabe	als	Bildungspolitiker	ist	es,	das	
Schulsystem	so	weiterzuentwickeln,	dass	es	den	Kundenwün-
schen	entspricht.	Darum	geht	es.

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Also	ohne	Haupt-
schulabschluss!)

Wie	hat	sich	das	bei	der	Werkrealschule	entwickelt?	Wir	hat-
ten	 in	der	Vergangenheit	 zurückgehende	Schülerzahlen.	So	
konnten	im	letzten	Schuljahr	19	%	der	Haupt-	und	Werkreal-
schulen	keine	eigenständige	fünfte	Klasse	mehr	bilden.	Dann	
haben	wir	die	verbindliche	Grundschulempfehlung	aufgeho-
ben.	Heute	sind	es	etwa	ein	Viertel	der	Werkrealschulen,	die	
aufgrund	des	Rückgangs	der	Schülerzahlen	keine	eigenstän-
dige	fünfte	Klasse	mehr	bilden	konnten.

Das	bedeutet,	es	ist	natürlich	ein	Trend	verstärkt	worden.	Aber	
dieser	Trend	war	ohnehin	da	und	ist	keineswegs	erst	ausge-
löst	worden.	Die	Gesellschaft	in	Baden-Württemberg	verän-
dert	sich	eben	auch.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Eine	weitere	Zusatzfra-
ge,	Herr	Abg.	Dr.	Kern.

Abg. Dr. Timm Kern	FDP/DVP:	Frau	Ministerin,	Sie	haben	
ausgesagt,	 dass	 es	 bisher	 keinen	 regionalen	Schulentwick-
lungsplan	gegeben	hätte.	Ist	Ihnen	bekannt,	dass	z.	B.	im	Or-
tenaukreis	eine	Schulentwicklungsplanung	stattfindet?	Kön-
nen	Sie	sich	vorstellen,	dass	dies	so,	wie	es	dort	organisiert	
ist,	 auch	Modellcharakter	 für	 andere	Landkreise	 in	Baden-
Württemberg	hat?	Wie	beurteilen	Sie	ganz	allgemein	–	wenn	
Ihnen	das	bekannt	ist	–	die	Schulentwicklungsplanung	im	Or-
tenaukreis?	

Danke.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Frau	Ministerin.

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Selbstverständlich	sind	mir	kommunale	
Bildungspläne	 bekannt.	 In	meiner	 alten	 Funktion	 als	Bil-
dungsbürgermeisterin	habe	ich	solche	selbst	vorgelegt.	

Es	ist	selbstverständlich	klar,	dass	sich	jeder,	der	vor	Ort	Ver-
antwortung	für	die	Infrastruktur,	für	das	Gemeinwesen	in	sei-
nem	Land-	oder	Stadtkreis	trägt,	Gedanken	über	die	Schul-

struktur	macht.	Wir	werden	all	die	Erwägungen,	die	in	der	Re-
gel	mit	den	Staatlichen	Schulämtern	zusammen	auf	den	Weg	
gebracht	werden,	selbstverständlich	mit	einbeziehen.	

Ich	kann	Ihnen	nur	sagen,	dass	ich	mir	z.	B.	sehr	gewünscht	
hätte,	dass	sich	auch	die	kommunalen	Landesverbände	offen-
siver	in	diesen	Prozess	eingeschaltet	hätten.	Die	kommunale	
Kompetenz	hinsichtlich	der	Schulstruktur,	das	Sonderwissen	
der	Kommunen	muss	unbedingt	in	diesen	Prozess	einbezogen	
werden.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Vielen	Dank.	–	Eine	
weitere	Zusatzfrage	des	Herrn	Abg.	Wacker.

Abg. Georg Wacker	CDU:	Frau	Ministerin,	zunächst	ist	ei-
nes	klar:	Richtig	ist,	dass	es	schon	in	der	letzten	Legislatur-
periode	einen	Rückgang	der	Schülerzahlen	bei	den	Werkreal-
schulen	gab.

(Zuruf	von	der	SPD:	Etwas	ganz	Neues!)

Klar	ist	auch,	dass	durch	den	Wegfall	der	verbindlichen	Grund-
schulempfehlung	dieser	Rückgang	der	Schülerzahlen	dras-
tisch	beschleunigt	wurde	mit	dem	Ergebnis,	dass	 jetzt	akut	
Schulstandorte	gefährdet	werden,	wenn	Sie	Ihr	Konzept	so	
umsetzen,	wie	Sie	es	vorhaben.

Frau	Ministerin,	 Sie	 haben	das	Bargel-Gutachten	 erwähnt.	
Dieses	Bargel-Gutachten	geht	präzise	davon	aus,	dass	eine	
Schullandschaft	in	Baden-Württemberg	nur	dann	eine	Pers-
pektive	 hat,	wenn	 entweder	 eine	Sekundarschule	mit	 einer	
Zweizügigkeit	entsteht	oder	größere	Einheiten	in	Form	von	
dreizügigen	Schulen	entstehen.	Wenn	Sie	das	Bargel-Gutach-
ten	als	Grundlage	nehmen,	gehen	Sie	folglich	davon	aus,	dass	
einzügige	Schulstandorte	überhaupt	keine	Chance	mehr	ha-
ben	sollen.	Lautet	somit	die	präzise	Aussage,	dass	Sie	dieses	
„Schulschließungsprogramm“	 im	Rahmen	 der	 regionalen	
Schulentwicklung	so	gestalten,	dass	einzügige	Schulen	über-
haupt	keine	Perspektive	mehr	haben?

Eine	weitere	Ergänzungsfrage:	Wer	moderiert	diesen	Prozess?

(Zuruf	des	Abg.	Manfred	Lucha	GRÜNE)

Wer	hat	die	Federführung?	Wird	das	nach	Ihren	Vorstellun-
gen	eine	kommunale	Aufgabe	sein?	Werden	es	die	Landkrei-
se	sein,	die	die	unangenehmen	Gespräche	mit	den	Schulträ-
gern	zu	führen	haben,	obwohl	sie	selbst	befangen	sind?	Denn	
Landkreise	sind	ja	auch	Schulträger.	Oder	wird	es	eine	staat-
liche	Aufgabe	und	damit	die	Aufgabe	der	Schulverwaltung	
sein,	diesen	Prozess	so,	wie	Sie	ihn	beschrieben	haben,	in	die	
Wege	zu	leiten?

Die	entscheidende	Frage,	Frau	Ministerin,	die	ich	noch	an-
schließen	möchte,	ist:	Was	geschieht	nach	Ihren	Vorstellun-
gen,	wenn	sich	ein	Schulstandort,	beispielweise	eine	funktio-
nierende	 einzügige	Werkrealschule,	 gegen	 die	 Schließung	
stemmt?	Werden	Sie	dann	trotzdem	eine	Schließung	anord-
nen,	oder	räumen	Sie	diesen	Schulstandorten	nach	Ihren	Vor-
stellungen	ein	Vetorecht	ein	 in	dem	Sinn,	dass	Kommunen	
auch	tatsächlich	noch	Gehör	finden,	wenn	sie	für	ihren	eige-
nen	Schulstandort	werben?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Ministerin,	bitte.
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Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Herr	Abg.	Wacker,	schon	an	Ihrer	Fra-
gestellung	wird	deutlich,	dass	wir	eine	völlig	unterschiedli-
che	Auffassung	vom	Ablauf	solcher	Prozesse	haben.	

Fakt	ist,	dass	sich	jeder	Bürgermeister,	jede	Bürgermeisterin,	
auch	jede	Schulleitung,	dessen	bzw.	deren	Schule	zurückge-
hende	Schülerzahlen	hat,	sehr	verantwortlich	damit	befasst,	
wie	es	weitergehen	kann.	Fakt	ist	selbstverständlich	auch,	dass	
sich	jeder	überlegt,	in	seinem	Ort	eine	weiterführende	Schu-
le	zu	halten.	Fakt	ist	aber	auch,	dass	man,	wenn	man	zurück-
gehende	Schülerzahlen	hat,	irgendwann	zu	so	kleinen	Schü-
lerzahlen	kommt,	dass	das	nicht	mehr	funktioniert,	und	zwar	
pädagogisch	und	natürlich	auch	finanziell	nicht	mehr	funkti-
oniert.

Wir	werden	jetzt	gemeinsam	mit	allen	Beteiligten	die	Verant-
wortung	dafür	tragen,	dass	wir	diesen	Prozess	nicht	einfach	
laufen	lassen	und	irgendwann	gar	keine	Schüler	mehr	in	der	
Schule	sind.	Dabei	werden	wir	gemeinsam	beraten,	wie	wir	
durch	Zusammenlegung,	beispielsweise	durch	Entwicklung	
hin	zur	Form	der	Gemeinschaftsschule,	tatsächlich	eine	gute	
Schulstruktur	in	Baden-Württemberg	erhalten	können.	Das	ist	
etwas	völlig	anderes,	als	wenn	irgendjemand	sich	am	grünen	
Tisch	eine	Landkarte	von	Baden-Württemberg	anschaut	und	
sagt:	Ich	schließe	da	einmal	ein	paar	Schulen.

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Aber	Sie	haben	doch	
Mindestschülerzahlen	in	den	Raum	geworfen!)

Darum	geht	es	doch	überhaupt	nicht.	Wir	beantworten	eine	
Frage,	die	Sie	bislang	nie	angegangen	sind.	Man	muss	dann	
ganz	klar	die	Frage	stellen:	Welches	sind	die	Schülerzahlen,	
die	dazu	führen,	dass	eine	pädagogisch	sinnvolle	Einheit	ent-
steht?

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Was	sind	solche	Schü-
lerzahlen?	Genau!	Das	wollen	wir	auch	wissen!)

Fragen	zum	Verfahren	und	dazu,	wer	die	Federführung	hat,	
werde	ich	Ihnen	beantworten,	wenn	die	Regierung	sich	inso-
weit	 abschließend	geeinigt	hat.	Dann	will	 ich	das	Konzept	
gern	vorstellen.

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Da	gibt	es	also	noch	Unei-
nigkeit!)

Ich	habe	eingangs	ja	gesagt,	dass	wir	da	noch	nicht	ganz	am	
Ende	der	Beratung	sind.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Eine	weitere	Zusatzfra-
ge	des	Herrn	Abg.	Schebesta.

Abg. Volker Schebesta	CDU:	Frau	Ministerin,	es	sind	schon	
Krokodilstränen,	wenn	Sie	erwähnen,	dass	nur	noch	25	%	der	
Haupt-	und	Werkrealschulen	eine	fünfte	Klasse	bilden	kön-
nen.	Denn	Sie	selbst	haben	im	Schulausschuss	zugestanden,	
dass	es	auch	durch	Ihre	Regelungen	nicht	mehr	zu	mehr	fünf-
ten	Klassen	gekommen	ist.	Aufgrund	des	Organisationserlas-
ses	haben	Sie	nämlich	erstmals	nicht	nur	verlangt,	dass	in	den	
Stufen	5	oder	6	je	16	Schüler	in	einer	Schulklasse	sind,	son-
dern	dass	in	den	Stufen 	 5 	 u n d 	 6 	 jeweils	16	Schüler	in	
einer	Klasse	sein	müssen.	Sie	haben	also	selbst	dazu	beige-
tragen.

(Zuruf	von	der	CDU:	So	ist	es!)

Jetzt	ist	schon	mehrfach	die	Frage	nach	Mindestschülerzah-
len	gestellt	worden.	Sie	haben	dabei	auf	die	regionale	Schul-
entwicklung	verwiesen	und	gesagt:	„Wir	reden	mit	allen.“	Es	
waren	nicht	die	Oppositionsfraktionen,	die	in	den	Raum	ge-
stellt	haben,	dass	es	künftig	in	jeder	Schulart	eine	Mindest-
schülerzahl	von	40	Schülerinnen	und	Schülern	in	einer	Klas-
senstufe	geben	soll,	sondern	es	waren	Vertreter	der	Landesre-
gierung	und	Vertreter	der	Koalitionsfraktionen.

Sie	haben	vorhin	selbst	gesagt,	es	werde	Mindestschülerzah-
len	geben.	Jetzt	müssen	Sie	einfach	ertragen,	dass	wir	fragen:	
Bleibt	es	zum	jetzigen	Stand,	nach	den	ersten	Äußerungen,	
bei	der	Zahl	von	40	Schülern	je	Klassenstufe?	Sie	müssen	die-
se	Frage	vor	allem	deshalb	ertragen,	weil	Sie	vorhin	selbst	ge-
sagt	haben:	„Das	gilt	 für	diejenigen,	die	 jetzt	einen	Antrag	
stellen.“	Wie	gehen	Sie	eigentlich	mit	den	Kommunen	um,	
die	gerade	Gremienbefassungen	in	der	Frage	haben,	ob	sie	ei-
nen	Antrag	für	eine	Gemeinschaftsschule	stellen	sollen	oder	
nicht,	wenn	Sie	denen	jetzt	nicht	sagen,	wie	viele	Schülerin-
nen	und	Schüler	eigentlich	mindestens	in	diesen	Klassen	sein	
müssen?	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Das	erwar-
te	ich	als	Gemeinderat!)

Die	lassen	Sie	vor	sich	hin	beraten,	und	irgendwann	im	De-
zember	sagen	Sie	ihnen	nach	Eingang	des	Antrags:	Ätsch,	bei	
40	ist	Schluss!

Jetzt	müssen	Sie	den	Kommunen	vor	Ort	für	ihre	Beratungen	
schon	einmal	Zahlen	auf	den	Tisch	legen.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Karl-
Wilhelm	Röhm	CDU:	Bravo!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Frau	Ministerin.

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Herr	Kollege,	 ich	will	es	noch	einmal	
ganz	explizit	sagen:	Die	Mindestschülerzahl	von	40	gilt	grund-
sätzlich	für	alle	Schulen,	die	neu	entstehen.	Denn	es	ist	klar,	
dass	in	einer	Situation,	in	der	die	Schülerzahlen	insgesamt	zu-
rückgehen,	neue	Schulstrukturen	entstehen	müssen,	die	tat-
sächlich	auch	langfristig	stabile	Schülerzahlen	versprechen.	
Da	gibt	es	die	Größe	von	40.

Jetzt	 ist	 die	 spannende	Frage:	Wie	geht	man	denn	mit	den	
Standorten	um,	die	schon	da	sind?	Das	ist	eine	Frage,	die	man	
in	der	regionalen	Schulentwicklungsplanung	behandeln	muss.	
Das	heißt,	wir	werden	uns	gemeinsam	Schülerströme	und	Ein-
zugsbereiche	 anschauen,	 und	wir	werden	dann	gemeinsam	
über	die	Frage	beraten:	Wie	bekommen	wir	denn	leistungsfä-
hige,	pädagogisch	leistungsfähige	Einheiten	hin?	

Das	ist	ein	Prozess,	bei	dem	nicht	alle	über	einen	Kamm	ge-
schoren	werden.	Vielmehr	ist	völlig	klar,	dass	man	sich	dabei	
regionale	Besonderheiten	 anschauen	muss.	Man	muss	 sich	
Verkehrsverbindungen	anschauen,	man	muss	sich	die	Lage	ei-
ner	jeden	Schule	anschauen,	und	man	muss	die	Entwicklungs-
möglichkeiten	betrachten.	Das	ist	vollkommen	klar.	

Nötig	ist	also	ein	sehr	differenziertes,	sorgfältig	abgewogenes	
Vorgehen	für	bestehende	Schulen,	ein	Vorgehen,	wie	es	drin-
gend	erforderlich	ist,	damit	tatsächlich	auch	Planungssicher-
heit	gegeben	ist.	Für	neu	entstehende	Schulstandorte	bedarf	
es	ganz	klarer	Regeln.



	 2587

Landtag	von	Baden-Württemberg	–	15.	Wahlperiode	–	46.	Sitzung	–	Mittwoch,	10.	Oktober	2012
(Ministerin Gabriele Warminski-Leitheußer) 

Zum	aktuellen	Genehmigungsverfahren	der	Gemeinschafts-
schulen:	Es	ist	klar	–	das	wissen	die	Antragsteller	auch;	die	
Staatlichen	Schulämter	 beraten	 alle	Antragsteller	 in	 diesen	
Fragen,	wenn	dies	nicht	direkt	meine	Stabsstelle	tut	–,	dass	
wir	die	Prognosezahlen	anwenden,	die	eine	stabile	Zweizü-
gigkeit	garantieren.	Damit	sind	Sie	in	der	Regel	–	Ausnahmen	
sind	möglich	–	bei	dieser	Schülerzahl	von	40.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Vielen	Dank,	Frau	Mi-
nisterin.	

Die	einstündige	Regierungsbefragung	ist	damit	beendet.	Vie-
len	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Ich	rufe	Tagesordnungspunkt 6	auf:	

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion der CDU 
– Gesetz zur Änderung des Kreistagswahlrechts – Druck-
sache 15/2138

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	das	Präsidium	hat	folgende	
Redezeiten	festgelegt:	für	die	Begründung	fünf	Minuten,	für	
die	Aussprache	fünf	Minuten	je	Fraktion,	wobei	gestaffelte	
Redezeiten	gelten.

Für	die	Begründung	erteile	ich	Herrn	Abg.	Herrmann	von	der	
CDU-Fraktion	das	Wort.

Abg. Klaus Herrmann	CDU:	Herr	Präsident,	liebe	Kollegin-
nen	und	Kollegen!	Wir	wollen	mit	diesem	Gesetzentwurf	Ver-
zerrungen	des	Wählervotums	bei	der	Kreistagswahl	abschaf-
fen,	und	wir	wollen	überdurchschnittliche	Bevorzugungen	von	
Kleinstparteien	–	ich	meine	damit	nicht	die	FDP	–,	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Das	beru-
higt	aber!)

Splittergruppen	und	Radikalen,	die	bisher	bestehen,	abschaf-
fen.	Wir	wollen,	dass	die	personenbezogenen	Elemente	 im	
Kreistagswahlrecht	wieder	stärker	gewichtet	werden	gegen-
über	reinen	Verhältniswahlmechanismen.

(Unruhe	–	Glocke	des	Präsidenten)

Wir	haben	über	das	Thema	im	April	2010	im	Innenausschuss	
sehr	sachlich	und	ruhig	diskutiert.	Ich	möchte	nun	kurz	be-
gründen,	warum	wir	diesen	Gesetzentwurf	einbringen.	

(Abg.	Andreas	Stoch	SPD:	Sagen	Sie	auch	dazu,	wer	
das	Thema	eingeführt	hat!)

2003	–	vor	neun	Jahren	–	haben	wir,	die	damalige	Landesre-
gierung	und	die	sie	tragenden	Fraktionen	FDP/DVP	und	CDU,	
zwei	Änderungen	im	Kommunalwahlrecht	eingeführt,	die	wir	
damals	durchaus	für	richtig	gehalten	haben.	

(Abg.	Andreas	Stoch	SPD:	Oh!)

Das	war	zum	einen,	dass	man	auch	in	einem	anderen	Wahl-
kreis	eines	Landkreises	kandidieren	kann	als	dem,	in	dem	sich	
der	Hauptwohnsitz	befindet.	

(Abg.	Andreas	Stoch	SPD:	Das	geht	jetzt	dicht	an	der	
Wahrheit	vorbei!)

Diese	Neuerung	hat	sich	bewährt,	weil	das	die	Chancengleich-
heit	zwischen	kleinen	und	großen	Gruppierungen	verbessert	
und	der	Wählerwille	nicht	verzerrt	wird.	Diese	Sache	ist	aus	
unserer	Sicht	unstreitig	und	sollte	belassen	werden.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU)

Die	beiden	letzten	Kreistagswahlen	haben	in	der	Praxis	aller-
dings	gezeigt,	dass	die	zweite	Änderung,	die	2003	auch	von	
uns	mitgetragen	worden	ist,	zu	einer	Verzerrung	des	Wähler-
willens	geführt	hat.

Damals	wurde	–	auch	auf	Wunsch	unseres	Koalitionspartners	
FDP/DVP	–	mit	 unserer	Zustimmung	die	Regelung	 einge-	
führt,	 dass	 ein	Kandidat	 in	 zwei	Wahlkreisen	 kandidieren	
kann.	Genutzt	worden	ist	diese	Möglichkeit	von	etwa	10	%	
der	Bewerber	im	Jahr	2004	und	von	etwa	14	%	der	Bewerber	
im	Jahr	2009.	Im	Jahr	2004	sind	nur	zwei	Doppelbewerber	
gewählt	worden,	und	das	von	damals	fast	1	300	Doppelbe-
werbern;	im	Jahr	2009	sind	sieben	von	fast	2	000	Doppelbe-
werbern	gewählt	worden	–	also	außerordentlich	wenige.

Die	größeren	Gruppierungen,	CDU,	SPD	und	Freie	Wähler,	
haben	sehr	wenig	von	der	Möglichkeit	der	Doppelkandidatur	
Gebrauch	gemacht.	Die	Grünen	und	die	FDP	haben	 etwas	
mehr	 Gebrauch	 davon	 gemacht.	 Bei	 den	 Grünen	 hatten	
2004		13,5	%	und	2009		16,5	%	der	Kandidaten	eine	Doppel-
kandidatur,	bei	der	FDP	waren	es	bei	beiden	Wahlen	jeweils	
etwa	24	%.

Aber	–	jetzt	kommt	der	entscheidende	Punkt	–	problematisch	
wurde	es	vor	allem	bei	Splitterparteien	und	radikalen	Grup-
pierungen.	Das	hat	die	Auswertung	der	letzten	beiden	Kreis-
tagswahlen	eindeutig	gezeigt.

Ich	will	zwei	Beispiele	aus	den	vielen	Beispielen,	die	wir	nen-
nen	könnten,	herausgreifen.	

Erstes	Beispiel:	Bei	den	Republikanern	haben	im	Jahr	2009	
fast	90	%	aller	Kandidaten	in	zwei	Wahlkreisen	kandidiert.	

Zweites	Beispiel:	Im	Landkreis	Böblingen	haben	die	Repub-
likaner,	 die	 Partei	Bibeltreuer	Christen	 und	 die	NPD	 aus-
schließlich	Kandidaten	gehabt,	die	in	zwei	Wahlkreisen	kan-
didierten.	

Nach	unserer	Auffassung	führt	das,	auch	wenn	es	juristisch	
zulässig	sein	mag,	zu	einer	Verzerrung	des	Wählerwillens.	Wir	
sind	der	Meinung,	dass	diejenigen	Sitze	bekommen	sollen,	
die	die	entsprechende	Stimmenzahl	bei	der	personalisierten	
Kreistagswahl	erhalten,	und	zwar	so,	wie	es	tatsächlich	dem	
Wählerwillen	entspricht.	Wenn	es	aber	solche	überproportio-
nalen	Verwerfungen	gibt,	dann	führt	das	eben	dazu,	dass	z.	B.	
die	NPD	einen	Sitz	bekommt.	Wäre	nur	eine	Kandidatur	mög-
lich,	hätte	sie	keinen	Sitz,	und	dann	hätten	auch	Republikaner	
und	Linke	weniger	–	teilweise	deutlich	weniger	–	Sitze,	als	es	
durch	diese	Verzerrung	des	Wählerwillens	der	Fall	ist.	

(Beifall	bei	der	CDU	–	Zuruf	des	Abg.	Peter	Hauk	
CDU)

Ein	zweiter	Punkt	ist	–	ich	habe	es	einleitend	gesagt	–,	dass	
die	personenbezogenen	Elemente	im	Kreistagswahlrecht	wie-
der	stärker	gewichtet	werden	sollten,	als	es	jetzt	der	Fall	ist.	
Die	enge	persönliche	Verbundenheit	eines	Bewerbers	mit	ei-
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nem	Wahlkreis	ist	bei	der	Kreistagswahl	ein	Grundgedanke.	
Klare	Zuordnung	und	Bindung	der	Wähler	an	die	Kandidatin-
nen	und	Kandidaten	im	Wahlkreis	–	diesen	Grundgedanken	
wollen	wir	mit	diesem	Gesetzentwurf	wiederherstellen.	Da	
gibt	 es	 auch	 einen	Unterschied	 zur	Landtagswahl,	 bei	 der	
ebenfalls	eine	Doppelkandidatur	möglich	ist:	Eine	Landtags-
wahl	 ist	 sehr	 viel	mehr	 parteienorientiert,	 als	 dies	 bei	 der	
Kreistagswahl	der	Fall	ist.	Bei	Kreistagswahlen	hat	man	auch	
mehr	Stimmen	–	mindestens	vier,	manchmal,	in	ganz	großen	
Wahlkreisen,	auch	15	oder	20	Stimmen	–,	während	man	bei	
der	Landtagswahl	 als	 einer	 stärker	 politisch	 ausgerichteten	
Wahl	nur	eine	Stimme	hat.	

Bei	der	eben	von	mir	erwähnten	Beratung	der	Ergebnisse	der	
Kreistagswahl	2009	im	Innenausschuss	war	eine	breite	Mehr-
heit	der	Auffassung,	dass	man	diese	Doppelkandidaturen	auf-
grund	der	in	den	Jahren	2004	und	2009	gemachten	Erfahrun-
gen	wieder	abschaffen	sollte.	

Wenn	nun	heute	die	Regierung	und	die	sie	tragenden	Frakti-
onen	ankündigen	sollten,	dass	sie	unsere	Anregung	aufgrei-
fen	und	dies	bei	einer	Novelle	des	Kommunalwahlrechts	mit	
einbringen,	dann	sind	wir	selbstverständlich	bereit,	die	wei-
tere	 parlamentarische	Behandlung	 unseres	Gesetzentwurfs	
und	auch	die	Beratung	im	Innenausschuss	so	lange	zurückzu-
stellen,	bis	der	Regierungsentwurf	vorliegt.	Wenn	Sie	die	von	
uns	vorgeschlagene	Abschaffung	der	Doppelkandidatur	über-
nehmen,	dann	begrüßen	wir	das;	denn	sie	ist	inhaltlich	not-
wendig.	Wenn	das	rechtzeitig	vor	der	Kommunalwahl	2014	
umgesetzt	wird,	können	wir	diesem	Passus	der	von	Ihnen	vor-
geschlagenen	Änderungen	des	Kreistagswahlrechts	 zustim-
men.	

Herzlichen	Dank.	

(Beifall	bei	der	CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Fraktion	GRÜ-
NE	erteile	ich	Herrn	Abg.	Schwarz	das	Wort.	

Abg. Andreas Schwarz	GRÜNE:	Herr	Präsident,	liebe	Kol-
leginnen	 und	 Kollegen!	 Das	 Kommunalverfassungsrecht	
scheint	spannend	wie	selten	zuvor	zu	sein.	Wir	machen	auf	
diesem	Themenfeld	die	Erfahrung,	dass	sich	die	früheren	Re-
gierungsfraktionen,	also	die	jetzigen	Oppositionsfraktionen,	
freischwimmen	wollen.	

(Abg.	Thomas	Blenke	CDU:	Das	probiert	ihr	in	der	
Regierung!)

Dabei	ist	das	Vorgehen	immer	wieder	das	gleiche:	Themen	
aus	dem	Koalitionsvertrag	werden	herausgegriffen	und	dann	
hier	 in	 teilweise	 unzureichenden	Gesetzentwürfen	 einge-
bracht.	

(Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	Was	ist	unzureichend?)

Das	war	in	Bezug	auf	die	Wahl	der	Landräte	so.	Da	war	un-
zureichend,	dass	verschiedene	rechtliche	Aspekte	nicht	bear-
beitet	worden	sind.	Ein	anderes	Thema,	das	die	FDP/DVP	ein-
gebracht	hat,	war	das	Thema	Jugendgemeinderäte.	Das	war	
klar	ein	Thema	aus	dem	Koalitionsvertrag.	Es	wurde	heraus-
gegriffen	und	als	Einzelpunkt	hier	ins	Parlament	eingebracht.	
Begründung	der	FDP/DVP	damals:	Die	Mehrheiten	 hätten	
sich	geändert;	jetzt	gehe	das,	was	früher,	Herr	Herrmann,	mit	
der	CDU	nicht	möglich	gewesen	sei.	

Auch	die	CDU	macht	sich	dieses	Vorgehen	zu	eigen,	getreu	
dem	Motto:	In	der	Opposition	gibt	es	keine	Koalition.	

(Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	Das	stimmt	ja	auch!)

Musste	die	CDU	vor	Jahren	noch	auf	Druck	der	FDP/DVP	
das	Kreistagswahlrecht	ändern,	so	will	sie	das	jetzt	zurück-
drehen.	

(Abg.	 Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Euch	 geht	 es	
doch	auch	so	mit	der	Citymaut!)

Die	Begründung:	Die	CDU	wollte	die	Änderung	im	Kreis-
tagswahlrecht	ja	schon	damals	nicht	und	hat	nur	auf	Veranlas-
sung	der	FDP/DVP	zugestimmt.	

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Sie	haben	doch	
dasselbe	bei	der	Citymaut!	–	Abg.	Peter	Hauk	CDU:	
Das	ist	wie	bei	der	Citymaut!	–	Gegenruf	des	Abg.	
Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	So	schlimm	kann	

es	nicht	sein!)

Daher	sage	ich	zum	Gesetzentwurf	der	CDU	genau	das	Glei-
che,	

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	So	 ist	 es	halt,	
wenn	man	nicht	die	absolute	Mehrheit	hat!)

was	ich	zur	Direktwahl	der	Landrätinnen	und	Landräte	sowie	
bei	den	Jugendgemeinderäten	gesagt	habe:	Es	geht	in	die	rich-
tige	Richtung.	

Es	ist,	Herr	Kollege	Herrmann,	ein	klarer	Bestandteil	unserer	
Absichten,	und	sinnvollerweise	bringen	wir	diese	Gesetzes-
änderungen,	die	mit	der	Kommunalwahl	zu	tun	haben,	in	ei-
nem	Gesamtpaket	hier	in	den	Landtag	ein.	

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Und	was	heißt	
das?)

Die	Doppelkandidatur,	die	Kandidatur	in	zwei	Wahlkreisen,	
ist	ja	keine	grün-rote	Erfindung.	Sie	war	eine	schwarz-gelbe	
Erfindung.	Aus	unserer	Sicht	gibt	es	keinen	sachlichen	Grund,	
warum	diese	Doppelkandidatur	zulässig	sein	sollte.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen)

Die	Wahl	des	Kreistags	sollte,	wie	früher	üblich,	in	Wahlkrei-
sen	durchgeführt	werden,	und	jede	Kreiseinwohnerin	und	je-
der	Kreiseinwohner	 sollte	 in	 einem	Wahlkreis	 kandidieren	
können.	Gründe,	warum	es	Doppelkandidaturen	geben	sollte,	
erschließen	sich	uns	nicht.	

Jetzt	muss	man	sich	noch	einmal	anschauen,	Kolleginnen	und	
Kollegen,	wer	denn	tatsächlich	davon	profitiert	hat.	Bei	der	
Kreistagswahl	2009	waren	es	in	erster	Linie	die	rechtsextre-
men	Republikaner,	die	profitiert	haben.	Die	rechtsextremen	
Republikaner	haben	allein	schon	einen	Anteil	von	90	%	an	
den	Doppelkandidaturen	gestellt.	Auch	die	rechtsextreme	NPD	
hat	profitiert,	indem	sie	im	Landkreis	Böblingen	einen	Kreis-
rat	stellt.

Wenn	es	uns	also	darum	geht,	rechtsextremen	Splittergruppie-
rungen	wie	beispielsweise	der	NPD	oder	den	Republikanern	
keine	Sonderrechte	oder	besonderen	Chancen	bei	einer	Kreis-
tagswahl	einzuräumen,	dann	müssen	wir	das	Kreistagswahl-
recht	ändern	und	Doppelkandidaturen	untersagen.
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Wir	sind	dem	Innenminister	sehr	dankbar.	Wir	hören,	dass	die-
ses	Thema	schon	seit	mehreren	Monaten	hausintern	bearbei-
tet	wird,	dass	es	der	Innenminister	bereits	in	seine	hausinter-
nen	Entwürfe	eingearbeitet	hat,	und	wir	halten	es	für	sinnvoll,	
für	all	diese	Themen,	die	das	Kommunalwahlrecht	betreffen,	
rechtzeitig	vor	der	Kommunalwahl	im	übernächsten	Jahr	hier	
ein	Gesamtpaket	einzubringen.	Dazu	gehören	die	Abschaf-
fung	der	Doppelkandidatur,	

(Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	Sehr	gut!	Sie	waren	
bisher	aber	nicht	dafür!)

die	Absenkung	des	Wahlalters	für	Kommunalwahlen	auf	16	
Jahre	und	auch	die	Änderungen	des	Auszählverfahrens	hin	zu	
Sainte-Laguë/Schepers.	Ich	denke,	es	ist	gut,	das	Thema	in	ei-
nem	solchen	Gesamtpaket	abzuarbeiten,	und	freue	mich	dar-
auf,	wenn	wir	das	hier	tun.

Danke.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	SPD-Fraktion	
erteile	ich	das	Wort	Herrn	Abg.	Haller.

(Zurufe:	Heiler!)

–	Heiler.

Abg. Walter Heiler	SPD:	Herr	Präsident	Dressler!

(Heiterkeit)

Nein.	Sehr	geehrter	Herr	Präsident!

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Herr	Kollege	Heiler,	im	
Gegensatz	zu	Ihnen	darf	ich	das	machen.	Sie	dürfen	das	aber	
nicht,	sonst	erteilt	der	Präsident	Ihnen	einen	Ordnungsruf.

(Heiterkeit)

Abg. Walter Heiler	SPD:	Okay.	–	Sehr	geehrter	Herr	Präsi-
dent,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren!	Kollege	Herr-
mann,	ich	stimme	Ihnen	zu.	Sie	haben	in	allen	Punkten	recht.	
Es	ist	nur	schade,	dass	Sie	diese	Rede	hier	nicht	im	Jahr	2003	
gehalten	haben.	

(Beifall	bei	der	SPD	und	den	Grünen	–	Abg.	Claus	
Schmiedel	 SPD:	Genau!	 –	Abg.	Klaus	Herrmann	
CDU:	Da	haben	wir	die	Ergebnisse	noch	nicht	ge-

kannt!)

–	Wir	haben	Ihnen	damals	vorhergesagt,	was	kommen	wür-
de.	Sie	haben	nicht	auf	uns	gehört.	

(Oh-Rufe	von	der	CDU)

Ich	erinnere	an	den	italienischen	Regisseur	Federico	Fellini,	
der	einmal	gesagt	hat:	„Für	jeden	kommt	der	Zeitpunkt,	an	
dem	er	von	seinem	Gewissen	eingeholt	wird.“

(Heiterkeit	und	Beifall	bei	der	SPD)

Genau	das	ist	bei	Ihnen	nun	nach	neun	Jahren	eingetreten.	Ich	
kann	es	Ihnen	nicht	ersparen,	einige	Zitate	aus	der	Rede	des	
Vertreters	der	CDU	aus	dem	Jahr	2003	vorzulesen:

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Die	sind	doch	schon	uralt!	
Lebt	der	überhaupt	noch?)

Aber wir sollten die Problematik mit etwas mehr Sach-
lichkeit betrachten und auf die Ebene der Realität herun-
terholen. ... Es geht um die Aufhebung der Wohnortbin-
dung. Und damit können Sie sich doch wirklich einver-
standen erklären. ... Es geht nur darum, dass eine Bewer-
berin oder ein Bewerber ... auch innerhalb eines anderen 
Wahlkreises des Landkreises sich auf der gleichen Liste 
bewerben kann. ... Das sind doch Punkte, die man, rea-
listisch betrachtet, durchaus akzeptieren kann. ... Ich mei-
ne, es wird am Schluss eine gute Sache für die Zukunft.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Wer	war	das	denn?	–	
Zuruf	des	Abg.	Klaus	Herrmann	CDU)

–	Doch,	Herr	Herrmann,	genau	das	wollen	Sie	ändern.	Des-
halb	–	wie	gesagt	–:	Schade,	dass	Sie	diese	Rede	nicht	vor	
neun	Jahren	gehalten	haben.	Jetzt	hat	Sie	offensichtlich	Ihr	
Gewissen	im	fellinischen	Sinn	eingeholt,	denn	das,	was	Sie	
damals	gemacht	haben,	war	natürlich	Murks,	 von	dem	Sie	
heute	nichts	mehr	wissen	wollen.	Sie	zeigen	sozusagen	tätige	
Reue,	

(Lachen	bei	der	CDU	–	Abg.	Thomas	Blenke	CDU:	
Am	Thema	vorbeidiskutiert!)

wollen	Geschehenes	künftig	nicht	mehr	geschehbar	machen,	
und	ich	denke,	das	ist	aller	Ehren	wert,	meine	sehr	verehrten	
Damen	und	Herren.

(Beifall	bei	der	SPD	und	des	Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	
GRÜNE)

Ernst	Freiherr	von	Feuchtersleben	–	er	war	Arzt	und	Schrift-
steller	–	hat	zwar	einmal	gesagt:	„Reue	ist	Verstand,	der	zu	
spät	kommt.“	Aber	da	halten	wir	es	lieber	mit	Johann	Wolf-
gang	von	Goethe:	„Es	freut	sich	die	Gottheit	der	reuigen	Sün-
der.“

Nicht	nur	die	Gottheit,	sondern	wir	alle,	Herr	Kollege	Herr-
mann,	freuen	uns,	dass	Sie	jetzt	auf	den	Boden	der	Tatsachen	
zurückgekommen	sind.

Im	deutschen	Strafrecht	kennt	man	den	Begriff	der	 tätigen	
Reue.	Die	tätige	Reue	setzt	voraus,	dass	der	Täter	nach	Be-
ginn	seiner	Tathandlung	wieder	Abstand	von	seiner	Tat	neh-
men	will.	

(Abg.	Thomas	Blenke	CDU:	Also,	 das	Thema	hat	
schon	etwas	mehr	Ernsthaftigkeit	verdient,	Herr	Kol-

lege!)

Versucht	der	Täter,	den	Erfolg	seiner	Tat	abzuwenden,	gibt	es	
bei	gewissen	Delikten	die	Möglichkeit,	dies	durch	Strafmil-
derung	zu	honorieren.	

Wir	befinden	uns	jetzt	allerdings	nicht	im	Strafrecht,	sondern	
in	einer	Diskussion	über	einen	Gesetzentwurf	der	CDU.	Des-
halb	stellt	sich	hier	nicht	die	Frage	nach	einer	Strafmilderung,	
sondern	es	stellt	sich	die	Frage,	wie	das	Verhalten	der	CDU	
zu	würdigen	ist.	

(Abg.	Thomas	Blenke	CDU:	Ich	bin	von	Ihnen	bes-
sere	Reden	gewohnt,	Herr	Kollege!)
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Ich	denke,	dem	 reuigen	Sünder,	der	dann	auch	noch	 tätige	
Reue	durch	die	Einbringung	eines	Gesetzentwurfs	zeigt,	also	
tätig	wird,	gebührt	Respekt	und	Anerkennung.	

(Heiterkeit	des	Abg.	Sascha	Binder	SPD)

Kollege	Schwarz	hat	es	gesagt:	Es	wird	einen	Gesetzentwurf	
mit	vielen	Punkten	geben.	Den	werden	wir	hier	übrigens	so	
rechtzeitig	einbringen,	dass	er	zu	den	Kommunalwahlen	2014	
Wirkung	entfalten	kann.

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Das	wissen	wir	nicht!)

Dieser	Gesetzentwurf	wird	viele	Punkte	haben,	u.	a.	natürlich	
den	Punkt,	dass	die	Möglichkeit,	bei	Kreistagswahlen	in	zwei	
Wahlkreisen	zu	kandidieren,	wieder	abgeschafft	wird.	Wir	la-
den	Sie	von	der	CDU	dann	herzlich	ein,	unserem	Gesetzent-
wurf	zuzustimmen.	

(Abg.	Thomas	Blenke	CDU:	Das	war	eine	Slapstick-
Rede)

Das	geschieht	ganz	im	Sinne	von	Ludwig	Marcuse	alias	Heinz	
Raabe,	der	einmal	gesagt	hat	–	das	ist	der	Sinn	unserer	Einla-
dung	–:	

Wer bereut, hat die Chance, dass er eine Gegenwart ha-
ben wird, derer er sich in Zukunft nicht zu schämen 
braucht.

Herzlichen	Dank.	

(Heiterkeit	und	Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordne-
ten	der	Grünen	–	Abg.	Thomas	Blenke	CDU:	Das	

Protokoll	dieser	Rede	möchte	ich	haben!)

Herr	Präsident,	ich	möchte	mich	hiermit	herzlich	für	meinen	
ersten	Satz	entschuldigen.	

(Abg.	Konrad	Epple	CDU:	Mit	Kronzeugen!	–	Abg.	
Arnulf	Freiherr	von	Eyb	CDU:	Im	Namen	des	Vol-

kes,	Amen!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Vielen	Dank,	Herr	Abg.	
Heiler.	

(Abg.	Thomas	Blenke	CDU:	Die	Rede	wird	bestimmt	
noch	öfter	zitiert	werden!	–	Zuruf	von	der	CDU:	Man	
sieht	sich	immer	zweimal	im	Leben!	–	Abg.	Thomas	
Blenke	CDU:	Genau,	man	sieht	sich	immer	zweimal	

im	Leben,	Herr	Heiler!)

Für	die	FDP/DVP-Fraktion	erteile	ich	Herrn	Abg.	Professor	
Dr.	Goll	das	Wort.	

Abg. Dr. Ulrich Goll	FDP/DVP:	Herr	Präsident,	liebe	Kolle-
ginnen	und	Kollegen!	Sehr	wohl	in	dem	Bewusstsein,	dass	
der	damalige	Vorschlag	aus	der	FDP	kam,	frage	ich	jetzt	am	
Anfang	doch,	ob	wir	diesen	Punkt	nicht	etwas	arg	hoch	hän-
gen.	Das	gilt	sowohl,	was	den	mutigen	Vorstoß	der	Freunde	
von	der	CDU	angeht	–	ob	sich	daran	die	erfolgreiche	Oppo-
sitionsarbeit	beweist?	–,	als	auch	in	Bezug	auf	die	Rede	gera-
de	eben	vom	Kollegen	Heiler,	bei	der	vielleicht	bei	der	Ein-
stufung	der	Bedeutung	zwei	Stufen	zu	hoch	gegriffen	wurde.	
Ob	sich	da	Gewissensfragen	und	Ähnliches	klären	–	–	

(Abg.	Thomas	Blenke	CDU:	Slapstick!	–	Abg.	Bri-
gitte	Lösch	GRÜNE:	Es	waren	viele	Zitate!	–	Zuruf	

der	Abg.	Rita	Haller-Haid	SPD)

Meine	Damen	und	Herren,	was	haben	wir	denn	damals	ge-
macht?	Wir	haben	das	Wahlrecht	bei	der	Kreistagswahl	ein	
kleines	Stück	an	das	Landtagswahlrecht	angenähert,	bei	dem	
es	ohnehin	selbstverständlich	ist,	dass	man	in	zwei	Kreisen	
kandidieren	kann.	Dafür,	dass	man	das	macht,	spricht	immer-
hin,	dass	bei	der	Kreistagswahl	ebenfalls	Wahlkreise	gebildet	
werden,	dass	sie	 in	dieser	Hinsicht	also	durchaus	mit	einer	
Landtagswahl	vergleichbar	ist,	und	dass	sich	dadurch	partei-
politische	Elemente	vielleicht	auch	wieder	ein	bisschen	stär-
ker	bemerkbar	machen	als	bei	der	Gemeinderatswahl.	

Eigentlich	ist	das	eine	Sache,	bei	der	man,	wenn	man	es	oh-
ne	Zorn	und	Eifer	betrachtet,	feststellen	kann:	Man	kann	es	
so	oder	so	machen.	Beides	hat	Vor-	und	Nachteile.	

Die	Nachteile	der	Zulassung	von	Doppelkandidaturen,	lieber	
Herr	Herrmann,	scheinen	sich	ausweislich	der	Zahl	der	erfolg-
reichen	Bewerber	zwangsläufig	in	Grenzen	zu	halten;	denn	
Sie	haben	selbst	geschildert,	wie	viele	dieser	Doppelkandida-
turen	erfolgreich	waren.	Ich	weiß	nicht,	ob	ich	nun	wegen	ei-
nes	einzigen	Vertreters	einer	rechten	Partei	im	ganzen	Land	
anfangen	würde,	die	ganze	Sache	wieder	umzudrehen.

(Abg.	Thaddäus	Kunzmann	CDU:	Da	sind	auch	noch	
die	Republikaner!	–	Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	Von	

rechts	und	von	links!)

Natürlich	ist	das	misslich	–	das	ist	klar	–,	aber	vielleicht	ist	es	
doch	kein	Grund	dafür,	alles	wieder	rückgängig	zu	machen	
und	das	Rad	der	Geschichte	zurückzudrehen.	

Denn	–	jetzt	kommen	wir	zum	nächsten	Punkt	–	die	damals	
geschaffene	Regelung	hat	natürlich	auch	Vorteile.	Ich	möch-
te	jetzt	fast	schon	prophezeien,	dass	unter	denjenigen,	die	jetzt	
darangehen	und	das	rückgängig	machen	wollen,	auch	welche	
sind,	die	es	eines	künftigen	Tages	bereuen	werden,	wenn	sie	
sich	bestimmter	Gestaltungsmöglichkeiten	beraubt	haben.	

Zunächst	haben	wir	übrigens	damals	das	Wohnsitzprinzip	ge-
lockert	 bzw.	 abgeschafft.	Da	wollen	Sie	 interessanterweise	
nicht	heran,	weil	offenkundig	ist,	dass	es	für	manche	günsti-
ger	ist,	dort	zu	kandidieren,	wo	sie	arbeiten,	als	dort,	wo	sie	
wohnen.	Das	war	sicher	eine	sinnvolle	Regelung.	Ich	weiß	
nicht,	ob	Sie	diese	auch	wieder	abrasieren	wollen.	

Dann	gibt	es	noch	die	Doppelkandidatur.	Die	Doppelkandi-
datur	schafft	in	der	Tat	zusätzliche	Gestaltungsmöglichkeiten.	
Meine	Damen	und	Herren,	wir	wollen	bei	der	Kommunalwahl	
attraktive	Listen	bieten.	Das	ist	wichtig,	und	das	ist	im	Sinne	
aller.	Ich	finde	es	überhaupt	nicht	schlimm,	wenn	eine	Persön-
lichkeit	einer	Partei	in	zwei	Wahlkreisen	auftaucht,	wie	dies	
bei	einer	Landtagswahl	auch	der	Fall	sein	kann.	Was	soll	da-
ran	schlimm	sein?	Die	Wählerinnen	und	Wähler	sehen	eine	
Person,	die	sie	mit	einer	bestimmten	Richtung	identifizieren.	
Sie	sehen	diese	Person	auch	in	einem	anderen	Wahlkreis,	in	
dem	sonst	vielleicht	zu	wenige	Kandidatinnen	und	Kandida-
ten	aufgestellt	würden	–	was	übrigens	den	Wählerwillen	un-
ter	Umständen	auch	verfälschen	kann.

Zum	Schluss	nenne	ich	noch	einen	Punkt,	der	Sie	vielleicht	
überraschen	mag.	Ich	bitte	Sie	aber,	über	diesen	Punkt	noch	
einmal	nachzudenken.	Wir	haben	uns	kürzlich	mehrfach	zu	
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Recht	die	Köpfe	heiß	geredet,	als	es	um	die	Berücksichtigung	
von	Frauen	bei	der	Gestaltung	von	Listen	ging.	Ich	halte	die-
se	Doppelkandidaturmöglichkeit	für	eine	reizvolle	Variante,	
um	das	hinzubekommen,	was	Sie	eigentlich	wollen,	nämlich	
dass	ausreichend	Frauen	repräsentiert	sind.	Wir	wissen	doch	
um	unser	Problem,	dass	wir	gelegentlich	zu	wenig	Frauen	ha-
ben.	Warum	soll	man	dann	nicht	Frauen	in	zwei	Kreisen	no-
minieren	und	dadurch	ihre	Chancen	vergrößern	können?	

(Vereinzelt	Widerspruch)

Sie	schütteln	den	Kopf,	weil	Sie	gedanklich	in	einer	bestimm-
ten	Richtung	unterwegs	sind.	Ich	bitte	Sie,	hierher	zu	kom-
men	und	zu	sagen,	was	gegen	dieses	Argument	spricht.	

(Beifall	des	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP)

Dadurch	würde	es	uns	erleichtert,	die	Kreistagswahllisten	ab-
wechselnd	mit	Männern	und	Frauen	zu	besetzen,	so,	wie	Sie	
es	vorhaben.	

Deswegen	sage	ich,	dass	Sie	es	in	dem	einen	oder	anderen	
Fall	wahrscheinlich	noch	bereuen	werden,	wenn	Sie	zum	frü-
heren	Rechtszustand	 zurückkehren.	Hindern	 kann	Sie	 nie-
mand	daran.	Das	ist	klar.	Ich	glaube	aber,	dass	die	Regelung	
nach	wie	vor	und	gerade	jetzt	richtig	ist.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Landesregie-
rung	erteile	ich	das	Wort	Herrn	Innenminister	Gall.

Innenminister Reinhold Gall:	Herr	Präsident,	werte	Kolle-
ginnen,	werte	Kollegen!	Sehr	 geehrter	Herr	Herrmann,	 im	
Vorspann	und	in	der	Begründung	des	Gesetzentwurfs,	den	Sie	
für	die	CDU-Fraktion	vorgestellt	haben,	wird	ausgeführt,	die	
Regelung,	die	seinerzeit	auf	den	Weg	gebracht	wurde,	habe	
sich	nicht	bewährt.	Warum	sie	sich	nicht	bewährt	hat,	haben	
Sie	aber	nicht	näher	ausgeführt.	Zumindest	im	Entwurf	ist	da-
von	nicht	die	Rede.	Das	spricht	Bände;	denn	was	sich	nicht	
bewährt	hat,	muss	man	auch	nicht	großartig	begründen	kön-
nen,	weil	vorhersehbar	war,	was	passieren	wird.	

Ich	will	jetzt	aber	nicht	über	Schnee	von	gestern	diskutieren.	
Wir	haben	seinerzeit	die	Argumente	ausgetauscht.	Es	ist	ge-
nau	so	eingetreten,	wie	wir,	nämlich	Grün	und	Rot,	es	seiner-
zeit	formuliert	haben.	Dies	konnte	man	2004	bei	den	Kom-
munalwahlen	nachvollziehen.	

Sie	haben	es	noch	einmal	abgefragt,	und	wir	haben	es	beant-
wortet:	Die	Zahlen	waren	aufschlussreich.	Das	ist	überhaupt	
gar	keine	Frage.	

Ich	begrüße	deshalb	–	das	will	 ich	ausdrücklich	betonen	–,	
dass	Sie	jetzt	einsehen,	dass	das	nicht	erforderlich	war,	dass	
es	zu	Verwerfungen	und	Verzerrungen	des	Wahlergebnisses	
zugunsten	von	Splitterparteien	geführt	hat.	Damit	meine	ich	
nicht	ausschließlich	kleine	Parteien,	sondern	auch	Parteien,	
die	durchaus	 fragwürdige	Ansätze	verfolgen	und	die	durch	
solch	eine	Regelung	bevorteilt	werden.	Das	ist	zwar	nicht	so	
zur	Geltung	gekommen,	dass	uns	dies	ein	großes	Problem	be-
reiten	würde	und	wir	uns	ernsthafte	Sorgen	machen	müssten.	
Man	weiß	aber	nicht,	was	in	Zukunft	daraus	resultieren	wür-
de.

Deshalb	will	ich	ausdrücklich	sagen,	dass	ich	Ihre	Intention	
begrüße,	die	Sie	mit	diesem	Gesetzentwurf	zum	Ausdruck	ge-

bracht	haben.	 Ich	will	auch	sagen:	Es	 ist	anerkennenswert,	
dass	man,	wenn	man	erkennt,	dass	etwas	nicht	richtig	war,	es	
auch	wieder	verändert.	Ganz	allgemein	bin	ich	nämlich	der	
Meinung,	dass	man	seine	eigenen	politischen	Ansichten	im-
mer	wieder	einmal	auf	den	Prüfstand	stellen	und	hinterfragen	
sollte,	um	herauszufinden,	ob	man	noch	richtig	unterwegs	ist.	
In	diesem	Fall	spricht	das	eindeutig	für	Sie.

Es	ist	nicht	ganz	logisch	–	wenn	mir,	trotz	Übereinstimmung	
mit	dem	Kern	Ihres	Anliegens,	dieser	Hinweis	noch	gestattet	
ist,	Herr	Herrmann	–,	dass	man	–	diese	Regelung	möchten	Sie	
im	Gesetz	belassen	–	auch	zukünftig	nicht	 im	betreffenden	
Wahlkreis	wohnen	muss.	Das	widerspricht	ein	bisschen	der	
Grundintention	Ihres	Anliegens.	Ich	will	aber	ausdrücklich	sa-
gen,	dass	man	darüber	diskutieren	kann.	Dabei	komme	ich	
aber	zu	dem	gleichen	Ergebnis,	zu	dem	auch	Sie	kommen	–	
das	will	 ich	ausdrücklich	betonen	–,	weil	ein	Kreistagsmit-
glied,	in	welchem	Wahlkreis	des	Wahlgebiets	auch	immer	es	
gewählt	worden	ist,	für	das	gesamte	Wahlgebiet	verantwort-
lich	ist.	Diese	Person	sollte	also	nicht	nur	die	Partikularinteres-
sen	ihres	Wahlkreises	vertreten,	sondern	auch	die	Interessen	
des	Landkreises	insgesamt.	Daher	kann	man	zu	diesem	Er-
gebnis	kommen.

Nun	ganz	konkret	zu	Ihrer	Frage	und	zu	Ihrem	Angebot	–	auch	
das	finde	ich	sehr	passabel	–:	Wir	wollen	und	werden	recht-
zeitig	die	entsprechenden	Änderungen	 im	Kommunalwahl-
recht	vornehmen,	sodass	diese	schon	bei	der	Kommunalwahl	
2014	greifen	können.	Dabei	werden	wir	natürlich	auch	Ihrer	
Intention	Folge	leisten,	weil	diese	auch	die	unsrige	ist.	Das	ist	
überhaupt	keine	Frage.	Wir	werden	dies	nach	momentanem	
Stand	zwar	nicht	wortgleich	so	vornehmen,	wie	Sie	es	vorge-
sehen	haben.	 Im	Kern	wird	das	aber	auch	dazu	führen,	die	
Doppelkandidaturmöglichkeit	abzuschaffen.	

Wir	befinden	uns	gerade	–	der	Entwurf	ist	im	Verfahren	–	in	
der	Abstimmung	der	daran	beteiligten	Häuser.	Wir	werden	den	
Entwurf	 im	Frühjahr	2013	vorlegen	und	kommen	dann	 im	
Prinzip	dem	nach,	was	Sie	von	uns	erwarten.	

Deshalb	gehe	ich,	wie	gesagt,	davon	aus,	dass	wir	da	gemein-
sam	unterwegs	sind.	Auch	hinsichtlich	der	Frage	des	Proze-
deres	bis	dahin	–	Sie	haben	 ja	Möglichkeiten	angedeutet	–	
sind	wir,	denke	ich,	sehr	schnell	beieinander.	Im	Grunde	un-
terstützen	wir	den	Kern	dieses	Gesetzentwurfs	ausdrücklich.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	CDU-Fraktion	
erteile	ich	nochmals	Herrn	Abg.	Herrmann	das	Wort.

Abg. Klaus Herrmann	CDU:	Herr	Präsident,	meine	Damen	
und	Herren!	Herr	Minister	Gall	und	Herr	Heiler,	 es	 ist	be-
kannt,	 dass	die	SPD	 immer	gegen	die	Doppelkandidaturen	
war.	Es	ist	sehr	begrüßenswert,	dass	die	Grünen,	die	vor	zwei	
Jahren	im	Innenausschuss	noch	eine	völlig	andere	Meinung	
vertreten	haben,	jetzt	die	guten	Argumente	von	SPD	und	CDU	
übernehmen.	Diese	Klarstellung	war	uns	heute	sehr	wichtig.	
Deshalb	können	wir	so	verfahren,	wie	ich	es	am	Schluss	mei-
ner	Rede	vorhin	geschildert	habe,	nachdem	die	Regierungs-
fraktionen	auch	den	offenbar	von	der	Regierung	kommenden	
Vorschlag	übernehmen.

Herzlichen	Dank.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU)
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Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Liebe	Kolleginnen	und	
Kollegen,	mir	liegen	jetzt	keine	weiteren	Wortmeldungen	vor.	
Damit	ist	die	Aussprache	beendet.

Ich	gehe	davon	aus,	dass	wir	den	Gesetzentwurf	zur	weiteren	
Beratung	an	den	Innenausschuss	überweisen,	Herr	Herrmann,

(Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	Ja!)

aber	dort	so	lange	nicht	behandeln,	bis	die	Regierung	und	die	
Fraktionen	im	Innenausschuss	die	Diskussion	über	die	Ände-
rung	des	Kommunalwahlrechts	beginnen.	

(Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	Korrekt!)

–	Gut.	–	Keine	weiteren	Wortmeldungen.	Wer	dafür	ist,	den	
Gesetzentwurf	der	Fraktion	der	CDU,	Drucksache	15/2138,	
zur	weiteren	Beratung	an	den	Innenausschuss	zu	überweisen,	
der	möge	bitte	die	Hand	erheben.	–	Gegen	diesen	Vorschlag	
erhebt	sich	kein	Widerspruch.	Danke.	Dann	ist	es	so	beschlos-
sen	und	Tagesordnungspunkt	6	erledigt.

Ich	rufe	Tagesordnungspunkt 7	auf:	

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz zur Einführung einer Landesverfassungsbe-
schwerde – Drucksache 15/2153

Das	Wort	 zur	Begründung	 des	Gesetzentwurfs	 erteile	 ich	
Herrn	Justizminister	Stickelberger.

Justizminister Rainer Stickelberger:	Herr	Präsident,	liebe	
Kolleginnen	und	Kollegen,	meine	sehr	geehrten	Damen	und	
Herren!	Die	Landesregierung	–	das	wissen	Sie	–	hat	vor	eini-
ger	Zeit	beschlossen,	auch	in	Baden-Württemberg	eine	Lan-
desverfassungsbeschwerde	einzuführen.	Den	dafür	vorgese-
henen	Gesetzentwurf	darf	ich	heute	für	die	Landesregierung	
in	den	Landtag	einbringen.	

Eine	 solche	Landesverfassungsbeschwerde	 gibt	 es	 bereits		
in	zehn	anderen	Bundesländern:	in	Bayern,	Berlin,	Hessen,	
Rheinland-Pfalz,	dem	Saarland	und	in	allen	fünf	neuen	Bun-
desländern.	Auch	 angesichts	 des	 60-Jahr-Landesjubiläums,	
das	wir	in	diesem	Jahr	feiern,	scheint	es	angemessen,	das	de-
mokratische	und	 rechtsstaatliche	Potenzial	der	baden-würt-
tembergischen	Landesverfassung	 stärker	 und	besser	 zu	 er-
schließen	als	bisher.	

Nach	 dieser	 von	 uns	 vorgesehenen	Landesverfassungsbe-
schwerde	 können	 landesspezifische	Streitigkeiten	 vor	 dem	
Staatsgerichtshof	als	dem	Landesverfassungsgericht	entschie-
den	werden.	Hierdurch	wird	der	Grundrechtsschutz	der	Bür-
ger	gestärkt.	Wir	betrachten	die	Landesverfassungsbeschwer-
de	auch	als	einen	Mosaikstein	in	der	Politik	des	Gehörtwer-
dens	in	unserem	Land,	und	sie	entspricht,	wie	wir	meinen,	ei-
ner	modernen	Bürgergesellschaft.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Meine	Damen	und	Herren,	ich	weiß	natürlich,	dass	in	der	po-
litischen	Diskussion	der	Bedarf	für	eine	Landesverfassungs-
beschwerde	neben	der	Möglichkeit	der	Beschwerde	zum	Ver-
fassungsgericht	des	Bundes	teilweise	auch	in	Zweifel	gezo-
gen	worden	ist.	Dabei	wird	darauf	verwiesen,	dass	unsere	Lan-
desverfassung	keinen	eigenständigen	Grundrechtskatalog	ent-

hält,	sondern	auf	die	Grundrechte	des	Grundgesetzes	Bezug	
nimmt,	die	dann	auch	Prüfungsmaßstab	für	das	Bundesver-
fassungsgericht	sind.	

Gleichwohl	hält	die	Landesregierung	eine	solche	spezifische	
Landesverfassungsbeschwerde	 für	 sachgerecht.	Die	Bürger	
dieses	Landes	erhalten	wie	die	Bürger	in	der	Mehrzahl	der	an-
deren	Länder,	die	ich	genannt	habe,	eine	zusätzliche	Rechts-
schutzmöglichkeit.	Sie	haben	zunächst	die	Wahl,	ihre	Grund-
rechte	entweder	vor	dem	Staatsgerichtshof	Baden-Württem-
berg	als	bewährtem	Landesverfassungsgericht	oder	vor	dem	
Bundesverfassungsgericht	geltend	zu	machen.	

Wir	meinen,	durch	die	Einführung	einer	Landesverfassungs-
beschwerde	kann	die	integrative	Kraft	unserer	Landesverfas-
sung	gestärkt	werden.	Deren	grundrechtliche	Substanz	wird	
aktiviert,	und	die	Eigenständigkeit	des	Landes	Baden-Würt-
temberg,	seiner	Verfassung	und	insbesondere	auch	des	Staats-
gerichtshofs	wird	stärker	als	bisher	hervorgehoben.

Der	verfassungsrechtliche	Rechtsschutz	wird	durch	die	Lan-
desverfassungsbeschwerde	aber	auch	tatsächlich	erweitert.	Ich	
verweise	darauf,	dass	vor	dem	Bundesverfassungsgericht	nur	
sich	aus	dem	Grundgesetz	ergebende	subjektive	Rechtsposi-
tionen	gerügt	werden	können.	Nach	der	Landesverfassungs-
beschwerde,	wie	wir	sie	vorsehen,	können	vor	dem	Staatsge-
richtshof	alle	sich	aus	der	Landesverfassung	ergebenden	sub-
jektiven	Rechtspositionen	geltend	gemacht	werden.	Das	sind	
mehr	als	die	grundgesetzlichen	Rechtspositionen.	Insbeson-
dere	gilt	dies	für	den	Hochschul-	und	den	Bildungs-	und	Er-
ziehungsbereich	mit	ihren	spezifischen	Rechtspositionen,	wie	
sie	in	einigen	Artikeln	der	Landesverfassung	normiert	sind.	

Für	Wahlen	 auf	Landesebene	 gelten	 nicht	 die	Wahlrechts-
grundsätze	des	Artikels	38	des	Grundgesetzes,	 sondern	die	
Regelungen	in	den	Artikeln	26	und	72	unserer	Landesverfas-
sung.	Eine	Verletzung	dieser	 speziellen	 landesverfassungs-
rechtlichen	Vorgaben	kann	vor	dem	Bundesverfassungsgericht	
nicht	geltend	gemacht	werden.	Eine	entsprechende	Rechts-
schutzlücke	können	wir	mit	der	von	uns	geplanten	Landes-
verfassungsbeschwerde	schließen.	Das	zeigt,	dass	auch	die-
ser	Landesverfassungsbeschwerde	eine	eigenständige	Bedeu-
tung	zukommt.	

Selbstverständlich	haben	wir	zu	dem	Gesetzesvorhaben	ein	
Anhörungsverfahren	durchgeführt.	Die	Einführung	der	Lan-
desverfassungsbeschwerde	als	zusätzliche	Rechtsschutzmög-
lichkeit	ist	überwiegend	begrüßt	worden.	

Die	Einführung	dieser	Landesverfassungsbeschwerde	kann	
entweder	durch	ein	einfaches	Gesetz	oder	durch	die	Änderung	
der	Verfassung	erfolgen.	Wir	haben	uns	für	den	Weg	des	ein-
fachen	Gesetzes	entschieden.	Die	entsprechende	Rechtsgrund-
lage	findet	sich	 in	der	Verfassung,	wonach	durch	einfaches	
Gesetz	bestimmte	Angelegenheiten	dem	Staatsgerichtshof	zu-
gewiesen	werden	können.	Eine	Verfassungsänderung	mit	ent-
sprechender	Zweidrittelmehrheit,	wie	wir	dies	kennen,	ist	des-
halb	für	die	Verabschiedung	des	von	uns	vorgelegten	Geset-
zesvorhabens	nicht	erforderlich.	

Die	Landesregierung	hat	sich	für	diesen	einfacheren	und	schnel-
leren	Weg	entschieden,	nicht	zuletzt	auch	deshalb,	weil	wir	
im	nächsten	Jahr	das	60-jährige	Bestehen	unserer	Landesver-
fassung	feiern	können.	Ich	glaube,	es	ist	eine	gute	Gelegen-
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heit,	im	Hinblick	auf	dieses	Datum	jetzt	zügig	diese	Landes-
verfassungsbeschwerde	einzuführen.	

Das	schließt	freilich	nicht	aus,	dass	wir	diese	Regelung	spä-
ter	auch	in	die	Verfassung	übernehmen.	Ich	habe	Gelegenheit	
gehabt,	mit	der	Fraktion	der	CDU	darüber	zu	sprechen.	Da	ist	
mir	dieses	Anliegen	auch	noch	einmal	vermittelt	worden.	Wir	
sind	selbstverständlich	bereit,	bei	einer	Änderung	der	Verfas-
sung	diese	Regelung	mit	aufzunehmen	–	ganz	selbstverständ-
lich	–,	wobei	auch	die	Erwähnung	der	Verfassungsbeschwer-
de	vor	dem	Bundesverfassungsgericht	im	Grundgesetz	natür-
lich	nicht	erschöpfend	ist,	um	alles	zu	regeln.	Vielmehr	be-
darf	es	auch	dort	eines	entsprechenden	Gesetzes,	wie	wir	es	
hier	vorhaben.	Das	Gesetz,	das	wir	heute	im	Entwurf	vorle-
gen	–	das	werden	Sie	feststellen,	wenn	Sie	es	einmal	verglei-
chen	–,	orientiert	sich	ja	durchaus	auch	an	den	Regelungen	
zur	Beschwerde	vor	dem	Bundesverfassungsgericht.

Lassen	Sie	mich	die	Eckpunkte	unseres	Gesetzentwurfs	kurz	
benennen.	Gegenstand	der	Landesverfassungsbeschwerde	kön-
nen	alle	Akte	der	Staatsgewalt	des	Landes	sein,	also	Landes-
gesetze,	Akte	der	Exekutive	sowie	Entscheidungen	der	Ge-
richte	des	Landes.	Beschwerdemaßstab	–	ich	habe	in	anderem	
Zusammenhang	schon	darauf	hingewiesen	–	sind	die	indivi-
duellen	Rechte	der	Landesverfassung,	also	die	in	der	Landes-
verfassung	inkorporierten	Grundrechte,	die	Grundrechte	des	
Grundgesetzes	und	darüber	hinaus	die	von	mir	schon	ange-
sprochenen	weiter	gehenden	und	andersartigen	Rechte	in	Hoch-
schul-,	Bildungs-	und	Erziehungsfragen	sowie	bei	den	Wahl-
rechtsgrundsätzen	auf	Landesebene;	denn	diese	können	vor	
dem	Bundesverfassungsgericht	gerade	nicht	geltend	gemacht	
werden.	

Natürlich	 gilt:	Das	Recht	 zur	Erhebung	der	Landesverfas-
sungsbeschwerde	ist	nicht	schrankenlos.	Sie	ist	nur	dann	zu-
lässig,	wenn	der	Rechtsweg	erschöpft	ist.	Auch	da	haben	wir	
uns	an	die	bundesrechtliche	Regelung	angelehnt.	

Zur	Vermeidung	von	Parallelverfahren	und	divergierenden	
Entscheidungen	 soll	 die	Landesverfassungsbeschwerde	ge-
genüber	der	Verfassungsbeschwerde	beim	Bundesverfassungs-
gericht	 subsidiär	 sein.	Die	 bloße	Möglichkeit,	 eine	Verfas-
sungsbeschwerde	zum	Bundesverfassungsgericht	zu	erheben,	
schließt	 aber	 eine	Landesverfassungsbeschwerde	nicht	 aus.	
Vielmehr	besteht	beim	Beschwerdeführer	bzw.	bei	der	Be-
schwerdeführerin	die	Wahlmöglichkeit,	die	Beschwerde	ent-
weder	beim	Staatsgerichtshof	oder	beim	Bundesverfassungs-
gericht	einzulegen.	

Wir	haben	geprüft,	wie	das	in	anderen	Bundesländern	von-
stattengeht,	ob	es	dort	Konfliktsituationen	gibt.	Es	gibt	in	der	
Regel	in	der	Praxis	keine	Konflikte	in	der	Konkurrenz	der	bei-
den	Gerichte.	

Im	Interesse	eines	möglichst	einfachen	Zugangs	der	Bürger	
zum	Staatsgerichtshof	ist	für	die	Landesverfassungsbeschwer-
de	auch	kein	Anwaltszwang	vorgesehen,	und	das	Verfahren	
ist	grundsätzlich	gebührenfrei.	

Ich	weiß,	in	der	politischen	Diskussion	hat	bisher	die	Frage	
des	Missbrauchs	dieses	Rechtsinstruments	eine	große	Rolle	
gespielt.	Ich	darf	deshalb	darauf	verweisen,	dass	zur	Entlas-
tung	des	Staatsgerichtshofs	und	zur	Vermeidung	querulatori-
scher	Eingaben	vorgesehen	ist,	dass	der	Staatsgerichtshof	bei	
unzulässigen	oder	offensichtlich	unbegründeten	Verfassungs-

beschwerden	eine	Gebühr	von	bis	zu	2	000	€	auferlegen	und	
einen	entsprechenden	Vorschuss	verlangen	kann.	Das	ist	eine	
hohe	Hürde,	wenn	rechtsmissbräuchliche	Beschwerden	erho-
ben	werden.

Eine	unzulässige	und	offensichtlich	unbegründete	Beschwer-
de	kann	von	einer	Kammer	des	Staatsgerichtshofs	mit	drei	
Richtern	einstimmig	zurückgewiesen	werden.

Dabei	möchte	ich,	weil	das	in	den	Diskussionen	auch	ange-
sprochen	wurde,	darauf	verweisen:	Der	Staatsgerichtshof	bleibt	
in	seiner	Zusammensetzung	wie	bisher	erhalten.	Die	Zahl	der	
Richter	wird	nicht	erhöht.	Wir	haben	erst	vor	Kurzem	die	nö-
tige	Nachwahl	für	Richter	beim	Staatsgerichtshof	vorgenom-
men.	Da	ändert	sich	nichts.	

Eine	weitere	Einschränkung:	Die	Landesverfassungsbeschwer-
de	soll	dem	Individualrechtsschutz	von	Bürgerinnen	und	Bür-
gern	dienen.	Deshalb	sieht	unser	Gesetzentwurf	ausdrücklich	
keine	Popularklage	bzw.	Popularverfassungsbeschwerde	und	
auch	keine	Verbandsklage	vor.	Das	ist	in	Bayern	anders.	Dort	
gibt	es	auch	bei	der	Landesverfassungsbeschwerde	eine	Po-
pularklagemöglichkeit.	Diese	wollen	wir	bewusst	ausschlie-
ßen,	um	in	unserem	System	des	individuellen	Rechtsschutzes	
zu	bleiben.

Meine	Damen	und	Herren,	insgesamt	bin	ich	überzeugt,	dass	
die	Einführung	dieser	Landesverfassungsbeschwerde	den	Rechts-
schutz	der	Bürger	verbessert.	Sie	ist,	wie	ich	meine,	ein	ver-
trauensbildendes	Angebot,	 das	 zusätzlichen	Rechtsfrieden	
schaffen	kann.	Sie	eröffnet	die	Möglichkeit,	über	landesspe-
zifische	Streitigkeiten	auch	das	baden-württembergische	Ver-
fassungsgericht,	unseren	Staatsgerichtshof,	entscheiden	zu	las-
sen.	Ich	glaube,	hierdurch	wird	die	Bedeutung	der	Landesver-
fassung	und	des	Staatsgerichtshofs	deutlich	gestärkt.	

Ich	weiß	natürlich,	dass	auch	die	Kosten	in	diesem	Zusam-
menhang	zu	thematisieren	sein	werden.	Wir	haben	das	in	un-
serem	Gesetzentwurf	auch	angesprochen.	Wir	rechnen	im	Mo-
ment	mit	Kosten	von	etwa	330	000	€	pro	Jahr.	Wir	gehen	da-
von	aus,	dass	wir	mit	diesem	Betrag	auskommen,	und	wir	bli-
cken	da	auch	nach	Bayern,	wo	eine	bestimmte	Anzahl	von	
Verfahren	mit	einem	solchen	Betrag	abgewickelt	werden	kön-
nen.	Er	ist	für	zusätzliches	Personal	–	nicht	für	Richter,	son-
dern	für	die	Zuarbeit	–	und	für	Sachmittel	aufzuwenden.

So	viel	heute	in	der	ersten	Lesung.	Ich	möchte	Sie	zu	einer	
Verfassungsdiskussion	im	Ausschuss	und	dann	zur	Diskussi-
on	in	der	zweiten	Lesung	einladen.	Ich	bin	auch	für	Anregun-
gen	dankbar	und	würde	mich	freuen,	wenn	Sie,	die	Fraktio-
nen	dieses	Hauses,	unserem	Gesetzentwurf	Ihre	Zustimmung	
geben	könnten.

Herzlichen	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	CDU-Fraktion	
erteile	ich	das	Wort	Herrn	Abg.	Hitzler.	

Abg. Bernd Hitzler	CDU:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	lie-
be	Kolleginnen	und	Kollegen,	meine	Damen	und	Herren!	Man	
hatte	nicht	den	Eindruck,	dass	in	Baden-Württemberg	in	den	
letzten	60	Jahren	irgendein	Instrument	im	Rechtsstaat	fehlte.	

(Zuruf	der	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE)
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Es	gibt	sehr	viele	Rechtsmittel,	und	die	Grundrechte	sind	auch	
gut	geschützt.	

Inzwischen	haben	aber	zehn	Bundesländer	eine	Landesver-
fassungsbeschwerde	eingeführt.

Baden-Württemberg	ist	ein	starkes,	ein	souveränes	Land.	Des-
halb	ist	es	der	CDU-Fraktion	auch	wichtig,	dass	der	Schutz	
der	Landesgrundrechte	optimal	ausgestaltet	wird.

(Abg.	Nikolaos	Sakellariou	SPD:	Sehr	gut!)

Wir	haben	seit	der	Föderalismusreform	im	Jahr	2006	Kompe-
tenzen,	die	grundrechtssensibel	sein	können.	Denken	Sie	z.	B.	
an	zahlreiche	Landesnichtraucherschutzgesetze.

(Zuruf	des	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU)

Deshalb	ist	es	vielleicht	ganz	gut,	wenn	man	einen	landesin-
ternen	Grundrechtsschutz	hat.	Es	ist	in	der	Gesetzesbegrün-
dung	so	schön	formuliert.	Darin	heißt	es	fast	wörtlich:	Die	
grundrechtliche	Substanz	der	Landesverfassung	wird	aktiviert,	
es	steigt	die	Relevanz,	und	damit	ist	eine	identitätsstiftende	
Wirkung	gegeben.	Das	ist	schön	formuliert.	Dem	kann	man	
sich	eigentlich	kaum	entziehen.

Nachdem	auch	die	Anhörungsergebnisse	ungewöhnlich	posi-
tiv	waren,	glaube	ich,	dass	wir	hier	durchaus	auf	einem	rich-
tigen	Weg	sind.	Der	Staatsgerichtshof	als	Gremium	ist	da,	um	
unsere	Verfassung	zu	schützen.

Die	CDU-Fraktion	glaubt	nicht	daran,	dass	es	sehr	viele	Ver-
fassungsbeschwerden	geben	wird,	da	der	Rechtsweg	ausge-
schöpft	sein	muss,	bevor	eine	Landesverfassungsbeschwerde	
möglich	ist.	

Herr	Minister,	hinsichtlich	der	Kosten	zweifeln	wir	allerdings	
etwas	daran,	dass	dies	mit	dem	genannten	Betrag	zu	machen	
ist.	Wir	bitten	Sie:	Überprüfen	Sie	das	nochmals.	Das	würde	
der	Haushaltsklarheit	und	der	Haushaltswahrheit	dienen.

Meine	Damen	und	Herren,	noch	etwas	zur	Verankerung	in	der	
Verfassung	 selbst:	Wenn	die	Angelegenheit	 so	wichtig	 ist,	
dann	spricht	manches	dafür,	das	auch	in	der	Landesverfassung	
zu	regeln.	Sie	ist	hier	im	Land	unsere	höchste	Rechtsnorm.	
Also	müssen	wir	uns	noch	einmal	intensiv	darüber	unterhal-
ten.

Die	CDU-Fraktion	wird	dem	Gesetzentwurf	deshalb	mehr-
heitlich	zustimmen.

(Abg.	Muhterem	Aras	GRÜNE:	Mehrheitlich!)

Wir	werden	uns	im	Ständigen	Ausschuss	noch	über	einige	De-
tails	unterhalten,	die	im	Anhörungsverfahren	bekannt	gewor-
den	sind.

Bemerken	möchte	ich	noch,	dass	schon	der	frühere	Minister-
präsident	Günther	Oettinger	mit	einer	Landesverfassungsbe-
schwerde	liebäugelte,

(Abg.	Muhterem	Aras	GRÜNE:	Aber	keine	Chance	
hatte!)

aber	nach	seinem	Ausscheiden	aus	dem	Amt	die	Sache	nicht	
weiterverfolgt	wurde.

Insgesamt	glaubt	unsere	Fraktion	aber,	dass	die	Landesver-
fassungsbeschwerde	wichtig	und	effektiv	ist.

Herzlichen	Dank	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	CDU	und	der	Abg.	
Muhterem	Aras	GRÜNE)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Fraktion	GRÜ-
NE	erteile	ich	Herrn	Abg.	Filius	das	Wort.

Abg. Jürgen Filius	GRÜNE:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	
sehr	geehrte	Kolleginnen	und	Kollegen,	meine	Damen	und	
Herren!	Das	in	dem	Entwurf	der	Landesregierung	vorgesehe-
ne	Gesetz	zur	Einführung	einer	Landesverfassungsbeschwer-
de	sorgt	dafür,	dass	auch	den	Bürgerinnen	und	Bürgern	Ba-
den-Württembergs	 ein	 umfassender	 und	 effektiver	Grund-
rechtsschutz	gewährleistet	wird.

Bereits	zehn	von	16	Bundesländern	haben	–	wir	haben	es	vor-
hin	schon	gehört	–	die	Möglichkeit	einer	Landesverfassungs-
beschwerde	in	ihren	Verfassungen	verankert	und	somit	einen	
Rechtsweg	gegen	Verletzungen	der	in	der	Landesverfassung	
gesicherten	Grundrechte	und	persönlichen	Rechte	geschaffen.

Spätestens	seit	der	Föderalismusreform	im	Jahr	2006	ist	die	
Einführung	einer	Landesverfassungsbeschwerde	zur	Gewäh-
rung	des	Rechtsstaatlichkeitsprinzips	unerlässlich.	Die	Län-
derkompetenzen	wurden	hier	stark	ausgeweitet,	hiermit	ein-
hergehend	jedoch	auch	die	Gefahr,	dass	Bürger	und	Bürgerin-
nen	in	ihren	durch	die	Landesverfassung	gewährten	Grund-
rechten	unmittelbar	verletzt	werden	können.	

Die	Einführung	der	Landesverfassungsbeschwerde	ist	deshalb	
ein	wichtiger	und	konsequenter	Schritt	der	grün-roten	Lan-
desregierung	für	mehr	Bürgerrechte	als	elementarer	Bestand-
teil	 einer	Bürgergesellschaft.	Die	Landesrechte	werden	ge-
stärkt,	treten	aus	dem	Schatten	des	Grundrechtskatalogs	des	
Grundgesetzes	heraus	und	entfalten	so	auch	eine	identitäts-
stiftende	Wirkung	für	alle	Bürgerinnen	und	Bürger	des	Lan-
des	Baden-Württemberg.

Die	Ausgestaltung	des	Gesetzentwurfs	schließt	Popular-	und	
damit	Verbandsklagen	aus.	Der	Minister	hat	darauf	schon	hin-
gewiesen.	Dies	ist	auch	für	eine	Verfassungsbeschwerde	ge-
nau	der	konsequente	Weg.	Denn	die	Beschwerde	dient	der	Ge-
währung	des	individuellen	Rechtsschutzes	aller	Bürgerinnen	
und	Bürger.

Der	Entwurf	sieht	grundsätzlich	eine	vorherige	Rechtsweg-
ausschöpfung	vor.	Zudem	–	das	wurde	von	Herrn	Minister	
Stickelberger	auch	schon	angesprochen	–	ist	darin	eine	Sub-
sidiaritätsregelung	gegenüber	der	Verfassungsbeschwerde	vor	
dem	Bundesverfassungsgericht	 enthalten.	Ein	Missbrauch	
durch	offensichtlich	unbegründete	und	unzulässige	Beschwer-
den	wird	 durch	 eine	Gebührenvorschussregelung	 ebenfalls	
vermieden.

Man	kann	natürlich	nur	schätzen,	aber	ich	gehe	ebenfalls	da-
von	aus,	dass	die	Anzahl	der	Klagen	durchaus	in	überschau-
barem	Rahmen	bleiben	wird.	Bislang	geht	man	von	150	Fäl-
len	pro	Jahr	aus.	Ich	glaube,	das	ist	ein	realistischer	Wert.

Die	Personal-	und	Sachkosten	mit	300	000	€	anzugeben	ist	
dann	ebenfalls	als	dieser	Position	angemessen	einzuschätzen.	
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Trotz	aller	Haushaltszwänge	–	das	ist	mir	wichtig	–	ist	das	
Geld	im	Rahmen	dieses	Gesetzes	für	mehr	Bürgerrechte	gut	
investiert.	Ein	moderner	Rechtsstaat	hat	seinen	Preis.	Hierauf	
wollen	und	werden	wir	nicht	verzichten.

Der	Gesetzentwurf	 lässt	Baden-Württemberg	auch	an	einer	
europäischen	und	internationalen	Entwicklung	mit	dem	Ziel,	
den	Grundrechtsschutz	auszubauen,	 teilnehmen.	Hierzu	ge-
hört	die	Möglichkeit	der	Gewährung	von	Prozesskostenhilfe	
und	die	sogenannte	Verzögerungsbeschwerde	dergestalt,	dass,	
wenn	ein	Verfahren	unangemessen	lange	dauert,	sogar	Ent-
schädigungsansprüche	geltend	gemacht	werden	können.

Setzen	wir	ein	gemeinsames	Zeichen	bei	dieser	wichtigen	An-
gelegenheit!	Meine	Fraktion	und	ich	werben	ganz	besonders	
für	eine	breite	Zustimmung	zu	diesem	Gesetzentwurf.

Vielen	Dank	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	SPD-Fraktion	
erteile	ich	Herrn	Abg.	Stoch	das	Wort.

Abg. Andreas Stoch	SPD:	Herr	Präsident,	liebe	Kolleginnen,	
liebe	Kollegen!	Ich	denke,	wir	müssen	uns	zunächst	einmal	
beim	Justizministerium	und	bei	Herrn	Justizminister	Stickel-
berger	für	diesen	sehr	guten	Gesetzentwurf	bedanken.	In	der	
Begründung	zu	diesem	Gesetzentwurf	sind	die	wesentlichen	
Argumente	für	die	Einführung	der	Landesverfassungsbeschwer-
de	angeführt;	wir	haben	sie	auch	eben	bereits	gehört.

Wir	müssen	uns	allerdings	 im	Zuge	der	Befassung	mit	der	
Landesverfassungsbeschwerde	–	es	hat	mich	gefreut,	dass	hier	
auch	das	Erbe	Günther	Oettingers	beschworen	wurde	–	ganz	
sicher	auch	mit	einer	Aufwertung	unserer	Landesverfassung,	
ebenso	aber	auch	mit	einer	Aufwertung	des	wichtigen	Instru-
ments	zum	Schutz	der	Landesverfassung,	nämlich	des	Staats-
gerichtshofs,	beschäftigen.	

Wir	haben	in	der	Verfassungsrechtsprechung	sehr	häufig	das	
Phänomen,	dass	wir	zwar,	beispielsweise	durch	Organklagen	
beim	Bundesverfassungsgericht,	richterliche	Spruchpraxis	zu	
Fragen	des	Staatsaufbaus	haben,	aber	gerade	im	Land	Baden-
Württemberg	 den	Teil,	 der	 für	 die	 verfassungsgerichtliche	
Rechtsprechung	auch	sehr	wichtig	ist,	nämlich	die	richterli-
che	Spruchpraxis	zur	Frage	von	Grundrechten,	eben	nicht	ha-
ben.	Wenn	wir	uns	jedoch	die	Geschichte	des	Verfassungs-
rechts	in	Deutschland	anschauen,	stellen	wir	fest,	dass	gera-
de	die	Beschäftigung	mit	den	grundrechtssensiblen	Bereichen	
sehr	wichtig	war,	um	für	unseren	Staat	auch	wichtige,	rechts-
fortbildende	Rechtsprechung	zu	erhalten.

Deswegen	erhoffe	ich	mir,	dass	wir	durch	die	Einführung	der	
Landesverfassungsbeschwerde	–	auch	dann,	wenn	es	in	der	
Praxis	sicherlich	Dinge	geben	wird,	die	wir	von	vornherein	
als	unzulässig	und	unbegründet	erachten	–	in	diesem	Bereich	
ebenfalls	eine	Rechtsprechung	bekommen	werden,	durch	die	
die	Politik	bezüglich	der	Beachtung	der	Grundrechte,	die	in	
der	Landesverfassung	verankert	sind,	wichtige	Hinweise	er-
hält.	Ich	denke,	dass	die	CDU	im	Zuge	der	von	ihr	signalisier-
ten	Zustimmung	zur	Landesverfassungsbeschwerde	ein	manch-
mal	etwas	schwieriges	Verhältnis	zur	Landesverfassung	wie-
der	in	den	Griff	bekommt,

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Ohne	Bösartig-
keit	geht	es	halt	nicht!)

und	ich	hoffe,	dass	wir	es	schaffen,	dass	die	Landesverfassung	
auch	in	den	Augen	der	Menschen	eine,	nämlich	die	zentrale,	
Rechtsnorm	und	Orientierung	für	die	weiteren	Rechtsnormen	
in	unserem	Land	Baden-Württemberg	ist.	

Es	freut	mich	daher,	dass	wir	diesen	wichtigen	Beitrag	leisten	
auf	dem	Weg	–	Kollege	Filius	hat	dies	ebenso	angesprochen	
wie	Minister	Stickelberger	–	einer	Politik	für	die	Bürgerinnen	
und	Bürger	in	diesem	Land,	die	dadurch	eben	nicht	das	Ge-
fühl	haben,	Objekt	staatlicher	Maßnahmen	zu	sein,	sondern	
Subjekt	des	Handels	zu	sein,	und	die	ihre	Rechte	durch	eine	
erfolgreiche	Verfolgung	vor	Gericht	bewahren	können.	

Wir	haben	in	Baden-Württemberg	ganz	sicher	–	da	stimme	
ich	dem	Kollegen	Hitzler	ausdrücklich	zu	–	ein	hervorragend	
funktionierendes	Rechtssystem.	Wenn	wir	dieses	noch	um	die	
Landesverfassungsbeschwerde	ergänzen,	haben	wir,	 glaube	
ich,	für	die	nächsten	Jahrzehnte	ein	hervorragendes	Rechts-
system	hier	in	Baden-Württemberg.

Herzlichen	Dank.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD	und	der	Grünen	
–	Zuruf:	Das	war	eine	wahre	Geburtstagsrede!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Fraktion	der	
FDP/DVP	erteile	ich	Herrn	Abg.	Professor	Dr.	Goll	das	Wort.

Abg. Dr. Ulrich Goll	FDP/DVP:	Herr	Präsident,	liebe	Kolle-
ginnen	 und	Kollegen!	Der	 Standpunkt	 der	 FDP/DVP,	 der	
Standpunkt	meiner	Fraktion,	den	ich	Ihnen	nun	etwas	näher	
darlegen	darf,	mag	nicht	populär	sein.	Da	kann	man	uns	aber	
nicht	 vorwerfen,	 dass	wir	Populisten	wären.	Dieser	Stand-
punkt	mag	nicht	populär	sein,	ist	aber	aus	unserer	Sicht	schlüs-
sig.

Ich	möchte	in	die	Thematik	einsteigen,	indem	ich	unseren	frü-
heren	Ministerpräsidenten	Teufel	zitiere,	der	seinerseits	gern	
einen	Satz	von	Montesquieu	anführte,	der	sinngemäß	lautet:	
Wenn	es	nicht	nötig	ist,	ein	Gesetz	zu	machen,	dann	ist	es	nö-
tig,	kein	Gesetz	zu	machen.

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 –	Abg.	 Dr.	 Friedrich	
Bullinger	FDP/DVP:	Sehr	gut!)

Etwas	allgemeiner	ausgedrückt:	Wenn	es	nicht	nötig	ist,	ein	
weiteres	Stück	Staat	zu	schaffen,	dann	ist	es	nötig,	kein	wei-
teres	Stück	Staat	zu	schaffen.

Lieber	Herr	Kollege	Hitzler,	ich	könnte	jetzt	anschließen	und	
sagen:	Sie	haben	recht.	Wir	sind	bisher	sehr	gut	ohne	diese	
Landesverfassungsbeschwerde	ausgekommen.	Ich	habe	vor-
hin	interessiert	zugehört	und	kann	auch	verstehen,	dass	man	
sich	für	so	etwas	erwärmen	oder	sogar	begeistern	kann.	Aber	
wir	müssen	im	Grunde	genommen	nüchtern	denken:	Braucht	
man	es,	oder	braucht	man	es	nicht?	Wir	sind	gut	ohne	ausge-
kommen.	Jetzt	könnte	man	sagen:	Das	ist	uns	noch	zu	wenig;	
man	kann	etwas	Besseres	machen.	Aber	in	der	Zwischenzeit	
sind	zusätzliche	Rechtsschutzmöglichkeiten	geschaffen	wor-
den,	und	zwar	auf	der	europäischen	Ebene,	auch	individuell	
vor	dem	Europäischen	Gerichtshof	für	Menschenrechte.

Es	ist	schon	die	Frage:	Ist	es	sinnvoll,	gleichzeitig	dieses	Sys-
tem	noch	nach	unten	durch	eine	Landesverfassungsbeschwer-
de	zu	erweitern,	und	das,	obwohl	wir	–	das	ist	für	mich	ein	
wesentlicher	Unterschied	–	das	Bundesverfassungsgericht	in	
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Karlsruhe	mit	seinem	ausgezeichneten	Grundrechtsschutz	–	sa-
lopp	gesagt	–	vor	der	Nase	haben?	

Wer	den	Grundrechtsschutz	anschaut,	den	Karlsruhe	bietet,	
hat	Mühe,	hier	ein	Defizit	im	Rechtsschutz	zu	erkennen.	Wenn	
ich	ein	Defizit	erkennen	würde,	wäre	ich	sofort	auf	Ihrer	Sei-
te.	Aber	Tatsache	 ist,	dass	es,	wenn	künftig	ein	Rechtsweg	
ausgeschöpft	ist,	drei	Stationen	geben	wird:	zuerst	Stuttgart,	
dann	Karlsruhe	und	dann	Straßburg.	Da	kann	man	sich	schon	
fragen:	Ist	das	noch	sinnvoll?	Ist	es	richtig,	dafür	Geld	auszu-
geben?	Und	Geld	wird	es	kosten.	Ich	habe	meine	Zweifel,	ob	
die	Kosten	bis	hin	zur	Prozesskostenhilfe	bisher	schon	aus-
reichend	erfasst	sind.

Es	ist	übrigens	richtig,	dass	auch	der	frühere	Ministerpräsi-
dent	Oettinger	mit	einer	solchen	Landesverfassungsbeschwer-
de	geliebäugelt	hat.	Dass	sie	nicht	kam,	hing	aber	weniger	da-
mit	zusammen,	dass	er	sein	Mandat	abgegeben	hat,	als	damit,	
dass	sein	Stellvertreter	schon	damals	dagegen	war.	Wie	ge-
sagt:	Wir	wagen	den	Bedarf	zu	bezweifeln.

Man	muss	 auch	 folgenden	Aspekt	 im	Auge	 behalten:	Wir	
brauchen	 immer	noch	eine	Balance	zwischen	Handeln	und	
Kontrolle.	Einfach	ausgedrückt:	Es	muss	sich	vor	lauter	Kon-
trolle	noch	immer	etwas	bewegen.	Was	meine	ich	damit?	Wir	
haben	z.	B.	in	der	VwGO,	der	Verwaltungsgerichtsordnung,	
Änderungen	vorgenommen,	damit	Projekte	schneller	geplant	
und	durchgeführt	werden	können.	Das	haben	wir	extra	ge-
macht,	damit	noch	gehandelt	werden	kann.	

Wir	diskutieren	aktuell	darüber,	ob	wir	das	Widerspruchsver-
fahren	abschaffen	sollen,	damit	bestimmte	Verfahren	schnel-
ler	gehen.	Man	kann	sich	die	Frage	stellen:	 Ist	es	sinnvoll,	
stattdessen	eine	Landesverfassungsbeschwerde	einzuführen,	
die	wieder	ein	Mehr	an	Kontrolle	und	natürlich	wieder	eine	
Erschwernis	des	Handelns	und	der	staatlichen	Planungen	be-
deutet?

Ich	stehe	ganz	klar	zur	Rechtswegegarantie	von	Artikel	19	
Absatz	4	des	Grundgesetzes.	Aber	Sie	kennen	auch	das	ironi-
sche	Wort	vom	Rechtswegestaat.	Manche	sagen,	wir	hätten	
keinen	Rechtsstaat,	sondern	einen	Rechtswegestaat.	Was	ver-
steht	man	unter	einem	Rechtswegestaat?	Ich	definiere	es	ein-
mal	so:	Man	braucht	zwar	kein	Recht	zu	haben,	aber	man	hat	
so	lange	einen	Rechtsweg,	bis	sich	die	Rechtsfrage	im	Sinne	
des	Antragstellers	irgendwann	von	allein	erledigt	hat.	Ich	glau-
be,	das	wollen	wir	nicht.	Deswegen	muss	man	auch	diesen	
Aspekt	der	Verlängerung	des	Verfahrens	im	Auge	behalten.	

Wenn	ich	das	Ganze	Revue	passieren	lasse,	komme	ich	an	den	
Anfang	zurück.	Es	ist	eine	faszinierende	Geschichte.	Man	sagt	
zuerst,	es	ist	eigentlich	prima.	Wenn	man	jedoch	zweimal	da-
rüber	nachdenkt,	muss	man	auch	hier	die	kritische	Frage	stel-
len:	Braucht	man	es	eigentlich?	Denn	es	wird	Geld	kosten,	
und	es	wird	natürlich	bestimmte	Entscheidungen	verlangsa-
men.	Das	muss	man	wissen.	Dann	muss	man	die	Frage	beant-
worten,	ob	diese	Entscheidungen	nicht	schon	heute	langsam	
genug	getroffen	werden	und	der	Rechtsschutz	 nicht	 schon	
heute	sehr	gut	ausgebaut	ist.	Sehr	gut	ausgebaut	soll	er	sein;	
zusätzliche	Instrumente	halten	wir	nicht	für	nötig.

Danke	schön.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Liebe	Kolleginnen	und	
Kollegen,	es	liegen	keine	weiteren	Wortmeldungen	vor.	Die	
Aussprache	ist	damit	beendet.	

Ich	schlage	vor,	den	Gesetzentwurf	Drucksache	15/2153	zur	
weiteren	Beratung	an	den	Ständigen	Ausschuss	zu	überwei-
sen.	–	Es	erhebt	sich	kein	Widerspruch.	Damit	ist	es	so	be-
schlossen.

Damit	ist	Punkt	7	der	Tagesordnung	erledigt.

Ich	rufe	Punkt 8	der	Tagesordnung	auf:	

Antrag der Fraktion der FDP/DVP und Stellungnahme 
des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport – Duale 
Ausbildung stärken und ihre Attraktivität steigern – 
Drucksache 15/1223 (geänderte Fassung)

Das	Präsidium,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	hat	folgen-
de	Redezeiten	festgelegt:	für	die	Begründung	fünf	Minuten	
und	für	die	Aussprache	fünf	Minuten	je	Fraktion,	wobei	ge-
staffelte	Redezeiten	gelten.	

Für	die	Fraktion	der	FDP/DVP	erteile	ich	Herrn	Abg.	Dr.	Kern	
das	Wort.	

Abg. Dr. Timm Kern	FDP/DVP:	Herr	Präsident,	liebe	Kol-
leginnen	und	Kollegen!	Ich	darf	mit	einem	Zitat	der	Landes-
regierung	beginnen:	

Nach Auffassung der Landesregierung ist das duale Sys-
tem der Berufsausbildung nach wie vor das beste Kon-
zept für den Erwerb praxisnaher und bedarfsorientierter 
Berufsqualifikationen. 

So	steht	es	wörtlich	in	der	Stellungnahme	des	Ministeriums	
für	Kultus,	 Jugend	und	Sport	 zum	Antrag	der	Fraktion	der	
FDP/DVP	zur	dualen	Ausbildung	vom	Februar	dieses	Jahres.	

Ich	hätte	jetzt	gern	direkt	die	Kultusministerin	angesprochen;	
denn	das	fällt	ja	in	ihren	Zuständigkeitsbereich.	

(Abg.	Viktoria	Schmid	CDU:	Der	Staatssekretär	fehlt	
ebenfalls!)

Wenn	die	Kultusministerin	es	mit	der	zitierten	Äußerung	ernst	
meinte,	dann	hätte	sie	auch	die	FDP/DVP	an	ihrer	Seite.	

(Zurufe)

Aber	es	ist	wie	so	oft	bei	dieser	Landesregierung:	Zwischen	
vollmundigen	Absichtserklärungen	und	der	tatsächlichen	Re-
gierungspraxis	klaffen	Abgründe.	

(Abg.	Georg	Wacker	CDU:	Wo	ist	denn	die	Kultus-
ministerin?)

Unsere	Fraktion	hat	diesen	Antrag	im	Frühjahr	dieses	Jahres	
in	der	Sorge	gestellt,	dass	die	duale	Ausbildung	trotz	gegen-
teiliger	 vollmundiger	Absichtserklärungen	 ins	Abseits	 der	
grün-roten	Bildungspolitik	geraten	könnte.	Nachdem	nun	ei-
nige	Monate	vergangen	sind,	zeigt	sich,	dass	diese	Sorge	of-
fensichtlich	sehr	wohl	begründet	war	und	ist.	

(Zuruf	des	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU)
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Hierzu	einige	Beispiele:	Die	Unterrichtsversorgung	an	den	be-
ruflichen	Schulen	ist	nach	wie	vor	defizitär.	Der	Unterrichts-
ausfall	lag	im	letzten	Schuljahr	bei	rund	4,1	%.	Dass	dieser	
rechnerische	Unterrichtsausfall	nicht	nur	eine	abstrakte	statis-
tische	Größe	ist,	sondern	von	Berufsschullehrern,	den	Eltern,	
den	Unternehmen,	den	Industrie-	und	Handelskammern	und	
dem	Handwerk	als	akutes	Problem	wahrgenommen	wird,	

(Abg.	Georg	Wacker	CDU	zu	Abg.	Claus	Schmiedel	
SPD:	SMS	funktioniert	nicht!)

müsste	Ihnen,	Frau	Ministerin	Warminski-Leitheußer,	eigent-
lich	als	großes	Problem	vorkommen	und	müsste	dementspre-
chend	auch	ernst	genommen	werden.	

(Abg.	Viktoria	Schmid	CDU:	Sie	ist	aber	nicht	da!	–	
Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Ja	wo	ist	sie	denn?	
–	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Sie	inter-
essiert	sich	nicht	für	Bildungspolitik!	–	Abg.	Georg	

Wacker	CDU:	Das	macht	der	Rust!)

Wenn	sogar	der	Weltkonzern	Daimler	sich	mahnend	zu	Wort	
meldet,	sollte	das	einer	baden-württembergischen	Landesre-
gierung	wahrlich	nicht	gleichgültig	sein.	

(Ministerin	Gabriele	Warminski-Leitheußer	 betritt	
den	Plenarsaal.	–	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	
Da	ist	sie	ja!	Da	hat	die	SMS	von	Herrn	Schmiedel	

gewirkt!)

Man	muss	es	sich	einmal	vor	Augen	halten:	Die	einstimmig	
gefassten	Handlungsempfehlungen	der	Enquetekommission	
sahen	u.	a.	900	zusätzliche	Lehrerstellen	vor,	die	für	eine	kon-
sequente	Verbesserung	der	Lehrerversorgung	an	den	berufli-
chen	Schulen	 notwendig	 gewesen	wären.	Was	 aber	macht	
Grün-Rot?	Aufgrund	ihrer	falschen	bildungspolitischen	Prio-
ritätensetzung	streicht	die	grün-rote	Landesregierung	nun	bei	
den	beruflichen	Schulen	bis	zum	Jahr	2015	rund	850	Stellen.	

(Abg.	Georg	Wacker	CDU:	Ungeheuerlich!)

Mit	dieser	Stellenstreichung	aber	schnüren	Sie	den	berufli-
chen	Schulen	 die	Luft	 ab.	Von	 einer	Qualitätsentwicklung	
kann	man	hier	schon	gar	nicht	sprechen.	

(Abg.	Georg	Wacker	CDU:	So	ist	es!)

Die	Begründung	–	so	war	es	zumindest	in	der	Zeitung	zu	le-
sen	–	lautete,	dass	man	in	diesem	Jahr	mit	minus	15	000	Schü-
lern	in	diesem	Bereich	rechnet.	Frau	Ministerin,	ich	halte	die-
se	Zahl	–	15	000	Schüler	weniger	an	den	beruflichen	Schulen	
–	 für	völlig	überzogen.	Vielleicht	können	Sie	heute	einmal	
Stellung	dazu	nehmen,	ob	das	Kultusministerium	noch	immer	
von	einem	Minus	von	15	000	Schülern	ausgeht,	wie	es	in	der	
Zeitung	stand.	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Vielleicht	
eine	Kommastelle	verwechselt!)

Ich	halte	das	für	überzogen.	

Ich	bleibe	dabei:	Man	kann	nicht	gleichzeitig	massiv	Lehrer-
stellen	streichen,	bildungspolitische	Lieblingskinder	wie	die	
Gemeinschaftsschule	finanzieren	und	dann	auch	noch	die	Un-
terrichtsversorgung	bzw.	 die	Unterrichtsqualität	 verbessern	
wollen.	Die	 grün-rote	Landesregierung	wird	mit	 ihrer	Bil-

dungspolitik	zulasten	der	Qualität	gehen.	Das	trifft	nun	gera-
de	den	beruflichen	Bereich	sehr	hart.	Denn	wenn	Sie	einmal	
nach	den	Ursachen	fragen,	warum	mancher	Ausbildungsplatz	
unbesetzt	bleibt,	verweisen	die	Betriebe	häufig	auf	eine	man-
gelnde	Ausbildungsreife	der	Bewerber.	Dass	dies	keineswegs	
nur	Spekulationen	sind,	belegt	eine	Umfrage	der	IHK,	nach	
der	 70	%	der	 baden-württembergischen	Betriebe	 angeben,	
Ausbildungsplätze	mangels	geeigneter	Bewerber	nicht	beset-
zen	zu	können.	

Meine	Damen	und	Herren,	auch	Ihre	Bildungspolitik	gefähr-
det	den	Wirtschaftsstandort	Baden-Württemberg.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Was	heißt	„auch	Ihre“?)

–	Auch	Ihre	Bildungspolitik;	Sie	machen	ja	auch	noch	ein	paar	
andere	Dinge.	

Sorgen	bereiten	uns	Liberalen	auch	einige	Aussagen	zur	du-
alen	Ausbildung	im	Koalitionsvertrag.	So	wollen	Sie	Zeiten	
in	den	Vollzeitschulen	über	eine	generelle	Anerkennung	sei-
tens	der	Kammern	auf	die	Ausbildungszeit	anrechnen	lassen.	
Damit	würden	nicht	mehr	die	Ausbildungsbetriebe	über	die	
Anrechnung	entscheiden.	Dies	wäre	ein	erheblicher	Eingriff	
in	deren	Entscheidungsfreiheit.

Im	Koalitionsvertrag	steht	auch,	dass	Sie	die	Berufskollegs	
dual	ausgestalten	und	dann	hier	die	Kammerprüfung	einfüh-
ren	wollen.	Die	Folgen	wären:	Beide	Maßnahmen	könnten	
dazu	führen,	dass	die	Betriebe	aus	ihrer	Mitverantwortung	für	
die	Ausbildung	hinausgedrängt	werden	und	das	erfolgreiche	
duale	System	infrage	gestellt	wird.

Die	Stellungnahme	der	Landesregierung	zu	diesem	Bereich	
fiel	sehr	vage	aus.	Vielleicht	sind	Ihnen	ja	bei	näherer	Betrach-
tung	auch	Zweifel	gekommen,	ob	das	der	richtige	Weg	ist.	
Frau	Kultusministerin,	es	wäre	mir	sehr	recht,	wenn	Sie	hier	
eine	Klärung	vornehmen	könnten.

Über	das	Stichwort	„Regionale	Schulentwicklung“	haben	wir	
heute	auch	schon	diskutiert.	Sie	von	Grün-Rot	nehmen	die	
Verantwortlichen	vor	Ort	durch	Ihre	Vorgehensweise	alles	an-
dere	als	ernst,	wenn	Sie	sie	vor	vollendete	Tatsachen	stellen.	
Viel	zu	spät	und	nachdem	sie	Tatsachen	geschaffen	haben,	ha-
ben	die	Koalitionspartner	ihre	Absicht	zur	Planung	einer	re-
gionalen	Schulentwicklung	erklärt.	

Um	keine	Missverständnisse	aufkommen	zu	lassen:	Selbst-
verständlich,	die	Fraktion	der	FDP/DVP	sieht	in	der	regiona-
len	Schulentwicklung	große	Chancen	gerade	auch	für	die	in-
tensivere	Kooperation	 von	Schule	 und	Betrieben.	Aber	 es	
macht	eben	auch	einen	Unterschied,	ob	die	Verantwortlichen	
vor	Ort	eine	Bedarfsanalyse	erstellen	und	ein	attraktives	so-
wie	zukunftsfähiges	Schulangebot	entwickelt	haben	oder	ob	
von	Stuttgart	aus	pauschal	die	Schließung	kleinerer	Berufs-
schulstandorte	verordnet	wird.	Das	dirigistische	Vorgehen	von	
Grün-Rot	

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Von	was	schwätzen	Sie	
da	eigentlich?)

und	die	pauschale	Schulschließungsankündigung	haben	zu	ei-
ner	enormen	Verunsicherung	der	Betroffenen	geführt

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Haben	Sie	heute	Nacht	
schlecht	geschlafen?)
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und	sind	in	Zeiten	des	Fachkräftemangels	vor	allem	kleinen	
Betrieben	bei	der	Suche	nach	geeigneten	Bewerbern	nun	wirk-
lich	keine	Hilfe.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Da	ist	sogar	die	FDP/
DVP	fassungslos!	–	Gegenruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Ul-
rich	Rülke	FDP/DVP:	Bei	eurer	Bildungspolitik	sind	

wir	fassungslos!)

Meine	Damen	und	Herren	von	Grün-Rot,	nehmen	Sie	die	Be-
triebe	und	die	Bildungsverantwortlichen	vor	Ort	als	Partner	
ernst!	Korrigieren	Sie	Ihren	dirigistischen	Kurs,	

(Zuruf	des	Abg.	Claus	Schmiedel	SPD)

und	zeigen	Sie	endlich	ernsthaftes	und	tätiges	Bemühen	um	
Qualitätssicherung	und	Qualitätsverbesserung	bei	den	schu-
lischen	Angeboten	im	beruflichen	Bereich.	Die	duale	Ausbil-
dung	ist	das	Herzstück	unseres	beruflichen	Bildungswesens.	
Es	ist	inzwischen	ein	baden-württembergischer	Exportschla-
ger	weltweit	geworden

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Noch!)

und	verdient	von	der	Landesregierung	mehr	als	nur	Lippen-
bekenntnisse.

Ich	danke	Ihnen	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	CDU-Fraktion	
erteile	ich	das	Wort	Frau	Abg.	Schmid.

Abg. Viktoria Schmid	CDU:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	
liebe	Kolleginnen	und	Kollegen!	Was	heißt	eigentlich	„dual“?	
„Dual“	bezieht	sich	auf	das	Zusammenspiel	von	Ausbildung	
in	der	Schule	und	im	Betrieb,	und	das	ist	einzigartig	und	wird	
weltweit	anerkannt;	teilweise	wird	es	auch	kopiert.	Wir	haben	
dadurch	eine	sehr,	 sehr	geringe	Jugendarbeitslosigkeit,	und	
die	jungen	Leute	hier	sind	sehr	begehrt.	Die	Unternehmen	im	
Land	sichern	sich	durch	die	duale	Ausbildung	aber	auch	ihre	
Fachkräfte	für	morgen.

Das	Ganze	könnte	eigentlich	eine	sehr	chancenreiche	Situati-
on	sein,	aber	nur	so	lange,	solange	unsere	Kultusministerin	
ihr	Engagement	für	die	duale	Ausbildung	nicht	verkürzt	und	
nicht	einschränkt	und	die	Berufsschulen	tatkräftig	unterstützt.	
An	diesem	Punkt	sehe	ich,	ehrlich	gesagt,	im	Moment	eine	
große	Gefahr.

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP)

Wir	wollen,	dass	niemand	verloren	geht,	der	ausbildungsfä-
hig	ist.	Das	war	auch	stets	Konsens	in	der	Enquetekommis-
sion	„Fit	fürs	Leben	in	der	Wissensgesellschaft	–	berufliche	
Schulen,	Aus-	und	Weiterbildung“.	Im	Moment	haben	wir	aber	
an	dieser	Stelle

(Abg.	Siegfried	Lehmann	GRÜNE	hält	eine	Statistik	
hoch.)

–	genau,	Herr	Lehmann	–	das	Problem,	dass	wir	dabei	sind,	
die	Handlungsempfehlungen	der	Enquetekommission	zu	ver-
gessen,	und	dass	ihre	Umsetzung	nicht	tatkräftig	verfolgt	wird.	

An	dieser	Stelle	nenne	ich	z.	B.	die	Gleichwertigkeit	der	all-
gemeinen	Bildung	und	der	beruflichen	Bildung,	die	Unter-
richtsversorgung	und	viele	Bereiche	mehr.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Was	ist	bei	der	Gleich-
stellung	das	Problem?)

–	Dass	die	berufliche	und	die	allgemeine	Bildung	nicht	gleich-
wertig	sind	und	das	auch	nicht	entsprechend	verfolgt	wird.

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Genau!)

Wir	können	im	Moment	auch	nicht	hinnehmen,	dass	die	Schu-
len	in	unserem	Land	immer	mehr	zu	Mängelbetrieben	werden	
und	die	Ausbildungsbetriebe	anschließend	die	Reparaturleis-
tungen	übernehmen	müssen.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Die	überhasteten	schulpolitischen	Maßnahmen	der	Landesre-
gierung	wirken	sich	schon	jetzt	negativ	auf	den	Lehrstellen-
markt	aus.	Der	Anteil	der	Hauptschüler	sinkt.	

(Zuruf	von	der	SPD:	Wo	denn?)

–	Überall.	

(Beifall	bei	der	CDU	–	Lachen	bei	den	Grünen	und	
der	SPD)

Meine	Damen	und	Herren,	 diese	Entwicklungen	 sind	ganz	
eindeutig	auch	der	aktuellen	Schulpolitik	geschuldet.

(Zuruf:	Ja	genau!)

Sie,	liebe	Kollegen	von	den	Regierungsfraktionen,	bevorzu-
gen	offensichtlich	höhere	Schulabschlüsse	gegenüber	der	be-
trieblichen	Ausbildung	und	deren	Aufstiegschancen.	

(Zuruf	von	der	SPD:	Das	glaubt	Ihnen	noch	nicht	ein-
mal	Herr	Hauk!)

Hauptschüler	sollen	jetzt	nach	zehn	Jahren	den	Hauptschul-
abschluss	machen.	Danach	 haben	 sie	 die	Möglichkeit,	 die	
zweijährige	Berufsfachschule	zu	besuchen	und	danach	noch	
das	Berufskolleg,	bevor	sie	genau	die	Ausbildung	antreten,	
die	sie	eigentlich	vier,	fünf	Jahre	vorher	bereits	hätten	antre-
ten	können.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Noch	besser	wäre	aus	Ihrer	Sicht	natürlich	der	Weg	über	die	
Gemeinschaftsschule;	 dieser	Abschluss	muss	 erst	 noch	 im	
Hinblick	darauf	geprüft	werden,	ob	er	marktfähig	ist.	

(Abg.	Georg	Wacker	CDU:	Das	weiß	noch	niemand!)

Eine	solche	Bildungspolitik	ist	weder	effektiv	noch	effizient.	
Sie	vergeudet	schlicht	die	Lebenszeit	junger	Menschen	und	
schwächt	 letztendlich	 unseren	Wirtschaftsstandort	Baden-
Württemberg.	

(Abg.	Georg	Wacker	CDU:	So	ist	es!	–	Abg.	Claus	
Schmiedel	SPD:	Jetzt	 fehlt	noch	der	Vergleich	mit	

Venezuela!)

–	Nein.	

(Vereinzelt	Heiterkeit)
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Auch	die	Einstellungspolitik,	was	die	Besetzung	von	Lehrer-
stellen	angeht	–	da	sage	ich	Ihnen	auch	nichts	Neues	–,	ist	völ-
lig	inakzeptabel.	Lehrerstellen	an	den	beruflichen	Schulen	und	
dabei	vor	allem	auch	den	Berufsschulen	–	das	entspricht	nicht	
den	beruflichen	Schulen	–	werden	nicht	voll	ersetzt,	obwohl	
das	strukturelle	Unterrichtsdefizit	nach	wie	vor	bei	etwa	4	%	
liegt.	Die	Überstundenbugwelle	mit	etwa	2	000	Lehrerdepu-
taten	wächst	ebenfalls	weiter	an.	Dafür	tragen	Sie	jetzt	die	al-
leinige	Verantwortung.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Georg	
Wacker	CDU:	Genau!	So	ist	es!	Sehr	ernst!)

Die	Versorgung	der	Schulen	mit	qualifizierten	Berufsschul-
lehrern	wird	durch	die	Landesregierung	im	Moment	gezielt	
zurückgefahren.	Ich	fordere	Sie	dringend	auf:	Bekennen	Sie	
sich	zur	beruflichen	Bildung,	bekennen	Sie	sich	zur	dualen	
Ausbildung,	handeln	Sie,	und	zwar	für	mehr	Lehrerstellen,	
und	vor	allem	stimmen	Sie	die	regionale	Schulentwicklung	–	
ganz	nach	Ihrem	Motto	„Politik	des	Gehörtwerdens“	–	mit	
den	Betrieben,	mit	den	Schulen	und	mit	den	Schulträgern	vor	
Ort	ab.	

Sie	können	nicht	am	grünen	Tisch	entscheiden,	dass	wir	etwa	
1	700	Kleinklassen	haben	und	diese	schließen	müssen,	

(Abg.	Georg	Wacker	CDU:	Noch	schlimmer!	Das	ist	
ein	roter	Tisch!)

sondern	Sie	müssen	schon	vor	Ort	genau	hinschauen,	in	wel-
che	Situation	Sie	die	Kommunen	und	vor	allem	auch	die	Be-
triebe	vor	Ort	bringen.	Das	heißt,	wenn	Sie	vor	Ort	Schulklas-
sen	mit	weniger	als	16	Kindern	haben	und	diese	einfach	schlie-
ßen,	dann	haben	die	Betriebe	kaum	eine	Möglichkeit,	Auszu-
bildende	vor	Ort	zu	rekrutieren.	

Wir	haben	an	anderen	Stellen	eventuell	die	Möglichkeit,	dass	
Sie	über	einen	Klassenteiler	hinausgehen	und	neue	Klassen	
aufmachen.	Das	heißt,	unterm	Strich	ist	es	ein	Nullsummen-
spiel.	Ich	fordere	Sie	dringend	auf,	da	genau	hinzusehen.	

Vielen	Dank.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Ge-
org	Wacker	CDU:	Sehr	gut!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Fraktion	GRÜ-
NE	erteile	ich	Herrn	Abg.	Lehmann	das	Wort.	

Abg. Siegfried Lehmann	GRÜNE:	Herr	Präsident,	meine	
Damen	und	Herren!	Herr	Dr.	Kern,	mit	jeder	bildungspoliti-
schen	Debatte	lassen	Sie	mich	immer	fassungsloser	zurück.	
Vor	allem	wenn	ich	mir	Ihre	Anträge	zum	Thema	„Berufliche	
Bildung“,	beispielsweise	den	Antrag	mit	der	Überschrift	„Du-
ale	Ausbildung	stärken	und	ihre	Attraktivität	steigern“,	durch-
lese,	dann	sehe	ich,	dass	Sie	gar	nicht	verstanden	haben,	was	
das	duale	System	und	Berufsschulen	eigentlich	beinhalten.	

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Oje!)

Das	ist	eines	der	Grundprobleme.	

Ich	nenne	Ihnen	noch	eines,	nämlich	das	Grundproblem	der	
FDP/DVP.	Die	FDP/DVP,	die	in	den	vergangenen	Jahren	das	
Wirtschaftsministerium	geführt	hat,	

(Unruhe)

hat	 hinsichtlich	Reformen	des	 beruflichen	Bildungswesens	
immer	auf	der	Bremse	gestanden.	Das	hat	dazu	geführt,	dass	
in	Baden-Württemberg	eine	Reform	der	dualen	Ausbildung	
notwendig	ist.	Wir	haben	die	Situation,	dass	nur	noch	42	%	
der	jungen	Leute	eine	duale	Ausbildung	wahrnehmen,	wäh-
rend	der	bundesweite	Durchschnitt	bei	47	%	liegt.	

Baden-Württemberg	–	man	muss	sich	das	wirklich	einmal	vor-
stellen	–,	ein	Land,	dass	eigentlich	sehr	stark	darauf	angewie-
sen	ist,	dass	junge	Leute	gut	in	qualifizierte	duale	Ausbildun-
gen	hineingebracht	werden,	liegt	hier	unter	dem	bundeswei-
ten	Durchschnitt.	Da	sind	wir	nicht	spitze.	

Aber	wir	sind	spitze,	Herr	Dr.	Kern,	beim	Übergangssystem.	
42	%	der	jungen	Menschen	in	Baden-Württemberg	befinden	
sich	im	Übergangssystem.	Das	heißt,	da	kann	vielleicht	eine	
Anerkennung	erfolgen,	vielleicht	auch	nicht.	In	der	Regel	er-
folgt	keine.	Wissen	Sie,	bei	welchem	Wert	der	bundesweite	
Durchschnitt	in	diesem	Bereich	liegt?	Er	liegt	bei	33	%.	Da	
haben	wir	doch	offensichtlich	Nachholbedarf.	

Ich	kann	überhaupt	nicht	verstehen,	dass	2011	in	Baden-Würt-
temberg	38	500	junge	Schulabgänger	keinen	Berufsschulab-
schluss	oder	weiterführenden	Schulabschluss	hatten.	Davon	
sind	23	400	in	Ausbildungsgängen	gewesen,	die	theoretisch	
eine	Anrechnung	hätten	bekommen	können.	Sie	haben	aber	
keine	bekommen.	

Ich	muss	Ihnen	sagen:	Eine	der	großen	Errungenschaften	des	
Koalitionsvertrags	ist,	dass	wir	uns	dieser	Situation	stellen.	
Auf	 diesem	Gebiet	 ist	 auch	die	Bundespolitik	mittlerweile	
weiter.	Wenn	ich	mir	das	Papier	der	Arbeitsgruppe	„Bildung	
und	Forschung“	der	CDU/CSU-Bundestagsfraktion	anschaue,	
dann	stelle	ich	fest,	dass	dort	die	Notwendigkeit	angekommen	
ist,	dass	wir	das	Übergangssystem	reformieren	müssen,	dass	
wir	in	diesem	Bereich	Anerkennung	schaffen	müssen.	

Es	hilft	nicht	weiter,	sich	darüber	zu	beklagen,	dass	viele	Lehr-
stellen	nicht	besetzt	werden	können,	Herr	Dr.	Kern.	Kern	der	
Frage	ist	es	vielmehr,	wie	wir	die	jungen	Leute	in	das	duale	
System	hineinbekommen	und	 sie	 dort	 halten	 können.	Das	
schaffen	wir	nicht,	indem	wir	einfach	sagen:	Die	sind	halt	al-
le	nicht	ausbildungsreif.	

Daher	muss	man	sich	auch	einmal	andere	Zahlen	anschauen.	
Im	dualen	System	haben	wir	eine	Abbrecherquote	von	weit	
über	20	%.	Im	Bereich	der	Gastronomie	brechen	sogar	über	
40	%	der	jungen	Leute,	die	eine	Ausbildung	in	diesem	Be-
reich	beginnen,	die	Ausbildung	wieder	ab.	In	diesem	Bereich	
fehlen	ausreichend	qualifizierte	Auszubildende.	Deshalb	soll-
ten	Sie	in	andere	Länder	wie	in	die	Schweiz	oder	nach	Öster-
reich	schauen,	wo	deutlich	wird,	wie	man	junge	Menschen	
qualifiziert	in	duale	Ausbildung	hineinbekommt	und	dort	auch	
erfolgreich	hält.	

(Beifall	 bei	 den	Grünen	und	der	SPD	–	Zuruf	 des	
Abg.	Dr.	Timm	Kern	FDP/DVP)

Herr	Dr.	Kern	und	auch	meine	Damen	und	Herren	von	der	
CDU,	ich	kann	nicht	nachvollziehen,	dass	Sie	sich	hier	hin-
stellen	und	eine	Verringerung	des	strukturellen	Unterrichtsde-
fizits	anmahnen.	Für	das	strukturelle	Unterrichtsdefizit	an	den	
Berufsschulen	sind	nicht	wir	verantwortlich,	sondern	das	ha-
ben	Sie	uns	hinterlassen.	
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(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD	
–	Abg.	Viktoria	Schmid	CDU:	Das	ist	ein	alter	Hut!	
–	Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Wir	haben	es	zurück-

gefahren!)

Als	eine	unserer	ersten	Maßnahmen	–	das	sollten	Sie	auch	ein-
mal	zur	Kenntnis	nehmen	–	haben	wir	im	Nachtragshaushalt	
2011	die	Streichung	von	139	Lehrerstellen	bei	den	beruflichen	
Schulen,	 die	Sie	 beabsichtigt	 hatten,	wieder	 zurückgenom-
men.	 Im	 Jahr	 2012	haben	wir	 100	Stellen	 zum	Abbau	des	
strukturellen	Unterrichtsdefizits	geschaffen.

Ich	bin	bei	Ihnen,	wenn	Sie	sagen,	dass	das	zu	wenig	ist.	Wir	
haben	uns	zum	Ziel	gesetzt,	dieses	Problem	in	dieser	Legis-
laturperiode	zu	lösen.	Es	ist	aber	wirklich	sehr	fadenscheinig,	
einfach	nur	zu	jammern	und	zu	sagen,	wir	würden	zu	wenig	
machen.	Dies	gilt	vor	allem	dann,	wenn	man	in	diesem	Be-
reich	selbst	vor	Kurzem	noch	Verantwortung	getragen	hat.	

Ich	finde	es	überhaupt	nicht	lustig,	wenn	ich	mir	die	Zahlen	
der	neu	abgeschlossenen	Ausbildungsverträge	anschauen	muss.	
Denn	wir	müssen	feststellen,	dass	wir	im	vergangenen	Aus-
bildungsjahr	zwar	eine	schöne	Steigerungsrate	von	8	%	zu	
verzeichnen	hatten,	die	Zahl	der	neu	geschlossenen	Ausbil-
dungsverträge	in	diesem	Jahr	aber	offensichtlich	stagniert.	Ich	
muss	Ihnen	sagen,	dass	mich	das	sehr	besorgt.	

Im	Koalitionsvertrag	haben	wir	zum	Ausdruck	gebracht,	dass	
wir	gemeinsam	mit	der	Wirtschaft	eine	große	Verantwortung	
für	die	jungen	Menschen	tragen,	die	in	ein	Ausbildungsver-
hältnis	 kommen	müssen.	Deshalb	müssen	wir	 einen	 guten	
Übergang	in	die	duale	Ausbildung	hinbekommen.	Dabei	geht	
es	auch	um	die	Anrechnung	als	Ausbildungszeit,	aber	nicht	
um	die	Frage,	ob	man	den	Kammern	irgendwie	hineinregiert.	
Vielmehr	geht	es	darum,	dass	den	jungen	Menschen	die	Aus-
bildungszeit	an	der	Schule	anerkannt	wird.	Das	gehört	mit	da-
zu,	Herr	Dr.	Kern.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD	
sowie	der	Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU)

Die	Bremswirkung,	die	Sie	früher	immer	vom	Wirtschaftsmi-
nisterium	aus	ausgeübt	haben,	ist	jetzt	zum	Glück	vorbei.	Bei	
dieser	Frage	haben	Sie	andauernd	gebremst.	Ich	weiß	aus	der	
Arbeit	 in	 der	Enquetekommission	 noch	 sehr	 gut,	 dass	 die	
Bremser	immer	bei	der	FDP/DVP	zu	finden	waren.	Deswe-
gen	ist	es	sehr	gut,	dass	Sie	in	diesem	Bereich	keine	Verant-
wortung	mehr	tragen.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	SPD-Fraktion	
erteile	ich	Herrn	Abg.	Kleinböck	das	Wort.

Abg. Gerhard Kleinböck	SPD:	Liebe	Kolleginnen	und	Kol-
legen!	Die	duale	Ausbildung	ist	natürlich	ein	Renner	in	Deutsch-
land.	Das	ist	gar	nicht	zu	bestreiten,	und	das	will	ich	auch	gar	
nicht	bestreiten.	

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Vor	allem	in	Baden-
Württemberg!	–	Zuruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rül-

ke	FDP/DVP)

–	Das	sei	einmal	dahingestellt.	

Ich	will	 Ihnen	nur	einmal	deutlich	machen:	Das	Lippenbe-
kenntnis	hinsichtlich	der	Gleichwertigkeit	der	dualen	Ausbil-

dung	mit	der	schulischen	und	der	Hochschulausbildung,	das	
Sie	hier	wieder	formuliert	haben,	hätten	Sie	viele	Jahre	lang	
umsetzen	können.	Das	Übergangssystem	ist	weder	Übergang	
–	denn	wohin	soll	es	führen?	–	noch	System.	Es	ist	doch	nur	
eine	Warteschleife,	es	ist	eher	ein	Überlaufsystem,	das	wir	in	
den	vergangenen	Jahren	und	Jahrzehnten	hatten,	mit	dem	sich	
die	jungen	Leute	herumschlagen	mussten,	wenn	die	Ausbil-
dungsplätze,	 die	 von	der	Wirtschaft	 zur	Verfügung	gestellt	
wurden,	nicht	ausreichten,	um	alle	Jugendlichen	zu	versorgen.	
Deshalb	war	es	ein	Überlaufsystem,	wie	wir	es	in	der	Enquete-
kommission	auch	oft	besprochen	hatten.	

Natürlich	hätte	man	da	auch	die	duale	Ausbildung	etwas	at-
traktiver	machen	können,	beispielsweise	durch	das,	was	Kol-
lege	Lehmann	schon	angesprochen	hat.	Aber	bei	der	Anerken-
nung	schulischer	Leistungen	ist	auch	in	Baden-Württemberg	
absolut	Fehlanzeige	zu	vermelden.	Diskutiert	wurde	auch	ei-
ne	Ausbildungsplatzabgabe.	Auch	an	dieser	Stelle	waren	Sie	
nicht	zu	bewegen.

Natürlich	haben	wir	heute	aufgrund	der	demografischen	Ent-
wicklung	weniger	Schülerinnen	und	Schüler	und	damit	auch	
weniger	junge	Leute,	die	einen	Ausbildungsplatz	suchen.	Des-
halb	finden	auch	viele	Jugendliche,	die	etwas	schwächer	sind	
und	die	bisher	in	diesem	Übergangssystem	geparkt	wurden,	
heute	einen	Ausbildungsplatz.	Aber	man	muss	einmal	sehen,	
was	dieses	Übergangssystem	seitens	der	beruflichen	Schulen	
geleistet	hat.	Es	hatte	nämlich	die	fehlende	Ausbildungsreife	
nachzuholen,	die	jungen	Leute	entsprechend	zu	qualifizieren	
und	ihnen	noch	Grundstrukturen	des	Verhaltens	zu	vermitteln.	
All	das	hatten	Sie	sicher	auch	unter	dem	Begriff	der	fehlen-
den	Ausbildungsreife	angesprochen.	

Es	gibt	in	diesem	Themenbereich	noch	viel	zu	tun.	Das	wis-
sen	wir	auch.	Aber	verlassen	Sie	sich	darauf:	Wir	werden	die	
beruflichen	Schulen	an	dieser	Stelle	nicht	 im	Regen	stehen	
lassen.	

Das	Unterrichtsdefizit,	das	wir	geerbt	hatten,	war	deutlich	grö-
ßer.	Das	wird	die	Ministerin	sicher	noch	mit	Zahlen	unterle-
gen.	

(Abg.	Georg	Wacker	CDU:	Woher	wollen	Sie	 das	
wissen?)

Herr	Dr.	Kern,	wenn	Sie	uns	heute	sagen,	wir	wären	schuld,	
dass	so	viele	junge	Leute	nicht	ausbildungsreif	seien,	verken-
nen	Sie	auch	die	reale	Situation.	Wir	wissen	doch,	dass	wir	
die	Früchte,	die	gerade	aus	den	Maßnahmen	hervorgehen,	die	
wir	im	Bereich	der	Bildungspolitik	ergreifen,	erst	Jahre	spä-
ter	ernten	können.

Eines	muss	ich	auch	noch	sagen:	Wenn	wir	über	Bildungs-
partnerschaften	den	Versuch	unternehmen,	die	duale	Ausbil-
dung	zu	stärken,	ist	das	eine	Maßnahme,	die	in	den	letzten	
Jahren	erfolgreich	aufgegriffen	wurde.	Sie	ist	positiv	zu	be-
werten.	Aber	wenn	 von	den	 1	 600	Schulen	mit	 insgesamt	
3	500	Betrieben	Bildungspartnerschaften	eingegangen	wur-
den	und	darunter	gerade	einmal	elf	Gymnasien	sind,	die	sich	
auf	eine	solche	Bildungspartnerschaft	eingelassen	haben,	dann	
sehen	wir	doch,	wo	wir	ein	Betätigungsfeld	vor	uns	haben.	

Herr	Dr.	Kern,	Sie	haben	irgendwann	an	diesem	Pult	gesagt,	
jedes	Kind	solle	das	Abitur	machen.	Das	kam	von	Ihnen.
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(Abg.	Dr.	Timm	Kern	FDP/DVP	schüttelt	den	Kopf.	
–	Abg.	Dr.	Timm	Kern	FDP/DVP:	Ich	habe	nichts	da-

gegen!)

–	Ich	lese	es	noch	einmal	nach.	–	Es	wird	nicht	funktionieren,	
dass	jedes	Kind	die	Chance	auf	das	Abitur	haben	soll,	wenn	
wir	die	duale	Ausbildung	als	gleichwertige	Qualifizierung	se-
hen	wollen.	

Der	Umstand,	dass	nur	elf	Gymnasien	in	diesen	Bildungspart-
nerschaften	mitgemacht	haben,	zeigt	uns	ganz	deutlich,	wo	
wir	 ansetzen	müssen,	nämlich	bei	 einer	Berufsorientierung	
auch	in	den	Gymnasien,	die	mehr	ist	als	das	reine	BOGY	mit	
einem	kurzen	Praktikum.	Das	gibt	den	jungen	Leuten	keinen	
Einblick	in	das	Berufsleben.	Insofern	müssen	wir	an	dieser	
Stelle	arbeiten.	

Dazu	gehört	auch,	dass	wir	auf	der	anderen	Seite	im	Bereich	
der	Lehrerbildung	die	entsprechenden	Qualifikationen	bereit-
halten.	Insofern	werden	wir	auch	das	angehen.	

Auch	was	das	Thema	Schulentwicklung	angeht,	können	Sie	
sich	ganz	entspannt	zurücklehnen.	Wir	stehen	seit	Jahren,	seit	
Jahrzehnten	vor	der	Situation,	dass	es	 aussterbende	Berufe	
gibt.	Den	Umstand,	dass	es	auch	aussterbende	Berufe	gibt	–	
da	können	wir	hier	im	Haus	machen,	was	wir	wollen	–,	kön-
nen	wir	nicht	beseitigen.	Wenn	es	um	aussterbende	Berufe	
geht,	wird	das	eben	dazu	 führen,	dass	wir	zunächst	einmal	
über	Bezirks-,	dann	über	Landes-	und	im	Zweifel	sogar	über	
Bundesfachklassen	diesen	Bedarf	der	Wirtschaft	decken	wer-
den.	Dass	wir	berufliche	Schulen	nicht	am	grünen	Tisch	schlie-
ßen	werden,	auch	das	können	Sie	uns	einfach	einmal	abneh-
men.

Wenn	wir	über	duale	Ausbildung	reden,	meine	Damen	und	
Herren,	dann	müssen	wir	auch	an	einen	Aspekt	denken,	der	
bisher	noch	nicht	angesprochen	wurde,	nämlich	die	duale	Aus-
bildung	in	Teilzeit,	gerade	für	diejenigen,	die	als	Spätstarter	
in	einer	familiären	Situation	sind,	in	der	sie	ihre	Ausbildung	
nur	in	Teilzeit	absolvieren	können.	Das	Bundesinstitut	für	Be-
rufsbildung	hat	sich	dazu	ganz	klar	positioniert.	Wir	können	
da	noch	viele	Potenziale	erschließen.	Diese	Chance	sollten	
wir	uns	nicht	entgehen	lassen.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Das	Wort	für	die	Lan-
desregierung	 erteile	 ich	Frau	Kultusministerin	Leitheußer,	
Warminski-Leitheußer.

(Vereinzelt	Heiterkeit)

Bitte,	Frau	Ministerin.

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Herr	Präsident,	meine	sehr	verehrten	Da-
men	und	Herren!	Ich	bitte	um	Entschuldigung	für	meinen	lan-
gen	Namen.	Ich	habe	das	wirklich	nicht	gewollt	und	bereue	
es	immer	wieder.

(Heiterkeit	–	Vereinzelt	Beifall	–	Abg.	Georg	Wacker	
CDU:	Das	glauben	wir	Ihnen	sogar!	–	Abg.	Dr.	Hans-

Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Zwangsheirat?)

–	Nein,	ich	habe	nicht	gewollt,	dass	es	immer	wieder	zu	die-
sen	Holprigkeiten	kommt.	

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Wir	haben	
doch	ein	Gesetz	gegen	Zwangsheirat!)

–	Nein,	so	weit	ist	es	noch	nicht	im	Land.	

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	So	war	es	
auch	nicht	gemeint!)

Sie	wissen	schon,	was	ich	gemeint	habe.	Heute	Morgen	ist	ei-
nem	Schüler,	der	mich	angekündigt	hat,	das	Gleiche	passiert.	
Das	tut	mir	dann	immer	richtig	leid.	

(Zuruf	der	Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU)

Meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren,	ich	habe	das	große	
Glück,	das	große	Vergnügen	gehabt,	 in	diesem	Land	schon	
viel	herumgekommen	zu	sein.	Ich	habe	schon	mit	sehr	vielen	
Unternehmer-	und	Unternehmerinnenpersönlichkeiten	spre-
chen	können,	die	mich	sehr	beeindruckt	haben.	Ich	darf	Ihnen	
versichern:	Diese	Menschen	sind	in	ihren	Köpfen,	auch	bil-
dungspolitisch,	schon	deutlich	weiter,	als	Sie	es	gerade	hier	
vorgeführt	haben.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen)

Das	ist	ein	Riesenpfund	für	dieses	Land.	Baden-Württemberg	
ist	wirtschaftlich	 einer	 der	 Innovationsmotoren	 in	Europa.	
Glauben	Sie	denn,	wir	wären	das,	wenn	die	Unternehmerin-
nen	und	Unternehmer	in	diesem	Land	mit	ihren	Betrieben	ge-
nau	das	Gleiche	gemacht	hätten	wie	das,	was	Sie	in	den	letz-
ten	Jahrzehnten	mit	dem	Bildungssystem	gemacht	haben?

(Oh-Rufe	 von	 der	 CDU	 –	Abg.	 Friedlinde	Gurr-
Hirsch	CDU:	Jetzt	aber!)

Glauben	Sie	das	denn	allen	Ernstes?	Die	Menschen	verstehen,	
die	Wirtschaft	versteht,	dass	das,	was	wir	tun,	Innovation	ist	
und	dass	es	genau	in	die	richtige	Richtung	geht.	

(Beifall	 bei	 den	Grünen	und	der	SPD	–	Zuruf	 des	
Abg.	Karl	Rombach	CDU)

Die	Fachleute	für	Innovation	sitzen	in	der	Wirtschaft;	glau-
ben	Sie	mir	das.	Ich	habe	erst	heute	Morgen	mit	Herrn	Pro-
fessor	Würth,	der	in	diesem	Saal	nicht	unbekannt	sein	dürfte,	
eine	sehr	schöne	Veranstaltung	gehabt.	Er	hat	sofort	verstan-
den,	worum	es	geht.	Deshalb	unterstützt	er	die	Bildungspoli-
tik	auch	der	neuen,	grün-roten	Landesregierung	mit	großer	
Begeisterung.

(Abg.	Dieter	Hillebrand	CDU:	Wie	unterstützt	er	sie?	
Wie?	–	Zuruf	des	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/

DVP)

Meine	Damen	und	Herren,	jetzt	kommen	wir	zum	beruflichen	
Bereich.	Wir	sind	uns	einig,	dass	die	beruflichen	Schulen,	das	
berufliche	Bildungssystem	in	Baden-Württemberg,	die	duale	
Ausbildung	mit	über	300	Ausbildungsberufen	ein	tolles	Aus-
hängeschild	für	Baden-Württemberg	und	ein	wirklicher	Quell	
für	Wertschöpfung	in	diesem	Land	ist.	Deshalb	schätzen	wir	
das	System	auch	und	werden	es	auf	jeden	Fall	in	den	Grund-
zügen,	die	wir	alle	kennen	und	schätzen,	auch	weiterentwi-
ckeln;	das	ist	überhaupt	keine	Frage.
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Schon	gar	nicht	denken	wir	daran,	Grundstrukturen,	die	sich	
bewährt	haben,	zu	verändern.	Nicht	umsonst	hat	Baden-Würt-
temberg	als	erstes	Bundesland	mit	den	Spitzen	der	Kammern	
und	Verbände	eine	bilaterale	Vereinbarung	über	die	Zusam-
menarbeit	 geschlossen.	Diese	Zusammenarbeit	werden	wir	
auch	weiterführen	und	weiterentwickeln;	 das	 ist	 überhaupt	
keine	Frage.	

Dann	kommen	wir	auch	hier	wieder	zu	den	Zahlen;	sie	lügen	
auch	in	diesem	Fall	nicht.	Wie	ist	das	denn	mit	dem	struktu-
rellen	Defizit,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren?	Die	
Landesregierung	ist	nach	Übernahme	der	Regierungsverant-
wortung	beim	Abbau	des	strukturellen	Defizits	viel	weiter	vo-
rangekommen	als	CDU	und	FDP/DVP	während	der	gesam-
ten	letzten	Legislaturperiode.	Das	halten	wir	einmal	fest.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD)

Bei	Übernahme	der	Regierungsverantwortung	hatten	wir	ein	
strukturelles	Defizit	 von	4,4	%	 im	beruflichen	Schulwesen	
vorgefunden;	das	ist	ja	heute	auch	schon	dargestellt	worden.	
Das	ist	ein	unbefriedigender	Zustand	gewesen.	Sie	haben	es	
nicht	geschafft,	daran	etwas	zu	verändern.	Wir	haben	bereits	
im	letzten	Haushalt	zusätzlich	100	Deputate	für	diesen	Be-
reich	eingesetzt	und	konnten	dadurch	immerhin	das	struktu-
relle	Defizit	auf	4,1	%	absenken.

Es	ist	so,	dass	Sie	in	den	letzen	fünf	Jahren,	bevor	Sie	abge-
wählt	worden	 sind,	 das	 strukturelle	Defizit	 konsequent	 bei	
4,4	%	gehalten	haben.	Davor	war	es	noch	höher.	Das	heißt,	
während	der	letzten	Legislatur	hat	sich	das	strukturelle	Defi-
zit	um	keinen	Millimeter	verändert.	Das	ist	doch	ein	Faktum,	
das	wir	auch	in	der	Öffentlichkeit	deutlich	benennen	müssen.	
Wir	haben	da	Bewegung	hineingebracht,	und	wir	werden	auch	
weitere	Schritte	formulieren,	um	da	weiterzukommen.

(Abg.	Günther-Martin	Pauli	CDU:	Kosmetik!)

–	Nichts	da	„Kosmetik“!	Wenn	Sie	in	der	letzten	Legislatur	
in	genau	den	gleichen	Schritten	das	strukturelle	Defizit	abge-
baut	hätten,	wie	wir	das	tun,	dann	lägen	wir	jetzt	bei	3	%	und	
nicht	bei	4,1	%.	Sie	haben	aber	nichts	getan.	Mit	den	4,1	%	
haben	Sie	sich	einverstanden	erklärt.	

(Glocke	des	Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Ministerin,	gestat-
ten	Sie	eine	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Wacker?

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Ja,	selbstverständlich.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Herr	Abg.	Wacker,	bit-
te.

Abg. Georg Wacker	CDU:	Frau	Ministerin,	eine	konkrete	
Frage:	Ist	Ihnen	bekannt	–	es	müsste	Ihnen	eigentlich	bekannt	
sein,	weil	diese	Daten	Ihrem	Hause	vorliegen	–,	dass	in	den	
letzten	Jahren	durch	die	frühere	Landesregierung	das	struktu-
relle	Defizit	an	beruflichen	Schulen	nachweislich	schrittwei-
se	abgebaut	wurde?	

Und	die	zweite	Frage:	Können	Sie	anhand	von	konkreten	Zah-
len	belegen,	dass	mit	Beginn	des	Schuljahrs	2012/2013	das	
strukturelle	Defizit	tatsächlich	weiter	reduziert	wurde?	Diese	
klare	Aussage	sind	Sie,	denke	ich,	dem	Hohen	Haus	schuldig.

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Nach	der	Tabelle,	die	mir	jetzt	zwar	nicht	
konkret	vorliegt,	an	die	ich	mich	aber	noch	recht	genau	erin-
nere,	ist	es	in	der	Tat	so,	dass	Sie	über	die	letzten	Jahre	ver-
sucht	haben,	das	strukturelle	Defizit	abzubauen.	In	der	letzten	
Legislatur	sind	Sie	keinen	Schritt	weitergekommen.	

(Abg.	Georg	Wacker	CDU:	Das	 stimmt	 doch	 gar	
nicht!)

4,4	%	–	das	ist	die	Zahl,	die	in	meiner	Tabelle	steht.	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP)	

Wir	haben	uns	darüber	ja	schon	vor	der	Sommerpause	ausge-
tauscht.	Da	habe	ich	Ihnen	genau	die	gleichen	Zahlen	vorge-
tragen.	Diese	sind	schon	belastbar.	Sonst	würde	ich	sie	nicht	
benennen.	

(Lachen	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Das	ist	Statistik.

Zum	zweiten	Punkt,	ob	ich	denn	belegen	kann,	dass	wir	jetzt	
tatsächlich	ein	geringeres	strukturelles	Defizit	haben:	Dazu	–	
das	wissen	Sie	sehr	genau	aus	der	Praxis	–	kann	ich	erst	dann	
verlässliche	Aussagen	machen	–	–

(Abg.	Georg	Wacker	CDU:	Warum	behaupten	Sie	es	
dann?)

–	Moment!	Ich	habe	mit	100	zusätzlichen	Deputaten	die	Vo-
raussetzungen	dafür	geschaffen,	dass	wir	diesen	Schritt	tat-
sächlich	gehen	können.	Sie	wissen,	dass	es	 jetzt	davon	ab-
hängt,	wie	sich	die	Schülerströme	tatsächlich	entwickeln

(Abg.	Muhterem	Aras	GRÜNE:	Genau	hinhören!	–	
Abg.	Georg	Wacker	CDU:	Was	hat	die	Enquete	be-

schlossen?)

und	wie	sich	der	Rückgang	der	Schülerzahlen	tatsächlich	ge-
staltet.	Dann	werden	wir	sehen,	ob	wir	tatsächlich	bei	4,1	%	
landen.	Das	ist	etwas,	was	man	sehr	gut	ausrechnen	kann.	Das	
ist	ja	überhaupt	kein	Geheimnis.	Ich	bin	sicher,	wir	werden	
dann	an	dieser	Stelle	auch	wieder	darauf	zu	sprechen	kom-
men,	

(Abg.	Georg	Wacker	CDU:	Da	bin	ich	auch	sicher!)

und	das	ist	ja	auch	nichts	Schlimmes.	Also,	es	wird	in	diesem	
Prozess	weitergehen,	und	wir	werden	mit	Sicherheit	sehr	sorg-
fältig	darauf	achten,	dass	wir	tatsächlich	in	der	Lage	sind,	je-
de	Unterrichtsstunde	an	den	beruflichen	Schulen,	die	erfor-
derlich	ist,	auch	tatsächlich	zu	gewährleisten.	Denn	jede	aus-
gefallene	Unterrichtsstunde	dort	ist	genauso	wie	an	den	all-
gemeinbildenden	Schulen	eine	zu	viel.	

Im	Übrigen	darf	ich	noch	einmal	daran	erinnern,	dass	die	zu-
sätzlichen	Eingangsklassen	 an	 den	 beruflichen	Gymnasien	
letztlich	auch	dazu	beitragen,	ein	Defizit,	das	einfach	vorhan-
den	war,	abzubauen.	

(Glocke	des	Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Ministerin,	gestat-
ten	Sie	eine	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Dr.	Kern?	
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Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Ja,	natürlich.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Abgeordne-
ter.

Abg. Dr. Timm Kern	FDP/DVP:	Frau	Ministerin,	da	wir	ge-
rade	bei	Zahlen	waren,	wollte	ich	fragen:	Stimmen	die	Zah-
len,	die	aus	der	Presse	zu	entnehmen	waren,	oder	können	Sie	
diese	Zahlen	bestätigen,	nämlich	dass	Sie	planen,	bis	zum	Jahr	
2015		850	Stellen	im	beruflichen	Bildungswesen	zu	streichen,	
und	dass	Sie	das	damit	begründen,	dass	im	laufenden	Schul-
jahr	15	000	Schüler	weniger	die	beruflichen	Schulen	besu-
chen?	Können	Sie	diese	Zahlen	bestätigen,	oder	können	Sie	
sie	nicht	bestätigen?

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Herr	Dr.	Kern,	 jetzt	gehen	wir	wieder	
mitten	in	die	Haushaltsberatung.

(Abg.	Georg	Wacker	CDU:	Da	sind	wir	mittendrin!)

Bitte,	dann	machen	wir	an	dieser	Stelle	weiter.	Es	ist	klar:	Es	
gibt	Berechnungen	dazu,	wie	sich	die	sogenannte	demografi-
sche	Rendite,	das	heißt	der	Schülerzahlenrückgang,	rechne-
risch	auf	die	jeweiligen	Lehrerbedarfe	auswirkt.	Das	ist	kein	
Hexenwerk,	sondern	diesen	Berechnungen	liegen	Daten	des	
Statistischen	Landesamts	 zugrunde.	Das	 ergibt	 nun	 einmal	
15	000	Schülerinnen	und	Schüler	weniger	für	die	beruflichen	
Schulen.	

Ob	sich	das	so	bestätigt,	das	werden	wir	sehen,	wenn	wir	die	
Zahlen	für	die	beruflichen	Schulen	tatsächlich	vorliegen	ha-
ben.	Das	wissen	Sie	doch	ganz	genau.	15	000	sind	doch	kein	
Naturgesetz,	sondern	das	Ergebnis	einer	Prognose.	Eine	Pro-
gnose	wird	in	der	Regel	durch	die	Realität	bestätigt	oder	aber	
durch	die	Realität	eingeholt.	Dann	muss	man	nacharbeiten.

Jetzt	kommen	wir	zu	den	berühmten	810	Stellen.

(Abg.	Dr.	Timm	Kern	FDP/DVP:	850!	–	Zuruf:	Viel	
zu	wenig!)

Das	ist	der	Anteil	von	Stellen,	der	sich	aus	der	demografischen	
Rendite	ergibt,	also	die	Anzahl	an	Lehrinnen	und	Lehrern,	die	
wir	aufgrund	des	Rückgangs	der	Schülerzahlen	nicht	mehr	
brauchen.	Wir	werden	uns	für	jeden	Doppelhaushalt	im	De-
tail,	 in	der	Lehrerbedarfsplanung	anschauen,	wie	viele	und	
welche	Lehrer	welche	Schule	braucht.	Danach	werden	wir	
entscheiden,	wie	viele	Lehrerinnen	und	Lehrer	wir	in	welchem	
Bereich	nicht	mehr	benötigen.	

Alles	andere	ist	im	Augenblick	eine	Grobprognose	im	Rah-
men	der	mittelfristigen	Finanzplanung.	Daher	gibt	es	im	Au-
genblick	gar	keinen	Grund,	etwas	zu	bestätigen	oder	aber	zu	
dementieren.	Man	muss	unterscheiden	zwischen	einer	Prog-
nose,	das	heißt	groben	Planungsdaten,	die	Orientierung	zu	ei-
nem	Sachverhalt	bieten,	der	möglicherweise	so	eintritt,	und	
tatsächlichen	Haushaltsplanungen	und	Ergebnissen	von	Haus-
haltsberatungen.	Es	bleibt	bei	der	Grundaussage:	Die	Schu-
len	in	diesem	Land,	auch	die	beruflichen	Schulen,	werden	die	
Lehrerinnen	und	Lehrer	bekommen,	die	sie	brauchen,	um	ih-
ren	Unterricht	vernünftig	durchzuführen.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Muhte-
rem	Aras	GRÜNE:	Sehr	gut!)

Wir	werden	das	Defizit	an	den	beruflichen	Schulen	–	das	ist	
die	perspektivische	Frage,	die	Sie	aufgeworfen	haben	–	wei-
ter	reduzieren,	und	zwar	in	Schritten,	die	auf	der	einen	Seite	
natürlich	der	aktuellen	Haushaltslage	entsprechen	müssen

(Abg.	Georg	Wacker	CDU:	Enquetebeschlüsse!)

und	die	auf	der	anderen	Seite	tatsächlich	einen	Beitrag	leis-
ten.	Deshalb	werden	wir	das	im	Zusammenhang	mit	dem	ak-
tuellen	Bedarfsdeckungskonzept	sehr	sorgfältig	besprechen.	
So	viel	darf	ich	sagen:	Wir	werden	mit	Sicherheit	zumindest	
so	große	Schritte	formulieren	können	wie	im	letzten	Jahr	und	
vielleicht	sogar	noch	ein	bisschen	größere.	Das	müssen	wir	
insgesamt	bei	der	Verteilung	der	Ressourcen	betrachten.

Es	ist	doch	völlig	klar	–	ich	habe	es	heute	bei	der	Regierungs-
befragung	bereits	 erklärt	–,	dass	wir	uns	 selbstverständlich	
auch	für	den	beruflichen	Bereich	Gedanken	darüber	machen	
müssen,	wie	wir	angesichts	der	zurückgehenden	Schülerzah-
len	vorgehen.	Da	arbeiten	wir	mit	der	regionalen	Wirtschaft	
im	Schulterschluss.	Mittlerweile	ist	es	so,	dass	fast	alle	Land-
räte	und	im	Übrigen	auch	die	Oberbürgermeister	mit	der	Wirt-
schaft	an	regionalen	Fachkräftegewinnungskonzepten	arbei-
ten.	Das	muss	doch	sein.	Denn	wir	müssen	doch	tatsächlich	
sicherstellen,	dass	die	jungen	Menschen	in	unserem	Land	auch	
wirklich	in	den	Betrieben	landen,	die	Fachkräfte	benötigen.	
Daher	ist	das,	was	wir	vornehmen,	nichts	Neues.	

Auch	die	beruflichen	Schulen	werden	Gegenstand	der	regio-
nalen	Schulentwicklung	sein.	Da	ist	es	in	der	Tat	wichtig,	dass	
wir	 insbesondere	für	das	regionale	Handwerk	sicherstellen,	
dass	Ausbildung	auch	stattfinden	kann.	Ich	sage	es	Ihnen	sehr	
deutlich:	Für	mich	ist	insbesondere	das	regionale	Ernährungs-
handwerk,	das	Handwerk,	das	einfach	auch	Qualität	 in	die	
Produkte	bringt,	sehr	wichtig.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	Grünen	 –	Abg.	Dr.	
Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Da	wird	gerade	ge-

schlossen!)

–	Nein,	da	wurde	zusammengelegt.	–	Wir	machen	das	nie,	oh-
ne	mit	der	Wirtschaft	zu	sprechen.	Jetzt	doch	einmal	Hand	
aufs	Herz.	Es	ist	doch	nicht	so,	dass	das	Handwerk	sagen	wür-
de:	„Wir	verlangen	von	euch,	dass	ihr	Klassen	mit	drei	Schü-
lerinnen	 und	Schülern	 aufrechterhaltet.“	Vielmehr	 sagt	 es:	
„Wir	wollen,	 dass	wir	 für	 unsere	Betriebe	weiterhin	 junge	
Menschen	haben,	die	den	Beruf	Bäcker	oder	den	Beruf	Metz-
ger	lernen.“	Darum	geht	es	doch.

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP)

Es	ist	unsere	gemeinsame	Aufgabe,	dafür	zu	sorgen.	Das	tun	
wir.	Wir	tun	es	auch	mit	Augenmaß.

(Glocke	des	Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Ministerin,	gestat-
ten	Sie	eine	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Wacker?

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Natürlich.

(Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	Der	will	Sie	doch	
nur	aus	dem	Konzept	bringen!	–	Gegenruf	des	Abg.	
Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Ist	nicht	nötig!	–	

Heiterkeit	bei	Abgeordneten	der	FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Wacker.
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Abg. Georg Wacker	CDU:	Vielen	Dank,	Frau	Ministerin.	Da	
Sie	jetzt	selbst	das	Thema	„Regionale	Schulentwicklung“	im	
Zusammenhang	mit	den	beruflichen	Schulen	und	auch	in	Zu-
sammenhang	mit	dem	örtlichen	Handwerk	und	der	örtlichen	
Wirtschaft	noch	einmal	angesprochen	haben,	möchte	ich	kon-
kret	die	Frage	stellen:	Beabsichtigen	Sie	konkret,	wenn	Sie	
ein	Konzept	der	regionalen	Schulentwicklung,	auch	bezogen	
auf	die	beruflichen	Schulstandorte,	planen,	auch	die	örtliche	
Wirtschaft	in	die	Planung	einzubeziehen?	Eine	solche	Einbe-
ziehung	dürfte	dann	aber	nicht	erst	geschehen,	wenn	die	Be-
schlüsse	 seitens	 des	Landes	 gefällt	wurden,	 sondern	 diese	
müsste	im	Zuge	der	Entwicklung	von	unten	nach	oben	statt-
finden.

Ich	möchte	Sie	bitten,	hierzu	eine	konkrete	Aussage	zu	for-
mulieren.

(Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	Schickt	ihn	mal	
in	den	Kurs	„Zuhören	lernen“!)

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Gabriele War-
minski-Leitheußer:	Selbstverständlich	werden	wir	das	tun.	
Das	ist	für	mich	überhaupt	keine	Frage.	Wir	müssen	den	Sach-
verstand	der	Wirtschaft	vor	Ort	in	den	jeweiligen	Planungs-
regionen	mit	einbeziehen.

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Das	ist	drin-
gend	notwendig!)

Das	ist	denknotwendig	der	Fall,	insbesondere	wenn	es	um	die	
Sicherstellung	der	dualen	Ausbildung	geht.	Das	ist	klar;	das	
ist	vollkommen	klar.	Es	geht	nicht	nur	darum,	dass	man	zu	ei-
nem	Prozess,	der	bereits	abgeschlossen	ist,	Stellung	bezieht.

Noch	einmal	zu	den	Kleinstklassen,	zu	den	berühmten	Kleinst-
klassen	in	der	dualen	Ausbildung:	Im	Augenblick	weisen	von	
den	9	500	Berufsschulklassen	1	400	Klassen	nicht	die	Min-
destschülerzahl	auf.	Es	stimmt	doch	einfach	nicht,	Frau	Schmid,	
dass	wir	die	jetzt	alle	schließen.	Das	passiert	doch	nicht.	Viel-
mehr	überlegen	wir	sehr	wohl	über	die	Landkreisgrenzen	hin-
weg:	Wie	können	wir	damit	umgehen?	Wie	können	wir	dabei	
die	Interessen	des	Handwerks	ebenso	berücksichtigen	wie	die	
Interessen	der	jungen	Leute,	die	in	der	Regel	ja	noch	nicht	so	
mobil	sind,	und	wie	bekommen	wir	vernünftige,	auch	päda-
gogisch	vernünftige	Größen	hin?	Da	gilt	das,	was	ich	heute	
Morgen	bereits	formuliert	habe:	Das	ist	ein	Prozess,	und	man	
kann	beileibe	nicht	formulieren,	wir	würden	einfach	die	gan-
ze	Landschaft	 sozusagen	kahlschlagen	und	es	würde	keine	
vernünftige	Planung	mehr	stattfinden.

Wir	steigen	ein	in	die	regionale	Schulentwicklungsplanung.	
Das	Konzept	wird	gesetzlich	verankert.	Ich	habe	es	bereits	ge-
sagt:	Ich	bin	ganz	sicher,	dass	wir	das	große	Pfund,	das	wir	in	
Baden-Württemberg	 tatsächlich	 haben,	 nämlich	 ein	 ausge-
zeichnet	funktionierendes	berufliches	Schulsystem,	gemein-
sam	mit	all	denjenigen,	die	wirklich	etwas	von	der	Materie	
verstehen	–	das	sind	in	der	Regel	die	Menschen	aus	der	Wirt-
schaft	–,	weiterentwickeln	können.

Wir	werden	in	sorgfältigen	Schritten	auch	weiterhin	unseren	
Beitrag	dazu	leisten,	das	strukturelle	Defizit	abzubauen.	Ich	
denke,	wenn	wir	das	hinbekommen,	dann	haben	wir	schon	ein	
sehr	gutes	Fundament	für	ein	weiterhin	gut	funktionierendes	
berufliches	Schulsystem.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	FDP/DVP-Frak-
tion	erteile	ich	Herrn	Abg.	Dr.	Kern	das	Wort.

(Abg.	Dr.	Bernhard	Lasotta	CDU:	Jetzt	kommen	die	
Kernkompetenzen!	–	Abg.	Wolfgang	Raufelder	GRÜ-

NE:	Jetzt	wird	es	schwierig!)

Abg. Dr. Timm Kern	FDP/DVP:	Herr	Präsident!	Lieber	Kol-
lege	Lehmann,	Sie	haben	ausführlich	die	Istsituation	beschrie-
ben,	und	Sie	haben	auch	fast	tränenreich	die	schlimme	Situa-
tion,	die	momentan	besteht,	beschrieben.	Sie	haben	dabei	im-
mer	mit	dem	Finger	auf	die	vorherige	Landesregierung	ge-
zeigt	und	gesagt:	Ihr	seid	schuld.

(Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	Guter	Mann,	der	
Lehmann!)

Ich	habe	von	Ihnen	aber	gar	nichts	dazu	gehört,	wie	Sie	die	
Situation	tatsächlich	verbessern	wollen.	Ich	habe	gar	nichts	
gehört,	was	in	die	Zukunft	reichen	könnte.	Die	Ministerin	hat	
uns	wenigstens	Zahlen	bestätigt	–	natürlich	mit	einer	gewis-
sen	Unsicherheit	 –	 und	 hat	 deutlich	 gemacht,	 dass	 in	 den	
nächsten	Jahren	810	oder	850	Stellen	im	beruflichen	Bildungs-
wesen	gestrichen	werden	sollen.	Sie	hat	gesagt,	dass	sie	nach	
den	bisherigen	Zahlen	nach	wie	vor	davon	ausgeht,	dass	wir	
in	diesem	Jahr	einen	Rückgang	um	15	000	Schüler	haben.	Ich	
persönlich	glaube,	dass	diese	Zahl	viel	zu	hoch	gegriffen	ist.	
Hierzu	hätte	ich	dann	schon	gern	die	eine	oder	andere	Ant-
wort	von	den	Grünen	bzw.	von	Ihnen,	Herr	Lehmann,	gehört.

Nun	zum	Kollegen	Kleinböck.

(Abg.	Gerhard	Kleinböck	SPD:	Vielen	Dank!)

Ihr	Anliegen	war	es,	deutlich	zu	machen,	wie	wichtig	die	Be-
rufsorientierung	sei.	Da	gebe	ich	Ihnen	recht.	Aber	wer	hat	ei-
gentlich	die	Kooperation	zwischen	den	Werkrealschulen	und	
den	Berufsfachschulen	gekippt?	Wer	war	denn	das?

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	FDP/DVP	–	Abg.	Dr.	
Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Jawohl!	Genau	so	ist	
es!	–	Abg.	Gerhard	Kleinböck	SPD:	Gott	sei	Dank!)

Dann	bin	 ich	 auch	 immer	dafür,	 dass	man	die	Betroffenen	
selbst	hört.	 Ich	darf	 Ihnen	hier	einmal	aus	den	„Stuttgarter	
Nachrichten“	zitieren.	Unter	der	Überschrift	„Berufsschulen	
fühlen	sich	getäuscht“	hieß	es	dort	Anfang	September:

Aus Sicht des Berufsschullehrerverbands reichen die Lehrer-
stellen, die im neuen Schuljahr zur Verfügung stehen, auf 
keinen Fall aus. Erstmals seit Langem seien nicht alle 
Stellen wiederbesetzt worden, die durch Pensionierungen 
oder langfristige Erkrankungen frei wurden, kritisierte 
Margarete Schaefer, Landesvorsitzende des Berufsschul-
lehrerverbands, am Montag in Stuttgart. Entgegen den 
Versprechen der Kultusministerin seien rund 190 Stellen 
gesperrt. „Der Rotstift gefährdet massiv die berufliche 
Bildung im Südwesten.“

So	sehen	das	die	Berufsschulen	in	Baden-Württemberg.	Das	
hat	nichts	damit	zu	tun,	dass	Sie	die	Verantwortung	immer	in	
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der	Vergangenheit	 sehen.	Machen	Sie	 Ihre	Hausaufgaben,	
schimpfen	Sie	nicht	auf	die,	die	früher	die	Verantwortung	hat-
ten,	schimpfen	Sie	nicht	auf	die	Betriebe.	Vielmehr	erwarte	
ich	von	Ihnen,	dass	Sie	die	Probleme	lösen.

Vielen	Dank.

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Mir	liegen	keine	wei-
teren	Wortmeldungen	vor.	

(Abg.	Siegfried	Lehmann	GRÜNE:	Ich	habe	noch	30	
Sekunden,	oder?)

–	Sie	haben	noch	genau	25	Sekunden.	Sie	möchten	reden,	Herr	
Lehmann?	–	Für	die	Fraktion	GRÜNE	erteile	ich	Herrn	Abg.	
Lehmann	das	Wort.

Abg. Siegfried Lehmann	GRÜNE:	Herr	Dr.	Kern,	ich	möch-
te	Sie	bitten,	die	Beschlüsse	der	Enquetekommission	zur	Kennt-
nis	zu	nehmen.	Die	Umsetzung	der	Enquetekommissionsbe-
schlüsse	durch	die	neue	Landesregierung	ist	vielleicht	nicht	
in	den	Schlagzeilen	der	Tagespresse,	aber	es	findet	ein	Aus-
bau	der	individuellen	Förderung	statt,	es	findet	flächenhaft	der	
Ausbau	des	Faches	Englisch	in	der	dualen	Ausbildung	statt	
und,	und,	und.	Sie	können	sich	das	ja	einmal	zu	Gemüte	füh-
ren.

Wir	haben	angefangen,	das	strukturelle	Unterrichtsdefizit	ab-
zubauen,	und	wir	haben	auch	mit	der	Strukturreform	angefan-
gen.	Das	werden	wir	machen,	und	das	ist	auch	gut	so.	Ob	Sie	
mitmachen	oder	nicht,	bleibt	 Ihnen	überlassen.	Sie	werden	
sich	wahrscheinlich	in	Zukunft	nach	wie	vor	mit	dem	Thema	
Gemeinschaftsschule	und	der	Frage,	wie	schlimm	das	für	die	
Bildungslandschaft	ist,	beschäftigen.	Wir	beschäftigen	uns	mit	
den	Themen,	die	in	der	beruflichen	Bildung	wichtig	sind.

Danke.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Es	gibt	keine	weiteren	
Wortmeldungen.	

Der	Antrag	Drucksache	15/1223	ist	ein	reiner	Berichtsantrag	
und	kann	für	erledigt	erklärt	werden.	–	Sie	stimmen	zu.	

Damit	ist	Punkt	8	der	Tagesordnung	erledigt.

Ich	rufe	Punkt 9	der	Tagesordnung	auf:	

Antrag der Fraktion der CDU und Stellungnahme des Mi-
nisteriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst – Er-
halt des akademischen Grads „Diplom-Ingenieur“ und der 
Herkunftsbezeichnungen – Drucksache 15/1498

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	das	Präsidium	hat	folgende	
Redezeiten	festgelegt:	für	die	Begründung	fünf	Minuten,	für	
die	Aussprache	fünf	Minuten	je	Fraktion,	wobei	gestaffelte	
Redezeiten	gelten.

Für	die	CDU-Fraktion	darf	ich	Frau	Abg.	Schütz	das	Wort	er-
teilen.

Abg. Katrin Schütz	CDU:	Herr	Präsident,	meine	sehr	geehr-
ten	Damen	und	Herren,	liebe	Kollegen	und	Kolleginnen!	Heu-

te	beraten	wir	den	Antrag	der	CDU-Fraktion,	der	von	einer	
breiten	Unterstützung	an	den	Hochschulen	unseres	Landes	ge-
tragen	wird	und	mit	dem	wir	uns	für	den	Erhalt	des	Titels	„Di-
plom-Ingenieur“	aussprechen.

Mit	der	Umsetzung	des	Bologna-Prozesses	wurden	an	Deutsch-
lands	Hochschulen	die	Studiengänge	und	die	Abschlüsse	re-
formiert	und	europaweit	vereinheitlicht.	Aus	dem	deutschen	
Diplom	wurden	 die	 international	 bekannten	 akademischen	
Grade	Bachelor	und	Master.	

Diese	grundsätzliche	Reform	unseres	Hochschulwesens	hal-
ten	wir,	 die	CDU,	weiterhin	 für	 richtig,	 trägt	 sie	 doch	 zur	
Schaffung	eines	europäischen	Bildungsraums	bei.	In	ihm	soll	
es	den	Studierenden	 leichter	 fallen,	grenzüberschreitend	zu	
studieren	und	Europa	in	diesem	Bereich	weiter	zusammen-
wachsen	zu	lassen,	um	nur	eine	Begründung	für	diese	Reform	
zu	benennen.

Allerdings	zeigt	sich	auch,	dass	diese	Reform	einen	Nachteil	
hat,	gerade	für	Absolventen	der	deutschen	Hochschulen.	Der	
akademische	Grad	„Diplom-Ingenieur“,	eine	Besonderheit	im	
deutschsprachigen	Raum,	wird	nicht	mehr	vergeben	und	des-
halb	langfristig	verschwinden.	

(Zuruf	des	Abg.	Alexander	Salomon	GRÜNE)	

Gut	so,	könnte	man	meinen.	Der	Bologna-Prozess	wirkt,	in-
ternational	bekannte	Abschlüsse	setzen	sich	durch	–	mit	ver-
besserten	Marktchancen	für	unsere	Absolventen.

Leider,	meine	Damen	und	Herren,	 ist	dies	ein	Trugschluss.	
Der	Titel	„Diplom-Ingenieur“	ist	international	bekannt,	noch	
mehr:	 Er	 ist	 auch	 ein	weltweit	 anerkannter	 akademischer	
Grad.	Er	ist	quasi	eine	Marke	des	deutschen	Hochschulwe-
sens.	

Die	große	Bekanntheit	dieses	Titels	ist	in	den	letzten	113	Jah-
ren	historisch	gewachsen.	Bedeutende	Erfinder	und	Pioniere	
der	Technik	trugen	diesen	Titel	und	begründeten	sein	weltwei-
tes	Renommee.	Wir	sollten	deshalb	gut	überlegen,	ob	wir	oh-
ne	Not	den	Titel	„Diplom-Ingenieur“	aufgeben	wollen.	

(Abg.	Dr.	Kai	 Schmidt-Eisenlohr	GRÜNE:	Er	 ist	
schon	aufgegeben!)

Fragt	man	bei	den	heutigen	Studierenden	in	ingenieurwissen-
schaftlichen	Studiengängen	nach,	so	hört	man	überwiegend	
den	Wunsch	nach	dem	Erhalt	dieses	Titels.	

(Abg.	Daniel	Andreas	Lede	Abal	GRÜNE:	Belegen	
Sie	das	mit	Zahlen!)

Für	ihn	sprechen	sich	beispielsweise	sämtliche	ingenieurwis-
senschaftlichen	Fachschaften	des	KIT	aus	–	mit	Blick	auf	ver-
besserte	Berufschancen	ihrer	Absolventen	im	In-	und	Ausland.	
Lassen	Sie	uns	den	Wunsch	nach	dem	Erhalt	des	Titels	„Di-
plom-Ingenieur“	also	ernst	nehmen	und	auch	darüber	nach-
denken,	ob	dieser	Titel	zumindest	für	eine	Übergangszeit	wei-
terhin	als	Ergänzung	zum	Master	verliehen	werden	kann.	

Herr	Präsident,	gestatten	Sie	mir	bitte	ein	Zitat	von	einem	Ar-
chitekten,	der	mir	schrieb	–	ich	zitiere	–:

Vor ein paar Jahren baute ich in Frankreich am Atlantik. 
Dort im Bauamt reichte meine Visitenkarte mit der Anga-
be, dass ich Diplom-Ingenieur der Universität Karlsruhe 
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sei, als Legitimation völlig aus. Meine Erfahrungen im 
Ausland sind, dass der akademische Grad Diplom-Inge-
nieur einer deutschen Hochschule die höchste Anerken-
nung genießt. 

(Zuruf	des	Abg.	Karl-Wolfgang	Jägel	CDU)

Meine	sehr	geehrten	Damen	und	Herren,	wir	sollten	jedem,	
der	 einen	 ingenieurwissenschaftlichen	Masterabschluss	 er-
reicht	hat,	die	Möglichkeit	geben,	den	Titel	„Diplom-Ingeni-
eur“	ergänzend	zu	führen.	Das	wäre	aus	den	genannten	Grün-
den	 sinnvoll	und	auch	 leicht	umzusetzen;	denn	 sowohl	die	
Dauer	des	Studiums	als	auch	der	 inhaltliche	Umfang	eines	
Masterabschlusses	sind	mit	dem	Diplomabschluss	vergleich-
bar.	Mit	unserem	Vorschlag	wird	auch	in	keiner	Weise	der	Bo-
logna-Prozess	berührt.	

In	einigen	Bundesländern	ist	man	hinsichtlich	des	Diploms	
auch	deutlich	flexibler,	z.	B.	in	Sachsen,	Rheinland-Pfalz	und	
Mecklenburg-Vorpommern.	In	Österreich	erlangt	man	am	En-
de	des	ingenieurwissenschaftlichen	Masterstudiums	den	Grad	
des	Diplom-Ingenieurs.

Meine	Damen	und	Herren,	warum	soll	in	Baden-Württemberg	
nicht	das	möglich	sein,	was	in	anderen	Ländern	bereits	ohne	
Probleme	umgesetzt	wird?	Bitte	bedenken	Sie	die	Vorteile	un-
seres	Vorschlags:	Er	 ist	kostenneutral,	 trägt	zum	Erhalt	der	
deutschen	Traditionsmarke	bei,	verstößt	nicht	gegen	den	Bo-
logna-Prozess,	geht	auf	die	Wünsche	der	betroffenen	Bürger	
ein	und	lässt	ihnen	die	Freiheit,	sich	für	die	Bezeichnung	zu	
entscheiden,	mit	der	 sie	bessere	Chancen	auf	dem	Arbeits-
markt	haben.	

Mit	dem	nötigen	politischen	Willen	können	wir	heute	eine	
bürgernahe	Entscheidung	 treffen,	 die	 den	Absolventen	 im	
Land	eine	weitere	Chance	eröffnet.	Im	Sinne	unserer	Studie-
renden	und	unserer	Hochschulen	bitte	ich	Sie,	liebe	Kollegin-
nen	und	Kollegen,	diesem	Antrag	zuzustimmen	und	sich	so	
unbürokratisch	für	eine	Politik	der	Bürgerinnen	und	Bürger	
zu	entscheiden.	

Herzlichen	Dank.	

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Fraktion	GRÜ-
NE	erteile	ich	Herrn	Abg.	Dr.	Schmidt-Eisenlohr	das	Wort.	

Abg. Dr. Kai Schmidt-Eisenlohr	GRÜNE:	Herr	Präsident,	
liebe	Kolleginnen,	liebe	Kollegen,	sehr	geehrte	Damen	und	
Herren!	Sehr	geehrte	Frau	Schütz,	mit	der	Bologna-Reform	
wurde	ein	zweigliedriges	System	an	unseren	Hochschulen	ein-
geführt.	Die	Abschlüsse	heißen	heute	Bachelor	und	Master	
und	sind	deutschlandweit	und	international	endlich	vergleich-
bar.	

Wie	Sie	wissen,	wurde	mit	dieser	Reform	aber	nicht	nur	der	
Titel	geändert,	sondern	wurden	auch	die	Struktur	und	die	Cur-
ricula	geändert.	Es	geht	also	nicht	nur	um	den	Titel.	Wenn	ich	
Sie	richtig	verstanden	habe,	möchten	Sie	eigentlich	nur	den	
Titel	verändern,	ohne	die	entsprechenden	Strukturen	anzupas-
sen.	

(Abg.	Katrin	Schütz	CDU:	Ergänzend!)

Sie	wollen	einen	zugegebenermaßen	gefälligen,	weil	altbe-
kannten	Titel,	ein	Etikett	wieder	aus	der	Schublade	ziehen	und	
auf	neue,	geänderte	Strukturen	kleben.	Eine	solche	Umetiket-
tierung	ohne	eine	vernünftige	Umstrukturierung	macht	kei-
nen	Sinn.	

Die	Bologna-Reform	war	ein	echter	Kraftakt	für	alle	Betei-
ligten,	 insbesondere	 für	 unsere	Hochschulen,	weil	 es	 eben	
nicht	nur	ein	neues	Etikett	war,	sondern	weil	die	Veränderun-
gen	tief	in	die	Strukturen	gegangen	sind.	Anfangs	hat	das	zu	
viel	Verunsicherung	geführt,	zu	viel	Verunsicherung	bei	den	
Betroffenen,	bei	den	Lehrenden	und	den	Studierenden,	aber	
auch	bei	den	Arbeitgebern	am	Markt.	Es	war	wichtig,	diese	
Reform	mit	den	klaren	Zielen,	Transparenz	zu	schaffen	und	
auch	 international	 eine	Übersichtlichkeit	 zu	 gewährleisten,	
durchzuziehen,	um	sowohl	deutschlandweit	als	auch	interna-
tional	vergleichbar	zu	sein.	

Dieses	Ziel	ist,	Stand	heute,	erreicht.	Bachelor-	und	Master-
abschlüsse	aus	Baden-Württemberg	sind	inzwischen	interna-
tional	anerkannte	Siegel.	Es	sind	Etiketten,	die	zum	Inhalt	pas-
sen;	Bachelor	und	Master	an	unseren	Hochschulen	sind	Eti-
ketten,	mit	denen	sich	überhaupt	niemand	verstecken	muss.	
Sie	sind	genauso	eine	Marke	geworden,	wie	es	der	Diplom-
Ingenieur	war.	

Jetzt	frage	ich	mich:	Was	ist	Ihr	Ziel,	wenn	Sie	nun	ergänzend	
zu	Bachelor-	und	Masterabschlüssen	den	Titel	„Diplom-Inge-
nieur“	wieder	 aus	 der	Tasche	 ziehen?	Welche	 zusätzliche	
Chance	für	die	Absolventen	wollen	Sie	denn	schaffen?	Was	
für	einen	Vorteil	auf	dem	Arbeitsmarkt	soll	das	bringen?	Mir	
erscheint	das	zunächst	einmal	als	eine	Rolle	rückwärts,	die	
auf	der	Hälfte	gestoppt	wird.	Ich	kann	darin	keinen	Sinn	er-
kennen.	

(Beifall	bei	den	Grünen)

Eine	Wiedereinführung	des	Diplomtitels	würde	erneut	Ver-
wirrung	und	Verunsicherung	bringen	und	in	der	Konsequenz	
insbesondere	die	Chancen	unserer	Bachelorabsolventen	mas-
siv	schwächen.	Genau	diese	Bachelorabsolventen	sind	in	der	
Industrie	und	vor	allem	bei	unserem	Mittelstand	sehr	gefragt.	
Genau	um	die	geht	es.

Ist	Ihnen	eigentlich	klar,	wenn	Sie	hier	so	stark	argumentie-
ren,	wer	das	wirklich	fordert?	Die	Universitäten	vertreten	ei-
ne	klare	Position.	Aber	ist	Ihnen	eigentlich	klar,	dass	die	meis-
ten	Ingenieurabsolventinnen	und	-absolventen	von	der	Dua-
len	Hochschule	und	den	Fachhochschulen	kommen?	Ist	Ih-
nen	klar,	dass	von	dort	die	meisten	Bachelorabsolventen	kom-
men,	dass	sie	alle	sofort	einen	Arbeitsplatz	bekommen	und	
dringend	in	der	Industrie	gebraucht	werden?	

Mit	der	Wiederbelebung	des	Titels	„Diplom-Ingenieur“,	den	
Sie,	wie	Sie	gerade	gesagt	haben,	dem	Master	zuschreiben,	
degradieren	Sie	diese	hervorragenden	Abschlüsse	an	unseren	
Hochschulen.	Wenn	Sie	deren	Abschlüsse	abwerten,	erweisen	
Sie	den	Einrichtungen,	aber	vor	allem	den	Studierenden	und	
den	Betrieben	einen	echten	Bärendienst.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Katrin	
Schütz	CDU:	Er	hat	es	nicht	verstanden!)

Kurzum:	Wenn	der	Master	zum	Diplom	wird,	wie	Sie	es	ge-
sagt	haben,	wird	der	Bachelor	zum	Vordiplom.	Damit	wäre	
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das	Ziel	der	gesamten	Bologna-Reform	komplett	ad	absur-
dum	geführt.

(Abg.	Katrin	 Schütz	CDU:	 Ich	 glaube,	 Sie	 haben	
nicht	zugehört!)

–	Doch,	ich	habe	genau	hingehört.	Wenn	Sie	heute	beantra-
gen,	den	ehemaligen	Diplomtitel	der	Ingenieurinnen	und	In-
genieure	auf	die	Studiengänge	neu	aufzukleben,	dann	ändern	
Sie	lediglich	das	Etikett,	aber	den	Inhalt	verändern	Sie	nicht	
mehr,	weil	das	Studium	eines	Diplom-Ingenieurs	auch	ganz	
anders	aufgebaut	war,	als	es	heute	der	Bachelor-	und	der	Mas-
terstudiengang	sind.	

Die	Bologna-Reform	hat	mit	Bachelor	und	Master	klare	und	
vergleichbare	Abschlüsse	geschaffen.	Deren	Umsetzung	und	
Weiterentwicklung	und	die	Qualität	des	Studiums	stehen	für	
uns	an	erster	Stelle.	So	schaffen	wir	nämlich	gerechte	Chan-
cen	für	alle	Absolventinnen	und	Absolventen	–	regional	und	
international,	egal,	ob	Bachelor	oder	Master.

Im	Übrigen:	Die	Arbeitgeber	wollen	den	Bachelor,	und	Sie	
können	heute	noch	einmal	in	der	Presse	lesen,	was	die	Arbeit-
geberverbände	dazu	sagen.

(Zuruf	von	den	Grünen:	Hört,	hört!)

Die	wollen	den	Diplom-Ingenieur	nicht	mehr	haben.	Also	tun	
Sie	bitte	nicht	so,	als	ob	das	von	allen	gefordert	würde.	Viel-
mehr	ist	dort,	wo	die	Menschen	hinterher	arbeiten,	das	Votum	
ganz	klar:	Bachelor	und	Master.	Das	wollen	wir	so	haben.	Wir	
wollen	keine	Rolle	rückwärts.

Zusammengefasst:	Für	uns	zählt	der	Inhalt,	nicht	das	Etikett.	

(Beifall	bei	den	Grünen	–	Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	
GRÜNE:	Sehr	gut!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	SPD-Fraktion	
erteile	ich	das	Wort	Herrn	Abg.	Rivoir.

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Ist	das	auch	
ein	Bachelor?	–	Gegenruf	des	Abg.	Andreas	Schwarz	

GRÜNE:	Er	ist	Diplom-Ingenieur!)

Abg. Martin Rivoir	SPD:	Genau.	–	Herr	Präsident,	meine	
Damen	und	Herren!	Wenn	wir	jetzt	in	Österreich	wären,	dann	
hätten	Sie	mich	als	„Herr	Diplom-Ingenieur	Rivoir“	ansagen	
müssen.	

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Herr	Oberingeni-
eur!)

Insofern,	meine	Damen	und	Herren,	bei	aller	Wertschätzung	
und	Loyalität	zur	Regierung	und	zur	Ministerin:	Dass	ich	in	
einer	Stellungnahme	lesen	muss,	die	Reputation	des	Diplom-
Ingenieurs	werde	überschätzt,	hat	mich	doch	schwer	getrof-
fen.

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Unglaub-
lich!)

Das	einmal	als	kleine	Vorbemerkung.

Meine	Damen	und	Herren,	ich	will	zu	Beginn	einfach	noch	
einmal	etwas	klarstellen,	weil	auch	in	Presseerklärungen,	die	

heute	kursieren,	glaube	ich,	ein	paar	Dinge	durcheinanderge-
worfen	werden.	Niemand	 hat	 die	Absicht,	 diese	Bologna-
Struktur,	 die	Bachelor-	 und	Masterstruktur	 zurückzuentwi-
ckeln	und	daran	irgendetwas	zu	ändern.	Sie	ist	akzeptiert;	es	
ist	ein	Prozess,	der	über	unsere	Hochschulen	gegangen	ist,	den	
unsere	Hochschulen	mit	viel	Energie,	mit	viel	Kraft,	mit	viel	
Engagement	hinter	sich	gebracht	haben.	Niemand	will	da	et-
was	ändern.	Das	muss	an	dieser	Stelle	so	festgestellt	werden.	

(Abg.	Katrin	Schütz	CDU:	Genau!	Danke!	Einer,	der	
zuhört!)

Festgestellt	werden	muss	aber	auch,	dass	auch	das	etwas	gilt,	
was	heute	Mittag	schon	ein	Thema	war,	nämlich	die	 tätige	
Reue.	Ich	kann	mich	schon	erinnern,	wie	in	den	letzten	zehn	
Jahren	dieser	Prozess	auch	hier	 im	Wissenschaftsausschuss	
vorangetrieben	worden	ist	und	es	gerade	auch	die	damalige	
Regierung	war,	die	da	massiv	Gas	gegeben	und	auch	auf	War-
nungen	nicht	gehört	hat.	Vielleicht	hätte	an	der	einen	oder	an-
deren	Stelle	auch	damals	schon	ein	Innehalten	gutgetan,	und	
vielleicht	hätten	wir	die	heutige	Diskussion	nicht,	wenn	man	
sich	frühzeitiger	–	wie	auch	wir	schon	vor	fünf,	sechs	Jahren	
mehrfach	angemahnt	haben	–	darüber	unterhalten	hätte,	ob	
man	den	Titel	„Diplom-Ingenieur“	trotz	des	Bologna-Prozes-
ses	erhalten	kann.	

Der	vierte	Punkt	ist	der	folgende:	Heute	hat	mich	durch	Zu-
fall	ein	Brief	von	Herrn	Professor	Hippler	erreicht,	dem	Prä-
sidenten	der	deutschen	Hochschulrektorenkonferenz.	Er	–	das	
muss	man	auch	sagen	–	ist	der	Präsident	der	Universitäten	und	
der	Fachhochschulen.	Er	spricht	also	für	beide	Hochschular-
ten.

Er	schreibt	in	diesem	Brief	an	die	Kultusministerkonferenz,	
der	mir	als	Kopie	vorliegt,	er	bitte	darum,	die	Verleihung	des	
Titels	„Diplom-Ingenieur“	für	die	Bachelor-	und	für	die	Mas-
terabschlüsse	nochmals	zu	prüfen	und	zu	diskutieren.	

(Zuruf	der	Abg.	Katrin	Schütz	CDU)

Ich	will	hier	nicht	von	einer	Wiedereinführung	dieses	Titels	
reden.	Es	geht	einfach	darum,	dass	mit	„Wiedereinführung“	
so	getan	wird,	als	ob	wir	etwas	Rückwärtsgewandtes	tun	woll-
ten,	als	ob	wir	wieder	Strukturen	ändern	wollten.	

(Abg.	Dr.	 Friedrich	Bullinger	 FDP/DVP:	Wie	 bei	
G	9!)

Ich	habe	es	schon	gesagt:	Das	wollen	wir	nicht.	Wir	wollen	
nur	die	Hochschulen	in	die	Lage	versetzen,	ihren	Absolven-
ten	sowohl	beim	Bachelor-	als	auch	beim	Masterabschluss	den	
Titel	 „Diplom-Ingenieur“	zu	verleihen.	Diese	 Initiative	der	
Hochschulrektorenkonferenz	wird	von	uns	begrüßt.	

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	SPD	–	Abg.	Katrin	
Schütz	CDU:	Sehr	gut!)

Meine	Damen	und	Herren,	trotzdem:	Freuen	Sie	sich	nicht	zu	
früh.	

(Abg.	Katrin	 Schütz	CDU:	 Jetzt	machen	Sie	 sich	
nicht	wieder	unbeliebt!)

Ich	denke,	es	geht	in	der	Tat	nicht,	dass	wir	einen	Alleingang	
in	Baden-Württemberg	machen,	sondern	wir	unterstützen	die-



2608

Landtag	von	Baden-Württemberg	–	15.	Wahlperiode	–	46.	Sitzung	–	Mittwoch,	10.	Oktober	2012
(Martin Rivoir) 

se	Forderung	der	Hochschulrektorenkonferenz.	Ich	denke,	die	
KMK	wird	in	der	nächsten	Zeit	darüber	diskutieren.	Deswe-
gen	gibt	 es	 keine	baden-württembergischen	Alleingänge	 in	
diesem	Punkt,	sondern	wir	müssen	alle	zusammen	im	Dialog	
mit	den	Betroffenen,	mit	den	Verbänden,	mit	den	Ingenieurs-
verbänden,	eine	bundesweite	Lösung	finden.	Deswegen	kön-
nen	wir	heute	dem	Beschlussteil	 Ihres	Antrags	 leider	noch	
nicht	zustimmen.	

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Das	ist	aber	schade!	
Lassen	Sie	uns	doch	ein	Zeichen	setzen	und	Vorrei-
ter	 sein!	 –	Abg.	Katrin	Schütz	CDU:	Das	 ist	 aber	

schade!)

–	Langsam.	–	Wir	werden	die	Hochschulrektorenkonferenz,	
Herrn	Professor	Hippler	 in	 dieser	Sache	 unterstützen.	Wir	
wollen,	dass	die	Verleihung	dieses	Titels	wieder	ermöglicht	
wird.	

Ich	will	noch	einen	Punkt	hinzufügen:	Es	heißt	in	der	Tat	Bo-
logna-Prozess.	Ein	Prozess	ist	eine	dynamische	Angelegen-
heit,	eine	Sache,	bei	der	man	sich	auf	einem	Weg	befindet;	da-
bei	kann	man	auch	einmal	erkennen,	dass	eine	Fehlentwick-
lung	vorliegt.	Wir	erkennen	 in	der	Abschaffung	der	Verlei-
hung	des	Titels	„Diplom-Ingenieur“	eine	Fehlentwicklung.	

(Abg.	Claus	Paal	CDU:	Da	könnt	ihr	doch	zustim-
men!)

Deswegen	gibt	es	von	uns	die	deutliche	Ansage:	Wir	wollen,	
dass	dieser	Titel	weiter	existiert,	und	werden	entsprechende	
Initiativen	mit	unterstützen.	

Vielen	Dank.	

(Beifall	bei	der	SPD	und	den	Grünen	–	Abg.	Claus	
Paal	CDU:	Und	weitere	Debatten	folgen	lassen!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	FDP/DVP-Frak-
tion	erteile	ich	Herrn	Abg.	Dr.	Kern	das	Wort.	

Abg. Dr. Timm Kern	FDP/DVP:	Herr	Präsident,	liebe	Kol-
leginnen	und	Kollegen!	Ich	bin	ob	der	Äußerungen	des	Kol-
legen	Rivoir	einigermaßen	überrascht.	

(Zuruf	der	Abg.	Rita	Haller-Haid	SPD)

Insoweit	muss	ich	mich	ein	Stück	weit	eher	in	Richtung	der	
Grünen	wenden.	Die	CDU	hat	mit	ihrem	Antrag	ein	Anliegen	
aufgegriffen,	das	bereits	die	damalige	Landesregierung	mit	
Professor	Frankenberg	anstrebte,	der	wollte,	dass	man	zusätz-
lich	

(Zuruf	der	Abg.	Katrin	Schütz	CDU)

zum	Masterabschluss	den	Titel	„Diplom-Ingenieur“	verleihen	
könne.	Das	unterstützte	und	unterstützt	die	FDP/DVP,	weil	es	
auch	von	den	Ingenieurwissenschaften	und	den	Technischen	
Universitäten	sowie	den	Ingenieurkammern	an	die	Politik	he-
rangetragen	wurde.	Nach	unserer	Auffassung	geht	dieses	An-
liegen	auch	mit	der	Bologna-Reform	konform,	da	die	Vorga-
ben	für	die	Masterstudiengänge	und	Masterabschlüsse	in	kei-
ner	Weise	geändert	werden	müssten.	

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	So	ist	es!)

Allerdings	würden	wir	es	gern	den	Hochschulen	im	Sinne	ge-
stärkter	Gestaltungsfreiheiten	überlassen,	ob	sie	die	Bezeich-
nung	 „Diplom-Ingenieur“	 zusätzlich	 zum	Masterabschluss	
verleihen	wollen	oder	nicht.	Die	damalige	hochschulpoliti-
sche	Sprecherin	der	Grünen,	Theresia	Bauer,	lehnte	die	For-
derung	als	rückwärtsgewandt	ab.	Befürchtet	wurde	eine	Ent-
wertung	 der	Bachelor-	 und	Masterabschlüsse.	 So	weit	 der	
Blick	in	die	Vergangenheit.	

Lassen	Sie	mich	nun	 zur	 aktuellen	Stellungnahme	 zu	dem	
CDU-Antrag	durch	die	grün-rote	Landesregierung	sagen,	dass	
wir	es	hier	wieder	mit	einem	Paradebeispiel	der	gelebten	Pra-
xis	einer	Politik	des	Gehörtwerdens	zu	tun	haben.	Nach	Auf-
fassung	der	FDP/DVP-Fraktion	atmet	die	Stellungnahme	des	
Antrags	den	mittlerweile	charakteristischen	Geist	an	Unifor-
mität	und	Dirigismus,	die	das	Vorgehen	der	grün-roten	Lan-
desregierung	in	zahlreichen	Politikbereichen	kennzeichnen.	

(Zuruf	des	Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE)

Nicht	zufällig	–	zur	Erinnerung	–	ist	ja	seinerzeit	durch	die	
rot-grüne	Bundesregierung	–	es	gab	einmal	eine	Bundesbil-
dungsministerin	namens	Edelgard	Bulmahn	–	die	Bologna-
Reform	 auf	 europäischer	Ebene	 ausgehandelt	worden.	 Im	
Nachhinein	ist	vielfach	das	eine	oder	andere	an	dieser	Reform	
kritisiert	worden.	Wir	haben	aber	in	Baden-Württemberg	–	ge-
rade	auch	nach	Protesten	durch	die	Studierenden	–	Konse-
quenzen	gezogen,	indem	die	Hochschulen	die	Stofffülle	und	
die	Prüfungsdichte	in	den	Studiengängen	überprüft	und	vie-
lerorts	auch	angepasst	haben.	

Dass	Frau	Bauer	heute	immer	noch	an	ihrer	rigiden	Haltung	
festhält,	obwohl	eine	zusätzliche	Bezeichnung	„Diplom-In-
genieur“	die	Bologna-Vorgaben	in	keiner	Weise	einschränken	
würde,	 ist	 unverständlich.	Nach	Auffassung	der	FDP/DVP	
sollte	aber	Vielfalt	und	nicht	Uniformität	das	Leitbild	unserer	
Hochschullandschaft	sein.	

Jetzt	möchte	ich	noch	etwas	zu	der	Art	und	Weise	sagen,	wie	
zu	diesem	Antrag	Stellung	genommen	wurde.	Die	CDU	führt	
in	ihrer	Begründung	eigentlich	unmissverständlich	aus,	dass	
es	 ihr	um	einen	zusätzlich	verliehenen	akademischen	Grad	
geht,	der	keine	Änderung	für	die	Bologna-Reform	bzw.	für	
die	Bachelor-	und	Masterstudiengänge	bedeuten	würde.	

Die	grüne	Wissenschaftsministerin	missversteht	in	ihrer	Stel-
lungnahme	die	Antragsteller	ganz	bewusst	und	meint,	sich	ge-
gen	eine	Umkehr	der	Bologna-Reform	verwahren	zu	müssen.	
Deshalb	stellt	sich	die	Frage,	ob	die	von	Grün-Rot	ausgerufe-
ne	Politik	des	Gehörtwerdens	nicht	allmählich	in	ihr	Gegen-
teil	verkehrt	wird,	

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Schwerhö-
rig	sind	die!)

nämlich	in	eine	Politik	des	bewussten	Missverstehens.	

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 –	Abg.	 Dr.	 Friedrich	
Bullinger	FDP/DVP:	So	ist	es!)

Dass	sich	die	Wissenschaftsministerin	in	ihrer	Stellungnahme	
dann	auch	noch	hinter	den	Vorgaben	der	Kultusministerkon-
ferenz	verschanzt,	macht	die	Argumentation	kaum	überzeu-
gender.	Bisher	dachte	ich	immer,	dass	die	baden-württember-
gische	Kultusministerin	 bzw.	 die	 baden-württembergische	
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Wissenschaftsministerin	in	diesem	Gremium	sitzt	und	in	die-
sem	ihren	Einfluss	geltend	machen	kann.	

Liebe	 Kolleginnen	 und	 Kollegen	 der	 Regierungsfraktion	
GRÜNE,	lassen	Sie	Vielfalt	und	Entscheidungsfreiheit	an	den	
baden-württembergischen	Hochschulen	zu!	Hören	Sie	den	Be-
troffenen	wirklich	zu,	und	bemühen	Sie	sich	ernsthaft,	 ihre	
Anliegen	zu	verstehen!	Lassen	Sie	die	Hochschulen	das	re-
geln,	was	sie	besser	als	die	Landesregierung	regeln	können!

Vielen	Dank	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Landesregie-
rung	erteile	ich	das	Wort	der	Frau	Ministerin	für	Wissenschaft,	
Forschung	und	Kunst	Bauer.

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst The-
resia Bauer:	Herr	Präsident,	meine	Damen	und	Herren!	Las-
sen	Sie	mich	zunächst	etwas	zur	bestehenden	Rechtslage	sa-
gen,	was	das	Führen	von	Titeln	angeht.	Die	Rechtslage	ist	ein-
deutig.	Es	besteht	keine	Möglichkeit	für	Absolventen	eines	
ingenieurwissenschaftlichen	Masterstudiengangs,	 den	Grad	
„Diplom-Ingenieur“	zu	führen.	Dies	haben	alle	Bundesländer	
gemeinsam	beschlossen,	und	zwar	in	den	ländergemeinsamen	
Strukturvorgaben	der	Kultusministerkonferenz	vom	4.	Febru-
ar	2010.	

Damals	war	die	Konstellation	der	baden-württembergischen	
Landesregierung	noch	eine	andere,	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Kai	Schmidt-Eisenlohr	GRÜNE)

die	diesen	Beschluss	mitgetragen	hat.	Die	entsprechende	ge-
meinsame	Beschlussfassung	findet	 sich	 im	baden-württem-
bergischen	Landeshochschulgesetz	wieder,	 das	 den	KMK-
Vorgaben	folgt.	

In	§	35	Absatz	1	Satz	2	des	Landeshochschulgesetzes	wird	ge-
regelt,	dass	aufgrund	einer	Hochschulprüfung,	mit	der	ein	wei-
terer	Hochschulabschluss	nach	dem	Bachelorabschluss	erwor-
ben	wird,	die	Hochschule	einen	Mastergrad	verleiht.	Dieser	
Absatz	regelt	auch,	dass	nur	in	den	auslaufenden	Diplomstu-
diengängen,	in	die	seit	dem	Wintersemester	2010/2011	keine	
Studierenden	mehr	 aufgenommen	werden	dürfen,	noch	ein	
Diplomgrad	verliehen	werden	darf.	

So	die	Rechtslage,	die	noch	unter	der	vorherigen	Landesre-
gierung	bzw.	unter	meinem	Amtsvorgänger,	Herrn	Minister	
Frankenberg,	festgelegt	wurde.	

Jetzt	kann	man	natürlich	sagen,	dass	die	vorherige	Landesre-
gierung	dies	falsch	gemacht	hat	und	wir	nun	die	Gelegenheit	
haben,	dies	zu	ändern.	Deswegen	möchte	ich	ein	paar	Argu-
mente	anführen,	um	zu	verdeutlichen,	warum	ich	glaube,	dass	
es	falsch	wäre,	die	Entscheidung	der	früheren	Landesregie-
rung	zu	korrigieren.	

Wenn	man	Ihrer	Argumentation	folgen	würde,	dass	der	Titel	
„Diplom-Ingenieur“	einen	Wettbewerbsvorteil	und	eine	bes-
sere	Chance	auf	einen	guten	Arbeitsplatz	bedeutet,	warum	gilt	
das	dann	nicht	auch	für	den	Diplom-Biologen,	für	den	Dip-
lom-Chemiker	und	für	andere	Diplomabschlüsse?

(Abg.	Dr.	Kai	Schmidt-Eisenlohr	GRÜNE:	Gute	Fra-
ge!)

Bei	der	Argumentation,	die	Sie	hier	anführen,	wäre	es	nur	fol-
gerichtig,	 den	Diplomgrad	 als	 alten,	 bewährten,	 guten	Ab-
schluss	in	allen	Bereichen	als	zweiten	Titel	hinter	jeden	Ab-
schluss	zu	setzen.

(Zuruf	der	Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU)

Es	gibt	keine	Begründung,	warum	dies	für	den	Ingenieur	gel-
ten	soll,	aber	für	den	Chemiker	nicht.	

Im	Übrigen:	Die	Forderung	derjenigen,	die	gern	das	Diplom	
wieder	einführen	würden,	beschränkt	sich	in	der	Tat	nicht	auf	
die	Ingenieure.	Die	Chemiker	fordern	genau	das	Gleiche.	Spä-
testens	dann	muss	einem	klar	werden:	Wenn	man	sagt:	„Die	
neuen	Abschlüsse	sind	zwar	da,	aber	den	alten	Abschluss	darf	
man	in	Klammern	mit	anführen“,	dann	wird	man	das	Tor	da-
für	öffnen,	dass	die	Qualität,	die	Akzeptanz	der	neuen	Titel	
untergraben	wird.

(Abg.	Dr.	Timm	Kern	FDP/DVP:	Sprechen	Sie	jetzt	
zur	Opposition	oder	zur	SPD?)

–	Ich	spreche	zu	allen,	die	es	hören	wollen.	

(Heiterkeit	 des	Abg.	 Dr.	 Kai	 Schmidt-Eisenlohr	
GRÜNE)

Es	ist	nicht	konsequent,	die	Frage,	ob	unsere	Abschlüsse	und	
unsere	Studiengänge	gut	genug	sind,	an	der	Titelvergabe	fest-
zumachen,	denn	wir	untergraben	damit	die	Akzeptanz	der	neu-
en	Titel.

Zweitens:	Wer	fordert	eigentlich	was?	Das	ist	vorhin	in	der	
Diskussion	ein	bisschen	durcheinandergegangen.	Was	fordert	
der	Präsident	der	Hochschulrektorenkonferenz	Hippler	–	bis	
vor	Kurzem	Präsident	des	KIT	und	Sprecher	der	Gruppe	der	
TU	9,	der	neun	Technischen	Universitäten	–	im	Vergleich	et-
wa	zu	dem,	was	mein	Amtsvorgänger,	Minister	Frankenberg,	
gefordert	hat?	Das	sind	zwei	völlig	unterschiedliche	Dinge.	
Das	wird	hier	in	der	Diskussion	bislang	munter	durcheinan-
dergewürfelt.	Es	lohnt	sich,	sich	über	den	Unterschied	klar	zu	
werden.	

Herr	Hippler	fordert	zusammen	mit	den	Technischen	Univer-
sitäten	die	zusätzliche	Vergabe	des	Titels	„Diplom-Ingenieur“	
ausschließlich	für	Masterstudiengänge	–	

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Genau!)

ausschließlich.	

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Das	wollen	wir	nicht!)

–	Das	hat	aber	Herr	Dr.	Kern,	glaube	ich,	nicht	verstanden.	
Das	erklären	Sie	ihm	nachher	noch	einmal.	

(Abg.	Dr.	Timm	Kern	FDP/DVP:	Ihre	Fürsorge	 ist	
wirklich	großartig!)

Hippler	fordert	dies	ausschließlich	für	Masterstudiengänge.	
Das	bedeutet	in	der	Konsequenz:	Für	ingenieurwissenschaft-
liche	Bachelorstudiengänge	würde	dieses	Recht	künftig	nicht	
gelten.	Das	würde	bedeuten:	Alle	unsere	Hochschulen	für	an-
gewandte	Wissenschaften,	

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Genau!)
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die	hoch	anerkannte,	in	der	Welt	und	zu	Hause	bei	der	Wirt-
schaft	akzeptierte	Abschlüsse	anbieten,	hätten	diese	Möglich-
keit	nicht.

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Genau	so	ist	es!)

Das	wäre	in	der	Tat	eine	Abwertung	nicht	nur	des	Bachelors,	
sondern	 auch	 insbesondere	 unserer	Hochschulen	 für	 ange-
wandte	Wissenschaften.	

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	So	ist	es!)

Deswegen	muss	man	sich	in	aller	Deutlichkeit	gegen	die	Ini-
tiative	des	heutigen	HRK-Präsidenten	Hippler	wenden.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	CDU	
–	Glocke	des	Präsidenten)

Herr	Minister	Frankenberg	hatte	das	verstanden.	Er	hat	des-
wegen	versucht,	einen	Kompromiss	zu	finden.	

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	So	ist	es!)

Er	hat	gesagt:	Dann	machen	wir	einen	Trick.	Wir	ermöglichen	
es,	den	Titel	„Dipl.-Ing.“	in	der	Klammer	zusätzlich	zu	ver-
geben,	nicht	nur	für	den	Masterabschluss,	sondern	auch	für	
den	Bachelorabschluss,	sodass	sie	ihn	alle	verwenden	können,	
also	auch	die	Universitäten,	die	Bologna	anwenden.	Den	Ti-
tel	„Dipl.-Ing.“	bekommt	man	auch	schon	nach	dem	Bache-
lor.	Das	wollten	Herr	Hippler	und	seine	Kollegen	aber	nie.	

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Genau!)

Dafür	setzt	sich	Herr	Hippler	auch	nicht	als	HRK-Präsident	
ein.	

(Abg.	Katrin	Schütz	CDU:	Doch!	 –	Gegenruf	 des	
Abg.	Alexander	Salomon	GRÜNE)

–	Nein,	dafür	setzt	er	sich	nicht	ein.	Das	würde	auch	die	Idee	
völlig	konterkarieren.	Dass	man	sich	nach	dem	Bachelor	am	
KIT	„Dipl.-Ing.“	nennen	kann	und	sich	nach	dem	Master	auch	
„Dipl.-Ing.“	nennen	kann,	macht	keinen	Sinn.	Deswegen	ist	
die	Forderung	nach	Einführung	des	Titels	„Diplom-Ingeni-
eur“	de	facto	eine	Forderung	von	einigen	Universitätsreprä-
sentanten,	die	sich	auch	gern	von	den	ingenieurwissenschaft-
lichen	Studiengängen	 an	den	Hochschulen	 für	 angewandte	
Wissenschaften	distinguieren.	Ich	trage	diese	Politik	nicht	mit.	
Ich	halte	sie	für	schädlich	für	das	Land	Baden-Württemberg	
und	für	unsere	Hochschulen	für	angewandte	Wissenschaften.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	Abg.	Gabi	Rolland	
SPD)

Ich	sehe	das	nicht	allein	so	und	bin	nicht	hoffnungslos	altmo-
disch,	sondern	es	gibt	viele,	die	 in	aller	Deutlichkeit	davor	
warnen,	dem	schönen	Titel	zu	verfallen	und	damit	in	einer	Ne-
benfolge	Schaden	anzurichten.

In	aller	Deutlichkeit	hat	sich	die	HAW-Rektorenkonferenz	Ba-
den-Württemberg	positioniert.	Ich	möchte	Ihnen	stellvertre-
tend	ein	Zitat	von	Herrn	Professor	Dr.	Kaiser,	Mitglied	der	
Landesrektorenkonferenz	der	Hochschulen	 für	 angewandte	
Wissenschaften,	vorlesen.	Er	betont	sehr	deutlich,	es	sei	den	
HAWs	gelungen	–	ich	zitiere	–,	

ihren Studierenden mit den gestuften Studienabschlüssen 
nach der „Bologna-Logik“ mehr als einen Ersatz für die 
früheren Diplomabschlüsse anzubieten. 

Unsere	baden-württembergischen	HAWs	setzen	sich	in	aller	
Deutlichkeit	dafür	ein,	dass	man	die	neuen	Titel	benutzt,	mit	
ihnen	arbeitet	und	für	Akzeptanz	sorgt	und	nicht	selbst	durch	
solche	Debatten	mit	dazu	beiträgt,	die	jungen	Menschen	zu	
verunsichern.

In	 derselben	Deutlichkeit	 äußert	 sich	Arbeitgeberpräsident	
Professor	Dr.	Hundt,	etwa	in	einer	gemeinsamen	Pressekon-
ferenz,	die	ich	mit	ihm	zusammen	im	Oktober	2011	abgehal-
ten	habe,	aber	auch	in	diesen	Tagen	wieder.	Lesen	Sie	es	nach.

(Unruhe	–	Glocke	des	Präsidenten)	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Ministerin,	einen	
Moment	bitte.	–	Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	seien	Sie	
bitte	ein	bisschen	ruhiger,	und	führen	Sie	Ihre	Gespräche	au-
ßerhalb	des	Plenarsaals,	sonst	hört	man	bald	nichts	mehr.	–	
Bitte.

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst The-
resia Bauer:	In	aller	Deutlichkeit	sagt	Dr.	Hundt:	Die	Unter-
nehmen	lehnen	eine	Rückkehr	zu	den	alten	Abschlüssen	ab.	

Entscheidend	ist	eben	nicht	der	Titel,	sondern	der	Inhalt	des	
Studiums.	Die	große	Akzeptanz,	die	unsere	Hochschulabsol-
venten,	 insbesondere	unsere	Ingenieure,	 in	der	Welt	haben,	
liegt	doch	daran,	dass	sie	de	facto	das	Label	„Made	in	Ger-
many“	tragen.

(Abg.	Dr.	Kai	Schmidt-Eisenlohr	GRÜNE:	Ja!)

Dafür	 stehen	unsere	Studiengänge	und	unsere	Absolventen	
und	nicht	für	einen	bestimmten	Titel.

(Beifall	bei	den	Grünen)

Das	Diplom	 ist	 sogar	 in	manchen	Teilen	der	Welt	 schlicht	
nicht	bekannt.	Bekannt	ist	sehr	wohl,	dass	man	in	Deutsch-
land	sehr	gut	Ingenieurwissenschaften	studieren	kann.	Insbe-
sondere	im	asiatischen	Raum	ist	das	Diplom	völlig	unbekannt,	
während	aber	Bachelor	und	Master	bekannte	und	akzeptierte	
Studienabschlüsse	sind.

Deswegen	noch	ein	letztes	Argument,	mit	dem	ich	davor	war-
nen	will,	den	Weg	von	Mecklenburg-Vorpommern	in	Baden-
Württemberg	zu	beschreiten.	Mecklenburg-Vorpommern	ist	
in	der	Tat	vorangegangen,	hat	sich	von	den	ländergemeinsa-
men	Strukturvorgaben	verabschiedet	und	ist	seinen	eigenen	
Weg	gegangen.	Die	Akkreditierungsagenturen	in	Deutschland	
haben	eine	eindeutige	Antwort	gegeben:	Sie	werden	diese	Stu-
diengänge	nicht	akkreditieren,	weil	sie	mit	den	gemeinsam	
verabschiedeten	Vorgaben	nicht	übereinstimmen.

Lassen	Sie	uns	bitte	in	Baden-Württemberg	mit	seiner	hoch	
renommierten	und	hoch	anerkannten	Hochschullandschaft	den	
Irrweg	von	Mecklenburg-Vorpommern	nicht	wiederholen.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Irrweg?	Mein	Gott!)

Ich	danke	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	den	Grünen)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	CDU-Fraktion	
erteile	ich	Frau	Kollegin	Schütz	das	Wort.	

(Staatssekretär	Jürgen	Walter:	Die	will	jetzt	zum	So-
zialismus	zurück!)
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Abg. Katrin Schütz	CDU:	Herr	Präsident,	meine	sehr	geehr-
ten	Damen	und	Herren!	Der	Diplom-Ingenieur	ist	ein	Allein-
stellungsmerkmal,	und	er	ist	eine	Marke.	

(Zuruf	des	Staatssekretärs	Jürgen	Walter)

Sie	haben	uns	vielleicht	falsch	verstanden.	Wir	hinterfragen	
nicht	den	Bologna-Prozess.	Das	ist	jetzt,	glaube	ich,	deutlich	
herausgekommen.	Wir	bekennen	uns	ganz	deutlich	dazu.	Aber	
man	muss	sich	manchmal	wirklich	Gedanken	zu	Anliegen	ma-
chen,	die	von	Bürgern	an	einen	herangetragen	werden.	

Herr	Rivoir,	Ihre	Äußerungen	haben	mich	sehr	erfreut.

(Abg.	Martin	Rivoir	SPD:	Hoffentlich!	–	Abg.	And-
reas	Stoch	SPD:	Frauenversteher!	 –	Heiterkeit	 bei	

Abgeordneten	der	SPD)

Ich	finde,	dass	man	den	Worten	aber	auch	Taten	folgen	lassen	
muss.	Es	wäre	klasse,	wenn	wir	da	gemeinsam	eine	Lösung	
finden	könnten,	wenn	wir	also	über	die	Parteigrenzen	hinaus	
eine	Lösung	im	Interesse	der	Bürger	finden.

Die	Lösung,	die	bisher	angeboten	wurde,	war	eine	Kompro-
misslösung	des	MWK,	die	damals	Herr	Frankenberg	gefun-
den	hatte.	Diese	wurde	vor	Kurzem	„eingesammelt“.	Bislang	
war	geduldet	worden,	dass	von	dieser	Kompromisslösung	Ge-
brauch	gemacht	wurde.

Mir	liegt	der	Brief	von	Herrn	Professor	Hippler	vor.	Ich	möch-
te	daraus	zitieren,	weil	ich	glaube,	dass	da	einiges	falsch	im	
Raum	steht:

... die Hochschulrektorenkonferenz hat sich vor und wäh-
rend ihrer letzten Mitgliederversammlung erneut einge-
hend mit der Frage der Abschlussgrade von Bachelor- 
und Master-Studiengängen befasst. Als Ergebnis der be-
treffenden Beratungen vertritt die HRK die Rechtsauffas-
sung, ... Auf der Grundlage dieser Diploma Supplements 
muss daher den Studierenden auf unzweifelhafter Rechts-
grundlage bei Master-Abschlüssen das Recht zur Füh-
rung des Grades „Diplom-Ingenieur (M. Sc.)“ oder „Di-
plom-Ingenieur (M. Eng.)“ und bei Bachelorabschlüssen 
das Recht zur Führung des Grades „Diplom-Ingenieur 
(B. Sc.)“ oder „Diplom-Ingenieur (B. Eng.)“

–	er	unterscheidet	also	hier	auch	–	

ermöglicht werden, soweit die Hochschulen diese Rege-
lungsoption in ihren Prüfungsordnungen übernehmen.

Damit	wird	doch	ein	gangbarer	Weg	vorgeschlagen.	

Ich	möchte	hier	festhalten,	dass	der	Beschlussteil,	der	in	die-
sem	Antrag	enthalten	ist,	sehr,	sehr	vage	ist	und	noch	Gestal-
tungsspielraum	lässt,	um	einen	Weg	zu	finden,	der	im	Inter-
esse	der	Hochschulrektorenkonferenz	und	 im	 Interesse	des	
Bologna-Prozesses	ist.	Ich	glaube,	da	gäbe	es	eine	Lösung.	

Wir	haben	also	Konsens	von	drei	Fraktionen,	die	sich	jetzt	da-
für	ausgesprochen	haben,	und	es	wäre	wirklich	schade,	wenn	
man	nur,	weil	man	 Ideologien	 verfolgt,	 diesen	Antrag	 aus	
Prinzip	ablehnt.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Den	können	wir	ja	in	
den	Ausschuss	verweisen!	–	Gegenruf	des	Abg.	Dr.	

Dietrich	Birk	CDU:	Ja,	machen	wir!)	

Fazit:	Im	Interesse	der	Studierenden	und	der	Hochschulen	bit-
te	ich	Sie,	liebe	Kollegen,	diesem	Antrag	zuzustimmen.

(Zurufe	von	der	CDU,	u.	a.	Abg.	Dr.	Dietrich	Birk:	
Ausschussüberweisung!)

–	Also	gut.	Ich	höre,	es	wird	Ausschussüberweisung	gewünscht.	
Es	wäre	schön,	wenn	man	dort	dann	auch	entsprechend	ab-
stimmen	würde.	

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Machen	wir!)

Vielen	Dank,	wenn	ich	hier	positive	Rückmeldungen	wahr-
nehmen	darf.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Das	Wort	erhält	Herr	
Abg.	Dr.	Kern.	–	Sie	haben	noch	34	Sekunden	Redezeit.

Abg. Dr. Timm Kern	FDP/DVP:	Herr	Präsident!	Das	Wich-
tigste	ist	schnell	gesagt.	Die	SPD	hat	heute	die	Hand	ausge-
streckt	zur	CDU	und	zur	FDP/DVP.	

(Abg.	Rita	Haller-Haid	SPD:	Zur	FDP/DVP	nicht!)

Ich	kann	für	meinen	Teil	und	auch	für	meine	Fraktion	sagen:	
Wir	nehmen	diese	Hand	an.	Schwarz-Rot-Gelb	ist	eine	inter-
essante	Koalition,	die	sich	hier	beim	Thema	Diplom-Ingeni-
eur	gefunden	hat.

Wir	können	festhalten:	Die	grüne	Wissenschaftsministerin	ist	
in	dieser	Frage	hier	isoliert.	Insofern	warte	ich	darauf,	was	wir	
da	gemeinsam	machen	können.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Liebe	Kolleginnen	und	
Kollegen,	Abschnitt	I	des	Antrags	Drucksache	15/1498	ist	ein	
Berichtsteil	und	kann	für	erledigt	erklärt	werden.	–	Dem	stim-
men	Sie	zu.

Abschnitt	II	ist	ein	Beschlussteil,	der	ein	Handlungsersuchen	
enthält.	

Herr	Abg.	Dr.	Birk.

Abg. Dr. Dietrich Birk	CDU:	Da	wir	seitens	der	CDU-Frak-
tion	der	Überzeugung	sind,	dass	wir	auch	die	Landesregie-
rung,	insbesondere	die	grüne	Wissenschaftsministerin	und	ih-
re	Fraktion,	noch	davon	überzeugen	können,	dass	der	Weg	
richtig	ist,	schlagen	wir	vor,	dass	wir	diesen	Antrag	im	Aus-
schuss	weiter	beraten.	Wir	bitten	um	Überweisung	an	den	zu-
ständigen	Ausschuss.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Der	Antrag	ist	gestellt.	
Wer	dafür	ist,	Abschnitt	II	des	Antrags	Drucksache	15/1498	
an	den	zuständigen	Ausschuss	für	Wissenschaft,	Forschung	
und	Kunst	zu	überweisen,	möge	bitte	die	Hand	erheben.	–	Wer	
ist	dagegen?	–	Wer	enthält	sich?	–	Damit	ist	Abschnitt	II	die-
ses	Antrags	an	den	Ausschuss	für	Wissenschaft,	Forschung	
und	Kunst	überwiesen	worden.	

Damit	ist	Tagesordnungspunkt	9	erledigt.
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Wir	kommen	jetzt	zu	Tagesordnungspunkt 10:

Antrag der Fraktion der SPD und Stellungnahme des Mi-
nisteriums für Finanzen und Wirtschaft – Nachteile für 
Unternehmen aus Baden-Württemberg auf dem europäi-
schen Markt wegen geringer Frauenquote – Drucksache 
15/1510

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	das	Präsidium	hat	folgende	
Redezeiten	festgelegt:	für	die	Begründung	fünf	Minuten,	für	
die	Aussprache	fünf	Minuten	je	Fraktion.	

Für	die	SPD-Fraktion	darf	ich	das	Wort	Frau	Abg.	Wölfle	er-
teilen.	

Abg. Sabine Wölfle	SPD:	Herr	Präsident,	sehr	geehrte	Kol-
leginnen	und	Kollegen!	Ich	möchte	meinen	Vortrag	mit	einem	
Zitat	beginnen:

(Unruhe)

Die Zeit ist reif für Veränderungen! Frauen sind ein Er-
folgsfaktor. Ohne mehr Frauen an der Spitze wird die 
Wirtschaft den Wettbewerb nicht bestehen. Wir fordern 
eine gesetzliche Regelung für eine Quote in Aufsichtsrä-
ten.

Ich	habe	gerade	die	Vorsitzende	der	Frauenunion,	Frau	Pro-
fessorin	Maria	Böhme,	zitiert,	nachzulesen	auf	der	Homepage	
der	Berliner	Erklärung.	

Hier	fordern	seit	fast	einem	Jahr	bekannte	Persönlichkeiten	
eine	verbindliche	gesetzliche	Regelung	zur	geschlechterge-
rechten	Besetzung	von	Entscheidungsgremien	der	Wirtschaft.	
Zu	diesen	Erstunterzeichnerinnen	gehören	neben	Frau	Profes-
sorin	Böhme	auch	unsere	Sozialministerin	Katrin	Altpeter	und	
die	Bundesarbeitsministerin	Ursula	von	der	Leyen.

Im	März	dieses	Jahres	haben	wir	schon	einmal	über	das	The-
ma	„Frauenquote	in	Wirtschaftsunternehmen“	diskutiert.	Da-
mals	haben	Vertreterinnen	und	Vertreter	aller	Fraktionen	her-
vorgehoben,	wie	wichtig	und	richtig	es	 ist,	mehr	Frauen	in	
Führungspositionen	zu	bringen.	

In	unserem	Antrag	geht	es	darum,	welche	Nachteile	baden-
württembergischen	Unternehmen	drohen,	wenn	 sie	Quoten	
nicht	erfüllen,	die	in	den	Mitgliedsstaaten	der	Europäischen	
Union	schon	jetzt	oder	auch	zukünftig	angewendet	werden.	

(Anhaltende	Unruhe)

Zwar	berichtet	 die	Landesregierung,	 dass	 solche	Nachteile	
bisher	nicht	bekannt	seien.	Sie	stellt	aber	auch	fest,	dass	ins-
besondere	im	Fall	von	Spanien	solche	Benachteiligungen	zu-
künftig	nicht	auszuschließen	sind.

Jetzt	 stellen	Sie	 sich	 einmal	 vor,	 die	 spanische	Regierung	
wollte	im	Jahr	2015	alle	Regierungsgebäude	mit	Fotovoltaik-
anlagen	 ausstatten	 lassen	 und	 schriebe	 einen	 entsprechend	
großen	Auftrag	 aus.	Bosch	Solar	Energy,	 eine	Tochter	 der	
Bosch-Gruppe,	bei	der	im	Aufsichtsrat	19	Männer,	aber	nur	
eine	Frau	vertreten	sind,	hätte	daraufhin	gegenüber	einem	spa-
nischen	oder	 einem	anderen	Unternehmen	 aus	 der	EU	mit	
Frauenquote,	mit	Quotenregelung	das	Nachsehen	im	Bieter-
verfahren.

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	das	ist	keine	Utopie,	son-
dern	das	ist	etwas,	was	ohne	eine	weitere	Gesetzesänderung	
durchaus	real	werden	kann.	Es	ist	absehbar,	dass	Länder,	die	
bereits	Geschlechterquoten	 für	die	Aufsichtsräte	 eingeführt	
haben	–	laut	der	Stellungnahme	des	Ministeriums	sind	dies	
außer	Spanien	auch	Belgien,	Frankreich,	Island,	Italien,	die	
Niederlande	und	Norwegen	–,	vergleichbare	Kriterien	in	ihre	
Vergabegesetze	aufnehmen	werden.

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	 in	drei	oder	auch	 in	 fünf	
Jahren	ist	ein	solches	Szenario	Realität.	Dann	sind	das	keine	
Spekulationen	mehr,	 sondern	 dann	 gibt	 es	 ganz	 konkrete	
Nachteile	für	baden-württembergische	Unternehmen,	die	die	
geforderte	Frauenquote	nicht	erfüllen.	Lassen	Sie	uns	dies	ver-
meiden,	und	zwar	nicht	dadurch,	dass	wir	die	gesetzliche	Quo-
te	 immer	wieder	 infrage	stellen,	sondern	dadurch,	dass	wir	
auch	bei	uns	das	gesetzlich	verankern,	was	wir	doch	eigent-
lich	alle	für	richtig	halten.

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen)

Dazu	gab	es	 in	Deutschland	und	auch	 in	der	Europäischen	
Union	ähnliche	Überlegungen.	

Natürlich	wäre	 es	 für	 alle	 besser,	wenn	 die	Unternehmen	
selbst	das	berücksichtigen	würden,	was	 ihnen	die	moderne	
Betriebswirtschaft	 nahelegt.	Über	den	größeren	Erfolg	von	
Unternehmen	mit	mehr	Frauen	in	Führungspositionen	haben	
wir	bereits	im	März	gesprochen.	Was	aber,	wenn	sich	die	Mas-
se	der	große	Unternehmen	nicht	oder	kaum	merklich	bewegt?	
Auch	EU-Kommissarin	Reding	 hatte	 die	Unternehmen	 zu	
Selbstverpflichtungen	aufgerufen.	Die	Resonanz	war	mehr	als	
bescheiden.	

Ich	finde	es	daher	folgerichtig,	dass	nach	diesem	Misserfolg	
nun	eine	Initiative	für	eine	Richtlinie	sorgen	soll.	Es	geht	nicht	
nur	darum,	Diskriminierungen	abzubauen,	sondern	in	den	Eu-
ropa-2020-Zielen	der	Europäischen	Kommission	ist	auch	das	
Ziel	„Intelligentes	Wachstum“	verankert.	Intelligentes	Wachs-
tum	gibt	es	nur	mit	Frauen	und	nicht	gegen	Frauen.

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen)

Natürlich	haben	wir	in	der	Europäischen	Union	einen	freien	
Markt.	Keines	der	großen	Unternehmen,	die	betroffen	wären,	
agiert	allein	im	jeweiligen	Mitgliedsstaat.	In	Baden-Württem-
berg	haben	wir	eine	besonders	hohe	Exportabhängigkeit	der	
Unternehmen.	Ich	halte	es	daher	nicht	nur	für	sinnvoll,	son-
dern	für	zwingend,	dass	es	in	dieser	Frage	eine	europäische	
Regelung	gibt.	Eine	so	große	Unterschiedlichkeit	in	der	Re-
gelungsform,	wie	sie	in	der	Stellungnahme	des	Ministeriums	
für	Finanzen	und	Wirtschaft	dargestellt	wird,	behindert	nur	
das	Wachstum	unserer	Wirtschaft.

(Beifall	der	Abg.	Rosa	Grünstein	SPD)

Vor	wenigen	Wochen	hat	eine	Bundesratsinitiative	der	SPD	
aus	Hamburg	und	Brandenburg	für	großes	öffentliches	Inter-
esse	gesorgt.	Den	Vorstoß	und	das	Ergebnis	kann	man	fast	
schon	als	historisch	beschreiben.	Denn	mit	den	Stimmen	von	
Sachsen-Anhalt	 und	dem	Saarland	–	 beides	CDU-geführte	
Bundesländer	–	wurde	die	Initiative	vom	Bundesrat	mit	gro-
ßer	Mehrheit	unterstützt,	sodass	sich	nun	der	Bundestag	da-
mit	zu	befassen	hat.	Die	Reaktionen	darauf	waren	hochinter-
essant,	ja	sie	hatten	in	der	Tat	einen	gewissen	Unterhaltungs-
wert.	FDP-Generalsekretär	Döring	forderte	die	CDU	öffent-
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lich	auf,	hierzu	ihre	Haltung	zu	klären,	denn	diese	sei	–	Zitat	
„Passauer	Neue	Presse“	–	„wie	so	oft	nebulös“.	In	der	Tat	hat	
die	Entscheidung	des	Bundesrats	innerhalb	der	CDU	für	gro-
ße	Unruhe	gesorgt.	Denn	viele	der	Frauen	in	der	Partei	sind	
für	die	Quote	und	lehnen	auch	die	sogenannte	Flexi-Quote	der	
Ministerin	Schröder	als	zahnlosen	Tiger	ab.

Viviane	Reding,	die	das	Thema	europaweit	konsequent	vor-
antreibt,	begrüßt	laut	eigener	Aussage,	dass	es	bei	diesem	The-
ma	eine	Allianz	führender	Christdemokratinnen	zwischen	Ber-
lin,	Brüssel	und	Saarbrücken	gibt.	

Apropos	Saarbrücken:	Die	dortige	Ministerpräsidentin,	An-
negret	Kramp-Karrenbauer,	gab	vor	einiger	Zeit	im	Rahmen	
der	Berliner	Erklärung	als	eine	der	Erstunterzeichnerinnen	fol-
gende	Aussage	ab	–	ich	zitiere	–:

In der CDU tummeln sich Quotenmänner, die wegen Re-
gionalquoten, Konfessionsquoten oder Berufsquoten nach 
oben gekommen sind. Ich sage ganz eindeutig: Ich bin ei-
ne Quotenfrau, ich habe von der Quotenregelung bei uns 
profitiert, weil sich der Blick für die Personalauswahl ge-
weitet hat. Deswegen bin ich für eine Frauenquote in der 
Partei, aber auch für das Druckmittel Quote in der Wirt-
schaft. Die Zeit der Freiwilligkeit ist vorbei.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD	und	der	Grünen	
–	Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Sehr	verhalte-
ner	Beifall!	–	Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Das	hat	jetzt	
	eine	 Schrecksekunde	 gebraucht!	 –	Abg.	Andreas	
Schwarz	GRÜNE:	 „Die	Zeit	 der	 Freiwilligkeit	 ist	

vorbei“!	–	Vereinzelt	Heiterkeit)

–	Soll	ich	es	wiederholen?	„Die	Zeit	der	Freiwilligkeit	ist	vor-
bei.“

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen	
–	Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Da	hat	das	Stichwort	ge-
fehlt!	–	Gegenruf	des	Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜ-

NE:	Beim	zweiten	Mal	hat	es	geklappt!)

Es	ist	zu	bezweifeln,	dass	die	schwarz-gelbe	Bundesregierung	
das	Thema	vor	der	Bundestagswahl	aufgreifen	wird.	Allein	
die	Forderung,	im	Fall	der	Behandlung	durch	den	Bundestag	
vom	Fraktionszwang	 befreit	 zu	werden,	 führt	 zu	weiteren	
Streitereien	zwischen	den	Koalitionspartnern.	Dabei	wäre	es	
wichtig,	dass	die	Bundesrepublik	als	Wirtschaftsmacht	inner-
halb	der	Europäischen	Union	das	Thema	mutig	aufgreift	und	
sich	in	die	Reihe	der	Länder	einreiht,	die	hierzu	bereits	klare	
Beschlusslagen	haben.	In	anderen	Ländern	wird	darüber	noch	
diskutiert,	so	auch	bei	uns.

Die	vielen	juristischen	Betrachtungsweisen	machen	die	Dis-
kussion	über	die	gesetzliche	Quote	nicht	einfacher,	zumal	der	
Grundsatz	einer	offenen	Marktwirtschaft	mit	freiem	Wettbe-
werb	zu	beachten	ist.	Die	Gleichbehandlung	von	Frauen	und	
Männern	sowie	die	Entgeltgleichheit	und	die	Chancengleich-
heit	sind	aber	Bestandteile	des	Vertrags	über	die	Arbeitswei-
se	der	Europäischen	Union.	

So	begrüßt	die	SPD-Fraktion	in	diesem	Haus	die	Schlussfol-
gerung	der	Landesregierung	in	der	Stellungnahme	zum	An-
trag	–	für	deren	Ausführlichkeit	ich	mich	bedanke	–,	dass	nur	
eine	verbindliche	Frauenquote	den	angemessenen	Anteil	von	
Frauen	in	den	Führungsetagen	sichern	kann.	Ebenso	begrü-
ßen	wir	die	in	der	Stellungnahme	getroffene	Aussage,	dass	vor	

dem	Hintergrund	der	zu	erwartenden	Initiative	der	Europäi-
schen	Union	–	und	hoffentlich	auch	von	Bundesebene	aus	–	
Gespräche	mit	Arbeitgeberverbänden,	Gewerkschaften,	Kam-
mern	und	Topunternehmen	der	Wirtschaft	geplant	sind.	

Die	Stellungnahmen	der	Unternehmensverbände,	die	in	der	
Stellungnahme	zum	Antrag	angeführt	werden,	zeigen	deut-
lich,	dass	solche	Gespräche	dringend	notwendig	sind.

Wir	hinken	der	Entwicklung	in	Europa	hinterher,	und	wir	wä-
ren	gut	beraten,	politisch	die	Weichen	zu	stellen,	bevor	euro-
päisches	Recht	uns	in	eine	nationale	Umsetzung	zwingt.	Die-
ser	Forderung	sollte	sich	auch	das	Land	Baden-Württemberg	
anschließen.	Daher	fordern	wir	Sie	auf	–	damit	richte	ich	mich	
natürlich	auch	an	die	Damen	und	Herren	der	Opposition	–,	
unserem	Beschlussantrag	zuzustimmen	und	aus	Baden-Würt-
temberg	ein	deutliches	Zeichen	nach	Berlin	zu	senden.	Seien	
Sie	mutig!	Vor	allem	im	Jahr	der	Frau,	wie	die	CDU	ihre	ent-
sprechende	Kampagne	betitelt,	sollten	wir	ein	gemeinsames,	
starkes	Signal	setzen.

Daher	bitte	ich	Sie:	Stimmen	Sie	mit	uns	diesem	Beschluss-
antrag	zu.

Danke.

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	CDU-Fraktion	
erteile	ich	Frau	Abg.	Gurr-Hirsch	das	Wort.

Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch	CDU:	Sehr	geehrter	Herr	Prä-
sident,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	meine	sehr	geehrten	
Damen	und	Herren!	Ich	bin	keine	„Quotenfrau“	–

(Beifall	 bei	 der	CDU	–	Zuruf	 von	der	CDU:	Sehr	
gut!)

da	Sie	eben	Frau	Kramp-Karrenbauer	zitiert	haben	–;	ich	bin	
aber	eine	Unterzeichnerin	der	Berliner	Erklärung.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	CDU)

Ich	darf	mein	Befremden	darüber	etwas	zum	Ausdruck	brin-
gen,	dass	wir	drei	Anläufe	brauchten	–	es	tauchte	dreimal	auf	
Tagesordnungen	auf	–,	bis	dieser	seltsame	Antrag	der	SPD,	
der	der	Devise	folgt:	„Von	hinten	durch	die	Brust	ins	Auge“,	
nun	beraten	wird.

Was	meine	ich	damit?	Da	werden	Vergaberecht	und	öffentli-
che	Ausschreibungen	mit	dem	Thema	„Frauenquote	und	Frau-
enförderung“	verquickt.	Der	Landtag,	speziell	der	Europaaus-
schuss,	ist	in	einer	sehr	intensiven	öffentlichen	Anhörung	von	
zahlreichen	Beteiligten	–	Städtetag,	Gemeindetag	und	Wirt-
schaft	–	davor	gewarnt	worden,	das	Vergaberecht	mit	sach-
fremden	Vorgaben,	etwa	im	Bereich	des	Ökosozialen,	zu	über-
frachten.	Derartige	Vorgaben	führen	zu	einem	lähmenden	Bü-
rokratismus,	verbunden	mit	Wettbewerbsbenachteiligungen,	
nicht	nur	innerhalb	Europas,	sondern	eben	auch	in	Bezug	auf	
die	anderen	Wirtschaftsräume	der	Welt.	Ich	denke,	das	kön-
nen	viele	von	Ihnen,	auch	in	der	Koalition,	nachvollziehen.

Deswegen	 lehnen	wir	 diese	Art	 und	Weise,	 das	Thema	 zu	
transportieren,	ab.	Ich	unterstelle,	dass	die	SPD	mit	diesem	
Antrag	eigentlich	nur	das	Thema	Frauenquote	transportieren	
wollte,	und	dieses	Anliegen	ist	auch	völlig	berechtigt.	Ja,	ich	
habe	es	an	dieser	Stelle	schon	einmal	gesagt:	Unsere	Geduld	
ist	überstrapaziert.
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(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	CDU	
–	Zuruf	des	Abg.	Claus	Schmiedel	SPD)

Mehr	als	zehn	Jahre	nach	der	freiwilligen	Selbstverpflichtung	
der	Spitzenverbände	der	deutschen	Wirtschaft	gegenüber	der	
damaligen	Bundesregierung	stellen	wir	fest:	Es	ist	nicht	viel	
passiert.	Gerade	einmal	10	%	der	Aufsichtsratsposten	sind	mit	
Frauen	 besetzt.	 Ich	möchte	 allerdings	 nicht	 verschweigen,	
dass	gerade	unter	dem	öffentlichen	Druck,	der	auch	von	der	
EU-Kommissarin	Viviane	Reding	ausgeht	–	sie	kündigte	Mit-
te	September	an,	mit	einer	Richtlinie	tätig	zu	werden	–,	im	
vergangenen	Jahr	immerhin	41	%	der	neu	zu	besetzenden	Auf-
sichtsratsposten	mit	Frauen	besetzt	wurden.	Diese	Entwick-
lung	ist	sicherlich	erfreulich.	Dennoch	möchte	ich	feststellen,	
dass	die	Erwartungen	an	die	freiwillige	Selbstverpflichtung	
der	DAX-Unternehmen	keinesfalls	erfüllt	wurden.

(Vereinzelt	Beifall)

Ich	sage	es	nochmals	deutlich:	Nun	ist	unsere	Geduld	am	En-
de.	Elf	Jahre	Warten	haben	gezeigt,	dass	die	Wirtschaft	ihre	
sich	selbst	auferlegte	Verpflichtung	nicht	konsequent	verfolgt	
hat.	

Man	muss	in	diesem	Zusammenhang	aber	auch	Fragen	an	die	
Gewerkschaften	stellen.	Über	hundert	Jahre	haben	sie	sich	in	
vorbildlicher	Weise	als	Kämpferinnen	für	Frauenrechte	erwie-
sen.	Offensichtlich	ist	es	auch	ihnen	nicht	gelungen,	bei	der	
Bestellung	der	Vertreter	der	Arbeitnehmerseite	in	den	paritä-
tisch	besetzten	Aufsichtsräten	entsprechend	viele	Frauen	zu	
positionieren.	

(Glocke	des	Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Gurr-Hirsch,	ge-
statten	Sie	eine	Zwischenfrage?

Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch	CDU:	Nein,	ich	habe	nur	noch	
wenige	Minuten	Redezeit,	und	die	brauche	ich.	

(Zuruf	von	den	Grünen)

Man	muss	feststellen,	dass	in	Baden-Württemberg	die	Wirt-
schaft	vom	Mittelstand	dominiert	ist.	Das	ist	gut	so.	80	%	der	
Arbeitsplätze	bei	uns	sind	im	Mittelstand,	und	das	hat	die	So-
lidität	unseres	Landes	und	des	Standorts	Baden-Württemberg	
ausgemacht.	Diese	mittelständischen	Unternehmen	haben	ge-
zeigt,	wie	es	geht:	Über	30	%	ihrer	Führungsposten	sind	mit	
Frauen	besetzt.	Der	Verband	der	Familienunternehmen	weist	
darauf	hin,	dass	es	zunehmend	Töchter	sind,	die	in	die	Fuß-
stapfen	 ihrer	Väter	 treten	und	 ihr	Unternehmen	verantwor-
tungsvoll	leiten.

Sehr	geehrte	Damen	und	Herren,	dies	muss	in	den	DAX-no-
tierten	Unternehmen	auch	zur	Selbstverständlichkeit	werden.

Klar	ist,	dass	nun	der	Primat	der	Politik	greifen	muss.	Uns	ist	
bewusst,	dass	die	Wirtschaft	die	von	EU-Kommissarin	Re-
ding	avisierte	Quote	von	40	%	sicher	nicht	von	heute	auf	mor-
gen	erfüllen	kann.	Dazu	braucht	man	vorbereitende	Maßnah-
men,	etwa	den	Aufbau	einer	mittleren	Führungsebene,	aus	der	
man	dann	auch	weibliche	Führungskräfte	rekrutieren	kann.	

Der	Antrag,	den	Sie,	liebe	Kollegin	Wölfle,	angesprochen	ha-
ben,	der	am	21.	September	im	Bundesrat	eine	Mehrheit	der	
Bundesländer	 gefunden	 hat	 und	 der	 vorgibt,	 dass	 im	 Jahr	
2018		20	%	und	im	Jahr	2023		40	%	der	Aufsichtsratsposten	

mit	Frauen	besetzt	sein	sollen,	scheint	mir	ein	gangbarer	Weg	
zu	sein.	Die	CDU	im	Landtag	von	Baden-Württemberg	be-
grüßt	diesen	Beschluss.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU,	der	Grünen,	der	
SPD	und	der	FDP/DVP)

Ihrem	Antrag	können	wir	allerdings	so	nicht	zustimmen.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Oh!)

–	Nur	wenn	er	umformuliert	würde.	Sie	haben	geschrieben,	
dass	Sie	Aufsichtsräte	von	Wirtschaftsunternehmen	in	den	Fo-
kus	nehmen.	Wir	meinen	DAX-notierte	Unternehmen.	Dann	
sind	wir	bei	Ihnen.	Kein	Thema.

(Zuruf:	Dann	machen	Sie	doch	einen	Änderungsan-
trag!)

Sehr	geehrte	Damen	und	Herren,	es	muss	auch	so	sein,	dass	
Sanktionen	drohen,	wenn	die	Vorgaben	nicht	erfüllt	werden.	
Das	möchte	ich	ganz	deutlich	sagen.	

DAX-Unternehmen	haben	sich	zukünftig	also	zielorientiert	
aufzustellen.	Die	Quote	ist	dabei	nur	eine	Seite	der	Medaille.	
Angesichts	der	Fachkräfteknappheit	müssen	sich	jedoch	die	
Unternehmen

(Unruhe	–	Glocke	des	Präsidenten)

flexibler	zeigen,	was	Arbeitszeit	und	Arbeitsort	angeht.	Es	ist	
an	uns,	der	Politik,	weiterhin	die	strukturellen	Rahmenbedin-
gungen	dafür	zu	schaffen,	dass	Familie	und	Beruf	besser	ver-
einbar	sind.	Es	ist	an	uns,	der	Politik,	Mädchen	und	Frauen	
den	Blick	für	Berufe	zu	öffnen,	die	jenseits	der	traditionellen	
zehn	Berufe	sind,	die	Frauen	gern	wählen.	Und	es	ist	an	uns,	
der	Politik,	gemeinsam	mit	den	Unternehmen	dafür	Sorge	zu	
tragen,	dass	Frauen	auch	in	der	Familienphase	den	Anschluss	
an	den	Betrieb	nicht	verlieren.	

Aber	ich	sage	es	deutlich:	Es	ist	auch	an	uns,	in	unseren	Lan-
desbetrieben	eine	„Mixed	Leadership“	zu	haben.

(Glocke	des	Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Kollegin,	kom-
men	Sie	bitte	zum	Schluss.

Abg. Friedlinde Gurr-Hirsch	CDU:	Ich	möchte	feststellen,	
dass	hier	auch	die	Landesregierung	noch	Nachholbedarf	hat.	
Denn	bei	der	Aufstellung	der	Landesregierung	–	in	den	füh-
renden	Positionen	 sind	174	Stellen	vergeben	worden	–	hat	
man	gerade	einmal	54	Frauen	eingestellt.	

(Zuruf	des	Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE	–	Abg.	
Claus	Schmiedel	SPD:	Der	Anteil	ist	von	10	auf	20	%	

erhöht	worden!)

Wenn	man	sich	die	B-Besoldung	anschaut,	sieht	man:	Da	sind	
es	gerade	noch	vier.	

Kehren	Sie	also	nicht	nur	vor	den	Türen	der	Unternehmen,	
sondern	nehmen	Sie	die	Kehrschaufel	und	den	Feger,	und	keh-
ren	Sie	auch	vor	Ihrem	Haus.	

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP	–	Zurufe	von	der	CDU:	Bravo!)
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Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Fraktion	GRÜ-
NE	erteile	ich	Frau	Abg.	Schneidewind-Hartnagel	das	Wort.	

Abg. Charlotte Schneidewind-Hartnagel	GRÜNE:	Sehr	ge-
ehrter	Herr	Präsident,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	mei-
ne	sehr	geehrten	Damen	und	Herren!	Der	Staub	vor	den	Tü-
ren	in	Bezug	auf	Frauenquote	und	Frauen	in	Führungspositi-
onen	bei	der	CDU	ist	so	hoch,	dass	eine	Kehrschaufel	und	ein	
Besen	für	die	vergangenen	58	Jahre	leider	nicht	ausreichen.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Widerspruch	
bei	der	CDU	–	Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Haben	wir	ei-
ne	Bundeskanzlerin	oder	Sie?	Mit	Verlaub!	Da	sitzen	
doch	nur	Männer!	–	Gegenruf	des	Abg.	Claus	Schmie-

del	SPD	–	Heiterkeit	–	Unruhe)

–	Eine	Frau	macht	noch	keine	–	–

(Unruhe	–	Glocke	des	Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Kollegin,	warten	
Sie	bitte,	bis	Ruhe	eingetreten	ist.	

(Glocke	des	Präsidenten)

Warten	Sie	bitte,	bis	wieder	Ruhe	eingetreten	ist.	Dann	kön-
nen	Sie	weitersprechen.	Dann	hören	es	auch	alle.	

Abg. Charlotte Schneidewind-Hartnagel	GRÜNE:	Ich	fin-
de	es	eigentlich	ganz	schön,	dass	am	Ende	eines	Plenartags	
alle	noch	so	lebhaft	bei	der	Debatte	dabei	sind.	Ich	bedanke	
mich	recht	herzlich	bei	Ihnen	allen.	

(Beifall	bei	den	Grünen	–	Zuruf	des	Abg.	Dr.	Diet-
rich	Birk	CDU)

Die	Freiwilligkeit	ist	zu	Ende.	Das	ist	schon	einmal	Konsens,	
und	das	begrüße	ich	in	diesem	Haus	sehr.	Denn	so	wahnsin-
nig	oft	haben	wir	das	nicht.	

Vor	elf	Jahren	schlossen	die	Bundesregierung	und	die	Spit-
zenverbände	der	deutschen	Wirtschaft	die	„Vereinbarung	...	
zur	Förderung	der	Chancengleichheit	von	Frauen	und	Män-
nern	in	der	Privatwirtschaft“	–	eine	Vereinbarung	ohne	Ver-
pflichtungen,	ohne	Kontrollen,	ohne	Sanktionen	und	deshalb	
bislang	leider	ohne	jegliche	Konsequenzen.	Trotz	der	Verein-
barung	hat	sich	an	dem	verschwindend	geringen	Anteil	von	
Frauen	in	Aufsichtsräten	und	Vorständen	deutscher	Unterneh-
men	so	gut	wie	nichts	geändert.	Der	Frauenanteil	in	den	Füh-
rungsetagen	der	 200	größten	deutschen	Unternehmen	 liegt	
noch	immer	gerade	einmal	bei	3	%.	

Vor	diesem	Hintergrund	begrüßen	wir	den	Vorstoß	der	Vize-
präsidentin	 der	Europäischen	Kommission	Viviane	Reding	
ausdrücklich.	Sie	wies	kürzlich	darauf	hin,	dass	deutschen	Un-
ternehmen	zukünftig	aufgrund	ihrer	geringen	Frauenquote	bei	
der	internationalen	Auftragsvergabe	Nachteile	drohen	könn-
ten.	

Der	Hintergrund:	Im	Moment	haben	bereits	zehn	EU-Länder	
Quotenregelungen	für	Unternehmen.	Diese	könnten	bei	inter-
nationalen	Ausschreibungen	 auch	 für	Deutschland	 relevant	
werden.	Reding	fordert	deshalb	einen	klaren	EU-Rechtsrah-
men	für	eine	Quote	in	Europa	und	sagt:	

Ich bin nicht begeistert von der Quote, aber ich weiß, was 
über Quoten erreicht werden kann. 

Nun,	da	in	diesem	Zusammenhang	Nachteile	für	die	Unter-
nehmen	in	Deutschland	befürchtet	werden,	wird	das	Thema	
Quote	auf	Bundesebene	plötzlich	virulent.	Doch	beim	Thema	
Quote	besteht	wie	so	oft	Uneinigkeit	in	der	Regierungskoali-
tion	auf	Bundesebene.	Arbeitsministerin	von	der	Leyen	will	
eine	Quote,	Justizministerin	Leutheußer-Schnarrenberger	und	
Vizekanzler	Rösler	wollen	sie	nicht,	und	Ministerin	Kristina	
Schröder	will	irgendetwas	dazwischen	und	nennt	das	„Flexi-
Quote“.	

(Vereinzelt	Heiterkeit)	

Angesichts	 des	 fehlenden	Willens	 in	 der	Bundesregierung,	
sich	für	eine	höhere	Repräsentanz	von	Frauen	in	Aufsichtsrä-
ten	einzusetzen,	formierte	sich	Ende	des	vergangenen	Jahres	
die	Berliner	Erklärung.	Ich	bedanke	mich	ausdrücklich	auch	
für	die	Unterschrift	von	Frau	Gurr-Hirsch.	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Was	gibt	es	da	zu	lachen?)

Es	 handelt	 sich	 um	ein	 überparteiliches,	 gesellschaftliches	
Bündnis	mit	der	Forderung	einer	gesetzlichen	Quote	von	min-
destens	30	%	Frauen	in	den	Aufsichtsräten	der	börsennotier-
ten,	mitbestimmungspflichtigen	und	öffentlichen	Unterneh-
men	mit	Fristen	und	Sanktionen.	Zu	den	Erstunterzeichnerin-
nen	gehörte	das	Spitzenpersonal	fast	aller	Bundestagsfrakti-
onen.	

Bislang	dürfen	EU-Mitgliedsstaaten,	in	denen	eine	gesetzli-
che	Frauenquote	 besteht,	 deutsche	Firmen	bei	 öffentlichen	
Ausschreibungen	wegen	der	Nichteinhaltung	 dieser	Quote	
nicht	benachteiligen.	Wie	das	Ministerium	für	Finanzen	und	
Wirtschaft	in	seiner	Stellungnahme	schreibt,	würde	sich	dies	
jedoch	mit	der	Einführung	einer	europäischen	Regelung	einer	
Frauenquote	ändern.	Wir	hätten	dann	besonders	hohen	Nach-
holbedarf.	

Machen	wir	uns	nichts	vor.	Der	Vorschlag	von	Reding	betrifft	
derzeit	nur	einen	Teilbereich.	Die	Nachteile,	die	baden-würt-
tembergische	Unternehmen	 aus	 einer	EU-Frauenquote	 er-
wachsen	könnten,	sind	zurzeit	noch	gering.	Aber	die	Entwick-
lungen	in	den	einzelnen	EU-Ländern	werden	weiter	voran-
schreiten,	und	so	werden	auch	wir	schauen	müssen,	wie	wir	
uns	auf	dem	internationalen	Markt	weiter	positionieren.	

Nicht	nur	deshalb	haben	wir	das	positive	Ergebnis	der	Ab-
stimmung	über	die	Hamburger	Initiative	zur	Quote	 in	Auf-
sichts-	und	Verwaltungsräten	im	Bundesrat	sehr	begrüßt.	Lei-
der	haben	sich	im	Bundestag	bereits	die	FDP,	die	CSU	und	
ein	Großteil	der	CDU	dagegen	ausgesprochen.	Nur	die	CDU-
Frauen	waren	so	weit,	sich	um	eine	Aufhebung	des	Fraktions-
zwangs	zu	bemühen,	damit	sie	nach	ihrem	Kopf	für	die	Quo-
te	abstimmen	können	und	nicht	nach	Parteibuch	gegen	die	
Quote.

(Zuruf	von	den	Grünen:	Mutige	Frauen!)

Die	grün-rote	Landesregierung	in	Baden-Württemberg	wur-
de	bereits	initiativ,	bevor	den	Unternehmen	Ungemach	seitens	
der	EU-Ebene	zu	drohen	schien.	Denn	wir	nehmen	ernst,	was	
auch	die	Vorgängerregierung	schon	lange	hätte	erkennen	müs-
sen.	Natürlich	haben	Unternehmen	–	auch	die	baden-württem-
bergischen	–	Nachteile,	wenn	sie	einen	geringen	Frauenanteil	
in	den	Führungsetagen	haben	–	aber	nicht	nur	deshalb,	weil,	
wie	 nun	 auch	Unternehmensberatungen	 feststellen,	Firmen	
mit	ausgewogener	Geschlechterverteilung	bessere	Entschei-
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dungen	 treffen	und	damit	messbar	Betriebsergebnisse	opti-
mieren,	sondern	auch,	weil,	wie	diverse	Studien	gezeigt	ha-
ben,	Unternehmen	mit	einem	höheren	Frauenanteil	bessere	
wirtschaftliche	Ergebnisse,	eine	höhere	Motivation	bei	Mit-
arbeiterinnen	und	Mitarbeitern	und	ein	besseres	Bild	des	Un-
ternehmens	bei	Verbraucherinnen	und	Verbrauchern	erzielen	
können.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	des	Abg.	Claus	Schmie-
del	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Kollegin,	kom-
men	Sie	bitte	zum	Ende.

Abg. Charlotte Schneidewind-Hartnagel	GRÜNE:	Liebe	
Kolleginnen	und	Kollegen,	eine	Quote	ist	nur	der	Weg.	Ziel	
muss	es	sein,	Frauen	nicht	nur	zu	beteiligen	und	zu	befördern,	
sondern	auch	dafür	zu	sorgen,	dass	sie	im	Unternehmen	blei-
ben.	Wir	brauchen	also	eine	frauenfreundliche	und	familien-
freundliche	Unternehmenskultur.	Beides	wird	nur	mit	einem	
höheren	Frauenanteil	schnell	umzusetzen	sein;	denn	wir	brau-
chen	zuallererst	auch	auf	Führungsebenen	den	Willen	zur	Ver-
änderung.	

Nach	den	Aussagen,	die	wir	eben	gehört	haben,	hoffe	ich,	dass	
wir	hier	heute	zu	einer	gemeinsamen	Verabschiedung	des	An-
trags	kommen.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Fraktion	der	
FDP/DVP	erteile	ich	das	Wort	Herrn	Abg.	Haußmann.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Frauenpolitischer	Spre-
cher!	–	Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜNE:	Frauen-

versteher!)

Abg. Jochen Haußmann	FDP/DVP:	Sehr	geehrter	Herr	Prä-
sident,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen!	Europa	ist	seit	der	Fi-
nanz-	und	Wirtschaftskrise	noch	stärker	in	den	Fokus	des	glo-
balen	Wettbewerbs	gerückt.	Die	Euro-	bzw.	die	Staatsschul-
denkrise	hat	Europa	in	ihrem	Bann.	Gestern	war	die	Bundes-
kanzlerin	in	Griechenland.	Ich	glaube,	jeder,	der	die	Bilder	in	
den	Nachrichten	gesehen	hat,	weiß,	wie	schwer	sich	Griechen-
land	im	Moment	tut,	wie	schwierig	der	Prozess	ist.	Viele	grie-
chische	Unternehmer,	 viele	 griechische	Unternehmerinnen	
kämpfen	ums	wirtschaftliche	Überleben.

(Zuruf	des	Abg.	Wolfgang	Raufelder	GRÜNE)

–	Herr	Raufelder,	ich	habe	mir	gerade	die	Frage	gestellt:	Wie	
würde	eine	griechische	Unternehmerin	oder	ein	griechischer	
Unternehmer,	die	oder	der	gerade	dabei	ist,	ums	Überleben	zu	
kämpfen,	reagieren,	wenn	jetzt	eine	gesetzliche	Frauenquote	
vorgeschrieben	würde?	

(Abg.	Rita	Haller-Haid	SPD:	Das	ist	aber	ein	blöder	
Vergleich!	–	Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Zu	wel-

chem	Thema	reden	Sie	eigentlich?)

–	Da	muss	man	 ein	 bisschen	mitdenken.	Das	 verstehe	 ich	
schon,	Herr	Kollege	Schwarz.

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Ihre	Redezeit	 ist	
gleich	abgelaufen,	wenn	es	so	langsam	weitergeht!)

Jetzt	muss	man	sehen,	dass	wir	sehr	unterschiedliche	Rege-
lungen	in	Europa	haben	–	bis	hin	zu	Island.	Das	Land	Island	
schreibt	Regelungen	für	Unternehmen	ab	50	Mitarbeitern	vor.	
Deswegen	kann	man	das	durchaus	auf	andere	Länder	und	auch	
auf	Griechenland	übertragen.

Das	Ergebnis	der	Stellungnahme	zum	vorliegenden	Antrag	
ist,	dass	sich	für	deutsche	Unternehmen,	die	sich	an	Ausschrei-
bungen	in	der	EU	beteiligen,	keine	Nachteile	ergeben.	Zudem	
wird	darauf	hingewiesen,	dass	erhebliche	rechtliche	Beden-
ken	bestehen,	und	zwar	auch	in	puncto	Vergaberecht.	Im	Ge-
setz	gegen	Wettbewerbsbeschränkungen	heißt	es:	

Aufträge werden an fachkundige, leistungsfähige sowie 
gesetzestreue und zuverlässige Unternehmen vergeben. 

Sekundäraspekte	sollten	in	dieser	Frage	nicht	relevant	sein.	

Für	Unternehmen	wäre	es	angesichts	der	Regelungsvielfalt	in	
den	einzelnen	Ländern	–	die	Stellungnahme	nennt	Belgien,	
Norwegen,	Spanien,	Frankreich,	Island,	Italien,	Niederlande;	
sie	alle	haben	interessanterweise	sehr	unterschiedliche	Rege-
lungen	–	übrigens	sehr	schwer,	wenn	sie	sich	nach	all	diesen	
Regelungen	richten	müssten,	und	auch	beim	Vergaberecht	wä-
re	mit	Sicherheit	nicht	 jede	einzelne	Regelung	zu	erfüllen.	
Möglicherweise	gibt	es	in	Zukunft	dann	auch	in	anderen	Be-
reichen	Vorgaben;	ich	denke	beispielsweise	an	Quoten	für	Be-
hinderte,	an	Quoten	in	Bezug	auf	Ausbildungsabschlüsse,	an	
Quoten	für	ältere	Arbeitnehmerinnen	und	Arbeitnehmer.	

(Zuruf	des	Abg.	Rainer	Hinderer	SPD)

–	Aber	nicht	bei	Ausschreibungen,	Herr	Kollege	Hinderer.	Es	
gibt	hier	Vorgaben,	was	Behinderte	anbelangt.	Wenn	man	die-
se	Vorgaben	nicht	erfüllt,	zahlt	man	eine	Ausgleichsabgabe.	

Die	baden-württembergische	Wirtschaft	äußert	sich	in	der	Fra-
ge	einer	starren	Frauenquote	ablehnend.	Gleichzeitig	wird	–	
und	das	zu	Recht;	ich	glaube,	diesbezüglich	besteht	absolut	
Einigkeit	–	vielfach	gefordert,	den	Anteil	von	Frauen	in	Füh-
rungspositionen	weiter	zu	erhöhen.

(Zuruf:	Was	will	die	FDP?)

Die	Landesvereinigung	Baden-Württembergischer	Arbeitge-
berverbände	–	ich	beziehe	mich	hierbei	auf	die	Stellungnah-
me	zum	vorliegenden	Antrag	–	sagt:

Eine gesetzliche Quote für Frauen in Führungspositio-
nen lehnt die Landesvereinigung Baden-Württembergi-
scher Arbeitgeberverbände e. V. ab. ... Differenzierte und 
unternehmensspezifische Lösungen sind aus Sicht der 
Landesvereinigung der richtige Weg, um den Frauenan-
teil in Belegschaften und Führungspositionen zu erhöhen. 

Der	Baden-Württembergische	 Industrie-	 und	Handelskam-
mertag	sagt:

Die Industrie- und Handelskammern in Baden-Württem-
berg unterstützen das Ziel, den Frauenanteil im Aufsichts-
rat und auch in anderen Spitzenpositionen weiter zu stei-
gern. ... Der Weg über eine gesetzliche Quote wird jedoch 
für falsch gehalten. 

Wir	könnten	das	für	die	Landesvereinigung	Bauwirtschaft	Ba-
den-Württemberg	sowie	für	den	Landesverband	der	Industrie	
entsprechend	fortsetzen.	
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(Zuruf:	Was	will	die	FDP?)

In	den	vergangenen	Jahren	wurden	seitens	der	damaligen	Lan-
desregierung	viele	Projekte	und	Initiativen	gestartet,	die	von	
der	 jetzigen	Landesregierung	fortgeführt	werden,	beispiels-
weise	das	Landesprogramm	„Kontaktstellen	Frau	und	Beruf“,	
die	Landesinitiative	„Frauen	in	MINT-Berufen“	und	das	Pi-
lotprojekt	„Wing“	zur	Qualifizierung	von	Ingenieurinnen.	All	
das	kann	man	der	Stellungnahme	zum	vorliegenden	Antrag	
sehr	gut	entnehmen.	

Wir	brauchen	hier	also	eine	Weiterentwicklung	der	Unterneh-
menskultur.	Gender	Diversity	ist	wichtig	und	wird	in	der	Stra-
tegie	ein	immer	wichtigerer	Beitrag	sein.	Damit	erreicht	man	
unseres	Erachtens	mehr	als	durch	einen	Eingriff	in	die	Ver-
tragsautonomie	bzw.	in	die	von	der	EU	garantierte	Niederlas-
sungsfreiheit.	

Helfen	wir	also	der	Wirtschaft	mit	geeigneten	Maßnahmen;	
schränken	wir	nicht	mit	noch	mehr	Gesetzen	und	Verordnun-
gen	die	Handlungsfähigkeit	für	baden-württembergische	Un-
ternehmen	ein.	Damit	kommen	wir	den	Herausforderungen	
des	globalen	Wettbewerbs	mit	Sicherheit	besser	entgegen.	

Herzlichen	Dank.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Landesregie-
rung	erteile	ich	Herrn	Staatssekretär	Rust	das	Wort.	

Staatssekretär Ingo Rust:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	mei-
ne	sehr	verehrten	Damen	und	Herren,	liebe	Kolleginnen	und	
Kollegen!	Die	Landesregierung	ist	sehr	froh	über	diese	gro-
ße	Einigkeit,	die	im	Parlament	über	das	Ziel	und	sogar,	wie	
ich	festgestellt	habe,	über	Teile	des	Weges	besteht,	und	unter-
stützt	diesen	Weg	ausdrücklich;	denn	das	ist	für	die	Wirtschaft	
im	Land	heute	ein	immens	wichtiges	Thema.	Es	ist	nicht	nur	
ein	Thema	im	Rahmen	der	Gleichstellung,	sondern	es	ist	ein	
Thema	der	Wirtschaft	in	Baden-Württemberg.	

Die	Landesregierung	hat	deshalb	im	Koalitionsvertrag	bekräf-
tigt,	dass	der	Anteil	von	Frauen	in	Führungspositionen	erhöht	
werden	soll.	Dies	gilt	insbesondere	auch	für	Aufsichtsräte	und	
Vorstandspositionen.	

Nach	den	Ergebnissen	des	Mikrozensus	vom	9.	Juli	2011,	lie-
be	Kolleginnen	und	Kollegen,	liegt	der	Anteil	von	Frauen	in	
Führungspositionen	in	Baden-Württemberg	bei	gut	23	%	und	
damit	noch	unter	dem	bundesweiten	Vergleichswert	von	26	%	
und	dem	Vergleichswert	in	der	EU	von	27	%.	Das	hat	Folgen	
für	unsere	Wirtschaftskraft;	denn	dadurch	gehen	Talente	für	
die	Wirtschaft	und	für	die	Gesellschaft	verloren.	In	Zukunft	
werden	wir	uns	in	Baden-Württemberg	dies	noch	viel	weni-
ger	leisten	können.	Im	Gegenteil:	Der	akute	Fachkräftebedarf	
und	der	demografische	Wandel	machen	Fortschritte	in	dieser	
Frage	zu	einer	zwingenden	gesellschaftlichen	und	wirtschaft-
lichen	Notwendigkeit.	Allein	schon	deshalb	sollten	Unterneh-
men	in	ihrem	eigenen	Interesse	verbindliche	Ziele,	Zeitkorri-
dore	und	Umsetzungsmaßnahmen	zur	gendergerechten	Beset-
zung	von	Führungs-	und	Spitzenpositionen	treffen,	bevor	der	
Gesetzgeber	tätig	werden	muss.	

Allerdings	muss	man	hier	mit	großer	Ernüchterung	feststel-
len,	dass	nach	den	bisher	vorliegenden	Ergebnissen	–	es	wur-
de	schon	erwähnt	–	eine	reine	Selbstverpflichtung	von	Unter-

nehmen	 vermutlich	 nicht	 ausreicht.	Trotz	 aller	 bisherigen	
Maßnahmen	wie	freiwillige	Verpflichtungen,	Förderprogram-
me	oder	das	sogenannte	„Soft	Law“	wurde	das	Ziel	nicht	er-
reicht.	Die	Landesregierung	ist	deshalb	der	Auffassung:	Nur	
mit	 einer	 verbindlichen	Mindestquote	können	wir	 unserem	
Ziel	näherkommen.	Nur	durch	verbindliche	Quoten	werden	
Frauen	endlich	angemessen	in	den	Führungsetagen	vertreten	
sein.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Meine	Damen	und	Herren,	 die	 Justizministerkonferenz	 hat	
sich	im	Mai	2011	auch	mit	den	Stimmen	Baden-Württembergs	
für	 die	Einführung	 einer	 bundesgesetzlichen	Geschlechter-
quote	ausgesprochen.	In	dem	entsprechenden	Beschluss	heißt	
es:	

Die Justizministerinnen und Justizminister sind der Auf-
fassung, dass die Einführung einer bundesgesetzlich ge-
regelten Geschlechterquote für Führungspositionen der 
Wirtschaft dringend geboten ist. Sie ist mit Verfassungs- 
und Europarecht grundsätzlich vereinbar. 

Sie	empfehlen	daher	

eine möglichst einfache und dennoch wirksame gesetzli-
che Lösung, die eine Einhaltung der gesetzlichen Ge-
schlechterquote gewährleistet, aber auf unangemessene 
und die Rechtssicherheit beeinträchtigende Sanktionen 
verzichtet. Zugleich sind die zur Umsetzung der Quote er-
forderlichen Zeitläufe und die Besonderheiten einzelner 
Branchen hinreichend zu berücksichtigen.

Auch	die	Gleichstellungsstrategie	der	EU-Kommission,	die	
am	14.	September	2010	veröffentlicht	wurde,	empfiehlt	den	
Mitgliedsstaaten,	den	Frauenanteil	in	Führungspositionen	mit-
tels	gesetzlicher	Quoten	substanziell	zu	erhöhen.	Wegen	der	
schleppenden	Fortschritte	mit	 freiwilligen	Vereinbarungen	
plant	die	EU-Kommission	nunmehr,	gesetzgeberisch	tätig	zu	
werden.	EU-Justizkommissarin	Viviane	Reding	will	 einen	
Frauenanteil	von	40	%	in	den	Aufsichtsräten	der	börsenno-
tierten	Unternehmen	bis	2020	erreichen.	

(Glocke	des	Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Gestatten	Sie	eine	Zwi-
schenfrage	der	Frau	Abg.	Wölfle?

Staatssekretär Ingo Rust:	Ja,	gern.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte.

Abg. Sabine Wölfle	SPD:	Herr	Staatssekretär,	vielleicht	kom-
men	Sie	im	Laufe	Ihrer	Rede	noch	darauf	zu	sprechen,	aber	
ich	frage	einfach	einmal	dazwischen:	Können	Sie	etwas	dazu	
sagen,	wie	sich	der	Anteil	der	Frauen	bei	den	landeseigenen	
Unternehmen	seit	dem	vergangenen	Jahr	verändert	hat?

Staatssekretär Ingo Rust:	Ich	werde	gern	darauf	zu	sprechen	
kommen.	Frau	Kollegin	Gurr-Hirsch	–	Frau	Gurr-Hirsch,	blei-
ben	Sie	noch	kurz	hier,	dann	kann	ich	es	Ihnen	auch	gleich	sa-
gen	–	

(Heiterkeit)

hatte	gesagt,	dass	es	dabei	keine	Fortschritte	bei	uns	gebe.	In	
der	Landesregierung	selbst	 sind	die	Fortschritte	offensicht-
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lich.	Ich	glaube,	ich	muss	nicht	mehr	darauf	hinweisen	und	
einen	Vergleich	zu	Vorgängerregierungen	ziehen.	In	diesem	
Bereich	haben	wir	unsere	Hausaufgaben	ordentlich	gemacht,	
während	Vorgängerregierungen	in	diesem	Bereich	nie	aktiv	
geworden	sind.

(Beifall	 bei	 den	Grünen	 und	 der	 SPD	–	Abg.	Dr.	
Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Wo	denn?)

Bei	den	landeseigenen	Unternehmen	haben	wir	bei	den	Man-
daten,	die	die	Landesregierung	zu	besetzen	hat,	seit	dem	Re-
gierungswechsel	den	Frauenanteil	um	22,6	%	gesteigert.	Ich	
glaube,	das	kann	sich	nach	eineinhalb	Jahren	Regierungszeit	
sehr	gut	sehen	lassen.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Glocke	des	
Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Gestatten	Sie	auch	ei-
ne	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Haußmann?

Staatssekretär Ingo Rust:	Ja,	gern.

Abg. Jochen Haußmann	FDP/DVP:	Herr	Staatssekretär,	vor	
einigen	Monaten	lag	uns	hierzu	bereits	ein	entsprechender	An-
trag	vonseiten	der	CDU	vor.	Können	Sie	mir	bestätigen,	dass	
unter	der	neuen	Landesregierung	bei	den	Spitzenpositionen	
in	der	Landesverwaltung	nur	vier	von	27	Stellen	in	der	B-Be-
soldung	mit	Frauen	besetzt	wurden?

Staatssekretär Ingo Rust:	Das	kann	ich	Ihnen	jetzt	nicht	be-
stätigen,	da	mir	die	entsprechende	Drucksache	nicht	vorliegt.	
Wenn	das	aber	als	Stellungnahme	der	Landesregierung	in	ei-
ner	Drucksache	steht,	dann	stimmt	das	sicherlich.	

(Vereinzelt	Heiterkeit	–	Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Wie	
bewerten	Sie	das?)

–	Herr	Hauk,	 Sie	 dürfen	 gern	 eine	Zwischenfrage	 stellen,	
wenn	der	Präsident	Ihnen	das	Wort	erteilt.

(Glocke	des	Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Gestatten	Sie	eine	Zwi-
schenfrage	des	Herrn	Abg.	Hauk?

(Heiterkeit)

Staatssekretär Ingo Rust:	Sehr	gern.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Abgeordne-
ter.

Abg. Peter Hauk	CDU:	Herr	Staatssekretär,	wie	bewerten	
Sie	denn	diese	Zahlen?

(Zurufe	von	der	SPD:	Lauter!	–	Wiederholen,	bitte!)

Staatssekretär Ingo Rust:	Der	Kollege	hat	gefragt,	wie	ich	
diese	Zahlen	bewerte.	Dazu	sage	ich,	dass	es	eindeutig	Nach-
holbedarf	gibt.	Was	Frauen	in	Führungspositionen	angeht,	ha-
ben	wir	in	den	Ministerien	insgesamt	Nachholbedarf.	Wir	kön-
nen	gern	einmal	darüber	debattieren	und	die	Zahlen	im	Detail	
erörtern.	

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Wie	viele	waren	es	
früher?	–	Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	58	Jahre	 ist	
nichts	passiert!	–	Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Und	jetzt	

vier!	–	Gegenruf	des	Abg.	Hans-Ulrich	Sckerl	GRÜ-
NE:	Wer	im	Glashaus	sitzt,	sollte	nicht	mit	Steinen	

werfen!	–	Glocke	des	Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Herr	Staatssekretär,	ge-
statten	Sie	eine	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Dr.	Birk?

Staatssekretär Ingo Rust:	Nein.	Ich	habe	noch	nicht	einmal	
die	Frage	von	Herrn	Hauk	zu	Ende	beantwortet.

(Vereinzelt	Heiterkeit)

Herr	Hauk,	die	Zahlen	in	diesem	Bereich	lassen	sich	nur	suk-
zessive	ändern.	Das	wissen	Sie	als	ehemaliger	Minister;	denn	
nur	durch	Personalwechsel	lassen	sich	auch	bei	den	Führungs-
positionen	 in	den	Ministerien	Veränderungen	herbeiführen.	
Ich	bin	aber	zuversichtlich,	dass	wir	auch	in	diesem	Bereich	
eine	positive	Bilanz	vorzeigen	können.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD	
–	Zuruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP)

Meine	Damen	und	Herren,	eines	ist	klar	–	das	hat	die	heutige	
Debatte	 auch	 gezeigt	 –:	Es	 besteht	Änderungsbedarf.	Wir	
müssen	in	diesem	Bereich	handeln.	Ich	bin	sehr	dankbar	und	
froh,	dass	wir	offensichtlich	eine	große	Einigkeit	in	diesem	
Haus	erreichen	werden.	Ich	würde	mich	freuen,	wenn	Sie	die	
Landesregierung	auf	diesem	Weg	unterstützen.

Herzlichen	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Herr	 Staatssekretär,	
würden	Sie	noch	zwei	Zwischenfragen	zulassen,	bei	denen	es	
sich	jetzt	um	„Nachlassfragen“	handeln	würde?	–	Nein.	Gut,	
danke.	

(Zurufe	von	der	CDU,	u.	a.	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck:	
Nachlassfragen?)

–	Nach	der	Rede	eben.	Sie	meinen	Erbschaft.	Das	ist	etwas	
anderes,	Herr	Kollege.

Jetzt	kommt	noch	eine	Wortmeldung	von	Frau	Abg.	Wölfle.	

Abg. Sabine Wölfle	SPD:	Die	50	Sekunden	nutze	ich	noch.	
–	Herr	Haußmann,	wenn	ich	Sie	richtig	verstanden	habe,	un-
terstützen	Sie	das	Anliegen	nicht.	Ich	möchte	Sie	nur	darauf	
hinweisen,	dass	z.	B.	auch	Ihr	Außenminister	Guido	Wester-
welle	mit	seinem	Haus	die	Frauenquote	unterstützt	und	klar	
sagt:	Es	gibt	Wettbewerbsnachteile,	wenn	wir	da	keine	Rege-
lung	finden.	

Wenn	es	heißt,	dass	es	nicht	genügend	geeignete	Frauen	ge-
be,	kann	ich	Ihnen	auch	noch	eine	Zahl	nennen.	Seit	Septem-
ber	2011	erstellen	die	europäischen	Business	Schools	Listen	
von	geeigneten	Frauen.	Darauf	finden	sich	7	000	Frauen,	die	
geeignet	wären,	in	Aufsichtsräten	angesiedelt	zu	werden	und	
dort	zu	arbeiten.	Es	gibt	also	genügend	geeignete	Frauen.	Nur	
durch	eine	Quote	kommen	sie	dann	auch	in	diese	Gremien.	

Danke	schön.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD	und	der	Grünen)
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Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Liebe	Kolleginnen	und	
Kollegen,	mir	liegen	keine	weiteren	Wortmeldungen	vor.	

Wir	 kommen	 jetzt	 zur	 geschäftsordnungsmäßigen	Behand-
lung	des	Antrags	Drucksache	15/1510.	Zu	diesem	Antrag	liegt	
der	Änderungsantrag	der	Fraktion	GRÜNE	und	der	Fraktion	
der	 SPD,	Drucksache	 15/2453,	 vor,	 nach	 dem	der	Antrag	
Drucksache	15/1510	um	einen	Abschnitt	 II,	 der	 ein	Hand-
lungsersuchen	umfasst,	ergänzt	werden	soll.	

Ich	stelle	jetzt	diesen	Änderungsantrag	zur	Abstimmung.	Al-
lerdings	hatte	ich	vorhin	bemerkt,	dass	zwischen	den	Frakti-
onen	eine	Beschränkung	auf	die	DAX-Unternehmen	disku-
tiert	wird.	In	dem	Änderungsantrag	ist	bislang	formuliert:	

... für eine Annahme einer verbindlichen Geschlechter-
quote in Aufsichtsräten von Wirtschaftsunternehmen ein-
zusetzen. 

Das	geht	natürlich	sehr	viel	weiter;	dies	soll	jetzt	auf	die	30	
DAX-Unternehmen	reduziert	werden.	

(Abg.	Andreas	Schwarz	GRÜNE:	Ja,	genau!	Da	hat	
die	CDU	Zustimmung	signalisiert!	–	Abg.	Dr.	Diet-
rich	Birk	CDU:	Die	haben	nur	eine	Selbstverpflich-

tung!)

–	Gut.	Damit	stelle	ich	fest,	dass	die	Fraktion	der	CDU,	die	
Fraktion	GRÜNE	und	die	Fraktion	der	SPD	jetzt	folgenden	
Änderungsantrag	als	modifizierten	Antrag	stellen.	Am	Schluss	
dieses	Antrags	soll	die	Formulierung	lauten:

... in Aufsichtsräten von DAX-Unternehmen einzusetzen.

So	lautet	jetzt	der	Änderungsantrag	in	der	modifizierten	Fas-
sung.	Wer	dem	Änderungsantrag	 in	dieser	Fassung	zustim-
men	möchte,	möge	bitte	die	Hand	erheben.	–	Wer	ist	dage-
gen?	–	

(Oh-Rufe	von	den	Grünen	und	der	SPD)

Wer	enthält	sich?	–	Damit	ist	der	Änderungsantrag	mehrheit-
lich	angenommen	und	Tagesordnungspunkt	10	erledigt.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD)

Ich	rufe	Tagesordnungspunkt 11	auf:	

Große Anfrage der Fraktion der CDU und Antwort der 
Landesregierung – Ausgestaltung der Gemeinsamen EU-
Agrarpolitik nach 2013 für eine auch künftig erfolgreiche 
Landwirtschaft in Baden-Württemberg – Drucksache 
15/1468

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	das	Präsidium	hat	für	die	
Aussprache	eine	Redezeit	von	fünf	Minuten	je	Fraktion	fest-
gelegt,	wobei	gestaffelte	Redezeiten	gelten.	Für	das	Schluss-
wort	der	die	Große	Anfrage	stellenden	Fraktion	gilt	eine	Re-
dezeit	von	fünf	Minuten.	

Für	die	CDU-Fraktion	erteile	ich	Herrn	Abg.	Burger	das	Wort.	

Abg. Klaus Burger	CDU:	Sehr	verehrter	Herr	Landtagsprä-
sident,	 liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	werte	Damen	und	
Herren	auf	den	Zuhörerrängen!	Wenn	die	Menschheit	es	im	
Jahr	2050	schaffen	will,	zehn	Milliarden	Menschen	zu	ernäh-

ren	und	ihnen	zu	ermöglichen,	auf	einen	vernünftigen	Wohl-
stand	zu	kommen,	

(Unruhe)

dann	heißt	das	u.	a.,	dass	die	Ernährungssituation	von	Milli-
arden	Menschen	dramatisch	verbessert	werden	muss.	Hierzu	
brauchen	wir	jeden	Bauern	und	jeden	Quadratmeter	landwirt-
schaftlich	nutzbarer	Fläche.	

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	 des	Abg.	Dr.	 Friedrich	
Bullinger	FDP/DVP	–	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	

CDU:	Bravo!)

Dabei	ist	eine	Landesagrarpolitik	nicht	zukunftsfähig	und	so-
gar	 unredlich,	wenn	 sie	 versucht,	 durch	 eine	 vorgegebene,	
scheinbare	Extensivierung	Punkte	zu	sammeln,	während	real	
aber	bewirkt	wird,	dass	die	Betriebe	intensivieren.	

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	wenn	wir	heute	über	die	
Ausgestaltung	der	Gemeinsamen	Agrarpolitik	der	Europäi-
schen	Union	nach	2013	und	über	eine	auch	künftig	erfolgrei-
che	Landwirtschaft	 in	Baden-Württemberg	 sprechen,	 dann	
sollten	wir	uns	zunächst	einmal	bewusst	machen,	dass	mehr	
als	 die	Hälfte	 aller	Baden-Württemberger	 in	Dörfern	 und	
Kleinstädten	im	ländlichen	Raum	leben.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU)

Hier	sind	zahlreiche	Gewerbebetriebe	ansässig,	und	hier	sind	
unsere	Hauptsteuerzahler.	Dennoch	–	oder	gerade	deshalb	–	
sind	dort	auch	Natur-	und	Naherholungsräume	vorhanden.	

Ganz	wichtig	ist	mir	auch	die	Fragestellung:	Was	sind	über-
haupt	 die	Aufgaben	 der	Landwirtschaft	 in	 unserer	Gesell-
schaft?	Ich	will	nur	wenige	nennen:	wettbewerbsfähige	und	
umweltschonende	Erzeugung	qualitativ	hochwertiger	Lebens-
mittel,	nachhaltige	Nutzung	von	Rohstoffen,	artgerechte	Hal-
tung	von	Tieren,	Schutz	der	natürlichen	Ressourcen,	Erhal-
tung	der	Funktionsräume	des	ländlichen	Raums	und	–	immer	
noch	neu	–	die	Herausforderung,	einen	wesentlichen	Beitrag	
zur	Umsetzung	der	Energiewende	zu	leisten.	

Vor	diesem	Hintergrund	ist	es	in	Baden-Württemberg	60	Jah-
re	lang	gelungen,	dass	sich	landwirtschaftliche	Familienbe-
triebe	entwickeln	konnten,

(Abg.	Alfred	Winkler	SPD:	Na,	na!	–	Gegenruf	des	
Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Alfred,	das	ver-

stehst	du	nicht!)

nicht	nur	in	der	konventionellen,	sondern	auch	in	der	ökolo-
gischen	Landwirtschaft,	teils	mit	Einkommenskombinationen	
wie	etwa	über	die	Direktvermarktung	oder	„Ferien	auf	dem	
Bauernhof“.	

Auch	hier	war	es	der	CDU	wichtig,	Wahlfreiheit	zu	bieten,	
damit	sich	die	Menschen	dort	engagieren	konnten,	wo	sie	für	
sich	die	besten	Chancen	sahen.	Möglich	war	das	nur	durch	
den	Ausgleich	bestehender	naturbedingter	und	wirtschaftli-
cher	Nachteile.	Dies	erfolgte	über	die	EU-Förderung	aus	der	
ersten	Säule	durch	Direktzahlungen	und	der	 zweiten	Säule	
durch	die	Förderung	von	Investitionen	in	Umwelt-	und	Kli-
maschutzmaßnahmen.	

Damit	die	Landwirtschaft	in	Deutschland	und	in	Baden-Würt-
temberg	künftig	erfolgreich	sein	kann,	muss	es	zunächst	ein-
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mal	gelingen,	das	Budget	zu	sichern.	Da	hilft	es	nichts,	wenn	
Europaminister	Peter	Friedrich	bereits	im	Mai	dieses	Jahres	
bei	einer	Versammlung	in	Konstanz	verkündet,	die	EU-Sub-
ventionen	könnten	bei	den	Landwirten	durchaus	gekürzt	wer-
den.

(Abg.	Winfried	Mack	CDU:	Hört,	hört!	–	Abg.	Paul	
Locherer	CDU:	So,	so!	–	Zuruf	des	Abg.	Dr.	Fried-

rich	Bullinger	FDP/DVP)

Wenn	sich	auf	der	Nehmerseite	das	Land	bereits	so	äußert,	
dann	braucht	man	 sich	 nicht	 zu	wundern,	wenn	 eine	Um-
schichtung	zulasten	der	Landwirtschaft	durch	die	Geberseite,	
die	EU,	zu	befürchten	ist.	

Herr	Minister	Bonde,	wir	freuen	uns,	dass	wir	Sie	in	diesem	
Punkt	an	unserer	Seite	sehen.	

(Beifall	des	Abg.	Jürgen	Filius	GRÜNE)

Das	Land	Baden-Württemberg	hat	sich	bisher	in	seinen	viel-
fältigen	Landesprogrammen	pointiert	und	entschieden	enga-
giert:	Investitionen	in	landwirtschaftliche	Betriebe,	Hilfe	für	
Junglandwirte,	Flurneuordnung,	Verbesserung	der	Vermark-
tung,	Ausgleichszulage,	ELR,	 innovative	Maßnahmen	 für	
Frauen	 im	 ländlichen	Raum,	MEKA,	Naturschutz,	 Land-
schaftspflege,	Forstwirtschaft.

(Abg.	Peter	Hofelich	SPD:	Gut,	dass	man	ihm	das	al-
les	aufgeschrieben	hat!)

Mit	diesen	Programmen	wurden	im	Wege	der	Kofinanzierung	
von	der	EU	bereitgestellte	Gelder	abgegriffen,	Millionen	flos-
sen	in	unser	Land.

Mit	der	Neuausrichtung	der	EU-Agrarpolitik	nach	2013	sol-
len	nun	die	Direktzahlungen	aus	der	ersten	Säule	vom	Einhal-
ten	 zusätzlicher	 neuer	 Umweltschutzmaßnahmen	 –	 kurz:	
Greening	–	abhängig	gemacht	werden.	

An	dieser	Stelle	darf	ich	daran	erinnern,	dass	die	Landwirte	
bereits	heute	über	2	000	cross-compliance-wirksame	Verord-
nungen,	Auflagen	oder	Gesetze	erfüllen	müssen.	Hinter	dem	
politisch	stark	aufgeblähten	Begriff	„Greening“	verbirgt	sich	
u.	a.,	dass	den	Bauern	in	Deutschland	650	000	ha	aus	der	Nah-
rungsmittelerzeugung	genommen	werden.	

(Zuruf	der	Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU)

Auf	die	Anbaufläche	der	EU	hochgerechnet	ergäbe	das	sogar	
6	Millionen	ha,	was	30	Millionen	t	Getreide	entspricht.	In	An-
betracht	von	einer	Milliarde	hungernden	Menschen	auf	der	
Welt	und	der	Tatsache	einer	zunehmenden	Flächenknappheit	
durch	großen	Landverbrauch	 infolge	 immer	umfangreicher	
werdender	Ausgleichsmaßnahmen	sowie	im	Zuge	der	Umset-
zung	der	Energiewende	ist	das	nicht	zu	tolerieren.

Ganz	nebenbei	gesagt:	Greening	ist	nicht	neu	–	es	ist	eine	Er-
findung	von	Gerhard	Weiser	–

(Beifall	bei	der	CDU)

und	längst	in	den	Agrarumweltmaßnahmen	enthalten.	

Als	EU-Kommissar	Ciolos	vor	mehr	als	einem	Jahr	hier	in	
Stuttgart	war,	sagte	er,	dass	er	froh	wäre,	wenn	andere	EU-
Länder	so	weit	wären	wie	wir	hier	in	Baden-Württemberg.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU)

Aber	wenn	schon	Greening,	dann	wäre	es	klüger,	das	vor	al-
lem	über	die	dreigliedrige	Fruchtfolge	zu	erfüllen.	Dann	wä-
re	es	klüger,	das	Grünlanderhaltungsgebot	sinnvoll	weiterzu-
entwickeln.	Das	wäre	auf	jeden	Fall	besser	als	das	von	der	
Landesregierung	gegen	den	Willen	der	landwirtschaftlichen	
Betriebe	in	unserem	Land	in	Kraft	gesetzte	Grünlandumbruch-
verbot.

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP	–	Abg.	Peter	Hauk	CDU	zu	Grünen	und	SPD:	
Das	können	Sie	verbieten,	aber	beim	Alkohol	geht	es	

nicht!)

Dann	wäre	es	doch	klüger,	den	in	der	letzten	Sitzung	des	Aus-
schusses	für	Ländlichen	Raum	und	Verbraucherschutz	von	al-
len	Fraktionen	einstimmig	beschlossenen	Antrag	aus	den	Rei-
hen	der	CDU	umzusetzen.	Darin	wurde	eine	neue	Eiweißstra-
tegie	für	Baden-Württemberg	gefordert.	Diese	sieht	verbes-
serte	Züchtung,	Förderung	und	Anbau	von	Eiweißpflanzen,	
Leguminosen	und	Hülsenfrüchten	zur	Nutzung	für	Mensch	
und	Tier	vor.	Zwar	wäre	dies	nur	ein	kleiner	Beitrag,	aber	zu	
fordern,	diesen	Anbau	auf	ökologischen	Vorrangflächen	zu	er-
möglichen,	wäre	ein	wichtiger	erster	Schritt.	

Es	wäre	auch	klüger,	künftig	auf	GPS	zu	setzen.	GPS	bietet	
die	Chance,	etwas	Gutes	für	unsere	Böden	und	Pflanzen	zu	
tun.	Modernste	Technik	wird	hier	genutzt,	um	Pflanzen	ge-
zielt	vor	Krankheiten	und	Schädlingen	zu	schützen	oder	den	
Nährstoffbedarf	individuell	dem	Verbrauch	der	Pflanzen	im	
Wachstum	anzupassen.	

Das	alles	ist	allemal	besser	als	die	geplante,	einzelbetrieblich	
gerechnete	 siebenprozentige	Flächenstilllegung	–	 in	Klam-
mern:	ökologische	Vorranggebiete.	Die	CDU	setzt	hier	klar	
auf	Fortschritt,	nicht	auf	Stillstand.

(Beifall	bei	der	CDU)

Die	Stilllegungsauflagen	 träfen	 gerade	 die	 kleinteilige	 und	
mittlere	Landwirtschaft	 in	Baden-Württemberg,	 und	 zwar	
existenzbedrohend.	Wettbewerbsvorteile	hätten	die	Landwir-
te	mit	richtig	großen	Flächen,	aber	die	sind	nicht	hier	in	Ba-
den-Württemberg.

Abschließend	ist	es	mir	wichtig,	darzustellen,	dass	eine	gute	
Landesagrarpolitik	die	beste	Förderung	des	ländlichen	Raums	
ist.	Ich	weiß,	wovon	ich	rede.	Agrarpolitik	kommt	nicht	nur	
bei	 den	Landwirten	 und	 den	 bäuerlichen	Familien	 an.	 Sie	
greift	wesentlich	tiefer,	erreicht	alle	Menschen,	auch	diejeni-
gen,	welche	nicht	auf	dem	flachen	Land,	sondern	in	großen	
Städten	und	Ballungsräumen	zu	Hause	sind.	Eine	starke	Ag-
rarpolitik	fördert	die	Infrastruktur,	verbessert	den	Lebenswert	
für	alle	Bürgerinnen	und	Bürger	unseres	Landes,	und	ganz	ne-
benbei	erspart	sie	uns	hohe	Kosten	in	der	Gesundheitspolitik.

Ich	danke	Ihnen	für	die	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Zuruf:	Bra-
vo!)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch:	Für	die	Fraktion	GRÜ-
NE	erteile	ich	das	Wort	Herrn	Abg.	Hahn.
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Abg. Martin Hahn	GRÜNE:	Frau	Präsidentin,	meine	sehr	
verehrten	Damen	und	Herren,	liebe	Kolleginnen	und	Kolle-
gen!	Ich	möchte	mich	zunächst	bei	der	CDU	für	diese	um-
fangreiche	Große	Anfrage	bedanken,	

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Gern	geschehen!)

hinter	der	ein	Haufen	Arbeit	steckt	und	bei	der	auch	ein	Hau-
fen	Antworten	herausgekommen	sind.

Da	der	Stoff	geeignet	 ist,	mehrere	mehrtägige	Seminare	zu	
füllen,	war	ich	natürlich	gespannt,	was	nun	kommen	würde.	
Ich	war	jetzt	aber	doch	überrascht,	Herr	Burger,	dass	Sie	hier	
die	Rede	Ihres	vormaligen	Arbeitgebers	halten.

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Das	ist	ja	unglaub-
lich!)

Ich	hatte	eigentlich	damit	gerechnet,	dass	Sie	etwas	stärker	in	
die	Sache	einsteigen.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	–	Zuruf	von	
der	CDU)

Sie	haben	völlig	zu	Recht	festgestellt:	In	Baden-Württemberg	
gibt	es	20	000	Vollerwerbsbetriebe	und	25	000	Nebenerwerbs-
betriebe	–	übrigens	25	%	weniger	als	vor	zehn	Jahren.	Das	ist	
eine	traurige	Botschaft.	Sie	haben	sehr	zu	Recht	gesagt,	dass	
wir	jeden	Landwirt	brauchen.	Wir	kämpfen	um	jeden.	Es	sind	
25	%	weniger	geworden.	Das	kann	man	nicht	zwingend	als	
Erfolg	werten.

Aber	ich	denke,	es	gibt	einige	gute	Botschaften,	etwa	wenn	
man	die	Antwort	zu	Abschnitt	II	Ziffer	1	der	Großen	Anfrage	
anschaut,	wo	ganz	klar	die	betriebswirtschaftlichen	Ergebnis-
se	aufgelistet	sind.	Sie	sehen	dabei,	dass	für	das	Ergebnis	gar	
nicht	entscheidend	ist,	wie	groß	der	Betrieb	ist,	sondern	viel-
mehr,	was	die	Betriebsleiter	können.	

Für	die	Marktwirtschaftler	unter	uns	ist	es	sicherlich	proble-
matisch,	zu	sehen,	dass	die	flächenstarken	Betriebe	in	den	neu-
en	Bundesländern	bis	zu	120	%	ihres	Gewinns	bzw.	des	or-
dentlichen	Ergebnisses	aus	der	Flächenprämie	erwirtschaften	
und	das	eigentliche	Wirtschaften	dabei	praktisch	keine	Rolle	
mehr	spielt.	Das	ist	eine	ganz	schwierige	Situation	und	nicht	
sehr	zukunftweisend.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD)

Die	Bedeutung	der	Gemeinsamen	Agrarpolitik	ist	unumstrit-
ten.	Sie	ist	zukunftweisend	für	die	Betriebe,	zukunftweisend	
für	die	Ernährungssicherheit	 in	unserem	Land,	zukunftwei-
send	 für	 das,	was	 im	 ländlichen	Raum	passiert.	Denn	 ein	
schneller	Strukturwandel	im	ländlichen	Raum	würde	Verwer-
fungen	provozieren,	die	wir	nicht	dulden	können.

Aber	Sie	haben	den	Kern	angesprochen.	Es	geht	bei	der	Ge-
meinsamen	Agrarpolitik	im	Wesentlichen	darum,	den	Umfang	
zu	halten,	und	zwar	nicht	nur	in	der	ersten	Säule	der	Agrarpo-
litik,	 sondern	 für	 uns	 als	Landespolitiker	 vor	 allem	 in	 der	
zweiten	Säule	der	Agrarpolitik.	Unsere	Bauern	brauchen	die	
erste	Säule.	Wir	brauchen	die	zweite	Säule	für	das,	was	wir	
die	Gestaltung	unserer	ländlichen	Räume	nennen.	Um	Kon-
flikte	zu	vermeiden,	ist	es	aus	meiner	Sicht	mit	entscheidend,	
dass	in	der	Agrarpolitik	ein	Interessenausgleich	erfolgt.	Denn	
Fakt	ist,	dass	die	Landwirte	auf	der	einen	Seite	die	erste	Säu-

le	für	die	Sicherung	ihrer	Einkommen	brauchen,	dieses	Geld	
aber	auf	der	anderen	Seite	von	den	Verbrauchern,	von	der	Ge-
sellschaft	insgesamt	aufgebracht	werden	muss.	

Die	Gemeinsame	Agrarpolitik	verfolgt	diesen	Ausgleich	der	
Interessen	mit	dem	Ciolos-Vorschlag.	Deshalb	wird	er	von	
uns	unterstützt.	Denn	er	berücksichtigt	das	Bedürfnis	der	Ver-
braucher,	der	Menschen,	der	Gesellschaft	nach	gesunden	Le-
bensmitteln,	nach	intakten	ländlichen	Räumen	und	nach	einer	
nachhaltigen	Produktion.	Deswegen	fordert	er	von	den	Land-
wirten	einen	etwas	höheren	ökologischen	Anteil	ein.	Das	hal-
ten	wir	für	eine	richtige	Maßnahme.	Deshalb	haben	wir	dies	
in	der	gesamten	Zeit	unterstützt.

Ich	bin	enttäuscht,	dass	sich	die	gesamte	Debatte	zur	Gemein-
samen	Agrarpolitik	heute	lediglich	auf	das	sogenannte	Gree-
ning	konzentriert.	Denn	die	wesentlichen	Probleme	sind	ei-
gentlich	–	so	meine	ich	–	in	ganz	anderen	Bereichen	zu	su-
chen.	Wir	haben	in	Deutschland	noch	immer	sehr	unterschied-
liche	Subventionswerte	pro	Hektar.	Der	baden-württembergi-
sche	Bauer	bekommt	pro	Hektar	durchschnittlich	308	€,	der	
schleswig-holsteinische	350	€.	Ich	glaube,	für	uns	als	Lan-
desagrarpolitiker	gibt	es	beim	nationalen	Ausgleich,	bei	der	
nationalen	Nivellierung	noch	unheimlich	viel	Luft	nach	oben.	
Das	muss	eines	der	primären	Ziele	sein,	weil	dies	mehr	Geld	
in	unsere	Agrarwirtschaft	im	Land	spült.	Das	habe	ich	immer	
sehr	vermisst.	An	diesem	Punkt	stellen	wir	das	Greening	viel	
zu	sehr	in	den	Mittelpunkt	und	thematisieren	viel	zu	wenig	
die	einzelnen	Maßnahmen,	durch	die	wir	 in	unserer	Politik	
die	ländlichen	Räume	stützen	können.

Deswegen	meine	ich	auch,	dass	diese	Fixierung	auf	das	Gree-
ning	ein	großes	Problem	ist.	Wir	sollten	stattdessen	z.	B.	die	
Forderung	thematisieren,	die	5	%	aus	der	ersten	Säule	hinü-
berzunehmen.	Auch	das	ist	im	Vorschlag	der	Kommission	ent-
halten	und	würde	noch	mehr	Handlungsfreiheit	für	die	Län-
der	in	der	Agrarpolitik	bringen.	Das	sind	unsere	Themen	der	
Zukunft.	Ich	sage	es	einmal	so:	Für	95	%	der	Landwirte	ist	
das	Greening	tatsächlich	kein	Thema.

Was	die	gelebte	Praxis	betrifft,	so	hat	Ciolos	recht.	Das,	was	
Europa	von	uns	fordert,	ist	für	Baden-Württemberg	im	Kern	
Praxis.	Es	gibt	ein	paar	kleine	Ausnahmen.

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Bist	du	da	
dabei?)

–	Ich	würde	jetzt	zu	den	95	%	dazugehören.	Sie	daheim	viel-
leicht	auch;	aber	egal.

Im	Prinzip	müssen	wir	uns	zunächst	im	Klaren	sein,	dass	die-
ses	Greening	als	Thema	viel	zu	stark	aufgebauscht	 ist.	Wir	
brauchen	die	Kernthemen,	mit	denen	wir	in	den	nächsten	sie-
ben	Jahren	in	Baden-Württemberg	Agrarpolitik	gestalten	kön-
nen.	Dazu	gehört	die	Umnivellierung,	dazu	gehört	die	Ge-
meinsame	Marktordnung.	Kein	Wort	dazu,	wie	die	Nachfol-
gewirkung	bei	Milch,	bei	Wein	aussieht!	Das	sind	Themen,	
die	für	unser	Land	zentrale	Bedeutung	haben.

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Was	sind	
deine	Vorschläge?)

Wir	müssen	nachjustieren,	auch	auf	der	Agrarministerkonfe-
renz,	die	 jetzt	wieder	stattgefunden	hat.	Alle	Ansätze,	Herr	
Minister,	die	von	unserem	Land	gekommen	sind,	zur	Regu-
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lierung,	etwa	zur	Unterstützung	des	Milchmarkts,	wurden	ab-
gelehnt.

Ich	glaube,	wir	brauchen	diese	Ansätze,	wenn	wir	weiterhin	
diese	Form	von	Landschaft,	so	wie	Sie	und	wie	auch	wir	sie	
wollen,	für	unser	Land	sichern	möchten.	Deshalb	brauchen	
wir	diese	Zuspitzung	auf	die	wirklichen	agrarpolitischen	The-
men,	aber	was	wir	nicht	brauchen,	ist	Polemik.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD	
–	Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Was	ist	der	An-

satz	bei	der	Milch?)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch:	Für	die	SPD-Fraktion	er-
teile	ich	Herrn	Kollegen	Winkler	das	Wort.

Abg. Alfred Winkler	SPD:	Frau	Präsidentin,	meine	Damen	
und	Herren!	Der	Titel	der	Großen	Anfrage	spricht	von	einer	
„auch	künftig	erfolgreichen	Landwirtschaft“.	Es	steht	außer	
Frage:	Dieses	Ziel	verfolgen	bei	uns	beide	Seiten.	Aber	Land-
wirtschaft	–	erlauben	Sie	mir	diese	Vorbemerkung	–	ist	nicht	
davon	abhängig,	was	hier	im	Saal	oder	was	im	zuständigen	
Ministerium	in	Baden-Württemberg	passiert.	Erfolge	in	der	
Landwirtschaft	hängen	von	den	wirtschaftlichen	Rahmenbe-
dingungen,	von	der	EU	und	von	den	Weltmärkten	ab.	Das	sind	
die	entscheidenden	Faktoren;	wir	können	bei	manchen	Fak-
toren	Korrekturen	vornehmen.

Lieber	Kollege	Burger,	Sie	sind	ja	vom	Fach.	Deswegen	er-
laube	ich	mir,	Sie	zu	korrigieren.	Sie	haben	gesagt,	es	dürfe	
nicht	sein,	dass	die	Ausgleichsfläche	aus	den	Flächen	für	die	
Nahrungsmittelproduktion	entnommen	wird.	Sie	wissen,	dass	
es	nicht	so	ist.	Sie	wissen	es,	also	sollten	Sie	es	auch	nicht	be-
haupten.	Es	wird	nicht	besser,	wenn	Sie	es	behaupten.	Weil	
Sie	das	wissen,	korrigiere	ich	Sie:	Die	Ausgleichsfläche	ist	be-
wirtschaftbar	und	bleibt	Bestandteil	der	landwirtschaftlichen	
Produktionsfläche.	So	ist	das.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD	und	der	Grünen	
–	Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Es	kommt	dar-
auf	an,	welche	Ausgleichsflächen!	–	Abg.	Klaus	Bur-
ger	CDU:	Wir	wissen	noch	nicht,	was	da	reinkommt!	
Diese	Erfahrung	haben	wir	schon	oft	gemacht!)

–	Trotzdem;	das	wissen	Sie	genau.

Um	eines	noch	zu	sagen	–	auch	das	wissen	Sie	–:	Die	Vorgän-
ger	des	jetzigen	Landwirtschaftsministers	–	einer	sitzt	hinter	
Ihnen,	der	zweite	fehlt	gerade	–	haben	in	Baden-Württemberg	
echte	Ausgleichsflächen	geschaffen	und	in	Programme	umge-
setzt,	Ausgleichsflächen,	die	nicht	in	der	Produktion,	in	der	
Nahrungsmittelkette	waren.	Sie	haben	in	ihrer	Regierungszeit	
selbst	Flächen	aus	der	Nahrungsmittelproduktion	herausge-
nommen	und	in	Ausgleichsflächen	umgewandelt.

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Die	Flächenstill-
legung	war	vorgeschrieben!	Das	waren	EU-Vorga-

ben!)

Deswegen	korrigiere	ich	Ihre	Aussagen.

Meine	Damen	und	Herren,	die	landwirtschaftlichen	Struktu-
ren	in	Baden-Württemberg	sind	bekannt.	Ca.	27	%	der	Betrie-
be	haben	 in	den	 letzten	zehn	 Jahren	aufgehört.	Das	 ist	der	
Strukturwandel.	Ich	will	es	gleich	am	Anfang	einmal	sagen,	

wenn	gefragt	wird,	wohin	die	Reise	geht:	Die	Reise	hat	schon	
lange	begonnen,	und	sie	ist	noch	lange	nicht	am	Ziel.	Denn	
verbunden	mit	dem	Strukturwandel	ist	die	Vergrößerung	der	
Betriebe	von	durchschnittlich	24	auf	32	ha.	Der	durchschnitt-
liche	Haupterwerber	bewirtschaftet	über	50	ha.	Das	ist	immer	
noch	nur	halb	so	viel	wie	der	bundesweite	Durchschnitt.	Wir	
sind	also	noch	sehr	weit	entfernt	von	Strukturen,	wie	wir	sie	
im	Markt,	in	anderen	Ländern	finden.	Dieser	Übergang	durch	
den	Ausstieg	aus	dem	Nebenerwerb	und	die	damit	verbunde-
ne	Vergrößerung	der	Flächen	für	den	Haupterwerb	stellt	für	
die	Haupterwerbslandwirte	eine	Wachstumschance	dar.	Gleich-
zeitig	zeigen	sich	die	Auswirkungen	für	die	Nebenerwerbs-
landwirte,	die	diese	Größe	nicht	erreichen.

Kaum	ein	Bundesland	in	Deutschland	hat	so	unterschiedliche	
landwirtschaftliche	Regionen	wie	Baden-Württemberg.	Das	
Spektrum	reicht	vom	Odenwald	bis	an	den	Bodensee,	von	der	
Rheinebene	bis	hinunter	ins	Allgäu	oder	zum	Hohenlohischen.	
Die	Bedingungen	für	die	Landwirtschaft	sind	überall	unter-
schiedlich;	sie	sind	keinesfalls	so	gleichmäßig	günstig	wie	in	
den	landwirtschaftlichen	Regionen	in	den	nördlichen	Bundes-
ländern.	Deswegen	brauchen	wir	hier	eine	besondere	und	in-
dividuell	ausgerichtete	Landwirtschaftspolitik.

Wir	wissen,	dass	die	Einkommen	in	der	Landwirtschaft	in	den	
letzten	Jahren	sprunghaft	gestiegen	sind.	Lange	waren	die	Ge-
treidepreise	nicht	mehr	so	hoch	wie	zurzeit.	Während	sie	heu-
te	bei	26	bis	28	€	pro	Dezitonne	liegen,	betrugen	sie	vor	drei	
oder	vier	Jahren	noch	12	€	pro	Dezitonne.

(Abg.	Klaus	Burger	CDU:	Wegen	der	Trockenheit!	–	
Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	USA!	–	Zu-

ruf:	Russland!)

Die	Fleischpreise	haben	sich	gut	entwickelt.	Das	ist	natürlich	
eine	Folge	der	weltwirtschaftlichen	Entwicklung.	Insgesamt	
also	erlauben	die	Preise	ein	auskömmliches	Wirtschaften,	vor	
allem	bei	Fleisch	und	Getreide.	Das	ist	erfreulich.

Die	erste	Säule	war	immer	gedacht	–	das	ist	auch	heute	noch	
so	 –	 als	 direkter	Einkommensausgleich	 für	 die	Landwirte,	
während	die	zweite	Säule	auf	Programmen	beruht,	mit	denen	
die	ländlichen	Räume	direkt	oder	indirekt	gefördert	werden.	
Diese	Programme	kommen	nur	zu	einem	Teil	der	Landwirt-
schaft	zugute.	Die	zweite	Säule	kommt	der	gesamten	Gesell-
schaft	in	den	ländlichen	Räumen	zugute	und	damit	den	Land-
wirten	natürlich	indirekt	auch.	

Aber	die	Ablösung	der	Direktzahlungen	hat	dazu	geführt,	dass	
wir	 schon	 lange	keine	Butterberge,	keine	Fleischberge	und	
keine	Milchseen	haben,	die	uns	zusätzlich	Geld	gekostet	ha-
ben.	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP)

Dafür	 haben	wir	 heute	 die	 Flächenprämien.	Es	 gibt	 keine	
Überschüsse,	und	die	unternehmerischen	Entscheidungen	sind	
daran	ausgerichtet,	was	gebraucht	und	was	angebaut	wird.	Das	
ist	richtig.	

Aber	auch	diese	Form	beinhaltet	Verwerfungen.	Denn	dieses	
zusätzliche	Einkommen	für	die	Landwirte	war	gedacht,	um	
die	Differenz	zu	den	Weltmarktpreisen	auszugleichen.	Wenn	
jedoch	die	Getreide-	oder	Fleischpreise	hoch	sind,	dann	 ist	
dieser	Einkommensausgleich	nicht	erforderlich.
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Deswegen	gibt	es	auch	hier	Verwerfungen.	Es	gibt	landwirt-
schaftliche	Branchen,	in	denen	die	Preise	immer	noch	nied-
rig	sind,	und	es	gibt	jetzt	Bereiche,	in	denen	die	Zahlungen	
aus	der	ersten	Säule	nicht	mehr	den	Zweck	erfüllen,	für	den	
sie	gedacht	war,	nämlich	den	Einkommensausgleich.	

Deswegen	werden	wir	–	nicht	nur	wir,	sondern	alle	–	darüber	
nachdenken:	Ist	das	nötig,	und	warum	ist	das	nötig?	Wenn	in	
einer	Branche	gut	verdient	wird,	muss	man	nicht	zusätzlich	
etwas	zahlen;	das	weiß	jeder.	Trotzdem	wissen	wir,	dass	die	
Preise	auf	den	Märkten	wellenförmig	verlaufen;	sie	können	
hinauf-	und	in	einem	halben	Jahr	wieder	heruntergehen.	

(Abg.	Paul	Locherer	CDU:	So	ist	es!)

Bei	der	Milch	sehen	wir	es	auch.

Immerhin	hat	in	diesem	Frühjahr	der	ehemalige	Präsident	des	
Bauernverbands	davon	gesprochen,	dass	die	Landwirtschaft	
eine	gute	Perspektive	hat,	dass	die	Landwirtschaft	einen	Auf-
schwung	verzeichnet.	Die	Landwirtschaft	verzeichnet	bei	uns	
eine	messbare	Exportzunahme,	nämlich	von	18	%	auf	29	%	
in	weniger	als	zehn	Jahren.	Diese	Entwicklung	der	Landwirt-
schaft	in	Baden-Württemberg	hat	der	ehemalige	Präsident	des	
Bauernverbands	ebenfalls	prognostiziert	und	festgestellt.

(Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP:	Welcher?	–	
Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Es	gibt	viele	Ehe-
malige!	 –	Gegenruf	 des	Abg.	Georg	Nelius	 SPD:	

Sonnleitner!)

–	Sonnleitner,	danke.	–	Sie	bedeutet,	dass	wir	in	Baden-Würt-
temberg	bisher	eine	gute	Landwirtschaftspolitik	gemacht	ha-
ben.	Allerdings	konnte	nicht	verhindert	werden,	dass	Betrie-
be	aufgegeben	werden	mussten,	dass	ländliche	Räume	Prob-
leme	haben	und	dass	Landschaft	und	Natur	ärmer	geworden	
sind.	Das	haben	Sie	 nicht	 verhindert.	Aber	 immerhin	wird	
auch	diese	Landesregierung	alles	daransetzen,	dass	die	Land-
wirtschaft	in	Baden-Württemberg	ebenso	erfolgreich	wie	in	
der	Vergangenheit	weiterarbeiten	kann.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch:	Für	die	Fraktion	der	FDP/
DVP	erteile	ich	dem	Kollegen	Dr.	Bullinger	das	Wort.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger	FDP/DVP:	Frau	Präsidentin,	
meine	Damen	und	Herren!	Zunächst	einmal	möchte	ich	mich	
auch	im	Namen	aller	Agrarpolitiker	und	derjenigen,	die	sich	
mit	dem	ländlichen	Raum	beschäftigen,	bei	den	Anwesenden	
zu	bedanken.	Denn	es	ist	nicht	selbstverständlich,	nach	18:00	
Uhr	bei	dem	Thema	Landesagrarpolitik	noch	einen	voll	be-
setzten	Plenarsaal	zu	sehen.	Ich	finde,	das	ist	hervorragend.	
Das	habe	ich	schon	sehr	lange	nicht	mehr	erlebt.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	–	Abg.	Walter	Heiler	SPD:	
Es	war	auch	schon	lange	nicht	mehr	so	spät!)

Nachdem	meine	Vorredner	schon	sehr	viel	zur	Agrarpolitik	
gesagt	haben,	möchte	ich	ein	paar	andere	Akzente	setzen.	Wir	
sollten	ehrlich	sein,	meine	Damen	und	Herren.	Die	bisherige	
Debatte	hat	doch	gezeigt,	dass	die	Ausgestaltung	des	Wie	der	
zukünftigen	Agrarpolitik	nach	2013/2014	vor	allem	für	Ba-
den-Württemberg	noch	weitgehend	spekulativ	ist.

Wir	müssen	uns	darüber	im	Klaren	sein:	Für	uns	in	der	Lan-
desagrarpolitik	ist	der	Spielraum	sehr	begrenzt.	Denn	wir	sind	
innerhalb	eines	Rahmens	nur	sehr	begrenzt	in	der	Lage,	Din-
ge	zu	korrigieren,	die	uns	der	G-Gipfel,	GATT,	WTO	oder	
auch	die	neue	EU-Agrarpolitik	und	der	Bund	vorgeben.	

Trotzdem	gilt	wie	bisher	die	Forderung,	dass	Baden-Württem-
berg	als	eines	der	wirtschaftsstärksten	Bundesländer	den	Spiel-
raum,	den	man	uns	lässt,	weiterhin	zugunsten	der	heimischen	
Landwirtschaft	–	insbesondere	wenn	es	um	Kofinanzierungs-
programme	geht	–	voll	nutzen	muss.	Da	haben	Sie,	Herr	Mi-
nister,	sicherlich	das	Haus	hinter	sich.	Übrigens:	In	diesem	
Zusammenhang	viele	Grüße	an	Finanzminister	Schmid.

Jetzt	schon	über	die	Details	von	2014	zu	diskutieren	–	also	
über	Eier,	die	in	unser	landespolitisches	Nest	gelegt	werden	
–,	ohne	zu	wissen,	was	daraus	entschlüpft,	bedeutet	nichts	an-
deres,	als	eigentlich	im	Nebel	herumzustochern.	Solange	wir	
nicht	konkreter	wissen,	was	aus	dem	Greening	werden	soll,	
wie	viel	Geld	uns	zur	Verfügung	steht,	welche	Programme	
und	Freiräume	uns	die	EU	noch	lässt,	lohnt	es	sich	nicht,	zu	
viel	zu	spekulieren.

Wir	müssen	alles	dafür	tun,	dass	weiterhin	vor	allem	die	fi-
nanziellen	Möglichkeiten	vonseiten	der	EU	erhalten	bleiben.	
Da	sind	wir	eigentlich	guter	Dinge.	

(Abg.	Dr.	Markus	Rösler	GRÜNE:	Grüße	nach	Ber-
lin!)

Das	gilt	sowohl	für	die	erste	als	auch	für	die	zweite	Säule.	–	
Bitte?	

(Abg.	Dr.	Markus	Rösler	GRÜNE:	Grüße	nach	Ber-
lin!)

–	Da	kann	man	immer	Grüße	ausrichten,	beispielsweise	auch	
an	Frau	Künast,	die,	wenn	ich	es	richtig	weiß,	eigentlich	alle	
Direktzahlungen	abschaffen	möchte,	im	Gegensatz	zu	Ihnen,	
wenn	ich	das	richtig	vernommen	habe,	Herr	Minister.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Abg.	Paul	
Locherer	CDU:	So	ist	es!)

Allerdings	steht	unsere	Hoffnung	immer	auch	unter	dem	Haus-
haltsvorbehalt	–	das	Haushaltsrecht	ist	das	Königsrecht	–	des	
Europaparlaments.	Auch	auf	EU-Ebene,	meine	Damen	und	
Herren,	wird	im	Jahr	2014	ein	neues	Parlament	gewählt.	Die-
ses	wird	auch	darüber	entscheiden,	wie	viel	Geld	wir	zur	Ver-
fügung	und	welchen	Gestaltungsspielraum	wir	haben	werden.	

Meine	Damen	und	Herren,	umso	wichtiger	ist	es,	dass	wir	in	
der	Landesagrarpolitik	den	ländlichen	Raum	als	Ganzes	als	
Wirtschafts-	und	Erholungsraum	sowie	als	Garant	für	die	wirt-
schaftliche	Stabilität	des	ganzen	Landes	begreifen.	Begreifen	
muss	das	vor	allem	der	Finanz-	und	Wirtschaftsminister	Nils	
Schmid	von	der	SPD,	dem	es	angeblich	wurst	ist,	wenn	die	
Landschaften	verwildern	und	zuwachsen,	dem	die	Kulturland-
schaft	anscheinend	nichts	wert	ist	und	dem	es	ausweislich	sei-
ner	sehr	ehrlichen	und	überzeugenden,	weil	spontan	gemach-
ten	Ausführungen	egal	ist,	wenn	noch	mehr	Bauern	aufgeben	
müssen.	Lieber	Alfred	Winkler,	du	könntest	dir,	glaube	ich,	
viel	Sporen	verdienen,	indem	du	hier	etwas	Nachhilfeunter-
richt	gibst.	
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Meine	Damen	und	Herren,	die	Landwirtschaft	hat	eine	Schlüs-
selfunktion	zur	Lösung	vieler	Zukunftsaufgaben.	Dazu	zäh-
len	natürlich	die	Sicherung	der	Ernährung	–	wir	haben	es	ge-
hört	–,	die	Bereitstellung	erneuerbarer	Energien	und	die	Be-
wahrung	der	Natur.	Im	Hightechland	Baden-Württemberg	ist	
jeder	zehnte	Arbeitsplatz	im	vor-	und	nachgelagerten	Bereich	
mit	der	Landwirtschaft	verbunden.	Auch	die	Ernährungswirt-
schaft	in	Baden-Württemberg	wird	völlig	unterbewertet.	

Die	Kernaufgaben	der	Landwirtschaft	sind	nur	mit	einer	leis-
tungsfähigen	Landwirtschaft	mit	möglichst	allen	Facetten,	ei-
ner	Landwirtschaft,	die	bei	uns	im	Land	vor	allem	durch	die	
Vielfalt	und	den	direkten	Absatz	sowie	die	Wirtschaftskraft	
und	Kaufkraft	der	Bürgerinnen	und	Bürger	eine	Riesenchan-
ce	hat,	zu	erfüllen.	Das	gilt	gerade	auch	in	der	Zukunft.	Ziel	
muss	es	auch	sein,	die	Erfolge	unserer	heimischen	Landwirt-
schaft	auf	den	anderen	Teilmärkten	zu	unterstützen.	

Ich	will	eine	EU-Agrarpolitik,	eine	nationale	und	eine	Lan-
despolitik,	die	nicht	den	Rückwärtsgang	einlegen,	sondern	ein	
nachhaltiges,	 gesundes	 und	grünes	Wachstum	ermöglichen	
und	dabei	vor	allem	Wettbewerbsfähigkeit	und	Ressourcen-
schutz	als	beide	Seiten	der	Medaille	sehen.	

Die	Vorschläge	der	EU-Kommission	sind	ebenso	wie	die	An-
sätze	der	Landesagrarpolitik	in	dieser	Richtung	noch	ungenü-
gend.	Landwirtschaftspolitik	ist	eben	mehr	als	Bauernpolitik,	
und	sie	muss	wie	bisher	erfolgreich	für	den	ganzen	ländlichen	
Raum	betrieben	werden.	

Meine	Damen	und	Herren,	die	Erhöhung	der	Grunderwerb-
steuer,	die	neue	Bildungspolitik,	die	Polizeireform,	die	Ver-
kehrs-	und	Infrastrukturpolitik,	die	geringe	Wertschätzung	der	
Leistungen	 unserer	Landwirtschaft	 durch	 den	Finanz-	 und	
Wirtschaftsminister	 sind	 Politiken	 gegen	 den	 ländlichen	
Raum.	Damit	muss	aufgehört	werden,	da	muss	gegengesteu-
ert	werden,	egal,	was	in	Brüssel	letztendlich	entschieden	wird.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU)

Meine	sehr	geehrten	Damen	und	Herren,	der	ländliche	Raum	
muss	im	Blickfeld	der	Landespolitik	bleiben.	Der	ländliche	
Raum	ist	mehr	als	eine	Ausgleichsfläche	für	Naturschutz.	Er	
ist	auch	mehr	als	ein	künstlich	zu	erstellender	Nationalpark	
oder	Ähnliches.	Der	ländliche	Raum	ist	vielmehr	für	unseren	
Wirtschaftsstandort	insgesamt	von	großer	Bedeutung	und	sehr	
wertvoll.	

(Zuruf	des	Abg.	Reinhold	Pix	GRÜNE)

Verkehrs-	und	Infrastrukturpolitik,	Bildungspolitik	sowie	ei-
ne	Politik	im	Interesse	entsprechender	Arbeitsplätze,	das	sind	
die	Themen,	die	wir	im	Rahmen	unserer	Möglichkeiten	be-
gleiten	müssen.	

Die	neue	EU-Agrarpolitik	und	die	Landesagrarpolitik	müssen	
dafür	sorgen,	dass	es	zu	einer	Stärkung	der	Eigenverantwor-
tung	statt	einer	Bevormundung	kommt,	dass	vor	allem	keine	
Flächenstilllegungen	erfolgen,	dass	es	zukünftig	weniger	Bü-
rokratie	statt	immer	mehr	Auflagen	gibt,	dass	es	mehr	Bera-
tung	statt	Agrarpolizei	gibt,	dass	es	zu	Marktöffnungen	statt	
Abschottungen	kommt	und	dass	bei	allen	Entscheidungen	die	
Fachlichkeit	 und	nicht	 die	 Ideologie	 im	Vordergrund	 steht.	
Konkret	heißt	das:	Sachverstand	vor	grün-roter	Ideologie.	

Vielen	Dank.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch:	Für	die	Landesregierung	
erteile	ich	dem	Minister	für	Ländlichen	Raum	und	Verbrau-
cherschutz	Bonde	das	Wort.	

(Minister	Alexander	Bonde	trinkt	am	Rednerpult	ei-
nen	Schluck	Wasser.	–	Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	
CDU:	Kommen	und	trinken,	das	haben	wir	gern!)

Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Alexander Bonde:	 Frau	Präsidentin,	meine	 sehr	 verehrten	
Damen	und	Herren!	Auch	von	mir	herzlichen	Dank	an	die	
CDU-Fraktion	für	diese	Große	Anfrage,	weil	sie	noch	einmal	
Gelegenheit	bietet,	ein	paar	sehr	grundsätzliche	Fragen	zu	be-
antworten,	die	wir	uns	zu	Recht	momentan	gemeinsam	stel-
len.	

Wir	sind	in	einer	kritischen	Phase	der	europäischen	Agrarpo-
litik,	in	der	in	den	nächsten	Wochen	und	Monaten	ganz	ent-
scheidende	Weichenstellungen	in	Brüssel	vorgenommen	wer-
den.

Ich	will	eines	vorweg	sagen:	Die	entscheidendste	Weichen-
stellung,	die	ansteht,	 ist	das	Treffen	der	Staats-	und	Regie-
rungschefs	am	22.	November,	auf	dem	die	Frage	des	Umfangs	
des	europäischen	Budgets	diskutiert	und	entschieden	wird.	Ich	
will	da	schon	eines	sagen:	Die	aktuelle	Verhandlungsposition	
der	Bundesregierung	und	des	Bundesaußenministers,	der	im-
mer	noch	Guido	Westerwelle	heißt	–	die	wenigsten	erinnern	
sich	noch	an	ihn,	aber	er	ist	im	Amt	–	–

(Heiterkeit	und	Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	
–	Zuruf	des	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP)

Er	ist	derjenige,	der	in	Brüssel	keine	Gelegenheit	auslässt,	die	
Einsparungen,	 die	 die	 Bundesregierung	 im	 europäischen	
Haushalt	einfordert,	in	den	Bereich	der	Agrarpolitik	zu	legen.

Ich	sage	Ihnen	ganz	offen:	Es	macht	mir	keinen	großen	Mut,	
wenn	ich	auf	der	Agrarministerkonferenz	im	Kloster	Schön-
tal	erlebe,	dass	die	Bundesministerin,	die	jetzt	nach	Bayern	
zurückwechselt,	bevor	die	Auswirkungen	des	europäischen	
Beschlusses	in	ihrem	Arbeitsbereich	sichtbar	werden,	mit	der	
eigenen	Verhandlungsposition	im	Hinblick	auf	das	europäi-
sche	Budget	offenkundig	völlig	isoliert	dasteht.	

Also	halten	wir	 einmal	 an	dieser	Stelle	 fest:	Die	Verhand-
lungsposition	der	Bundesregierung	ist	besorgniserregend.	Das	
sage	nicht	nur	ich;	das	war	die	Auffassung	von	allen	16	Lan-
desministern	mit	Zuständigkeit	in	diesem	Bereich,	und	zwar	
quer	über	alle	Parteizugehörigkeiten.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Zuruf:	So	ist	
es!	–	Glocke	der	Präsidentin)

In	welcher	Situation	sind	wir	da?	Die	Bundesregierung	möch-
te	weniger	–	–

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch:	Herr	Minister,	gestatten	
Sie	eine	Zwischenfrage?

Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Alexander Bonde:	Ich	würde	gern	den	Bogen	fertig	schla-
gen.	

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch:	Zum	Schluss	dann.
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Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Alexander Bonde:	Wir	erleben	also	die	Verhandlungspositi-
on	der	Bundesregierung,	die	gemeinsam	mit	anderen	Ländern	
für	eine	Absenkung	des	Volumens	des	EU-Agrarhaushalts	auf	
1	%	des	BNP	eintritt.	Diese	Position	kann	man	ja	vertreten.	
Sie	bedeutet	aber	eine	deutliche	Einsparung	im	europäischen	
Budget,	nämlich	eine	Kürzung	in	der	Größenordnung	von	140	
Milliarden	€	im	Vergleich	zum	Kommissionsentwurf.	Die	Ver-
handlungsposition	verändert	sich	gerade	auf	100	Milliarden	€	
Einsparungen.	Aber	uns	beschäftigt	heute	die	Diskussion	über	
die	Frage,	wo	diese	Einsparung	landet.

Wir	haben	zwei	große	Blöcke	im	europäischen	Haushalt:	Das	
eine	 ist	der	Agrarbereich	mit	einem	Anteil	von	bisher	 rund	
40	%	des	Haushalts	–	er	sinkt	jetzt	auf	35	%	–,	und	der	zwei-
te	große	Bereich	ist	die	Regionalförderung	in	ähnlicher	Grö-
ßenordnung.	Das	heißt,	der	entscheidende	Punkt	ist	jetzt	–	da-
rüber	müssen	wir	einmal	offen	reden	–:	Wenn	alles	das,	was	
wir	hier	gemeinsam	zu	Recht	an	Anforderungen	an	die	euro-
päische	Agrarpolitik	formulieren,	noch	finanziert	werden	soll,	
dann	muss	man	einmal	überlegen:	Kann	dies	noch	geleistet	
werden,	auch	wenn	uns	nur	eine	10-prozentige	Kürzung,	wie	
sie	die	Bundesregierung	gerade	verhandelt,	 trifft?	Und	was	
heißt	es	eigentlich,	wenn	Anteile	aus	anderen	Bereichen	noch	
in	die	großen	Blöcke	hineinwirken?	Das	ist	die	Ausgangsla-
ge,	von	der	wir	im	Moment	sprechen.	

Vor	dieser	Ausgangslage,	vor	dem	Hintergrund	dieser	Situa-
tion,	dass	wir	alle	wissen,	dass	der	Haushaltsdruck	in	Europa	
groß	 bleibt,	 hat	 der	EU-Kommissar	Ciolos	 –	 übrigens	 ein	
Konservativer;	er	gehört	einer	CDU-Schwesterpartei	in	Ru-
mänien	und	damit	der	EVP	an	–	einen	Plan	für	eine	Neuauf-
stellung	der	europäischen	Agrarpolitik	entwickelt,	ausgehend	
von	der	Analyse,	dass	die	gesellschaftliche	Bereitschaft,	so	
viel	Geld	in	den	Agrarbereich	zu	investieren,	mit	einer	neuen	
Legitimation	unterlegt	werden	muss,	nämlich	mit	der	 Idee,	
dass	 diese	Zahlungen	 an	 öffentliche	Leistungen	 gekoppelt	
werden	müssen,	beispielsweise	an	einen	Mehrwert	in	der	Fra-
ge	Naturschutz,	an	einen	Mehrwert	in	der	Frage	Klimaschutz	
und	anderes.	Das	nennt	er	„Greening“.	

Wenn	der	konservative	Kommissar	davon	ausgeht,	dass	die	
europäischen	Zahlungen	gesellschaftlich	und	bei	 ihm	ganz	
konkret	im	Europaparlament,	seinem	Haushaltsgesetzgeber,	
nur	noch	mit	dieser	neuen	Ausrichtung	legitimiert	und	begrün-
det	werden	können,	dann,	finde	ich,	müssen	wir	einmal	ge-
meinsam	miteinander	 anfangen	nachzudenken.	Vor	 diesem	
Hintergrund	wundert	es	mich,	dass	manche	jetzt	in	Deutsch-
land	eine	Debatte	führen,	die	sich	an	der	Frage	angeblicher	
Flächenstilllegungen	festmacht.

Ciolos	–	wie	gesagt,	ein	Konservativer,	nicht	Mitglied	meiner	
Parteienfamilie	–	verfolgt	das	sogenannte	Greening,	also	ei-
ne	Ökologisierung	der	ersten	Säule,	der	Direktzahlungen,	mit	
einer	Kopplung	von	30	%	der	Zahlungen	an	drei	Kriterien,	
nämlich	an	ein	Grünlandumbruchverbot,	an	einen	Anteil	der	
ökologischen	Vorrangflächen	von	7	%	und	an	eine	Fruchtfol-
geregelung.	Er	geht	davon	aus,	dass	man	damit	sozusagen	die	
Legitimation	schafft,	die	man	braucht,	um	den	Umfang	der	
Zahlungen	auf	einem	Niveau	zu	halten,	das	wir	brauchen,	um	
über	die	erste	Säule	unsere	Betriebe	finanziell	 auszustatten	
und	über	die	zweite	Säule	das	erfolgreich	weiterzumachen,	
was	wir	schon	bisher	tun,	nämlich	Agrarumweltmaßnahmen,	
Investitionsförderung,	aber	auch	Weiterentwicklung	des	länd-

lichen	Raums	über	die	Landwirtschaft	im	engeren	Sinn	hin-
aus.

Die	Debatte	 dazu	 in	 den	Bauernverbänden	 kann	 ich	 nicht	
nachvollziehen.	Die	Europäische	Kommission	hat	–	übrigens	
auch	beim	Landesbauerntag	in	Fellbach,	bei	dem	Herr	Häus-
ler,	der	Kabinettschef	von	Herrn	Ciolos,	anwesend	war	–	im-
mer	wieder	erklärt,	sie	wolle	keine	Stilllegung	auf	diesen	7	%	
ökologischen	Vorrangflächen.	

(Zuruf:	Genau!)

Sie	will	keine	Stilllegung,	sondern	es	geht	darum,	hinsicht-
lich	 des	Natur-	 und	Artenschutzes,	 über	 den	wir	 hier	 auch	
schon	oft	diskutiert	haben,	die	Möglichkeit	zu	schaffen,	eine	
ökologisch	wertvolle	Bewirtschaftung	dieser	Flächen	vorzu-
nehmen.

Ich	finde	deshalb,	wir	müssen	an	dieser	Stelle	aufhören,	dau-
ernd	über	Stilllegungen	zu	diskutieren,	die	niemand	will.	Ich	
muss	Ihnen	sagen:	Mir	ist	es	inzwischen	peinlich,	dass	ich	als	
grüner	Agrarminister	in	Brüssel	von	hochrangigen	Konserva-
tiven,	von	aus	Ihrer	Gruppe	stammenden	Spitzenbeamten	dau-
ernd	gefragt	werde:	„Was	ist	eigentlich	los?	Warum	wird	ei-
gentlich	in	Deutschland	und	in	Baden-Württemberg	dauernd	
über	einen	Plan	diskutiert,	den	hier	in	Brüssel	niemand	hat?“

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Wenn	wir	als	Deutsche	erfolgreich	sein	wollen,	müssen	wir	
uns	auf	den	Stand	der	europäischen	Debatte	begeben	und	über	
das	diskutieren,	was	wirklich	 in	Brüssel	Sachstand	 ist,	und	
dürfen	wir	hier	nicht	gegen	eine	Reform	polemisieren,	zu	der	
die	Aussagen	des	Kommissars	und	seiner	Mannschaft	eindeu-
tig	sind.	

Ich	bin	übrigens	froh,	dass	wir	es	auf	der	Agrarministerkon-
ferenz	geschafft	 haben,	 eine	 gemeinsame	Position	 aller	 16	
Bundesländer	hinzubekommen,	und	zwar	ein	gemeinsames	
Bekenntnis	von	Rot	über	Grün	bis	Schwarz.	Die	gemeinsame	
Position	ist:	Wir	unterstützen	das	Greening,	das	die	EU-Kom-
mission	 vorgelegt	 hat.	Wir	 nehmen	die	Kommission	 beim	
Wort,	 dass	 es	 nicht	 um	Flächenstilllegungen	geht,	 sondern	
dass	wir	mit	der	Anrechnung	von	Agrarumweltmaßnahmen,	
aber	auch	der	Eiweißstrategie	und	Ähnlichem	eine	sinnvolle	
Ausgestaltung	der	angesprochenen	Flächen	finden.	

Es	gibt	Punkte,	die	mit	der	Kommission	auszuhandeln	sind.	
Darum	ringen	wir	gemeinsam.	Aber	es	hilft	uns	da	überhaupt	
nicht,	wenn	wir	hier	 eine	Scheindebatte	über	Stilllegungen	
und	Ähnliches	führen.	Dies	hat	einzig	die	Auswirkung,	dass	
wir	die	Legitimation	der	Agrarzahlungen	untergraben,	dass	
wir	den	Eindruck	erwecken,	hier	gehe	es	nur	darum,	ein	altes	
System	und	althergebrachte	Pfründe	zu	verteidigen.	Mit	die-
ser	Position	werden	wir	im	Rahmen	dieser	Haushaltsberatun-
gen	im	Europäischen	Parlament	Schiffbruch	erleiden.	

Ich	bitte	Sie:	Lassen	Sie	uns	genau	an	dieser	Stelle	die	Dis-
kussion	 über	Agrarfinanzierungen	 führen,	 genau	 an	 dieser	
Stelle	darüber	reden,	welche	Unterstützungen	für	welche	ge-
sellschaftlichen	Leistungen	unsere	Landwirte	brauchen.	Denn	
das	ist	unsere	einzige	Chance,	die	Zahlungen	zu	erhalten,	die	
wir	brauchen,	um	bei	einer	Struktur	wie	hier	in	Baden-Würt-
temberg	Landschaftspflege	und	viele	andere	wichtige	gesell-
schaftlichen	Leistungen,	die	vielfach	nicht	über	den	Markt-
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preis	der	Produkte	zu	erwirtschaften	sind,	dauerhaft	zu	erbrin-
gen.	

Diese	Frage	wird	auf	europäischer	Ebene	entschieden	wer-
den.	Den	Wegfall	von	Mitteln	der	Europäischen	Union	wer-
den	wir	niemals	hier	im	Land	kompensieren	können.	Alle	16	
Landesminister	sind	sich	einig,	dass	der	Bund	hier	in	erheb-
licher	Verantwortung	 steht.	Wenn	die	Bundeskanzlerin	 uns	
Mittel	bei	der	zweiten	Säule	nimmt,	dann	sind	wir	der	Auf-
fassung,	dass	sie	in	der	Pflicht	ist,	bei	der	Gemeinschaftsauf-
gabe	„Verbesserung	der	Agrarstruktur	und	des	Küstenschut-
zes“	auch	Kompensationen	vorzunehmen.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Aber	es	war	schon	spannend,	zu	sehen,	dass	zum	Antrag	des	
Freistaats	Bayern	die	gerade	in	diesen	Freistaat	zurückwech-
selnde	Bundesministerin	nicht	besonders	viel	Positives	zu	sa-
gen	hatte.	

Ich	sage	Ihnen	offen:	Das	sind	die	Debatten,	die	wir	eigent-
lich	führen	müssten,	wenn	wir	unsere	Politik	hier	erfolgreich	
weiterführen	wollen.	Wir	werden	im	Land	mögliche	Kürzun-
gen	 in	Europa	nicht	 kompensieren	können.	Aber	mit	 einer	
Strategie	der	Angriffe	auf	Ciolos	schwächen	wir	seine	Hand-
lungsposition.	Wenn	wir	die	Ökologisierung	der	europäischen	
Landwirtschaftspolitik	angreifen,	schwächen	wir	die	Positi-
on.	Das	ist	das,	was	unseren	Landwirten	zum	Schluss	wirk-
lich	Schaden	zufügt.	

Deshalb,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren,	bitte	ich	
Sie	–	Parteipolitik	hin	oder	her	–:	Wenn	wir	es	mit	der	Land-
wirtschaft	ernst	meinen,	dann	müssen	wir	gemeinsam	dafür	
kämpfen,	dass	das	Greening	kommt,	dass	es	anwendungsori-
entiert	ist	und	zur	Struktur	in	unserem	Land	passt.	Es	ist	die	
einzige	Chance,	die	wir	haben,	die	notwendigen	Mittel	auf	
EU-Ebene	auch	wirklich	weiter	absichern	zu	können.	

Herzlichen	Dank.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch:	Herr	Abg.	Burger	 hat	
noch	zwei	Minuten	Redezeit.	Diese	möchte	er	gern	nutzen.	–	
Bitte,	Herr	Kollege.	

Abg. Klaus Burger	CDU:	Frau	Präsidentin,	meine	sehr	ver-
ehrten	Damen	und	Herren!	Herzlichen	Dank,	dass	ich	noch	
einmal	zu	Wort	komme.	Ich	mache	es	im	Schnelldurchgang.	

Zunächst	einmal	möchte	ich	darauf	hinweisen,	dass	ich	mei-
ne	Reden	selbst	schreibe.	Dazu	stehe	ich.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	der	CDU	und	der	FDP/
DVP)

Dann	ein	ganz	klares	Bekenntnis:	Milchbauern	sind	mir	wich-
tig.	Milchbauern	erhalten	uns	unser	Grünland,	unsere	Kultur-

landschaft.	In	den	vergangenen	Jahrzehnten	haben	wir	aber	
erfahren,	dass	die	Quote	nur	Geld	kostet,	keinen	Preis	sichert	
und	den	Landwirten	nicht	weiterhilft.	Das	müssen	wir	berück-
sichtigen.

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Friedrich	Bullinger	FDP/DVP)

Nun	zum	Punkt	Greening.	Ich	habe	sehr	wohl	aufgezeigt,	in-
wieweit	wir	beim	Greening	mitgehen	können.

(Abg.	Paul	Locherer	CDU:	So	ist	es!)

Ich	möchte	aber	daran	erinnern,	dass	uns	immer	noch	nicht	
klar	auf	dem	Tisch	liegt,	was	in	dieses	Greening	mit	einbezo-
gen	werden	soll.	Wir	wären	wesentlich	ruhiger,	wenn	wir	dies	
wüssten.	Ich	möchte	daran	erinnern,	dass	wir	mit	den	soge-
nannten	ökologischen	Vorranggebieten	 in	Deutschland	eine	
andere	Situation	haben.	Viele	Biotope	nach	§	24	a	des	Natur-
schutzgesetzes,	Raine,	Steinriegel	und	Randstreifen	sind	nicht	
im	Besitz	der	Landwirte,	sondern	diese	gehören	oftmals	den	
Gemeinden,	den	Städten.	Ob	wir	diese	anrechnen	können,	da-
zu	bekomme	ich	momentan	keine	Signale	aus	Brüssel.	

Außerdem	haben	wir	schlechte	Erfahrungen	gemacht.	Als	die	
Regelungen	zu	den	FFH-Gebieten	geschaffen	worden	sind,	
hat	man	diese	mit	dem	Mantel	über	das	Land	gelegt	und	ge-
sagt:	„Das	ist	nicht	schlimm.	Ihr	könnt	da	wirtschaften,	und	
das	 ist	gar	nicht	schlimm.“	Jetzt	 in	der	Folge	sehen	unsere	
Landwirte,	dass	sie	halt	doch	nicht	mehr	alles	machen	kön-
nen.	

Ich	möchte	schließen	mit	einem	positiven	Signal.	Herr	Minis-
ter	Bonde,	beim	Kampf	um	das	Budget	–	das	ist	energisch	von	
Ihnen	vorgetragen	worden	–	sind	wir	beieinander.	Wir	haben	
sehr	viele	Schnittmengen,	wie	wir	heute	gesehen	haben.	

Danke	schön.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Brigitte Lösch:	Meine	Damen	und	Her-
ren,	mir	liegen	keine	weiteren	Wortmeldungen	vor.

(Oh-Rufe)

–	Außer,	es	meldet	sich	noch	jemand	spontan.	Das	ist	offen-
sichtlich	nicht	der	Fall.	

Damit	ist	die	Große	Anfrage	der	Fraktion	der	CDU	bespro-
chen	und	Tagesordnungspunkt	11	erledigt.	

Meine	Damen	und	Herren,	damit	sind	wir	am	Ende	der	heu-
tigen	Tagesordnung	angelangt.	Wir	 sehen	uns	morgen	 früh	
wieder.	

Die	nächste	Sitzung	findet	am	Donnerstag,	11.	Oktober	2012,	
um	9:30	Uhr	statt.	

Ich	danke	Ihnen	ganz	herzlich	und	schließe	die	Sitzung.

Schluss: 18:27 Uhr


